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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

V o r s i t z e n d e :  Präsident Dr. Hurdes, Zwei­
ter Präsident Böhm, Dritter Präsident Doktor 
Gorbach. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö ffn e t. 
Die stenographischen Pr o t o k o l l e  der 

60. Sitzung vom 25. Juni und der 61. Sitzung 
vom 26. Juni 1958 sind in der Kanzlei auf­
gelegen, unbeanständet geblieben und gelten 
daher als g e n e h m i g t. 

Kr a n k  gemeldet ist der Abgeordnete Ing. 
Kortschak. 

E n t s c h u l d i g t  haben sich die Abgeordneten 
Machunze, Scheibenreif, Dr. Toneie, Lackner, 
Exler, Schürer und Honner. 

Seit der letzten Haussitzung sind elf A n­
fr a g e  b e an t w o r t u n g e n  eingelangt, die den 
Anfragestellern z u g  e g a n g e n  sind. In 
der Kanzlei liegt ein Verzeichnis der beant­
worteten Anfragen auf, woraus Näheres er­
sehen werden kann. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (495 der 
Beilagen): Bundesgesetz, mit dem die öffent­
lich-rechtliche Bankanstalt "Girozentrale der 
Österreichischen Sparkassen" aufgelöst und 
im Zusammenhang damit stehende Bestim­
mungen getroffen werden (506 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s or dn u n g  
ein und. gelangen zum 1 .  Punkt : Bundes-

gesetz, mit dem die öffentlich-rechtliche Bank­
anstalt "Girozentrale der Österreichischen Spar. 
kassen" aufgelöst und im Zusammenhang 
damit stehende Bestimmungen getroffen wer­
den. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Walther Weißmann. Ich bitte um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Walther Weißmann: 
Hohes Haus ! Die "Girozentrale der Öster­
reichischen Sparkassen" ist die zentrale Bank­
unternehmung der' österreichischen Spar­
kassen, . . .  (Rufe: Lautsprecher !) 

Präsident: Was heißt "Lautsprecher" ? Der 
Lautsprecher ist eingeschaltet. Wenn Sie 
rufen, dann müssen Sie rufen : Der Herr Ab­
geordnete soll lauter sprechen! 

Berichterstatter Dr. Walther Weißmann 
(fortsetzend) : ... bei der diese auf Grund 
der Satzung ihre Liquiditätsreserven und 
auf Grund des Nationalbankgesetzes 1 955 
die ihnen vorgeschriebenen Mindesteinlagen 
zu unterhalten und ihre Bankveranlagungen 
durchzuführen haben. Daß die Einrichtung 
einer solchen Girozentrale für die öster­
reichischen Sparkass�n notwendig ist, steht 
außer Zweifel. 

Die Rechtsform jedoch, in der diese Giro­
zentrale derzeit besteht, stellt eine dem öster­
reichischen Rechtssystem fremde Gestaltung 
dar. Dies ist damit zu erklären, daß die 
Aktieng'esellschaft, die im Jahre 1937 als 
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"Girovereinigung der Sparkassen" gegründet 
worden war, im Jahre 1939 durch den da­
maligen Reichswirtschaftsminister aufgelöst 
und an ihrer Stelle mit derselben Zweck­
widmung eine öffentlich-rechtliche Bankanstalt 
errichtet wurde, die in dieser Form heute 
noch besteht. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht nun­
mehr die Auflösung der Girozentrale in ihrer 
gegenwärtigen Rechtsform vor. Sie soll wieder 
die Rechtsform einer Aktiengesellschaft er­
halten. Bereits am 18. Dezember 1 957 haben 
die im Geschäftsführenden Ausschuß der 
öffentlich-rechtlichen Bankanstalt vertretenen 
Sparkassen die Gründung der neuen Insti­
tution unter dem Namen "Girozentrale der 
österreichischen Sparkassen Aktiengesell­
schaft" vollzogen. 

Von Wichtigkeit ist hiebei auch, daß die 
,bisher als öffentlich-rechtliche Bankanstalt 
bestehende Girozentrale auf Grund des Re­
konstruktionsgesetzes vom 8. September 1955 
eine bedeutende Rekonstruktionsforderung gel­
tend gemacht hat, einer Zuerkennung derselben 
aber die bisherige Rechtsform der Girozentrale 
hindernd im Wege stand. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Auf­
lösung der öffentlich-rechtlichen Bankanstalt 
"Girozentrale der Österreichischen Sparkassen" 
soll nicht früher eintreten, als bis die neu­
gegründete Aktiengesellschaft über das zu 
ihrem Betrieb notwendige Aktienkapital von 
mindestens 100 Millionen Schilling und über 
das Vermögen der öffentlich-rechtlichen Bank­
anstalt nach durchgeführter Rekonstruktion 
verfügen kann. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
in Rede stehende Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung vom 2. Juli 1958 der Vorberatung 
unterzogen. In der Debatte sprachen außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 
Neugebauer, Horn, Kysela, Holoubek, Holz­
feind, Dr. Gredler und der Bundesminister 
für Finanzen Dr. Kamitz. Die Regierungs­
vorlage wurde unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den A n t r a g, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (495 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bitte, General- und Spezialdebatte in 
einem abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
Wird dagegen ein Einwand erhoben 1 -
Dies ist nicht der Fall. Wir gehen daher in 
die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich, und zwar 
als Gegenredner, der Herr Abgeordnete Ernst 
Fischer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Ernst Fischer: Meine Damen 
und Herren ! Es war einmal Mode, in Zeitungen 
und Zeitschriften sogenannte Vexierbilder zu 
veröffentlichen. (Abg. A lte n b urge r : Da sind 
Sie das beste 1) Das waren Bilder, die irgend 
etwas Belangloses darstellten, idyllische Land­
schaften, Wohnstuben und dergleichen, doch 
dem Betrachter wurde die Frage gestellt: 
Wo ist der Hund 1 Und wenn man das Bild 
hin- und herdrehte und einen verborgenen 
Zusammenhang der Linien suchte, entdeckte 
man plötzlich diesen auf den ersten Blick 
unsichtbaren Hund. (Abg. Mit t ere r: Er 
redet vom Parteikongreß der KP 1) 

Der Gesetzentwurf, der uns heute vorgelegt 
wird mit einem lächerlich knappen Bericht 
des Herrn Berichterstatters, ist ein solches 
Vexierbild. Er spricht von der Girozentrale 
der Österreichischen Spar kassen, von ihrer 
Auflösung und Rekonstruktion, als gehe es 
nur um eine gesetzliche Formalität. Doch 
dieser Gesetzentwurf drängt die Frage auf: 
Wo ist der Haselgru ber, wo ist der Polcar 1 

Daß diese Frage nicht direkt, nicht un­
mittelbar gestellt wird, daß man dem Parla­
ment zumutet, sich mit einem Vexierbild abzu­
finden, gehört zu den Methoden, die das parla­
mentarische Leben in Österreich unterbinden. 
Es ist zur Gewohnheit geworden, gerade jene 
Fragen, die leidenschaftliche Diskussionen in 
der gesamten Öffentlichkeit hervorrufen, ent­
weder gar nicht ins Parlament zu bringen und 
dadurch die Stellungsnahme der Volksvertre­
tung auszuschalten, oder sie nur durch eine 
Hintertür, sorgfältig verkleidet und zurecht­
frisiert, in dieses Haus hereinzulassen. 

Wenn man uns erwidert, in der Debatte 
über die Girozentrale haben die Parteien j a  
die Möglichkeit, ihre Auffassungen darzulegen, 
dann muß man zunächst feststellen: Das 
allein genügt nicht! Wenn die Regierung 
nicht genötigt wäre, die Zustimmung des 
Parlaments zur Rekonstruktion der Giro­
zentrale einzuholen, dann hätte es hier in der 
höchsten Instanz des österreichischen Volkes 
keinerlei Debatte über Ereignisse und Zu­
stände gegeben, von denen jeder Mensch in 
Österreich spricht und die zu überprüfen 
und zu überwinden unabweisbare Pflicht der 
Volksvertretung ist. 

Es geht dabei nicht darum, in gerichtliche 
Untersuchungen einzugreifen, sondern darum, 
daß es das gemeinsame Interesse aller Abge­
ordneten sein müßte, einer erschreckenden 
Korruption Einhalt zu gebieten und die 
Demokratie vor innerer Zersetzung zu be­
wahren. Wir hätten daher erwartet, daß die 
Regierung dem Parlament ausführlich Bericht 
erstattet, daß sie Konsequenzen zieht und 
Maßnahmen gegen die Verluderung des öffent-
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lichen Lebens vorschlägt. Wir können nur 
bedauern, daß nichts dergleichen geschieht, 
daß zwar eine Debatte nicht zu verhindern war, 
doch wirkungsvolle Schlußfolgerungen offen­
kundig nicht geplant sind. 

Es ist vielleicht zu pathetisch, in diesem Zu­
sammenhang an das Wort zu erinnern : "Wenn 
der Purpur fällt, muß auch der Herzog nach ! " 
Denn die skandalösen Gestalten, mit denen 
wir es hier zu tun haben, stammen aus der 
Atmosphäre einer Nestroy-Posse und nicht 
aus dem Bereich einer republikanischen Tra­
gödie wie "Fiesko" . Doch der gesamte Skandal 
ist weit über das Ausmaß einer solchen Posse 
hinausgewachsen, und wenn wir an die ewige 
Wiederkehr von Korruptionsaffären denken, 
in die Politiker der stärksten Regierungspartei 
verwickelt waren, an die Affären Krauland, 
Tressler, Völkl, Transfines, Haselgruber, und 
wenn wir daran denken, daß mehr als 1000 Ar­
beiter durch gewissenlose Spekulanten in 
ihrer Existanz bedroht sind, ist die ernsteste 
und leidenschaftlichste Anklage gerechtfertigt.  
(Abg. Krippne r :  Die USIA haben Sie ver­
gessen !) 

Man präsentiert uns einen Gesetzentwurf, 
durch den ein Mantel fällt, der alte Mantel 
der Girozentrale. Und was weiter, meine 
Damen und Herren? Wir soilen beschließen, 
der Girozentrale einen neuen Mantel anzu­
messen, und damit, glauben Sie, hat der 
Gesetzgeber seine Schuldigkeit getan. Wir 
sind der Auffassung, weit mehr, das ganze 
Volk ist der Auffassung, daß nicht nur ein 
Mantel fallen muß, sondern ihm nach muß ein 
System, die zum System gewordene politische 
Korruption. 

Immerhin verdient auch der Mantelwechsel, 
die Rekonstruktion der Girozentrale, unsere 
Aufmerksamkeit. Wir erfahren aus dem Ge­
setzentwurf, daß die Girozentrale der Öster­
reichischen Sparkassen bisher eine öffentlich­
rechtliche Anstalt war, daß sie der Kontrolle 
des Finanzministers unterstand (Zwischenruf 
des A bg .  Den g l e r) ,  daß der Finanzminister 
ein entscheidendes Wort zu sprechen hatte 
und daß es Aufgabe des Rechnungshofes ge­
wesen wäre, die Gebarung der Girozentrale 
zu überprüfen. Man hat uns in der letzten 
Sitzung des Parlamentes einen Bericht des 
Rechnungshofes über die VÖEST vorgelegt. 
Ein rechtzeitiger Bericht über die Girozentrale 
wäre nützlicher und aufschlußreicher gewesen. 
Offenkundig gab es gewichtige Kräfte, denen 
jede Einschau in die Transaktionen der Giro­
zentrale unerwünscht war und die es auch 
verstanden haben, eine solche notwendige 
Überprüfung abzuwenden. 

Die Girozentrale hat mit Geldern der 
Sparkassen, also zum großen Teil mit 
Einlagen kleiner Sparer, gearbeitet und 

wäre daher zu besonderer Vorsicht ver­
pflichtet gewesen. Wenn in einem Bericht 
an den Ministerrat gesagt wird, es hätte 
den Aufgaben der Girozentrale wider­
sprochen, sie als mündelsichere Anstalt im 
wörtlichen Sinne zu führen, so wird auch 
damit der besondere Charakter der Anstalt 
anerkannt. Mündelsicher nicht im wörtlichen 
Sinne, das heißt doch, in irgendeinem Sinne 
ist auf die Mündelsicherheit Rücksicht zu 
nehmen. Das Geld der kleinen Leute darf 
nicht leichtfertig, nicht in verwegenen Trans­
aktionen aufs Spiel gesetzt werden. Und wenn 
man weiter im Regulativ der Girozentrale 
liest: "Bei Privatausleihungen sind die für die 
Sparkassen geltenden Grundsätze sinngemäß 
anzuwenden, soweit sich nicht aus den nach­
stehenden Richtlinien etwas anderes ergibt. 
Der Mittelstandskredit ist besonders zu pfle­
gen.", wenn man diese Bestimmungen liest 
und an den typischen "Mittelständler" Hasel­
gruber denkt, dann muß man sagen : Die lei­
tenden Männer der Girozentrale haben die 
ihnen gezogenen Grenzen gewissenlos über­
schritten und nicht als Treuhänder der ihnen 
anvertrauten Gelder, sondern als kapitalistische 
Abenteurer gehandelt. Man kommt auch nicht 
darüber hinweg, daß gemäß der abgeänderten 
Satzung vom Jahre 1947 die staatliche Auf­
sicht über die Girozentrale das Bundesmini­
sterium für Finanzen führt und alle Zuständig­
keiten des ehemaligen Reichtswirtschaftsmini­
steriums auf das Bundesministerium für Fi­
nanzen übergingen. 

Durch das neue Gesetz wird die Girozentrale 
in eine privatrechtliehe Aktiengesellschaft um­
gewandelt. Doch dieses Gesetz ist äußerst un­
durchsichtig. Man findet in ihm kein Wort über 
die Auf teilung der Anteile unter den Spar­
kassen, vielleicht sogar über die Sparkassen 
hinaus, über die Möglichkeit, in die neue 
Aktiengesellschaft durch entsprechende Aktien 
kapitalistische Kräfte einzubeziehen, über die 
Zusammensetzung der leitenden Körperschaf­
ten. Nichts von alledem, sondern nur die 
Bestimmung, die weiterhin dem Finanz mini­
sterium die Aufsicht über die neue Aktien­
gesellschaft überträgt. 

Eine privatrechtliehe Aktiengesellschaft mit 
weitgehenden Rechten und Möglichkeiten wird 
konstituiert.  Es fehlt jedoch jede Sicherung, 
daß ausschließlich die Sparkassen entschei­
denden Einfluß auf die Gebarung der Aktien­
gesellschaft haben, wobei gegen ein Aufsichts­
recht nichts einzuwenden ist. Doch dieses Auf­
sichtsrecht in mindestens gleichem Ausmaß 
hat es auch bisher gegeben, ohne daß dadurch 
abenteuerliche Transaktionen unter bunden 
wurden. Auch bisher trägt der Finanzminister 
die volle Verantwortung für die Gebarung der 
Girozentrale, also auch für die beispiellose 
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Verschleuderung von Sparkassengeldern an 
den robusten Glücksritter Haselgruber! (Zwi­
schenrufe bei der O VP. - Abg. K ri pp n e r: 
Wie war es bei d er USIA?) 

Ich habe nicht die Absicht, auf alle Einzel­
heiten dieser unsauberen und beunruhigenden 
Affäre einzugehen. Sie sind der Öffentlichkeit 
bekannt, bedürfen allerdings noch mancher 
KlarsteIlung. ( Weitere Zwischenruf e bei der 
Ö VP.j Ich weiß, daß Ihnen die Sache mehr 
als unangenehm ist, ich kann Ihre nervösen 
Zwischenrufe sehr gut verstehen, denn Ihre 
Partei steckt tief im Sumpf dieser abscheulichen 
Korruption! (Abg. K rippne r: Beim USIA­
Sumpf haben Sie nichts geredet !) An dem USIA­
Sumpf, wie Sie es nennen, waren Sie auch 
gern mitbeteiligt, Herr Kollege (lebhafte Hei­
terkeit bei SPO und Ö V  P), und Sie sollten 
vorsichtig sein, an diese Dinge zu erinnern! 
Sprechen wir von Ihren neuen Korruptions­
affären! 

Es ist bekannt, daß die Girozentrale dem 
unersättlichen Haselgruber an die 250 Milli­
onen Schilling zugeschanzt hat, also Kredite, 
von denen ein durchschnittlicher Österreicher 
nicht zu träumen wagt, Beträge, zu denen man 
nur gelangen kann, wenn man ein ausge­
wählter Liebling der Volkspartei ist, jener 
Partei, die den kleinen Leuten immer Spar­
samkeit und Genügsamkeit predigt. 

Es ist bekannt, daß der erste Kredit an 
Haselgruber im Jahre 1953 ohne Befragung 
des Geschäftsführenden Ausschusses gewährt 
wurde, als Sonderaktion des Generaldirektors 
Benedikt. Dieser Kredit betrug 4,900.000 S, 
da sich der Generaldirektor für ermächtigt 
hielt, Kredite unter 5 Millionen ohne vorherige 
Befragung des Ausschusses zu gewähren . 
Der Ausschuß hat dieser Kreditgewährung 
mi.chträglich zugestimmt. Es ist ferner be­
kannt, daß dieser erste Kredit immer neue, 
immer größere Kredite nach sich zog, daß hier 
ein Stein ins Rollen kam, der eine Lawine 
zum Ergebnis hatte, daß die Herren der 
Girozentrale sich nicht anders verhielten als 
Roulettespieler : zunächst ein bescheidener 
Einsatz, dann Verdoppelung, Verdreifachung, 
Verzehnfachung, in der Hoffnung, schließlich 
doch zu gewinnen, wobei sie freilich nicht das 
eigene, sondern fremdes Geld riskierten. Es ist 
schließlich bekannt, daß der Verwaltungsrat 
sogar noch am 29. Mai dieses Jahres, als 
das Fiasko Haselgrubers schon offenkundig 
war, einen Überbrückungskredit von 12 Milli­
onen Schilling beschloß, der dann allerdings 
nicht mehr ausgezahlt wurde. 

So schlimm das alles ist, diese leichtfertige, 
verantwortungslose Begünstigung eines aben­
teuerlichen Unternehmers - es hat sich noch 
viel Schlimmeres zugetragen. Entscheidend 

ist die Frage: Wer hat dem Haselgru ber den 
Weg gebahnt � Wer hat ihm die Kassen der 
Girozentrale geöffnet? 

Die Zeitschrift der Unternehmer "Die 
Industrie" hat sehr deutlich gesagt - ich 
zitiere wörtlich -: "Haselgruber verstand es, 
maßgebende Personen und Institutionen des 
öffentlichen Lebens in einem solchen Maß zu 
korrumpieren, daß schließlich sogar eines 
der größten Geldinstitute des Landes, ob 
genötigt oder nicht, ihm seine Kassen öffnete 
und sich gemeinsam mit ihm in das denkbar 
riskanteste industrielle Abenteuer stürzte. " 

Sogar die Zeitschrift der Industriellen hält 
es also für sehr wahrscheinlich, daß die Giro­
zentrale von ebenso maßgebenden wie 
korrumpierten Personen des öffentlichen Le. 
bens genötigt wurde, das industrielle Aben­
teuer des Haselgru ber zu finanzieren. 

Wenn diese Zeitschrift nun versucht, von 
Haselgruber abzurücken und ihn als unsau­
beren Emporkömmling dem sonst so sauberen 
Kapital gegenüberzustellen, muß man daran 
erinnern, daß dieselbe Zeitschrift noch vor 
kurzer Zeit einen Leitartikel desselben Hasel­
gruber veröffentlicht hat und daß vor kurzer 
Zeit noch derselbe Haselgruber als Ver­
körperung beispielgebender Unternehmer­
initiative galt. Das alte und sozusagen solide 
Kapital unterscheidet sich von dem jungen 
und flegelhaften eben nur dadurch, daß es 
alt ist und geerbt hat, was die Haselgruber 
vergangener Zeiten mit Methoden seiner Art 
zusammenrafften. Kapital ist nirgends und 
niemals unbefleckt zur Welt gekommen. 

Haselgruber ist der Typus des rücksichts­
losen und nicht von des Gedankens Blässe 
angekränkelten Em porkömmlings.  Warum 
aber hat man ihn, obwohl man sehr genau 
wußte, wer er war und ist, auf jede Weise 
gefördert, mit allen Mitteln unterstützt � Der 
eine Grund war offenkundig, daß einflußreiche 
Männer der V ollrspartei daran interessiert 
waren, gegen die verstaatlichte eine private 
Stahlindustrie aufzubauen, daß aus ihrer 
Feindschaft gegen die Verstaatlichung ihre 
Sympathie für den draufgängerischen Hasel­
gruber hervorging. Und wenn die Volkspartei 
jetzt so krampfhaft bemüht ist, Vorgänge 
in der VÖEST demagogisch aufzubauschen, 
so nicht nur deshalb, um von der eigenen 
Korruption abzulenken und den Koalitions· 
partner zu treffen, sondern auch, um die 
verstaatlichte Industrie nach dem totalen 
Zusammenbruch der Unternehmerinitiative in 
der privaten Stahlindustrie in Mißkredit zu 
bringen. 

Der Wunsch, auf Biegen und Brechen einen 
Sektor der Privatwirtschaft in der Stahl· 
industrie aufzurichten und seine Überlegenheit 
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zu demonstrieren, hat gewiß dazu beigetragen, 
daß man die Firma Haselgruber groß gefüttert 
hat. Diese sozusagen grundsätzlichen Er­
wägungen waren jedoch nicht ausschlag­
gebend, sondern ausschlaggebend waren die 
Provisionen, die Haselgruber der Volkspartei 
zu zahlen bereit war. Und hier beginnt der 
eigentliche, der empörende Skandal, dessen 
Tragweite man auch in der Volkspartei nicht 
unterschätzen sollte. 

Haselgruber hat der Volkspartei Geldbeträge 
in der Gesamthöhe von 22,472.000 S über­
wiesen - nicht als Darlehen, wie man jetzt 
behauptet, sondern als Provisionen laut spezi­
ellem Übereinkommen. In der Gewinn- und 
Verlustrechnung der Firma Haselgruber für 
das Geschäftsjahr 1955 heißt es unter dem 
Titel Provisionen: "Landesparteileitung der 
ÖVP für Vermittlung von Geschäften laut 
speziellem Übereinkommen 2,400.000 S". Es 
ist geradezu lächerlich, wenn man jetzt von 
einer irrtümlichen Eintragung spricht, wenn 
man uns vortäuschen will, ein Darlehen sei 
versehentlich als Provision gebucht worden. 
Ist die präzise Angabe "für Vermittlung von 
Geschäften laut speziellem Übereinkommen" 
vielleicht auch nur ein Irrtum? Hat vielleicht 
nur die Phantasie einer Stenotypistin diesen 
unzweideutigen Satz produziert? 

Und wenn man nun so zimperlich tut und 
Provisionen in Darlehen umtauft, glauben 
Sie denn, daß dadurch alles korrekt und sauber 
wird? Aus welchen Mitteln konnte Herr 
Haselgruber, der selber nur von Darlehen 
lebte, einer politischen Partei Darlehen ge­
währen? Hätte die Wiener Volkspartei nichts 
anderes als Darlehen gewollt, warum hat sie 
solche Darlehen nicht bei einem Geldinstitut 
aufgenommen? Wozu brauchte sie den Hasel­
gruber, der die Girozentrale anzapfte, um 
dann von der Volkspartei angezapft zu werden? 
Und seit wann sind Darlehen an die Bedingung 
gebunden, dem Kreditgeber Geschäfte zu 
vermitteln, noch dazu, wenn der Geschäftsver­
mittler ein Regierungspolitiker ist? 

Man kommt um die Tatsache nicht herum, 
daß Politiker einfach bestochen wurden, daß 
sie für Geld bereit waren, ihre politische Macht 
zu mißbrauchen, um dem Geldgeber wirt­
scha,ftliche Vorteile zuzuschanzen. Der Miß­
brauch der Macht ging so weit, daß Hasel­
gruber nicht nur jederzeit in die Kasse der 
Girozentrale greifen konnte, sondern daß ihm 
auch das Finanzministerium Schützenhilfe 
leistete. 

In der Steuererklärung, in der die Pro­
vision an die Wiener Volkspartei eingetragen 
ist, findet man den Vermerk: "Im Monat 
September 1957 wird an die Finanzlandes­
direktion ein spezieller Erlaß vom Bundes-

ministerium für Finanzen darüber ergehen, 
daß diese Beträge abzugsfähig sind. Eine 
frühere Verlautbarung dieses Erlasses ist 
wegen Urlaub der bezüglichen Herren nicht 
möglich." 

Aus dieser Notiz geht einwandfrei hervor, 
daß das Finanzministerium nicht nur bereit 
war, die Provisionen, die Haselgruber der 
Volkspartei zahlte, für steuerfrei zu erklären, 
sondern auch, daß Haselgruber den Erlaß 
schon vorher kannte, daß er wußte, wann 
er an die Finanzlandesdirektion ergehen sollte, 
daß er nur "wegen Urlaub der bezüglichen 
Herren" noch nicht verlautbart sei. Das 
Parlament hat das Recht, zu erfahren, wer 
die "bezüglichen Herren" sind, auf wessen 
Weisung der skandalöse Erlaß fabriziert und 
dem Haselgruber zur Kenntnis gebracht wurde 
und auf welche Weise, auf Grund welcher 
Interventionen und Vereinbarungen er zu­
standekam! 

Alles an dieser Affäre widerspricht dem 
primitivsten Gebot der Anständigkeit, der 
Sauberkeit. Daß man Provisionen an eine 
Regierungspartei für Vermittlung von Ge­
schäften nicht nur gutheißt, sondern obendrein 
von der Steuer befreit, daß man dies durch 
einen speziellen Erlaß bekräftigt, daß man 
den Herrn mit der bestechenden Brieftasche 
und den allerdings nicht bestechenden Manieren 
vorher davon verständigt, das alles kann 
man schwer mit taktvollem Stillschweigen 
übergehen. Den Arbeitern und Angestellten 
wird die Steuer vom Lohn und Gehalt ab­
gezogen, die kleinen Gewerbetreibenden zittern 
vor dem Steuerexekutor , aber wenn man 
Politikern Bestechungsgelder gibt, werden diese 
Bestechungsgelder von der Steuer abgeschrie­
ben. 

Wir fordern daher den Finanzminister auf, 
zu diesem Skandal Stellung zu nehmen, 
dem Parlament Rede und Antwort zu stehen! 

Ein Menschentyp, der sich durch Rück­
sichtslosigkeit, Skrupellosigkeit und moralische 
Unbedenklichkeit im Wirtschaftsie ben erfolg­
reich durchsetzt - so charakterisiert die Zeit­
schrift der Industriellen (Zwischenrufe bei der 
ÖVP) den Unternehmer von St. Andrä­
Wördern, und diese Zeitschrift fügt hinzu: 
"Auch im politischen Leben begannen sich 
solche Naturen da und dort anzusiedeln, 
und bald spannen sich zwischen beiden Be­
reichen intime Fäden zu beider materiellem 
Vorteil." 

In der Tat, der Typus Haselgruber in 
der Wirtschaft findet sein Gegenstück im 
Typus Polcar in der Politik. (Abg. Den gler: 
Haselgruber war der richtige USIA- TypU8 !) 
Immer wieder, wenn eine Korruptionsaffäre 
wenigstens teilweise sichtbar wird, wenn sich 

62. Sitzung NR VIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)6 von 91

www.parlament.gv.at



Nationalrat VIII. GP. - 62. Sitzung am 9. Juli 1958 2799 

der schwarze Vorhang wenigstens teilweise 
öffnet, sieht man auf der Bühne den Abge­
ordneten Polcar, bevor es ihm gelingt, hinter 
den Kulissen zu verschwinden. Da gab es 
zunächst den Transfines-Skandal. Aus den 
damals veröffentlichten Dokumenten ging ein­
wandfrei hervor, daß die Wiener Volkspartei, 
an deren Spitze der Abgeordnete Polcar 
stand, für die Vermittlung von Handels­
geschäften Provisionen nahm. Schon damals 
erfuhr man, daß Polcar und seine Kollegen 
Vermittler für alles und jedes sind, für Groß­
tankstellen an der Autobahn, für den Kauf 
und Verkauf von Objekten aus der Masse 
des ehemaligen deutschen Eigentums, für 
Einschaltung in aus- und inländische Geschäfte. 
Gegen Provision an die Wiener Volkspartei 
öffneten sich die Türen der staatlichen Macht 
im Bereich des Wirtschaftslebens. Polcar 
nahm, und der Staat zahlte. 

Obwohl dies alles bekannt wurde, hat sich 
die Volkspartei hinter Polcar gestellt, ihm 
ihr Vertrauen ausgesprochen und ihn als 
Wiener Obmann bestätigt. Man wolle, so 
sagte man damals, auf diesen "schneidigen 
Kämpfer gegen den Marxismus" nicht ver­
zichten. Und Polcar hat "schneidig" weiter­
gekämpft und "schneidig" weitere Provisionen 
einkassiert. 

Dann kam der bisher größte Skandal, 
die Haselgruberei, und wieder stand Polcar 
im Mittelpunkt. Diesmal war Polcar 
als Wiener Obmann nicht mehr zu halten, 
doch nach wie vor ist er Abgeordneter zum 
Nationalrat, und nach wie vor bescheinigt 
ihm die Volkspartei seine Integrität, die 
Reinheit seines Charakters und seiner Trans­
aktionen. Er habe doch, so sagt man, nicht 
für die eigene Tasche, sondern nur für seine 
Partei Geld genommen und sich dafür zu 
geschäftlichen Gegenleistungen verpflichtet. 

Ja, meine Damen und Herren, fühlt man 
denn nicht die Absurdität, die Unmoral 
einer solchen Argumentation � Niemand hat 
Polcar vorgeworfen, daß er sich persönlich 
an seinen Provisionsgeschäften bereichere, aber 
das Schlimme, das Unerträgliche besteht 
doch gerade darin, daß sich die stärkste 
Regierungspartei auf solche Weise finanziert, 
daß sie ihre Macht im Staate mißbraucht, 
um gegen Provisionen Begünstigungen zu 
gewähren! 

Gewiß, die Volkspartei vertritt die Interessen 
des Kapitals, und das Kapital ist daher 
bereit, sie finanziell zu unterstützen. Auch 
solche finanzielle Zuwendungen, die sich durch 
politische Maßnahmen zugunsten des Kapitals 
bezahlt machen, sind äußerst fragwürdig. 
Aber der letzte Rest von politischer Moral 
wird preisgegeben, wenn eine Regierungs-

partei einzelnen Staatsbürgern gegen Provision 
Geschäfte vermittelt, wenn man den Einfluß 
auf den Staat verkauft wie jede andere Ware, 
wenn Politiker den Staat zu ihrer Privat­
firma machen und dem Meistbietenden Meist­
begünstigungen gewähren, wenn also die Partei­
spende zur Bestechung wird! Es ist schlimm 
genug, wenn sich ein einzelner Politiker 
bestechen läßt, doch weitaus ärger ist ein 
System der Bestechlichkeit, ist die Methode, 
daß eine Regierungspartei Provisionen nimmt 
und sich dafür durch Mittel revanchiert, 
die keineswegs ihr, sondern der Gesamtheit 
gehören! Und wenn man einem Politiker, 
der dieses verwerf liche System verkörpert, 
seine Integrität bescheinigt, dann ist zu 
befürchten, daß sich nichts ändern wird. 

Wenn das, was Polcar getan hat, nicht 
als unehrenhaft gilt, dann wird es schließlich 
nur als ungeschickt gelten, und die Schluß­
folgerung wird sein, auf geschicktere Art 
Methoden der Korruption anzuwenden. Und 
leider ist es so, daß dadurch das Vertrauen 
vieler Menschen zur Demokratie untergraben 
wird, obwohl die Korruption in den Reihen 
der Volkspartei nichts mit Demokratie zu 
tun hat, sondern mit dem Wesen, den Auf­
fassungen des Kapitals zusammenhängt: Alles 
ist Geschäft! Warum nicht auch Politik � 

Es wäre zu wünschen, daß die demo­
kratischen Kräfte in der Volkspartei dieses 
abscheuliche Spiel nicht mitspielen und dem 
an Fliegerei so lebhaft interessierten Polcar 
zum Hinausflug aus dem Parlament, aus 
der Politik verhelfen. 

Meine Damen und Herren! Durch den 
Fall Haselgruber tritt das Problem der poli­
tischen Korruption in den Vordergrund, aber 
wir sollten nicht vergessen, daß es auch um 
anderes geht: um das Schicksal der Arbeiter 
von St. Andrä-Wördern! Wir sehen im 
Vordergrund die Machinationen wirtschaft­
licher und politischer Abtenteurer, die schmut­
zigen. Hände, die Provisionen einkassieren 
und Begünstigungen gewähren. Auf fremde 
Kosten! Mit dem Geld kleiner Sparer! Wir 
sehen den frechen Mißbrauch politischer Macht 
und finanzieller Möglichkeiten, Geschäft und 
Politik, Profit und Regierungspartei unauf­
löslich ineinander verfilzt! Das ist der V order­
grund, auf den das Scheinwerferlicht gerichtet 
ist, und keiner noch so geschickten Regie 
wird es gelingen, die Scheinwerfer abzu­
blenden, um den Skandal zu verdunkeln. 

Man darf jedoch den sozialen Hintergrund 
nicht übersehen: Mehr als tausend Arbeiter 
sind das Opfer eines skrupellosen, größen­
wahnsinnigen Unternehmers! Es ist die Pflicht 
der Regierung, den Arbeitsplatz, die Existenz 
dieser Menschen zu sichern ! Was können 
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denn sie dafür, daß Haselgru ber, als er den 
letzten Kredit verludert hatte, sie einfach 
aussperrte 1 Wie kommen sie dazu, die viel­
gerühmte Unternehmerinitiative eines ÖVP­
Schützlings mit dem Verlust von Lohn und 
Brot zu büßen 1 Ist es denn ihre Schuld, 
daß der Versuch, gegen die verstaatlichte 
eine private Stahlindustrie . großzufüttern, so 
katastrophal zusammengebrochen ist 1 Ihre 
Hände haben gearbeitet, haben Werte pro­
duzi�rt, während andere Hände damit be­
schäftigt waren, aus den Krediten, die dem 
Unternehmen gewährt wurden, Millionen­
beträge für Parteikassen abzuzapfen! Polcar 
hat seinen Sitz im Parlament nicht verloren, 
aber die Arbeiter hat man ausgesperrt, j a  
man geht s o  weit, diese Aussperrung i n  eine 
Stillegung des Betriebes umzufälschen, um 
berechtigte Ansprüche der ausgesperrten Ar­
beiter nicht anzuerkennen! Man muß von 
der Regierung fordern, den Betrieb zu retten 
und die Arbeiter nicht einem unverdienten 
Schicksal preiszuge ben! 

Das ist umso dringlicher, als die Gefahr 
besteht, daß sich in Niederösterreich ein neues 
Notstandsgebiet herausbildet. Das Stahlwerk 
in St. Andrä-Wördern hat die Produktion 
eingestellt. Erst vor wenigen Tagen wurde 
bekannt, daß es Pläne gibt, die Moosbier­
baumer Raffinerien stillzulegen. Es bliebe 
dann in dieser Gegend als einziger größerer 
Betrieb die Tullner Zucker fabrik. Die Koali­
tionsparteien sprechen stets von ihren Be­
mühungen, den Notstandsgebieten in Nieder­
österreich zu Hilfe zu kommen und f ür Dauer­
arbeitsplätze zu sorgen. In Wirklichkeit aber 
entstehen durch diese Politik neue N otstands­
gebiete ! Die Arbeiter von St. Andrä-Wördern 
sind mit Recht erbittert, daß bisher nichts 
f ür sie, nichts f ür das Werk getan wurde. 
Viele von ihnen sind noch immer arbeitslos, 
andere wurden notdürftig untergebracht bei 
Straßenbauten und ähnlichen Arbeiten, die 
keine Sicherung f ür die Zukunft bieten. 
Sie wissen nicht, wie sie die Raten f ür Hausrat 
und andere Dinge zahlen sollen, und auch die 
kleinen Kauf leute der Umgebung teilen die 
Sorgen der Arbeiterschaft. 

Die Folgen reichen noch weiter. Im Böhler­
werk Bruckbach, das Aufträge von Haselgruber 
hatte, wurde eine Schicht eingestellt, und an­
dere Betriebe bef ürchten ähnliche Konsequen­
zen. Wenn das Stahlwerk in Wördern nicht 
rasch in Gang gesetzt wird, muß man außerdem 
damit rechnen, daß die qualifizierten Stamm­
arbeiter abwandern und daß es dann umso 
schwieriger sein wird, die Produktion wieder 
aufzunehmen. 

Die Arbeiter von St . Andrä-Wördern haben 
f ür ihren Betrieb große Opfer gebracht. Sie 

können nicht verstehen, mit welcher Ver­
antwortungslosigkeit man sie der Katastrophe 
preisgegeben hat. Der Staatssekretär Kreisky 
hat ihnen gesagt, man habe seit einem halben 
Jahr gewußt, daß ein Zusammenbruch bevor­
stehe, und seine Partei habe den Bundeskanzler 
rechtzeitig informiert. Die Arbeiter fragen nun : 
Warum hat man trotzdem nicht rechtzeitig 
eingegriffen � Warum haben beide Regierungs­
parteien den Zusammenbruch stillschweigend 
abgewartet � 

Und als es dann so weit war, hat man 
abermals gesagt: Abwarten ! Die Arbeiter 
wollten vor dem Parlament f ür ihre Forderun­
gen demonstrieren, und daß sie es nicht getan 
haben, war ein Fehler. Aber Beauftra,gte 
beider Regierungsparteien sagten: Wartet ab ! 
Alles wird in Ordnung kommen, der Bundes­
kanzler spricht mit Haselgruber, die Regierung 
läßt euch nicht im Stich ! Die Arbeiter haben 
das Wort der Politiker ernst genommen, 
sie haben daran geglaubt. Nun aber sind sie 
maßlos enttäuscht, denn nichts ist bisher 
geschehen, und keine allgemeinen Erklärungen 
können die fehlende Tat ersetzen. 

Die Arbeiter stellen eine einzige Forderung: 
das Stahlwerk wieder in Betrieb zu nehmen. 
Welche Form man dafür findet, ist f ür sie 
nicht die entscheidende Frage. Wir sind 
uns allerdings im klaren, daß auf diese oder 
jene Weise der Staat eingreifen muß, daß ohne 
Mitwirkung des Staates eine befriedigende 
Lösung mehr als unwahrscheinlich ist, und 
wir f ürchten, daß gerade daran die Volkspartei 
kein Interesse hat, weil eine solche Lösung 
ein neuer Beweis daf ür wäre, daß die viel­
gerühmte Privatinitiative nicht imstande ist, 
das zu leisten, was der Staat zu leisten ver­
mag. (Abg. Mi t t e r e r :  De nken Sie an die 
Steuerleistung ! ) 

In der Volkspartei spricht man jetzt von 
"Aufforstung" des Kapitals. Wohin das f ührt, 
lernen wir aus dem Anschauungsunterricht, den 
Haselgruber uns erteilt hat. Hier wurde das 
Kapital mit solcher Verwegenheit "aufge­
forstet" , daß wir uns nun einem Chaos gestürz­
ter Stämme gegenübersehen, daß nun der 
Staat genötigt ist, mit dem Unheil fertigzu­
werden. Dies zu tun ist seine unabweisbare 
Pflicht ., (Abg. Dr. M i g sch:  Er sagt nicht, 
daß sie vorher Raubbau getrieben haben !) 
Das eine ist der politische Skandal, der nicht 
vertuscht werden darf. Doch das Entschei­
dende ist die un verzügliche Hilfe f ür die 
Arbeiterschaft von St. Andrä-Wördern. Es 
gilt, den Skandal rings um Haselgruber 
schonungslos aufzudecken, die Schuldigen zur 
Verantwortung zu ziehen, Maßnahmen gegen 
die politische Korruption zu ergreifen. Vor 
allem aber gilt es, den Arbeitern zu helfen, die 
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Produktion des Stahlwerkes zu sichern und 
große volkswirtschaftliche Werte zu retten. 

Anstatt . mit solchen Berichten und Vor­
schlägen vor das Parlament zu treten, hat die 
Regierung uns einen belanglosen Gesetzent -
wurf vorgelegt, ungef ähr so, als empfehle 
man einem Lungenkranken, er möge sich das 
Taschentuch vor den Mund halten. 

Wir stimmen gegen dieses Gesetz, weil es 
an allem Wesentlichen vorbeigeht, und fordern 
die Regierungsparteien auf, sich mit den 
wirklichen Problemen zu befassen: mit dem 
Schicksal der Arbeiter von St. Andrä-Wördern 
und mit der Reinigung Österreich von politi­
scher Korruption! 

Präsiden t: Ich erteile dem nächsten vor­
gemerkten Redner, Herrn Abgeordneten Olah, 
das Wort. 

Abgeordneter Olah: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Mit der vorliegenden 
Regierungsvorlage, die dem Nationalrat von 
der Bundesregierung übermittelt wurde, soll 
die Girozentrale der Österreichischen Spar­
kassen aufgelöst werden. 

Die Auflösung eines Finanzinstitutes durch 
die Gesetzgebung ist an sich ein bedeutungs­
voller Schritt. Noch mehr aber verdienen die 
Begleitumstände, die zu dieser Maßnahme 
führen, die öffentliche Aufmerksamkeit. Ge­
wissermaßen als Beilage zu diesem Gesetz hat 
die Bundesregierung allen Mitgliedern des 
Hohen Hauses einen gemeinsamen Bericht der 
Herren Bundesminister für Finanzen und für 
Inneres über die Girozentrale zugehen lassen. 

Die Frauen und Herren Abgeordneten ken­
nen nun diesen Bericht. Er spricht leider für 
sich. Der Fall Girozentrale ist in Wahrheit 
kein Fall Girozentrale, sondern ein Fall 
Haselgruber geworden. Die Verknüpfung und 
Verbindung eines der bedeutendsten Finanz­
institute unseres Landes - des Institutes zur 
Veranlagung eines Teiles der Sparkassen­
gelder - mit einem Namen, der einem der 
größten Korruptions- und Wirtschaftsskandale 
nach 1945 den Stempel aufdrückt, ist das, 
was die Bevölkerung unseres Landes und nicht 
nur die in St. Andrä-Wördern beschäftigte 
Arbeiterschaft erbittert und erbittern muß 
und woran auch das Parlament nicht ohne 
kritische Bemerkungen vorbeigehen darf. 

Was ist die Girozentrale gewesen? Was war 
ihre Aufgabe, ihre Tätigkeit 1 Als was ist sie 
gegründet worden? Als Bankinstitut der 
Sparkassen. Der Zweck war, auf Grund der 
Anlagebestimmungen, welche den Sparkassen 
bei Veranlagung ihrer Gelder besondere Sorg­
falt auferlegen, die Anlage dieses Sparkapitals 
in der Wirtschaft ·zu ermöglichen; denn in 
einem Land wie Österreich ist es volkswirt-

schaftlich nicht ganz unbedenklich, wenn 
große Summen von Sparkapital gebunden sind 
und keinerlei Verwendung finden können. 
Aber für die Freigabe von Krediten waren 
besonders erschwerende Bedingungen vorge­
schrieben. Spekulationsgeschäfte waren aus­
geschlossen. Die Girozentrale wäre gemäß 
ihren Satzungen lediglich in der Lage ge­
wesen, Gebietskörperschaften und deren Unter­
nehmungen Kredite zu gewähren, und durfte 
andere Kredite nur unter besonders erschwe­
renden Bedingungen und Sicherungen erteilen. 
Dazu dienten auch Richtlinien, die vom Finanz­
ministerium genehmigt sind und die eingehalten 
werden sollten. Die Girozentrale der Oster­
reichischen Sparkassen war das Institut, in 
welchem einen Teil ihrer Einlagen zu veran­
lagen jede Sparkasse gesetzlich verpflichtet 
war. Jedes Bankinstitut ist 'zu besonderer 
Sorgfalt bei der Verwaltung anvertrauter 
Gelder verpflichtet, aber in ganz besonderem 
Maße hat das für das Dachinstitut der öster­
reichischen Sparkassen gegolten. 

Der § 5 der Statuten sagt in den Absätzen 2 
und 3 ganz klar und deutlich, was die Girozentrale 
bei der Abwicklung von Geschäften darf, welche 
Normen sie einzuhalten hat. Es heißt dort: 
"Die Geschäfte der Anstalt sind unter Be­
achtung allgemein wirtschaftlicher Gesichts­
punkte nach kaufmännischen Grundsätzen 
zu führen. Die Erzielung von Gewinn ist 
nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes." 
Aber das war auch kein Anlaß für Verlust­
geschäfte ! Absatz 3 aber sagt nun: "Die 
Geschäfte haben den Anforderungen zu ge­
nügen, die an die geschäftliche Betätigung 
einer mündelsicheren Anstalt gestellt werden. 
Langfristige Ausleihungen sind nur aus lang­
fristig, mit mindestens der gleichen Laufzeit 
aufgenommenen Mitteln, darüber hinaus nur 
in der Höhe der nicht auf andere Art gebun­
denen eigenen Mittel der Anstalt zulässig. " 
Das ist eine klare, sehr enge Umschreibung, 
und daraus geht hervor, daß de facto dem 
Herrn Haselgruber gar niemals hätten Kredite 
gewährt werden dürfen, wenn diese Bestim­
mungen beachtet worden wären. Soweit die 
Satzungen. 

Wie war aber hier die 'Praxis � Nicht bei 
jedem Kreditwerber war man streng. Bei den 
meisten war man es schon, aber diese Strenge 
konnte man natürlich auf Kreditwerber mit 
besonderer Protektion nicht anwenden. 

Im Mittelpunkt dieser Kreditgewährung 
steht der bisherige Generaldirektor dieses 
Instituts. Es ist bedauerlich, aber es müssen 
in diesem Haus bei der Beratung dieses 
Problems auch einzelne Namen von Personen 
genannt werden, die diesem Haus nicht ange­
hören. Der Herr Generaldirektor Dr. Benedikt, 

62. Sitzung NR VIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 91

www.parlament.gv.at



2802 Nationalrat VIII. GP. - 62. Sitzung am 9. Juli 1958 

also der Generaldirektor der Girozentrale, hat 
ja - das sagte auch der Herr Finanzminister 
in der letzten Sitzung des Finanz- und Budget­
ausschusses bei der Beratung dieses Gesetz­
entwurfes - nur sehr wenig Kompetenzen. 
Das ist Theorie. Wir sehen in der Praxis, da'ß 
er seine Kompetenzen sehr weitherzig ausgelegt 
hat. 

Diese Bestimmungen galten für jeden Kredit, 
für den kleinsten wie für jeden anderen, und 
es hätte auch für den Haselgruber eine Grenze 
gegeben, denn eine Bestimmung besagt, daß 
abgesehen von allen anderen Sicherungen Kre­
dite nur im Ausmaß von höchstens 40 Prozent 
des Wertes eines gewerblich genutzten Grund­
stückes gewährt werden dürfen. Das wäre 
das Höchstausmaß der erlaubten Kreditge­
währung gewesen. Was sind aber die Tat­
sachen 1 Nachdem der Skandal allgemein 
bekanntgeworden war, hat sich die Regie­
rung zur Prüfung ver anlaßt gesehen und 
die Auflösung der derzeitigen Girozentrale 
als notwendig befunden. 

Und dann gab es auch Bedenken. Diese 
Bedenken hat man besonders uns Sozialisten 
vorgehalten und uns gesagt, man solle 
doch über diese Sache nicht so viel reden; 
die Sparer würden mißtrauisch werden, die 
Bevölkerung könnte das Vertrauen in die 
Sparkassen verlieren. Ja, da wird man auf 
einmal vorsichtig und feinfühlig - nicht 
bei der Verwendung der Gelder, sondern 
wenn man darüber redet, w i e  die Gelder ver­
wendet worden sind. Man wird besonders 
dann feinfühlig, wenn der Generaldirektor 
der Unternehmung oder des Instituts kein 
Mitglied der SPÖ ist. Aber wenn hunderte 
Millionen Schilling mit verbrecherischer 
Leichtfertigkeit verwirtschaftet wurden, dann 
wird das die Bevölkerung aufregen, auch wenn 
man darüber nicht so viel redet. Wir glauben 
vielmehr, daß es die Bevölkerung sehr auf­
regen würde, wenn das Parlament über diese 
Dinge stillschweigend hinweggehen würde. 
(Zu8timmung bei der SPO.) Wir meinen 
vielmehr, die Bevölkerung soll Gewißheit 
haben, daß sich solche Dinge zwar ereignet 
haben, aber daß man die Schuldigen beim 
Namen nennt und daß man alles tut, um 
Wiederholungen zu vermeiden. (Lebhafter Bei­
fall bei der SPO.) Das allein wird dem 
Sparwillen der Bürger unseres Landes Sicher­
heit und der ganzen Bevölkerung wieder das 
notwendige Vertrauen zu unseren Sparkassen 
geben, für das auch wir vorbehaltlos eintreten. 

Im Bericht, den die. Bundesregierung dem 
Hohen Haus erstattet hat, fällt besonders 
auf, daß der an Haselgruber erstmalig ge­
währte Kredit 4,9 Millionen Schilling 
betragen hat. Warum gerade 4,9 Millio-

nen? Ja, weil der Herr Generaldirektor 
Benedikt bei einem Antrag auf Gewährung 
von 5 Millionen Schilling schon in eine Körper­
schaft der Girozentrale hätte gehen müssen! 
Um das zu vermeiden, hat er nur 4,9 Millionen 
Schilling gewährt. Das heißt, der verant­
wortliche Generaldirektor dieses Instituts war 
sich - milde ausgedrückt! - der Unzu­
lässigkeit seiner Handlungsweise absolut be­
wußt. (Zustimmung bei der SpO.) Aber 
dann geht man auf einmal sprunghaft auf 
95 Millionen Schilling, und dann, als es 
95 waren, konnten das die anderen Körper­
schaften der Girozentrale genehmigen. Es 
ist schlechthin unverständlich, wieso diese 
gigantische Erhöhung des Kredites ohne wirk­
liche Sicherung vom Geschäftsführenden Aus­
schuß beziehungsweise von den Aufsichts­
organen nicht bemerkt wurde und daß, als 
die Erhöhung in einem solchen Ausmaß 
bereits feststand, nichts für die notwendige 
Sicherung der Gelder unternommen worden ist. 

In diesem Zusammenhang ein ganz klares 
und offenes Wort: Es' kann sich überhaupt 
nicht darum handeln, im einzelnen danach 
zu fragen und zu untersuchen, wie die poli­
tische Einstellung oder Parteizugehörigkeit 
einzelner Funktionäre oder Organe der Giro­
zentrale gewesen ist, sondern es geht nur 
darum, die Verantwortung aller für das in 
der Geschichte des österreichischen Kredit­
wesens - zumindest für die Zeit nach dem 
zweiten Weltkrieg - einmalige Debakel eines 
so großen Engagements festzustellen. 

Wie im einzelnen die Abstimmungsergeb­
nisse in den Organen der Girozentrale gewesen 
sind, ist in dem Zusammenhang ebenfalls 
eine Frage zweiten Ranges. Unverständlich 
ist es, wieso es überhaupt so weit kommen 
konnte, ohne daß die verantwortlichen Organe 
eingeschritten. sind, und es wird bei der 
Feststellung der Verantwortung und Verant­
wortlichkeit ohne ·Rücksicht auf die Partei­
zugehörigkeit der einzelnen Beteiligten vor­
zugehen sein. 

Wie schwer hat es jeder anständige Gewerbe­
treibende und Unternehmer, überhaupt einen 
Kredit für sein Unternehmen zu bekommen! 
Wir kennen auch einiges aus dem Leidensweg 
solcher Kreditansuchen. In Dutzenden und 
hunderten Fällen haben sich in den letzten 
Jahren anständige, korrekte Wirtschaftstrei­
bende um einen Kredit beworben, um viel 
weniger als Haselgruber, und es hätten auch 
sehr oft Hunderte und Tausende von Arbeits­
plätzen auch in Notstandsgebieten erhalten 
oder neu geschaffen werden können. Ja 
freilich, es fehlte ihnen ein Protektor, denn 
eine gewöhnliche Befürwortung von' einem 
Mandatar mit dem Hinweis auf Erhaltung 
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und Schaffung von Arbeitsplätzen wird nicht 
genügen, da muß schon mehr dahinter stehen, 
ein Protektor mit dem notwendigen Nach­
druck und Einfluß muß da sein, dann be­
kommen die Wirtschaftstreibenden einen Kre­
dit. Daß diese anderen Kreditwerber seriöser 
waren, war bedeutungslos. Sie hatten eben 
den entscheidenden Mangel, nicht den Pro­
tektor und nicht die Protektoren mit massivem 
Druck zu haben, die der Herr Haselgruber 
hatte. 

In den letzten Jahren wurden eine Menge 
feierlicher Versprechen auf Schaffung von 
Dauerarbeitsplätzen im Notstandsgebiet ge­
geben, und darüber wurden Reden gehalten. 
Aber es scheint so zu sein, daß die Schaffung 
von Dauerarbeitsplätzen in Notstandsgebieten 
von Provisionen abhängig ist. 

Noch auf einen anderen Umstand muß 
hingewiesen werden : In dem nun anhängigen 
Insolvenzverfahren gibt es Hunderte kleinerer 
und mittlerer, teilweise auch größerer Gläu­
biger, die abgesehen von den Forderungen 
der Giro zentrale ungefähr weitere rund 
200 Millionen Schilling an Forderungen an­
melden müssen, von denen nur ein sehr geringer 
Teil einbringbar sein wird. Im Augenblick 
ist noch gar nicht abzusehen, welche Weiterun­
gen das für viele Gläubiger, gerade wenn 
es sich um kleine Gläubiger handelt, die 
nicht über unbeschränkte Mittel verfügen, 
nach sich ziehen wird. Es ist durchaus mög­
lich und zu befürchten, daß die Zahlungs­
unfähigkeit dieses Unternehmens, das heißt 
des Herrn Haselgruber, mittelbar die Zah­
lungseinstellung bei einer ganzen Reihe weiterer 
Unternehmungen nach sich ziehen wird, die 
als Gläubiger Haselgrubers nunmehr nicht 
mehr zu ihrem Geld kommen werden. 

Auch das muß hier gesagt werden : Viele 
dieser Gläubiger haben Wechsel von Hasel­
gruber übernommen oder Haselgruber Geld 
kreditiert. Warum � Weil sie von den be­
deutenden Kreditgewährungen der Giro­
zentrale an Haselgruber wußten. Diese Gläu­
biger haben doch sicherlich im Vertrauen 
darauf, daß die Girozentrale nur im Rahmen 
ihrer Satzungen Kredite gewähren wird, ihrer­
seits dem Herrn Haselgruber kreditiert, und 
sie werden sich jetzt bei der unfaßbar leicht­
fertigen Art der Geschäftsführung der Giro­
zentrale bedanken können - aber das nützt 
ihnen nichts -, wenn sie in ihrem durch 
diese Vorgangsweise der Girozentrale ge­
förderten Vertrauen in die Bonität dieses 
negativen Musterbeispiels eines Unternehmers 
der Privatwirtschaft bitter enttäuscht wurden. 
Wie sollten aber diese Gläubiger den Zu­
sammenbruch Haselgrubers voraussehen, wenn 
die Girozentrale, die auf Grund ihrer Statuten 

zu ganz besonderer Vorsicht verpflichtet ge­
wesen ist, in der bekannt leichtsinnigen und 
leichtfertigen Art Haselgruber vertraut hat � 

Am 23. Juni haben drei Gläubiger der 
Firma Haselgruber einen Konkursantrag ge­
stellt. Am 24. Juni hat der Herr Haselgruber 
den Ausgleich angemeldet. Nach dem ersten 
Überblick über den Stand des Ausgleichs­
verfahrens ergibt sich nun, daß einem voraus­
sichtlichen Stand an Verbindlichkeiten von 
448 Millionen Schilling nicht mehr als 150 Mil­
lionen Schilling an realisierbaren Aktiven 
gegenüberstehen, sodaß mit einem Gesamt­
ausfall von rund 300 Millionen Schilling 
gerechnet werden muß. 

Im einzelnen ergeben sich nachstehende 
erschütternde Zahlen : Das Anlagekapital, 
Fabriksanlagen und so weiter, wurde auf 
Grund eines Sachverständigengutachtens mit 
220 Millionen Schilling in die Bilanz eingesetzt. 
Der Verkehrswert dürfte aber voraussichtlich 
nicht mehr als 50 Millionen Schilling betragen. 
Das bedeutet, daß auch die seit dem 30. De­
zember 1957 grundbücherlich sichergestellte 
Forderung der Girozentrale von 165 Millionen 
Schilling nur zu einem Drittel gedeckt ist, 
selbst wenn die Pfandrechte vom Gericht 
anerkannt werden sollten! Hinsichtlich des 
Umlaufvermögens, das im wesentlichen aus 
Stahlblechen besteht, gehen die Urteile der 
Sachverständigen über die Möglichkeit der 
Verwertung dieser Rohmaterialien ausein­
ander. Es wird angenommen, daß sich dieses 
Umlaufvermögen auch auf ungefähr 50 Mil­
lionen Schilling erstrecken wird. Zu diesen 
rund 100 Millionen Schilling realisierbarer 
Werte aus der Fabriksanlage und dem Roh­
material kommt noch ein Betrag von ungefähr 
23 Millionen Schilling, der im Verzeichnis 
der Aktiven des Ausgleichsverfahrens unter 
"Sonstiges" angeführt ist. Hier ist Schuldner 
die Landesparteileitung Wien der Österrei­
chischen Volkspartei. Es darf angenommen 
werden, daß dieser Betrag einbringlich sein 
und dadurch voraussichtlich zu einer Ver­
besserung der Ausgleichslage führen wird. 
Aber sonstige Werte stehen nicht mehr zur 
Verfügung. 

Wie immer sich die Dinge weiter entwickeln 
werden, es ist Tatsache, daß kaum Aussicht 
besteht, auch nur ein anständiges Ausgleichs­
verfahren durchzuführen, für welches eine 
Mindestquote von 40 Prozent für die Be­
friedigung der angemeldeten Ansprüche er­
forderlich ist. In dem, wie es nun scheint, 
unvermeidlichen Konkurs der Firma Hasel­
gruber stehen rund 450 Millionen Ver­
bindlichkeiten im besten Fall 120 bis 150 Milli­
onen an Aktiven gegenüber. Ein bemerkens-
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wertes Detail, das sich jetzt durch das Aus­
gleichsverfahren herallsstellt : Es gibt in 
diesem Unternehmen, das von der Girozentrale 
solche riesige Geldbeträge erhalten hat, nicht 
einmal eine brauchbare Buchführung. 

Was wäre die logische Konsequenz auf 
Grund dieser Sachlage, die auch der Aufsichts­
behörde seit längerer Zeit bekannt war, 
gewesen 1 Erstens einmal hätten sofort, als 
diese Umstände bekanntgeworden sind, die 
Kredite an Haselgruber eingestellt werden 
müssen. Aber die Mehrheit des Verwaltungs­
rates der Girozentrale hat noch am 28. und 
29. Mai dieses Jahres eine Minderheit in diesem 
Verwaltungsrat niedergestimmt und weitere 
Kredite bewilligt. Nicht um parteipolitische 
Propaganda zu betreiben, sondern als Tatsachen­
feststellung - man ist vor 14 Tagen auch sehr 
großzügig und großräumig gewesen in der 
parteipolitischen Auslegung - soll festgestellt 
werden, daß diese Mehrheit des Verwaltungs­
rates der Girozentrale, die noch am 28. und 
29. Mai dieses Jahres weitere Kredite bewilligt 
hat, aus Angehörigen der Österreichischen 
Volkspartei besteht und daß die Minderheit, 
die dagegen gestimmt hat, Angehörige der 
SPÖ waren. 

Dazu kommt - ich sage es noch einmal -
das Verhalten des verantwortlichen Geschäfts­
führers, des Herrn Generaldirektors Benedikt. 
Er hat selbst schon zugegeben, daß er un­
günstige Berichte über das Unternehmen 
Haselgruber einfach nicht vorgelegt hat, weil 
seiner Meinung nach sonst der Kredit nicht 
bewilligt worden wäre . Das ist eine großartige 
Lösung ! (Heiterkeit bei der SPO.) Als Recht­
fertigung gibt der Herr Generaldirektor eines 
der wichtigsten Finanzinstitute Österreichs 
an, er habe die Meinung der Sachverständigen 
für unzutreffend gehalten. So kann man es 
natürlich auch machen ! Das war zu diesem 
Zeitpunkt auch der Aufsichtsbehörde zuviel. 
Sie hat Einspruch erhoben, und dieser Kredit 
von Ende Mai ka:g:t nicht mehr zur Auszahlung. 

Sicher ist, daß für diese Bankgeschäfte nach 
der derzeitigen Kompetenzverteilung als Auf­
sichtsbehörde das Bundesministerium für 
Finanzen zuständig war. Daher muß von 
sozialistischer Seite dem Herrn Finanzminister 
bei dieser Gelegenheit schon gesagt werden, 
daß in Hinkunft die Staatsaufsicht bei solchen 
Instituten strenger, weitaus strenger gehand­
habt werden muß, als das bisher der Fall 
gewesen ist. Die größere Sicherung solcher 
Gelder ist eine Verpflichtung für die Aufsichts­
behörde. Der Herr Finanzminister möge die 
Aufsichtsorgane - er kann nicht in jedem 
Institut selber nachschauen, das wissen wir 
schon - anweisen, rigoroser zu prüfen und zu 
kontrollieren. 

, 

Wir haben ein neues Beispiel erst in den 
letzten Tagen erlebt - auch dort war unserer 
Meinung nach die zuständige Revisionsstelle 
in einen Dornröschenschlaf versunken -, das 
sich bei der Gewerbebank Amstetten 
ereignet hat, nach Haselgru ber der Hölzl ! 

Es ist keine Einmengung in ein gerichtliches 
Verfahren - das sollen wir auch von der Gesetz­
gebung her nicht tun -, aber es ist der Volks­
vertretung erlaubt, zu fragen, zu fragen auch 
beim Komplex Girozentrale : Haben die zu­
ständigen Behörden, hat die Staatsanwaltschaft 
alles veranlaßt, was nach der Sachlage geboten 
erscheint ? Der Herr Bundeskanzler und 
andere hohe Funktionäre der ÖVP haben 
auch in diesem Falle gemeint, daß sie ihre 
Autorität nicht dafür einsetzen müßten, daß 
Sch windler und faJITlässige Verleumder verfolgt 
werden, daß Verschwender von öffentlich 
garantierten Geldern in Untersuchung ge­
nommen werden. 

Die Kritik, vom Herrn Bundeskanzler ange­
fangen über eine Reihe anderer Funktionäre 
der ÖVP, richtet sich hauptsächlich gegen die 
einschreitende Polizei (Widerspruck bei der 
o V P) ; auch dagegen, daß etwas in den 
Zeitungen veröffentlicht worden ist. Ich will 
jetzt über diese Frage hier nicht reden. Wir 
sind nicht die Untersuchungsbehörde, wir 
sind nicht die Polizeibehörde und nicht die 
zuständige Aufsichtsbehörde im Innenmini­
sterium. Aber ich glaube doch, daß es wesent­
licher wäre, weniger darüber erbost zu sein, 
daß etwas in die Öffentlichkeit kommt, als 
vielmehr darauf zu schauen, daß alles geprüft 
wird und alles, was es gibt, der Öffentlichkeit 
unterbreitet wird. Der einfache Staatsbürger 
bekommt nämlich sonst so langsam einen 
Eindruck, den man auf die Formel bringen 
könnte : Strafwürdig ist nicht, was begangen 
worden ist, strafwürdig ist es, wenn die 
Polizei etwas aufdeckt. (Abg. A lt enbur ger  : 
Wir sind nur gegen die Vorprüfung durch die 
Partei !) Wir maßen uns nicht an, Vorprüfun­
gen zu machen. (Abg. Mar k :  Das maßen siek 
ander� Parteien an ! ) Nein ! Unsere Partei maßt 
sich nicht an, Vorprüfungen zu machen. 

Aber noch strafwürdiger erscheint es 
nach einer solchen Moralauffassung, wenn 
Zeitungen etwas der Öffentlichkeit mitteilen. 
Niemand von uns ist gefeit dagegen, daß 
Zeitungen etwas erfahren und der Öffentlichkeit 
mitteilen. Ob uns das nun manchmal gefällt 
oder nicht gefällt . . . (Abg. Mi t t erer :  Wer 
den Bericht geliefert hat, das ist das Wesent­
liehe ! - Abg. Mar k :  Grubhofer war es ! -
Abg. Probs t :  Der kat ikn dem Kanzler ge­
geben ! - Abg.  Dr. Kranzlmayr:  Bekommt 
er vielleicht Provision von der "Arbeiter­
Zeitung" ?) Wir wollen uns heute nicht darüber 
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unterhalten, wer Akten abgeschrieben hat 
und wo sie abgeschrieben worden sind. Auch 
darüber könnten wir reden. 

Was sagt das Strafgesetz zu solchen Vor­
gängen 1 § 205 c Strafgesetz handelt von der 
Untreue. Untreue erfordert Schädigungsab­
sicht. Die Gewährung der 4,9 Millionen 
Schilling, die Generaldirektor Benedikt als 
ersten Kredit ohne irgendwelche Zustimmung 
einer Körperschaft der Girozentrale an Hasel­
gruber gegeben hat, erweckt den dringenden 
Verdacht, daß der Tatbestand der Untreue 
erfüllt wurde ; denn es war die bewußte Um­
gehung jedweder Kontrolle. (Abg. Dr. K ranzl­
mayr : Das geht daneben !) Soll da die Schädi­
gungsabsicht gefehlt haben oder soll . . . 
(Abg. A l t enburger :  Das ist Sache des Staats­
anwalts !) Jawohl ! Wir rufen nach dem Staats­
anwalt, einverstanden ! (Abg. M i t t e r er :  So 
wie beim Hitzinger ! - Abg. Dr. Hofeneder :  
1 :  1 !) Nicht 1 : 1 ,  Herr Kollege ; einen Polcar 
haben wir bei uns nicht ! (Abg. A l t enburger :  
Aber ihr habt den Truppe dafür, der sagt euch 
mehr Wahrheiten als der Polcar ! - Heiterkeit.) 
Der Truppe gehört eigentlich in eure Reihen ! 
(Heiterkeit bei der 0 V P.) Bei uns werden 
solche Leute hinausgeworfen. (Abg. M i t t e r er :  
Das werden wir beim Hitzinger sehen ! - Abg. 
Pro b s t: Bei euch sitzen sie im Parlament !) 

Ein zweites Delikt in diesem Falle, auf den 
Herrn Haselgruber angewendet, ist ohne Zwei­
fel gegeben : das Delikt zumindest der fahr­
lässigen Krida. Wir fragen : Ist das erlaubt 1 
Wir fragen : Was wurde von der Staatsan walt­
schaft vorgekehrt, um alle Vorgänge auf diese 
Tatbestände zu überprüfen � Soll man wirklich 
glauben, daß die Krida nur fahrlässig ver­
ursacht wurde 1 Inwieweit Herr Haselgruber 
des Verbrechens der betrügerischen Krida 
dringend verdächtig ist, soll geprüft werden ! 
Nicht die Minister sollen das tun, sondern die 
Staatsanwaltschaft, die Untersuchungsbehörde. 
(Ruf bei der Ö V P :  Die ist doch weisungs­
gebunden !) Und es besteht der Verdacht, 
daß das Vermögen, das zur Befriedigung der 
Gläubiger noch vorhanden ist, weiterhin ver­
kleinert UD:d beiseitegeschafIt wird. 

Wir fragen : Ist der Staatsanwaltschaft be­
kannt, daß an Haselgruber Waren und Roh­
stoffe von der Alpine Montan unter Eigen­
tumsvorbehalt übergeben wurden und von 
Haselgruber trotz Eigentumsvorbehalt an die 
Girozentrale verpfändet wurden ? (Apg. A l­
t e  n bur  ger  : Warum weiß das die Staatsanwalt­
schaft nicht?) Vielleicht erfährt sie es jetzt. 
Das ist nicht der Tatbestand der fahrlässigen, 
sondern der betrügerischen Krida ! (Abg. Dr. 
K ranzlmayr : Es wäre doch viel leichter, Sie 
hätten sich gestern beim Herrn Minister er­
kundigt, als daß Sie jetzt so etwas sagen, wo 

vom Herrn Minister ein Verfahren eingeleitet 
wurde ! Sie tun 80, als ob Sie das nicht gewußt 
hätten !) Wenn Sie den Herrn Minister fragen 
wollen, fragen Sie ihn ! (Abg. A lt enburger :  
Wo ist der Justizminister? - Ruf bei der SpO : 
Da St'tzt er !) 

Und wir fragen weiter : Inwieweit ist 
auch Gegenstand der Untersuchung, daß in 
der Abtretung einer Forderung von 22,5 Mil­
lionen Schilling, die an die ÖVP Wien ge­
geben wurden, am 4. Juni, zehn Tage vor Er­
öffnung des Ausgleichverfahrens, eine be­
wußte Schädigung der mittleren und kleinen 
Gläubiger gegeben ist 1 Ist der Untersuchungs­
behörde und der Staatsanwaltschaft bekannt, 
daß der Herr Haselgruber heute noch Menschen 
einschüchtert, sie unter Druck setzt und 
andere, ehrenwerte Staatsbürger verleumdet 
und so die Klarstellung des Sachverhaltes und 
die Tatbestandsaufnahme erschwert � Und 
ich stelle hier mit allem Ernst und vor aller 
Öffentlichkeit die Frage . . , (Abg. A l t en­
bur  ger  : Herr Generaldirektor Hitzinger unter­
drückt niemanden in der VOEST ?) Kollege 
Altenburger, du hättest früher von Genf zu­
rückkommen müssen, dann hättest du über 
den VÖEST-Bericht mitreden können, aber 
jetzt halten wir bei der Girozentrale, bei 
Benedikt, bei Polcar und bei den 22,5 lVIillionen 
Schilling der OVP ! (Lebhafter Beifall bei der 
SPO.) 

Und ich stelle hier mit allem Ernst und vor 
aller Öffentlichkeit die Frage : Wieso ist es 
möglich, daß Herr Haselgruber, der aller dieser 
Tathandlungen, gelinde gesagt, dringend ver­
dächtig ist, noch auf freiem Fuß ist und sein 
Unwesen unkontrolliert fortsetzen darf 1 (Abg. 
A l tenburge r :  Hitzinger ist auch auf freiem 
Fuß ! - Abg. Dr. Migs ch :  Da8 ist unerhört, 
Altenburger ! - Weitere lebhafte Zwischenrufe.) 
Haben Sie Angst, daß, wenn Haselgruber ver­
haftet wird, er noch mehr sagen würde ? 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Ich 
muß das Hohe Haus ersuchen - das gilt auch 
für Sie, Herr Dr . Hofeneder -, es doch mit 
der Übung zu halten, die ich immer wieder 
vorschlage, sich bei den Zwischenrufen zwar 
nicht zurückzuhalten, sie würzen irgend wie die 
Debatte, aber nicht in die Übung zu verfallen, 
in den Bänken lange Reden zu halten. Das 
ist deswegen unmöglich, weil sich zum Schluß 
der Redner nicht mehr verständlich machen 
kann. Wer eine längere Rede zu halten hat 
als einen kurzen Zwischenruf, der soll sich 
in die Rednerliste eintragen. Ich glaube, 
daß das im Sinne einer geordneten Debatte 
unbedingt erforderlich ist. 

Abgeordneter Olah (fortsetzend) : Schließlich 
und endlich besteht bei diesen Tatbeständen 
auch Flucht- und Verdunkelungsgefahr. Aber 
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warum gibt es hier nicht all die 
Maßnahmen, die man sonst bei weit kleineren 
Delikten anwendet 1 Nur deshalb, weil es 
bereits um 450 Millionen Schilling geht 1 
Die Bevölkerung muß doch das Gefühl be­
kommen, daß die Förderer und Protektoren 
Haselgrubers noch heute mit Erfolg die schüt­
zende Hand über ihn halten! Und da beginnt 
dann der Zweifel am Rechtsstaat. ( Abg. 
A lte nburger :  Wo ist der Justizminister ?) 
Der Justizminister kann niemanden verhaften. 
(Abg. Dr. K ranzlmayr:  Nur in Linz bei 
Richter-Brohm ! Ist das ein Zufall gewesen, 
daß der Herr Minister der Staatsanwaltschaft 
eine Weisung gegeben hat ? - Abg. Dr. M igsch :  
Richter-Brohm ist nur aus Mangel an Beweisen 
freigesprochen worden ! - Abg. Dr. Kranz l­
mayr :  Wir haben nicht davon gesprochen, 
sondern davon, wer einen Haftbefehl herausgibt !) 
Seien sie nicht nervös, meine Damen und 
Herren ! (Abg. A ltenburge r :  Warum ver­
haftet man ihn nicht ?) Ich weiß schon : 
22 12 Millionen Schilling zurückzuzahlen ist 
auch keine einfache Sache ! (Abg. Dr. Male t a :  
Das behauptet nur Minister Helmer !  Es stecken 
noch andere Leute dahinter !) 

Der Herr Bundeskanzler - ich bedaure, 
daß ich ihn apostrophieren muß, er ist jetzt 
nicht hier - hat an die Sozialistische Partei 
die Frage gestellt, warum wir mit der ÖVP, 
wenn sie eine so korrupte Partei ist, weiterhin 
in einer Regierung zusammenarbeiten. Dazu 
möchte ich in aller Offenheit etwas sagen. 
Wir kennen sehr viele Funktionäre der V olks­
partei seit langem, und wir wissen, daß die 
große Mehrheit von ihnen ganz sicher ebenso 
wie wir Korrektheit in der Politik wünscht. 
Aber die Österreichische Volkspartei hat 
manchmal in der Vergangenheit und viel­
leicht auch jetzt nicht immer die Kraft 
gehabt, unkorrekte und unsaubere Elemente 
aus ihren Reihen und dem öffentlichen Leben 
rechtzeitig zu entfernen. 

Theorie würden wir mit der Moral im öffent­
lichen Leben auf das Niveau eines einstigen 
Balkanstaates herabsinken. Wir sind über­
zeugt, daß die große Mehrheit des österreichi­
schen Volkes für eine solche Moralauffassung 
im öffentlichen Leben nichts übrig hat. Und 
daß die Österreichische Volkspartei selbst 
heute einer anderen Meinung ist, beweist, 
daß sie den Herrn Polcar als Landespartei­
obmann entfernt hat. 

Der Herr Bundeskanzler macht es sich in 
diesem Falle etwas leicht. Es gibt im öster­
reichischen Strafrecht keinen Tatbestand der 
politischen Korruption. Es gibt den der 
Beamtenbestechung. An die Möglichkeit, daß 
man einen Politiker besticht, der dann dem 
Beamten auf Grund der Macht seiner Partei 
Aufträge gibt, haben die Verfasser des Straf­
gesetzbuches damals offenbar nicht gedacht . 
Es muß aber im öffentlichen Leben nicht nur 
das Strafgesetzbuch gelten, sondern ein viel 
strengerer Moralkodex! Die Rechtsordnung 
sichert nur ein Minimum an Moral. Der Poli­
tiker im öffentlichen Leben muß an sich selbst 
einen viel strengeren Maßstab anlegen ! (Leb­
hafter Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. M ale ta :  
Aber alle ! ) Jawohl, alle! Für die Moral in 
der Politik wie im öffentlichen Leben über­
haupt kann also das Strafgesetz buch allein 
nicht maßgebend sein. Hier muß eine höhere 
Moral gelten, die noch weit von der Grenze 
entfernt ist, die das Strafgesetzbuch aufrichtet.  

Wenn aber der Herr Kanzler will, daß 
in der politischen Diskussion nicht Ver­
urteilungen erfolgen, so fordern wird hiemit 
die Österreichische Volkspartei öffentlich auf, 
mit uns gemeinsam das bestehende Straf­
gesetz durch Bestimmungen zu erweitern, 
die. zum Beispiel die Schädigung von Spar­
instituten und die leichtfertige Gebarung 
mit anvertrauten Geldern, aus welchem In­
teresse immer, in Zukunft unter schwere 
Strafe stellen . (Abg. Dr. Hofe ne der: Das 
ist der Untreue-Paragraph! Den haben wir 
schon !) Wer seine öffentliche Funktion miß­
braucht, macht sich schuldig, wenn er sich 
auch nicht direkt persönlich bereichert. (Abg. 
A lte nburge r: Auch der öffentliche . Verwalter 1) 

Es besteht auch ein Unterschied in der Auf­
fassung von dem, was erlaubt und was nicht 
erlaubt ist. Der Herr Bundeskanzler sagt 
in seiner Eigenschaft als Parteiobmann der 
ÖVP : Was in Österreich Recht und Unrecht ist, 
was Korruption ist oder nicht, darüber hat Es wird als mildernd angeführt, der Herr 
einzig und allein der Richter und nicht das Polcar habe persönlich für sich nichts ge­
sozialistische Parteisekretariat zu entscheiden. nommen. Aber er hat mit diesem Geld seine 
Man kann diese Meinung des Bundeskanzlers Position gehalten und eine Organisation auf­
akzeptieren. Wir akzeptieren diese Meinung gezogen, die manchen Systemen auf einem 
vorbehaltslos : Nicht ein Parteisekretariat kann anderen Kontinent Ehre machen würde, 
entscheiden, nicht das der SPÖ, nicht das der so nach Art der Tammany Hall in New York. 
ÖVP und nicht ein anderes, was in Österreich Durch die Macht des zu Unrecht erhaltenen 
Korruption ist und was nicht, was Recht ist Geldes hat er sich seine Position erwirt­
und Unrecht ist, aber man kann diesen Grund- schaftet. 
satz nicht einfach auf die Moral im öffent- Der Beamte im öffentlichen Dienst steht 
lichen Leben anwenden. Denn mit dieser unter höherer Strafsanktion - mit Recht. 
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Aber auch wer Gelder verwaltet, für die 
öffentliche Kassen die Haftung übernommen 
haben, soll unter erhöhter Straf barkeit stehen. 
Der Mißbrauch von Vertrauensstellungen muß 
durch die Rechtsordnung eindeutig als straf­
würdiges Verbrechen angesehen werden. 

Wir sind überzeugt davon - das wollen 
wir der Österreichischen Volkspartei und der 
Wiener Volkspartei absolut zugute halten - :  
Ohne diesen Mißbrauch finanzieller Mittel 
hätte der Herr Polcar nicht eine solche Posi­
tion �!ld eine solche Machtstellung innerhalb 
der Ost�rreichischen Volkspartei und der 
Wiener OVP gehabt. Er ist aufgetreten als 
der Führer eines neuen Kreuzzuges gegen 
das Wiener Rathaus und gegen die Sozia­
listen - mit den Millionen des Herrn Hasel­
gruJ:>.er. Das ist die Moral ! (Beifall bei der 
SPO.) Mit widerrechtlich gewährten Kre­
diten, mit der Millionenprovision eines Schie­
bers wurde der Kampf gegen die Sozialistische 
Partei, besonders in Wien, finanziert. Das muß 
festgestellt werden, und das soll die Öffent­
lichkeit wissen ! Darüber steht allerdings 
nichts im Strafgesetzbuch, und darum wird 
der Herr Bundeskanzler erlauben, daß nicht 
nur wir Sozialisten, sondern sicher die große 
Mehrheit der österreichischen Bevölkerung, 
einen anderen moralischen Maßstab anlegen 
und verlangen. 

Es ist im Zusammenhang mit der Unter­
suchung der Vorgänge bei Haselgruber und 
bei der Girozentrale wiederholt davon ge­
sprochen worden, daß der Spargedanke in 
Österreich nicht durch zu weitgehende Auf­
deckung der in den Geschäftsbeziehungen 
zwischen Haselgruber und der Girozentrale 
geübten Praktiken geschädigt werden dürfe. 
Der kleine Sparer wird aber nicht da­
durch, daß man all�s, was an Verfehlungen 
gesetzt worden ist, vertuscht, in seinem 
Vertrauen bestärkt, sondern nur wenn man 
rücksichtslos aufdeckt. Was dem Spargedanken 
schaden würde, wäre das Hinnehmen und 
Vertuschen solcher Vorgänge, wodurch in 
'Wahrheit ein Gefühl der Unsicherheit ent­
stehen würde . Wir, alle Anständigen und Gut­
willigen in allen Kreisen, werden, dokumentiert 
durch den Willen der Bundesgesetzgebung, 
glaube ich, stark genug sein, um über das, 
was Haselgru bel', seine Protektoren und . die 
leichtfertige Führung eines Bankinstitutes an­
gerichtet haben, ohne größeren Schaden für 
die Wirtschaft hinwegzukommen. Was wir 
aber den Sparern und der Gesamtheit unseres 
wirtschaftlichen Lebens schuldig sind, ist 
gerade, ich sage es noch einmal, die rückhalt­
lose Untersuchung auch im Falle Girozentrale 
und die rückhaltlose Ausmerzung der Ur­
sachen, die zu den geschilderten Vorgängen 
geführt haben. 

Zur Frage der Stra f barkeit der Handlungs­
weise verantwortlicher Funktionäre der Giro­
zentrale kann man nur sagen, daß man sich 
kaum . mit dem Gedanken abfinden kann, 
daß im Rechtsstaat nur deshalb eine Hand­
lungsweise ohne Deliktcharakter bleiben soll, 
weil der Erfolg eines bestimmten Tuns alle übli­
chen Dimensionen übersteigt und einen Schaden 
verursacht, der schon fast astronomisch ist. 
Das würde heißen : Schwindeln ist erlaubt ; 
der Betrug darf nur nicht zu klein sein, dann 
bleibt er straf los. Haselgruber und Hölzl 
sind Kennzeichen . , .  (Abg. A l te n burge r: 
Und Hitzinger ! - Ruf bei der SpO: Und 
Altenburger !) Ich habe es nicht sagen wollen. 
(Abg. A l tenburger: Wenn schon, denn schon ! 
- Abg. Probst: Das i8t wahr ! Wenn 8chon, 
denn schon ! Wenn 8chon Polcar drankommt, 
dann soll Hitzinger auch drankommen !) Diese 
beiden Namen : Hitzinger . . .  (Ironische Hei­
tet'keit bei det· Ö V P.) Es gibt Fehlleistungen, 
natürlich ! (Abg. Jo nas: Den Seinen gibt's 
der Herr im Schlafe ! - Abg. Dr. Migsch: 
Wenn das nicht Rufmord ist, was i8t dann 
Rufmord? - Abg. A l tenb urger: Seien Sie 
nur still !) Der Generaldirektor Hitzinger ist 
kein so mächtiger Mann wie der Leiter eines 
großen Bankinstitutes. ( Ironische Rufe bei 
der O VP: Nein, nein ! - Ruf bei der O VP: 
Aber die Bilanz8umme i8t bei ihm größer !) 
Aber Sie haben mit Staatsanwälten hier im 
Hause seine Geschäftsführung einer gründ­
lichen Kritik unterzogen. (Abg. M i tte rer: 
Er hat leider nicht die Kon8equenzen gezogen !) 
Aber, meine Damen und Herren, Sie haben 
doch selber die Konsequenz gezogen un d 
haben den Bericht zur Kenntnis genommen ! 
Wer hindert die Bundesregierung und die 
IBV, jederzeit, wenn sie wollen, Untersuchun­
gen in einem dem Staat gehörenden Betrieb 
vorzunehmen � Seit wann bestehen da Hinder­
nisse � (Abg. A l te nburger: Ihre Kollegen 
in der Regierung !) Aber Kollege Altenburger ! 
Du warst doch überhaupt nicht da! Du hast 
uns zwar sehr gefehlt, aber bitte. ( Abg. 
Dr. Hofene der: Kollege Olah, für jedes der 
großen "H" einen Staatsanwalt : H aselgruber, 
Hölzl und Hitzinger ! Ruf : Wir 
haben beschlossen, die Regierung soll über­
prüfen !) Wollen wir j etzt nicht prüfen, 
für wie viele wir noch Staatsanwälte brauchen 
würden ! Wir haben einiges mehr erlebt 
nach 1945 als drei. Wollen wir sie lieber 
nicht mehr nennen. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M ig8ch. - Abg. A lt enburger: Herr 
Doktor, 8eien Sie ganz 8till ! - Abg. Probs t: 
Nicht drohen ! Da8 ist ganz unfair !) 

Die Herren Haselgruber und Hölzl sind 
kennzeichnend für eine bestimmte Moral­
auffassung, auch für eine bestimmte Auf­
fassung, wie manche glauben, Wirtschaft 
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und Wirtschaftspolitik betreiben zu müssen. 
Sie sind für einen bestimmten kleinen Kreis 
in ihrer Art wahrscheinlich so eine Art wirt­
schaftliches Glaubensbekenntnis, und " es ist 
das gemeinsame Interesse aller in der Wirt­
schaft Tätigen, auch der Selbständigen,- auch 
der in der Privatwirtschaft Tätigen, solche 
sogenannte Wirtschafter aus Österreich, aus 
der österreichischen Wirtschaft auszumerzen, 
solcher Unsauberkeit und Korruption ein 
Ende zu bereiten. 

In Österreich darf es nicht so sein, daß 
nur strafbar ist, was sich kleine Leute zu­
schulden kommen lassen, sei es manchmal, 
wenn auch nicht entschuldbar, aber 
doch aus einem" Notstand heraus . Nicht 
nur dann dürfen die Moral und die Ge­
rechtigkeit triumphieren, sondern auch in diesen 
Fällen ! Das Gefühl, daß die Gerechtigkeit 
unteilbar ist (Zustimmung bei der SPÖ), 
für Kleine und für Große gleich gilt, das ist 
die wahre Grundlage des Staates ! 

Da mit der nun zu erfolgenden Neuordnung, 
wie wir hoffen, solche V orfälle in Zukunft 
nach menschlichem Ermessen vermieden wer­
den, aus diesem und nur aus diesem 
Grunde geben die sozialistischen Abgeordneten 
dem vorliegenden Gesetzentwurf ihre Zu­
stimmung. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident: Der nächste vorgemerkte Redner 
ist der Herr Abgeordnete Cerny. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Cerny : Hohes Haus ! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren ! Der Herr 
Abgeordnete Fischer hat heute hier von einem 
Vexierbild gesprochen und hat ein noch 
größeres Vexierbild gezeichnet. Er hat außer­
dem bemerkt, daß unser Berichterstatter, Dr. 
Weiß mann, einen sehr kurzen Bericht erstattet 
hat. 

Ich möchte mir erlauben, auf diesen Bericht 
zurückzukommen, und ich werde mich be­
mühen, daß meine Ausführungen doch ein 
bißehen länger und deutlicher werden. 

Der Herr Abgeordnete Fischer hat auch eine 
Träne zerdrückt über die Demokratie. Meine 
Damen und Herren! Ich bin der Meinung, daß 
der Herr Abgeordnete Fischer wirklich froh 
sein kann, daß er bei uns hier noch reden kann, 
denn wenn er dort wäre, wo er gerne hin will, 
würde er wahrscheinlich nicht mehr reden ; 
da hätten sie ihn schon längst liquidiert. 
(Heiterkeit bei der O VP.) 

Außerdem möchte ich einleitend bemerken, 
daß der Herr Haselgruber, der hier schon oft 
angezogen wurde, wahrscheinlich auch den 
Kommunisten nicht ganz unbekannt gewesen 
sein wird. (Abg. Pro b s t :  Er ist sehr oft 
angezogen worden ! - Abg. E. Fischer :  Ange-

zogen wurde er von Ihnen ! - Abg. A l ten­
burger :  Von Ihnen !) Der Herr Haselgruber 
hätte wahrscheinlich nicht in Wördern das Werk 
gründen können, wenn er nicht das, was er 
an Vermögen gehabt hat, aus dunklen Ge­
schäften bezogen hätte. (Abg. Jonas :  Das 
wissen Sie erst jetzt?) Das wissen wir schon 
lange ! (Heiterkeit bei den Sozialisten.) Wir 
kommen noch darauf zurück, Herr Bürger­
meister. 

Ich war wirklich erfreut, daß sich der Herr 
Abgeordnete Olah als Klubobmann heute hier 
so ziemlich an die Tatsachen dieses Berichtes 
gehalten hat, und wir waren der Meinung, 
daß vielleicht heute gerade von Ihrer Seite, 
meine Herren, eine etwas schärfere Sprache 
geführt wird. Aber ich freue mich darüber, 
und vielleicht hat" die gestrige Rede des Herrn 
Bundeskanzlers auf Sie etwas gewirkt, daß 
Sie nun den ernstlichen Willen haben, sich zu 
bessern (Heiterkeit), und einigermaßen den 
wirklichen Willen haben, mit uns zusammen­
zuarbeiten. 

Wenn der Herr Abgeordnete Olah auch vom 
Hölzl gesprochen hat, so möchte ich dazu nur 
sagen, daß man meine Person da in die Presse 
hineingezogen hat, in eine gewisse Presse, weil 
ich als Präsident der Kammer Niederösterreich 
hier ein Gutachten erstattet habe. (Abg. 
O lah :  Ich habe Ihnen kein Hölzl geworfen ! -
Abg. Dr. Gorbac h :  Das war ein Zündhölzl !) 
Sehr geehrter Herr Kollege Olah! Darf ich 
Ihnen sagen, daß wir einzig und allein zu 
prüfen hatten, ob in Ybbs das Hotel gebaut 
werden kann. Zu untersuchen, von wo die 
Gelder gekommen sind, war nicht Sache der 
Kammer und war auch nicht Sache der Landes­
regierung, sondern der Kreditinstitute ; sie 
haben dafür zu sorgen, wem sie den Kredit 
geben und so weiter. 

Ich glaube daher, daß besonders der Appell, 
den der Herr Abgeordnete Olah an uns ge­
richtet hat, wegen Moral und Gerechtigkeit, 
bei uns sicherlich offene Türen findet. Wir 
alle, glaube ich, haben das Empfinden und den 
Willen, daß wir hier doch einigermaßen zu­
sammenarbeiten und das wieder zum Guten 
wenden, was hin und wieder durch die Ungunst 
der Verhältnisse und vielleicht auch durch 
einige räudige Schafe, die nun einmal überall 
vorkommen, das kann in jeder Familie sein, 
verdorben wird, um so also die Dinge doch 
zum Besseren zu gestalten. (Abg. Weikhart :  
Dann darf Polcar nicht mehr Abgeordneter 
sein ! - Gegenrufe bei der Ö VP.) 

Ich möchte nun auf das vorliegende Gesetz 
zurückkommen, nach dem die öffentlich­
rechtliche Bankanstalt Girozentrale der Öster­
reichischen Sparkassen in eine Aktiengesell­
schaft umgewandelt werden soll. 
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Ich möchte mir erlauben, nicht nur über die I Bewilligung eine Aktiengesellschaft unter der 
Entstehung dieses Institutes, sondern auch Firma "Girovereinigung der Sparkassen" mit 
über seine bisherige Tätigkeit und seine Auf- einem Aktienkapital von 15 Millionen Schilling, 
gaben für die Zukunft einiges zu sagen. Seit zerlegt in 7500 Stück auf Namen lautende voll 
mehreren Jahren beschäftigen sich die Spar- und bar einzuzahlende Aktien mit dem Nenn­
kassenkreise selbst mit der Frage einer Ände- wert von je 2000 S. 
rung der Rechtsverhältnisse der Girozentrale Am 19.  Dezember 1937 fand im Sitzungssaal 
oder, anders ausgedrückt, mit der Umwandlung des Alten Rathauses in Wien die gründende 
der Girozentrale. Die Gründe dafür sind ver- Generalversammlung der "Girovereinigung der 
schiedener Art. Um diese Beweggründe aber Sparkassen" statt. Wie aus den vorhande­
zu verstehen, ist es notwendig, die Entstehung nen Unterlagen und den notariellen Protokol­
und Entwicklung dieses Institutes zu rekapitu- len über die gründende Generalversammlung 
lieren. hervorgeht, waren es im wesentlichen drei 

Anfang der dreißiger Jahre tauchte bei den Hauptbeweggründe, welche die Sparkassen 
Sparkassen der Gedanke auf, der durch veranlaßt haben, sich ihre Girozentrale selbst 
die damaligen wirtschaftlichen Verhältnisse zu schaffen. Erstens die Erkenntnis der 
im allgemeinen und durch die Verhältnisse Notwendigkeit des Zusammenschlusses der 
auf dem Geld- und Kreditsektor im besonderen finanziellen Kräfte des Sparkassensektors zu 
hervorgerufen wurde, ein Zentralinstitut der einer einheitlichen finanziellen Macht, welche 
Sparkassen zu errichten. Einer der Haupt- ihnen die Möglichkeit geben sollte, sich von der 
gründe für die Errichtung eines Zentral- Abhängigkeit der Banken zu befreien, zweitens 
institutes war, die Unabhängigkeit der Spar- die Einführung des Giroverkehrs als Instru­
kassen von den Banken herzustellen und damit ment der Geldschöpfung auf dem eigenen Sektor 
Einfluß auf die Gestaltung des Geldmarktes und drittens der in den Krisenjahren Anfang 
zu gewinnen. der dreißiger Jahre schwer empfundene Mangel 

Das Fehlen eines zentralen Spitzeninstitutes einer finanziellen Zentralstelle der Sparkassen, 
verursachte auf dem Sparkassensektor die als Geldausgleichsstelle die vorhandenen 

Schwierigkeiten bei den Anleihebegebungen, flüssigen Mittel gerade in solchen Zeiten 

die man ausschalten wollte. Neben diesen an die Stellen im Sparkassensektor lenken 
Motiven schwebte vielen das Beispiel der Spar- konnte, welche einer Liquiditätshilfe bedurf­
kassen im Deutschen Reich vor Augen, welche ten. Die Geschäfte, welche die Gesellschaft 
durch ihren Giroverkehr innerhalb der gesam- betreiben durfte, waren in der Satzung genau 
ten Wirtschaft eine bedeutende Position festgelegt. Die im Detail aufgezählten Ge­
erworben hatten. schäftsfälle umfaßten in ihrer Anführung 

Die Einführung eines geregelten Girover­
kehrs, der an die Stelle einer Bankvereinigung 
trat, erforderte ein eigenes Zentralinstitut. 
In der Diskussion, die sich jahrelang hinzog, 
wurden die verschiedensten Meinungen ver­
treten. Die einen erachteten eine kommerzielle 
Vollbank als wünschenswert und erforderlich, 
die eben neben den Einlagen der Privatkunden 
auch die Mittel der Sparkassen bankmäßig 
verwalten sollte, die anderen waren der Auf­
fassung, ein derartiges Zentralinstitut habe 
die bloße Aufgabe, Liquiditätswahrerin der 
Sparkassen zu sein. Vor allem die Groß spar­
kassen befürchteten, daß ihnen sozusagen aus 
den eigenen Reihen in einem neuen Zentral­
institut eine starke Konkurrenz erwachsen 
könnte. Auch die Frage der rechtlichen 
Konstruktion nahm einen breiten Raum in 
den Beratungen ein, für welche schließlich 
Anfang 1937 ein besonderes Studienkomitee 
eingesetzt worden war. 

Als Ergebnis dieser jahrelangen Bemühungen 
wurde in der am 3. Dezember 1937 abgehaltenen 
Sitzung des Sparkassenverbandes der Beschluß 
gefaßt : Der Sparkassenverband errichtet zu­
folge der ihm vom Bundeskanzleramt erteilten 

• 

fünf Druckseiten ; der Geschäftskreis der 
Gesellschaft war aber praktisch äußerst 
beschränkt. Es konnten die Kredite an 
Mitglieder des Sparkassenverbandes gewährt 
werden, und das nur insoweit, als diese Kredite 
zur Aufrechterhaltung der Zahlungsbereitschaft 
der kreditnehmenden Unternehmungen, also 
der Sparkassen, erforderlich waren. Außerdem 
durften sie nur im Einvernehmen mit dem 
Geschäftsführer des Sparkassenverbandes ge­
währt werden. Weitere Kredite durften nur 
gegeben werden an den Bund, an die Länder 
und Gemeinden, an öffentlich-rechtliche um­
lagenberechtigte Körperschaften und an andere 
öffentliche gemeinnützige Anstalten und Fonds. 
Kredite an die Privatkundschaft waren mit 
Ausnahme von Effektenbelehnung ausgeschlos­
sen, ebenso alle nach der Satzung nicht aus­
drücklich zugelassenen Geschäfte. Die Liqui­
ditätsvorschriften waren außerordentlich 
streng, und über die Einhaltung dieser Vor­
schriften waren monatlich dem Bundeskanzler­
amt als oberster Aufsichtsbehörde der Spar­
kassen und dem Bundesministerium für Finan­
zen entsprechende Ausweise vorzulegen. 

Die Gesellschaft hatte vier Organe, nämlich 
die Generalversammlung, den Verwaltungsrat, 

224 
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den Vorstand und die Rechnungsprüfer ; die 
bundesbehördliche Aufsicht wurde durch einen 
Staatskommissär ausgeübt. Der Staatskom­
missär und seine Stellvertreter waren berech­
tigt, allen Generalversammlungen und Sitzun­
gen der Gesellschaftsorgane beizuwohnen. Sie 
waren ferner berechtigt, die ganze Geschäfts­
gebarung der Gesellschaft zu überprüfen und 
in die Bücher, Rechnungen, Urkunden und 
Schriften Einsicht zu nehmen. Dem Staats­
kommissär stand das Recht zu, die Durch­
f ührung aller Beschlüsse der Generalversamm­
lung und des Vorstandes zu untersagen. Diese 
von ihren Gründern gewählte Rechtsform 
behielt das Institut jedoch nur f ür die kurze 
Zeit von zwei Jahren. 

Nach der Angliederung Österreichs an das 
Deutsche Reich wurden von den deutschen 
Reichsstellen auf dem Gebiete des Bank- und 
Sparkassenwesens sofort Maßnahmen zur An­
gleichung an die deutschen Verhältnisse getrof­
fen. (Abg. E. Fische r :  Wollen Sie die Ge­
schichte bis Adam und Eva zurückführen ?) Nein, 
keineswegs. Ich muß sie bringen, damit wir 
dann das andere besser verstehen, Herr 
Abgeordneter Fischer ! (A bg. P r o  b s t : Ich 
habe gar nicht gewußt, daß Haselgruber auf 
Adam und Eva zurückgeht ! - Zwischenrufe 
des Abg. E. Fische r. - Abg. A l t e n b u rg e r :  
Ihre Geschichte geht nur bis StaUn !) Wir 
kommen schon noch darauf zurück, Herr 
Abgeordneter! (Weitere Zwischenrufe.) Im 
Jahre 1939 - ich muß noch weiterfahren, 
es kommt schon noch ein bisserl interessanter ­
verfügte der Reichswirtschaftsminister im Ein­
vernehmen mit dem Reichsminister des Innern, 
daß sowohl der Reichsverband der Deutschen 
Sparkassen in Österreich als auch die Giro­
vereinigung der Sparkassen in Wien aufgelöst 
werden. An die Stelle der Girovereinigung 
der Sparkassen trat die · Girozentrale der 
Ostmärkischen Sparkassen in der Rechtsform 
einet Bankanstalt des öffentlichen Rechtes. 

Bis heute ist diese Rechtsform der Giro­
zentrale unverändert geblieben, obwohl dem 
österreichischen Recht der Begriff Kredit­
institut des öffentlichen Rechtes fremd ist. 
Das Stammkapital f ällt heute noch formell 
an den Österreichischen Sparkassen- und 
Giroverband mit 9 Millionen Schilling und 
an den Alpenländischen Sparkassen- und 
Giroverband mit I Million Schilling. Seit der 
Gründung des Hauptverbandes der Öster­
reichischen Sparkassen im Jahre 1945 haben 
diese Verbände praktisch jede Bedeutung 
verloren. Die frühere Funktion der Verbände 
als Dachverband der Sparkassen ist auf den 
Hauptverband der österreichischen Sparkassen 
übergegangen. Sie f ühren bis heute eine Schein­
existenz nur deshalb, weil ihre Liquidation 

bisher nicht beantragt werden konnte mit 
Rücksicht auf ihre Funktion als nomineller 
satzungsmäßiger Haftungsträger der Giro­
zentrale. 

Eine Umwandlung der Girozentrale ist 
also notwendig, weil erstens ihre Rechtsform 
als Körperschaft des öffentlichen Rechtes der 
österreichischen Gesetzgebung nicht entspricht, 
zweitens ihre Haftungsträger praktisch funk­
tionslos geworden sind und drittens ihre 
Satzung überholt ist und den österreichischen 
Gegebenheiten sowie den wirtschaftlichen Ver­
hältnissen angepaßt werden muß. Dazu kommt 
noch, daß die Girozentrale infolge des Rekon­
struktionsgesetzes 1955 beim Bundesmini­
sterium f ür Finanzen eine sehr bedeutende 
Rekonstruktionsforderung geltend gemacht hat 
und die Rechtsform der Girozentrale als öffent­
lich-rechtliche Bankanstalt einer Zuerkennung 
der Rekonstruktionsforderung bisher hinder­
lich war. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht daher 
vor, daß die öffentlich-rechtliche Bankanstalt 
Girozentrale der Österreichischen Sparkassen 
aufgelöst wird, nachdem die im Geschäftsfüh­
renden Ausschuß vertretenen Sparkassen bereits 
am 18. Dezember 1957 die "Girozentrale der 
österreichischen Spar kassen Aktiengesellschaft" 
gegründet haben. 

Weiters ist vorgesehen, daß sich die Spar­
kassen durch den Erwerb von Aktien an der 
Aktiengesellschaft, die ja ihr Spitzeninstitut 
ist und bleibt, beteiligen. Die Sparkassen haben 
zwar nach wie vor die in ihrer Satzung bestimm­
ten Liquiditätsreserven bei der Girozentrale 
zu unterhalten, es ist aber erfreulich, daß die 
im ursprünglichen Entwurf vorgesehene gesetz­
liche Bestimmung, daß die über die satzungs­
gemäß bestimmten Liquiditätsreserven hinaus­
gehenden zur Veranlagung bei Kreditunter­
nehmungen gelangenden Gelder grundsätzlich 
nur bei der Girozentrale anzulegen sind, 
nunmehr entfallen muß. (Abg. E. Fische r: 
Sie malen das Vexierbild bis ins Detail !) 
Derart eingehende gesetzliche Bestimmungen 
hätten die Sparkassen selbst in ihrer eigenen 
Dispositionsfähigkeit stark gehemmt und ihnen 
Zeit- und Zinsenverluste gebracht. Ein ungehin­
derter Bankenverkehr ist aber insbesondere 
im Interesse des Fremdenverkehrs von größter 
Bedeutung. (Zwischenrufe .) Ich glaube, wir 
reden über die Girozentrale und über das 
Girozentrale-Gesetz und nicht über den Fall 
Haselgruber. Ich komme auf den Fall Hasel­
grub er noch zurück. 

Diese kurze Vorgeschichte, Herr Abgeord­
neter Fischer, war nach meinem Daf ürhalten 
notwendig, um Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren (Abg. E. F i s c h e r: Sie 
malen das Vexierbild bis ins letzte Detail !), 

• 
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und darüber hinaus auch der Öffentlichkeit 
zu sagen, warum dieses Institut gegründet 
wurde, welche Funktionen es im Laufe 
dieser verhältnismäßig kurzen, aber sehr 
ereignisreichen Zeit zu erfüllen hatte und 
warum schließlich mit dem heutigen Ge­
setz der am 18. Dezember 1957 vom Ge­
schäftsführenden Ausschuß gefaßte Beschluß, 
die "Girozentrale der österreichischen Spar­
kassen Aktiengesellschaft" zu gründen, sank­
tioniert werden soll. (Abg. E. F i s c h e r :  Um 
vom H aselgruber abzulenken !) 

Ich will bei dieser Gelegenheit besonders 
betonen, daß die ganze Materie in keinem 
Zusammenhang steht mit den Ereignissen, 
Veröffentlichungen und Pressepolemiken der 
letzten Wochen über eine bestimmte Firma, 
von der meine Herren Vorredner gesprochen 
haben. (Abg. E. Fische r ,'  Nicht einmal den 
Namen wagen Sie zu nennen - "eine bestimmte 
Firma" !) Ich komme noch darauf zurück. 
Ich darf es vorwegnehmen und will es ganz 
besonders unterstreichen, daß alle diese un­
lie bsamen Dinge, die heute hier erörtert 
werden, auch von Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Koalition, mit einer 
besonderen Freude und Genugtuung (Abg. 
K y s e l a: Wer freut sich darüber ?) nach dem 
etwas abgeschmackten Sprichwort : Haust 
du meinen Juden, hau ich deinen Juden ! 
vorgebracht werden, nicht notwendig wären, 
wenn auch Sie , meine sehr verehrten Damen 
und Herren, auf die Wünsche des Herrn 
Finanzministers eingegangen wären. Schon 
seit dem Jahre 1955, unmittelbar nachdem der 
Nationalrat im Herbst dieses Jahres das 
Rekonstruktionsgesetz beschlossen hatte, be­
müht sich der Herr Finanzminister, mit dem 
Innenministerium in dieser Sache ins reine 
zu kommen. (Zwischenruf des Abg. Ernst 
Fischer.) Der Herr Innenminister war der 
Meinung, eine Ausnahmebewilligung für die 
Beteiligung der Sparkassen an dieser neuen 
Aktiengesellschaft auf Grund der bestehenden 
Vorschriften nicht erteilen zu können, und es 
war daher nicht gelungen, im Interesse der 
Girozentrale eine geeignete Plattform zu finden. 
Heute sind wir endlich so weit, daß dieses 
Gesetz beschlossen wird, und ich möchte einige 
Bestimmungen anführen, die es unmöglich 
machen, daß sich derartige Kreditgewährungen 
wiederholen können. 

Ich darf darauf verweisen, daß im § 5 
dieses Gesetzes die Aufsichtsbestimmungen 
geregelt werden, nach denen das Institut der 
Aufsicht des Bundesministeriums für Finanzen 
unterliegt. Die Aufsichtsbehörde kann zur 
Wahrung ihrer Rechte einen Staatskommissär 
und zwei Stellvertreter bestellen. Diese sind 
zu allen Sitzungen der Hauptversammlung, 

des Aufsichtsrates und der Ausschüsse einzu­
laden. Diesen Organen ist auf Antrag jederzeit 
das Wort zu erteilen ; sie können ferner gegen 
jede Verletzung der Gesetze und Verordnungen, 
der Satzungen oder der öffentlichen Interessen 
Einspruch erheben und sind verpflichtet, 
diesen Einspruch an die Aufsichtsbehörde 
weiterzuleiten. Beschlüsse durch schriftliche 
Umfrage sind ebenfalls der Aufsichtsbehörde 
sofort zur Kenntnis zu bringen, ebenso alle 
Protokolle, die bei den einzelnen Sitzungen ver­
faßt werden. Selbstverständlich ist auch die 
Bucheinsicht und die Überprüfung aller Ur­
kunden, Rechnungen und sonstiger Schriften 
zu gewähren. Für die Ausübung der besonderen 
Staatsaufsicht ist j ährlich ein noch festzu­
setzender Pauschalbetrag an den Bundes­
schatz zu entrichten. 

Der § 6 regelt die Bestellung und Abberufung 
der Mitglieder des Vorstandes und des Auf­
sichtsrates. Sie erfolgen durch das Bundes­
ministerium für Finanzen im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Inneres. 

Der § 7 verfügt, daß Änderungen der Satzung 
der Gesellschaft und von Geschäftsordnungen 
für den Aufsichtsrat, seine Ausschüsse und den 
Vorstand einer Genehmigung des Bundesmini­
steriums für Finanzen bedürfen. Richtlinien 
über geschäftspolitische Grundsätze und über 
Kreditgeschäfte sind der Bewilligung durch 
das Bundesministerium für Finanzen einver­
nehmlich mit dem Bundesministerium für 
Inneres vorbehalten. 

Schließlich sei noch vermerkt, daß die Auf­
lösung der Girozentrale, wie sie in § 1 dieses 
Gesetzes bestimmt wird, erst dann in Kraft 
tritt, wenn die neue Bankanstalt das Aktien­
kapital auf 100 Millionen Schilling erhöht hat 
und dieses Kapital auch voll eingezahlt ist. 
Dieser Zeitpunkt ist vom Bundesministerium 
für Finanzen durch Kundmachung zu verlaut­
baren. Soweit die Bestimmungen des Gesetzes. 

Wenn also diese Bestimmungen, die, wie 
gesagt, der Herr Finanzminister schon im 
Jahre 1955 verlangt hat, mit dem Innen· 
ministerium abgesprochen worden wären, so 
wäre der Girozentrale weit besser gedient ge­
wesen, und dem österreichischen Volk hätte 
man vielleicht diesen Theaterdonner ersparen 
können. Seien Sie mir, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wegen dieser Feststellung 
nicht böse, sie mußte aber getroffen werden, 
weil hier der Ruf eines Kreditinstitutes ange­
zweifelt wird, welches mit den angeschlossenen 
Sparkassen sehr viel dazu beigetragen hat, 
daß heute Österreichs Wirtschaft einen solchen 
Namen in der Welt hat, der sich in unserem 
Lande so segensreich auswirken konnte. (Bei­
fall bei der Ö V  P.) 
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Wir dürfen nicht immer nur die negativen 
Seiten sehen, sondern müssen auch einmal das 
Positive hervorkehren. (Abg. E. Fi scher ,'  
22 Millionen für euch, das ist das Positive ! -
Abg. D e n g l e r: Was hat denn der "Globus" 
gekostet, Herr Kollege Fischer?) Es wäre hoch 
an der Zeit, wenn bei uns in Österreich 
endlich das Licht auf den Scheffel und nicht 
unter den Scheffel gestellt würde. Es wäre 
eine Sünde wider den Geist, wollten wir 
uns nicht daran erinnern, wie es im Jahre 
1945 bei uns zulande, nicht durch unsere 
Schuld, ausgesehen hat. Auch an der Giro­
zentrale ist dieser Krieg nicht spurlos vorbei­
gegangen. Wenn auch das Haus am Ring 
selbst nicht zerstört wurde, so haben doch die 
Nachkriegszeit und ihre Begleiterscheinungen 
ungeheure Schäden gebracht. Schon das Aus­
räumen der Tresore in den Apriltagen des 
Jahres 1945 hat der Anstalt, Herr Abge­
ordneter Fischer, einen Verlust von 107 Milli­
onen Reichsmark gebracht. (Abg. D e n  g l e r ,'  
Von dem redet er nicht !) Das Haus selbst 
ging durch die Rückstellung verloren und 
mußte daher nochmals erworben werden. 

Das war damals sicherlich eine sehr harte 
Zeit, und es kann denen nicht genug gedankt 
werden, die in diesen bösen Tagen und Monaten 
immer wieder gearbeitet haben, um das Haus 
und die Geschäftsunterlagen wieder so her­
zustellen, daß man aufbauen konnte und ein 
richtiges Arbeiten ermöglicht wurde. (Abg. 
M i t  t e re  r : Was die anderen gestohlen haben !) 
Es war notwendig, über die Liquiditätsschwierig­
keiten hinwegzukommen und den Sparkassen 
ihre Girozentrale zu erhalten. In dieser schweren 
Zeit - und das getraue ich mich hier ruhig zu 
sagen - hat sich Herr Generaldirektor Bene­
dikt zweifellos bewährt, und die Girozentrale 
war mehr denn je ein Instrument, dessen sich 
der Staat zur Durchführung seiner Währungs­
gesetze bediente. Im Jahre 1952 - mit der 
Stabilisierung der Währung und der wirtschaft­
lichen Verhältnisse hat der Herr Finanz­
minister eine neue Ära eingeleitet (Abg. Ernst 
Fi s c h e r :  Die Ära Haselgruber !) - war es 
der Girozentrale möglich, in den Kredit- und 
Effektenmarkt einzudringen und den Spar­
kassen eine Verzinsung zu geben, die sie 
selbst nie erreicht hätten. Wir dürfen daher 
bei der Kritik nicht das Kind mit dem Bade 
ausschütten, sondern müssen, wenn wir ge­
recht sein wollen, auch das Gute heraus­
schälen, weil wir damit einer guten Sache 
dienen und insbesondere auch der öster­
reichischen Wirtschaft. (Präsident Böhm über­
nimmt den Vorsitz.) 

Nun noch einiges über die kommenden Auf­
gaben der kreditpolitischen und wirtschafts­
politischen Hauptfunktionen der Girozentrale. 

Neben der Pflege des bargeldlosen Zahlungs­
verkehrs, insbesondere des Spargiroverkehrs, 
bleibt die Girozentrale das zentrale Bank­
institut aller österreichischen Sparkassen und 
ist in erster Linie dazu berufen, Bankgeschäfte 
zu betreiben. Mit dieser Zweckbestimmung 
ist die Girozentrale ins Leben gerufen worden, 
und schon die ganze Entwicklung im Kredit­
wesen weist auf diese Aufgabe hin. Wollte man 
ihr etwa nur die gleichen Aufgaben zubilligen, 
die die Sparkassen zu erfüllen haben, also 
mündelsichere Sparkassengeschäfte entspre­
chend den für Sparkassen geltenden Satzungs­
bestimmungen durchzuführen, dann wäre ihre 
Existenz berechtigung zu verneinen. Reine 
Sparkassengeschäfte werden weitaus besser 
dezentralisiert durch die derzeit bestehenden 
1 7 1  Sparkassen in den einzelnen Bundesländern 
und die zwei Großsparkassen am Wiener Platz 
besorgt. Ich glaube daher, daß heute keine 
Meinungsverschiedenheit mehr darüber besteht, 
daß die Girozentrale in erster Linie zur Durch­
führung der Bankgeschäfte für die Sparkassen 
berufen ist. Die Sparkassen haben an die Giro­
zentrale die vorgeschriebenen Liquiditäts­
reserven und an die Nationalbank die Mindest­
einlagen abzuführen. Ferner sollen die Spar­
kassen jene Beträge, die sie zur Durchführung 
der Sparkassengeschäfte nicht benötigen, der 
Girozentrale zur Veranlagung übergeben. 

Hier ergibt sich gleich das erste Problem, 
nämlich die der Girozentrale jeweils zu­
fließenden Gelder auf dem Kreditmarkt ent­
sprechend unterzubringen. In Zeiten geringer 
Geldflüssigkeit und schwacher Bildung von 
Sparkapital auf der einen Seite und eines 
hohen Kreditbedarfs der Wirtschaft auf der 
anderen Seite wird es den Sparkassen ein 
leichtes sein, die ihnen außer ihren Liquiditäts­
reserven beziehungsweise Mindesteinlagen zur 
Verfügung stehenden Gelder ohne weiteres 
selbst entsprechend der Satzung ordnungs­
gemäß anzulegen, und sie werden daher der 
Girozentrale keine weiteren Beträge zur Ver­
fügung stellen, dies gerade in jenen Zeiten, 
in denen auch an das Bankinstitut Giro­
zentrale stärkere Kreditwünsche herange­
tragen werden, unter denen sie sich die besseren 
Kunden aussuchen könnte, wenn sie die Mittel 
dazu hätte. In Zeiten großer Geldflüssigkeit, 
eines starken Ansteigens der Spareinlagen bei 
den Sparkassen und bei gleichbleibenden, 
eventuell sogar zurückgehenden Kreditbe­
dürfnissen werden die Sparkassen außer ihren 
Liquiditätsreserven beziehungsweise Mindest­
einlagen sehr große Barschaften, die sie in 
eigenen satzungsgemäßen Geschäften nicht 
mehr unterbringen können, an die Girozentrale 
heranbringen. Diese ist verpflichtet, solche 
Gelder zur Veranlagung zu übernehmen, ob­
wohl auch bei ihr in diesen Zeiten weniger 
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Kreditwünsche oder nur solche von schwachen 
Kreditwerbern vorliegen. In diesen Zeiten 
pochen dann die Sparkassen auf ihr Recht 
und entledigen sich ihrer Sorge um eine 
satzungsgemäße Eigenveranlagung dadurch, 
daß sie diese Gelder der Girozentrale zur Veran­
lagung übergeben. 

Zu diesem Problem kommt noch ein zweites 
Problem, nämlich das Problem der Verzinsung 
der von den Sparkassen der Girozentrale über­
gebenen Gelder. Auch in Zeiten des starken 
Ansteigens von Sparkapital und mithin des 
stärkeren Einfließens von Geldern bei der 
Girozentrale soll diese den Sparkassen eine 
möglichst hohe Verzinsung gewährleisten, da­
mit die Sparkassen selbst wieder in die Lage 
versetzt werden, ihren Sparern Zinsen zu ver­
güten. Tatsache ist, daß die bisherige öffent­
lich-rechtliche Bankanstalt Girozentrale der 
Österreichischen Sparkassen den Sparkassen 
eine sehr hohe Verzinsung ihrer angelegten 
Gelder verschaffte, ja sogar die Mindesteinlage 
bei der Nationalbank den Sparkassen verzinste, 
obwohl die Girozentrale selbst bei der National­
bank hiefür keine Zinsen erhielt. 

Beide Probleme, das Problem der Unter­
bringung der der Girozentrale zur Verfügung 
gestellten Gelder auf dem Kreditmarkt und 
das Pro blem der Verzinsung dieser Gelder, 
können nicht durch starre Regeln ein für allemal 
gelöst werden, sondern werden den jeweils ge­
gebenen Kapital- und Geldmarktverhältnissen 
angepaßt zu lösen sein. 

Es' muß aber gesagt werden, daß die von 
der öffentlich-rechtlichen Bankanstalt Giro­
zentrale durchgeführten Veranlagungen ihrer 
Satzung entsprechen, denn auch die öffent­
lich-rechtliche Bankanstalt Girozentrale hatte 
bereits in ihrer Satzung berücksichtigt, daß 
sie bankmäßige Geschäfte zu betreiben und 
entsprechend den Bestimmungen des § 6 
ihrer Satzung verfügbare Gelder der Wirt­
schaft zuzuführen hat. Die Bestimmung, 
daß die Geschäfte der Girozentrale den An­
forderungen zu genügen haben, die an die 
geschäftliche Betätigung einer mündelsicheren 
Anstalt gestellt werden, konnte daher in 
die Satzung der neuen Aktiengesellschaft 
nicht mehr aufgenommen werden, weil sie 
den vorerst skizzierten Aufgaben der Giro­
zentrale einfach widersprechen würde. Dem 
Schutz der der Girozentrale anvertrauten 
Gelder werden vielmehr jene Richtlinien über 
die geschäftspolitischen Grundsätze und die 
Gewährung von Krediten zu dienen haben, 
die der vorliegende Gesetzentwurf in § 7 
vorsieht. 

Die bisherigen Bestimmungen hinsichtlich 
der Organe der öffentlich-rechtlichen Bank­
anstalt waren unbefriedigend. Die Stellung 

des sogenannten Geschäftsführenden Aus­
schusses, der praktisch den für alle wesent­
lichen Geschäfte verantwortlichen Vorstand 
bildet und der selbst wieder mit den gleichen 
Personen in einem anderen Organ der Anstalt, 
nämlich im Verwaltungsrat, tätig ist, war 
ein Unding. Aufgabe eines Verwaltungsrates 
ist es, die Tätigkeit des Geschäftsführenden 
Ausschusses zu überwachen. Dies wird in 
der neuen Satzung der Aktiengesellschaft 
durch eine scharfe Trennung der Funktionen 
des Vorstandes und des Aufsichtsrates er­
reicht. 

Und nun zum Fall Haselgruber. Am 3. Juli 
1958 hat der Herr Parlamentsdirektor Doktor 
Rosiczky allen Abgeordneten dieses Hohen 
Hauses einen Brief übermittelt, den der 
Herr Bundeskanzler an den Präsidenten des 
Nationalrates gerichtet hat. In diesem Brief 
wird mitgeteilt, daß der Ministerrat in seiner 
Sitzung vom 1 .  Juli 1958 beschlossen hat, 
einen gemeinsamen Bericht der Bundesminister 
für Finanzen und für Inneres, betreffend Giro­
zentrale-Kreditfall Haselgruber, dem N ational­
rat zu übermitteln. Dieser Bericht gliedert 
sich in vier Teile, von denen der erste Teil 
dem Ministerrat Aufklärung darüber gibt, 
wie die derzeitigen Organe der Girozentrale 
zusammengestellt sind. Hier wird vermerkt, 
daß die derzeitigen Organe der Anstalt der 
Verwaltungsrat und der Geschäftsführende 
Ausschuß sind. Ich kann es mir ersparen, 
näher auf diesen Bericht einzugehen, weil 
er allen Abgeordneten zugegangen ist und 
weil speziell über den Fall Haselgruber noch 
mein Klubkollege Abgeordneter Mitterer aus­
führlich sprechen wird. 

Der zweite Teil beinhaltet das Ergebnis 
eines Untersuchungskomitees, welches über 
Beschluß des Ministerrates in der Sitzung 
vom 10. Juni eingesetzt wurde und dem von 
seiten des Finanzministeriums die Herren 
Ministerialrat Dr. Rudolf Wanke, Rechts­
anwalt Dr. Walther Kastner, von seiten des 
Innenministeriums die Herren Ministerialrat 
Dr. Willibald Liehr und Senatsrat Dr. Rudolf 
Ertl angehört haben. In diesem Bericht 
werden in chronologischer Reihenfolge alle 
Sitzungen des Verwaltungsrates und des Ge­
schäftsführenden Ausschusses angeführt, in 
denen über die einzelnen Kreditfälle und 
deren Höhe gesprochen wurde, und die Ergeb­
nisse dargestellt. Diesem Bericht sind ferner 
drei Beilagen angeschlossen, und zwar die 
Beilagen A, B und C, von denen die Beilage B 
deshalb besonders interessant ist, weil nicht 
nur jede Sitzung erwähnt wird, sondern 
auch die einzelnen Herren, die an den -Sitzungen 
teilgenommen haben, namentlich genannt sind 
und das Ergebnis der Abstimmungen genauest 
vermerkt ist. 
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Aus diesem Bericht geht hervor, daß der 
erste Kredit vom Geschäftsführenden Aus­
schuß am 29. Oktober 1953 im Betrag von 
4,900.000 S beschlossen wurde. In 
weiterer Folge wurden im Zusammenhang mit 
dem Ausbau des Werkes in Wördern immer 
neue Kreditanträge von Haselgruber gestellt, 
die alle mit Zustimmung aller Beteiligten, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
also der Vertreter der ÖVP und der SPÖ, 
entweder gleich in der Sitzung oder nach­
träglich vom Verwaltungsrat genehmigt und 
zur Kenntnis genommen wurden. Lediglich 
der letzte Kredit, der überbrückungskredit 
von 12 Millionen Schilling, dessen Gewährung 
in der Verwaltungsratssitzung vom 29. Mai 
beschlossen wurde, ist vom Herrn Finanz­
minister beeinsprucht worden. Nun erhebt 
sich die Frage, ob denn diese Kredite leicht­
fertig oder unüberlegt gegeben wurden, oder 
ob sich die Organe der Girozentrale über das 
Eisenwerk Haselgruber im klaren waren und 
wußten, warum diese Kredite gegeben wurden. 
Dazu darf ich dem Hohen Haus mitteilen, 
daß den Herren des Verwaltungsrates und 
des Geschäftsführenden Ausschusses das Werk 
Haselgruber gewiß bekannt war. Denn ich 
kann nicht annehmen, daß man so hohe 
Beträge irgendwo investiert, ohne den Betrieb 
zu kennen. Außerdem lagen noch die Gut­
achten der Sachverständigen vor, und dazu 
darf ich einige Bemerkungen machen. 

Im Jahre 1957 wurden von Professor Doktor 
Malzacher ein Gutachten und zwei Gutachten 
von Leitner, also von Fachmännern auf dem 
Gebiete des Hüttenwesens, abgegeben. Alle 
drei Gutachten kommen zu einem durchaus 
positiven Ergebnis. Hohes Haus ! Die Sach­
verständigen kamen deshalb zu diesen posi­
tiven Gutachten, weil man festgestellt hat, 
daß der Betrieb eigentlich ganz günstig liege 
und daß er in seinem relativ kleinen Umfang 
sehr beweglich und anpassungsfähig sei, 
daß außerdem in diesem Betrieb Profileisen 
erzeugt wurde, welches von den anderen 
Stahlwerken, der VÖEST und der Alpine, 
nicht erzeugt wurde . Wir in Österreich 
- und das wird Ihnen jeder Eisenhändler 
bestätigen - haben ja ungeheuren Mangel an 
so kleinen Profilen gehabt, und die Wirt­
schaft war sicherlich sehr froh darüber, daß 
in diesem Betrieb dieses kleine Profileisen 
erzeugt wurde. Der Umbau einer Walzstrecke 
bei der VÖEST und bei der Alpine hätte wahr­
scheinlich Millionen Schilling gekostet. Außer­
dem war der Betrieb in Wördern auch sozialpoli­
tisch sicherlich günstig gelegen, weil er in dieses 
Notstandsgebiet hineingestellt wurde und weil 
außerdem die Lage bei Wien nicht nur wegen 
des Absatzes, sondern auch wegen der Funktion 
Wiens als Schrottlieferant sehr interessant war. 

Noch vor fünf Wochen, Hohes Haus, 
wurde hier ein neuerliches Gutachten ab­
gegeben, ebenfalls vom Herrn Doktor 
Malzacher, und es war wiederum positiv. 
Erst vor wenigen Wochen wurden diese 
Gutachten widerrufen, und wir haben fest­
stellen können, daß die Herren diese Gut­
achten, die sie früher als positiv abgegeben 
haben, gerade jetzt in den letzten Tagen 
wieder zurückgenommen haben. Ich 
habe einen Brief von einem Belegschafts­
mitglied der Eisenwerke in Wördern bekom­
men, der mir mitgeteilt hat, daß sich jetzt 
auch reichsdeutsche Stellen für das Werk 
interessiert haben, nach Wördern ge­
kommen sind und dort eine Besichtigung 
vorgenommen haben ; nicht eine Besichtigung 
in dem Sinn, daß man nur durch das Werk 
durchgegangen ist, sondern die Herren haben 
sich 48 Stunden dort aufgehalten und sind 
ebenfalls zu einem positiven Gutachten ge­
kommen. 

Außer den technischen Gutachten liegt 
aber auch ein Prüfungsbericht der Gesell­
schaft für Revision und treuhändige Ver­
waltung vom 23. April 1957 vor, in dem 
wörtlich folgendes festgestellt wird : "Die 
Satzungsbestimmungen der Anstalt wurden 
eingehalten. Insbesondere wurden die Kredit­
gewährungen von den zuständigen Organen 
der Anstalt ausgesprochen. Die am Bilanz­
stichtag noch ausständigen Genehmigungen 
auf überziehungen von zwei Großkrediten 
wurden inzwischen vom Geschäftsführenden 
Ausschuß erteilt und für die Beschlußfassung 
im Verwaltungsrat vorbereitet. Satzungs­
widrige Geschäfte haben wir nicht festgestellt." 
Soweit der Bericht. 

Ähnliche Feststellungen wurden von der 
Prüfungsgesellschaft auch in den Prüfungs­
berichten über die Geschäftsjahre 1954 und 
1955 gemacht. Sie sehen also, daß die Anstalt 
hier gewiß nicht leichtfertig vorgegangen ist. 
Man darf sich daher nicht wundern, wenn 
im vorliegenden Fall sowohl der Verwaltungs­
rat als auch der Geschäftsführende Ausschuß 
zu einstimmigen Beschlüssen gekommen sind. 

Ich will zum Schlusse kommen und möchte 
nochmals wiederholen, daß heute das Gesetz 
über die Umwandlung der Girozentrale in 
eine Aktiengesellschaft beschlossen werden 
soll und nicht eine Lex Haselgruber zur Ver­
handlung steht. 

Die ÖVP wird aus allen angeführten Grün­
den für dieses Gesetz stimmen. Dem Eisen­
werk Haselgruber in Wördern aber würde 
ich wünschen, daß es möglichst bald wieder 
in Betrieb genommen werden kann. Es darf 
hier kein politisches Ränkespiel getrieben 
werden, sondern in ernster und sachlicher 
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Arbeit müssen die Verantwortlichen hüben 
und drüben, getragen von dem Geiste der 
Zusammenarbeit, jene Entscheidungen treffen, 
die eine Weiterführung des Werkes ermöglichen, 
zum Wohle der dort beschäftigten 1300 Ar­
beiter und Angestellten, zum Wohle der 
Gemeinden und des Landes Niederösterreich 
und zum Wohle der österreichischen Wirt­
schaft. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Böhm: Zum Wort gelangt der Herr 
Abgeordnete Probst. 

Abgeordneter Probst : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Nach der etwas harmlos 
gehaltenen Rede des Herrn Kollegen Cerny 
als meinem Vorredner möchte ich zu den 
Tatsachen, zu den nackten Tatsachen zurück­
kommen. (Abg. Dengler: Sachlich 1 So harml08 
war er wieder nicht 1) Es ist nicht sehr schön, 
von nackten Tatsachen zu sprechen, aber 
ich werde es trotzdem tun, denn der Sünden­
fall ist groß (Abg. D engl er: Sie haben unlängst 
einen größeren gehabt 1) und Aufklärung 
ist notwendig. Diesem Parlament gehört 
zwar nicht der Herr Haselgruber an, aber 
sein Mitarbeiter Fritz Polcar, und ich werde 
beweisen, daß er sein Mitarbeiter war und 
vielleicht noch ist. 

Der Herr Abgeordnete Fritz Polcar ist 
nicht nur als Wiener Obmann der ÖVP 
bekannt geworden, "als ein Mann" - wie 
es in einer Parteikorrespondenz der Ö VP 
hieß - "bedingungsloser und kämpferischer 
Einsatzbereitschaft", wie ihm sogar die Bun­
desparteileitung der ÖVP im Dezember vorigen 
Jahres noch bescheinigte. 

Wesentlich mehr als dadurch hat sich 
Herr Polcar in Österreich einen Namen 
gemacht durch gewisse Sonderleistungen - sie 
sind heute schon zur Sprache gekommen 
- von der "Transfines" bis zur Haselgruberei ; 
Musterbeispiele einer Koalition von solchen 
Männern, die sich zusammentun, und eine 
Kollektion von wirtschaftlichen Aktionen, 
mit denen sich leider auch das Hohe HauB 
einige Male hat beschäftigen müssen. Aber 
wenn sich die Polcars in Österreich mit Tod 
und Teufel und Haselgruber verbünden, dann, 
meine Damen und Herren, ist es notwendig, 
unnachsichtig den Finger in offene Wunden zu 
legen und Eiterbeulen aufzuschneiden, sonst 
könnte es nämlich sein, daß die Demokratie 
in Österreich darunter leidet. 

Ich glaube, dem leitenden Direktor, Herrn 
Dr. Benedikt, also Herrn Fritz Polcar und 
seinen Getreuen, muß zu dem Zeitpunkt, 
als sie sich mit Herrn Haselgruber einließen, 
bekannt gewesen sein, wer dieser Mann ist, 
den sie sich als Geschäftspartner wählten, 
und in Zwischenrufen ist es heute auch 

offenbar geworden, daß sie schon vor Jahren 
gewußt haben, wer Haselgruber war. 

Ich erinnere : Zwischen Mai und Oktober 
des Jahres 1951 lief vor einem Westberliner 
Strafgericht ein Monsterprozeß gegen sogenann­
te West-Üst-Schieber - ein Sprachgebrauch, 
den auch in Österreich immer wieder alle 
Seiten und alle Parteien gewählt haben. 
D nd wie die Anklageschrift schon damals 
feststellte, seien die illegalen Metallgeschäfte 
mit dem Osten - so heißt es dort - "zwischen 
westdeutschen Firmen und Vertretern der 
Wiener Gruppe Haselgruber" abgewickelt wor­
den. Das Gerichtsurteil gegen die Schieber 
beginnt mit dem Satz - so steht es wörtlich 
dort : "Der Österreicher Johann Haselgruber" 
- im Jahre 1951  - "befaßte sich seit Herbst 
1949 im Auftrag der Besatzungsmächte be­
ziehungsweise sowjetischer Handelsgesellschaf­
ten mit dem Ankauf westdeutscher Eisen­
und Stahlerzeugnisse und mit deren Lieferun­
gen in die Üstzone Deutschlands und auch 
Österreichs. " 

Für diese Sorten von Geschäftemachern 
hat der Volksmund das Wort "Kommuno­
Kapitalisten" geprägt. Haselgruber wurde 
der Prototyp dieses rücksichtslosen West-Ost­
Schiebers. 

Ich zitiere : "Die sowjetischen Dienststellen 
in Österreich hatten zu mir Vertrauen", 
rühmte sich Herr Haselgruber nachträglich 
in einem Interview in der "Wochenpresse" 
vom 15. Juni dieses Jahres ! 

Die sowjet'ische Besatzungsmacht und der 
Herr ÖVP-Landesobmann Fritz Polcar hatten 
auch zu Haselgruber Vertrauen ! Heraus- � 
gekommen ist, wie wir wissen, der größte 
österreichische Korruptionsfall in der Ge­
schichte der Zweiten Republik, und, wie die 
"Basler Nachrichten " - keine sozialistische 
Zeitung ! - am 10. Juni schrieben : "Die 
Öffentlichkeit ist über diese Affäre zutiefst 
bestürzt . " 

Lassen Sie mich noch einige derartige 
Stimmen der Bestürzung zitieren. Die Wiener 
"Presse" vom 15. Juni meinte : "Fritz Pole ar 
und Genossen haben die Wiener ÖVP und 
das Wiener Bürgertum um Jahre zurück­
geworfen." Das "Salzburger Volksblatt" vom 
2 1 .  Juni erinnert an die berüchtigte Klosett­
steuer des römischen Kaisers V espasian und 
seinen Ausspruch : "Geld stinkt nicht !"  Der 
bürgerliche "Wiener Montag" vom 16. Juni 
fordert : "Entbalkanisierung tut not !"  

Ich könnte diese Liste, meine Damen 
und Herren, beliebig fortsetzen. Leider, leider 
hat ein Ehrengericht der Wiener ÖVP - leider, 
leider sage ich - mit dem Herrn Präsidenten 
des Nationalrates als Vorsitzenden dieses 
Ehrengerichtes Herrn Polcar reingewaschen 
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und dem Hohen Hause erhalten. (Abg. Doktor 
Mal  e ta: Stimmt ja gar nicht 1) Ich kann die 
Zeitung nachlesen, und wir beide können 
das tun und können das in der ÖVP-Zeitung 
finden. Daß Herr Polcar unseren Sitzungen 
fernbleibt, ist das beste Eingeständnis seiner 
Schuld. (Zustimmung bei der SPÖ.j Es fragt sich 
nur : Mit was wird er entschuldigt und ob 
die Geschäftsordnung des Hauses vom Herrn 
Präsidenten auch richtig angewendet wird. 
(Abg. Dr. Migsch: Ob überhaupt eine Ent­
schuldigung vorliegt 1 ) 

Worin besteht nun die Haselgruberei, und 
warum ist sie dazu angetan, das Ansehen 
der Demokratie und der politischen Parteien 
zu diffamieren ? Die Haselgruberei besteht 
darin, daß erstens ein öffentlich-rechtliches 
Kreditunternehmen wie die Girozentrale einem 
eiskalten, skrupellosen Geschäftemacher vom 
Schlage des Herrn Haselgruber Kredite von 
fast einer Y4 Milliarde Schilling ohne die ent­
sprechende Sicherung gewährte, ja daß man 
diese Kredite gewährte bei Unterschlagung 
der Prüfungsberichte durch Herrn Dr. Bene­
dikt, auch nachdem bereits erwiesen war, 
daß die Geschäftsführung des Herrn Haselgru ber 
anzeigepfiichtig war. 

Zum Beweis dafür zitiere ich aus diesem 
Bericht, den die Abgeordneten bekommen 
haben, auf Seite 9 :  "In der Sitzung des 
Verwaltungsrates am 12 ./13. Mai 1958 
berichtete Generaldirektor Slaik," - als Nach­
folger von Herrn Dr. Benedikt - "daß er vor 
kurzem von den beiden Prüfungsberichten 
Kenntnis erlangt hat und gab den Inhalt 

• der beiden Prüfungsberichte auszugsweise be­
kannt. Damit wurde erstmalig in einem 
Organ der Girozentrale über die Prüfungs­
berichte gesprochen." Das ist die Tatsache 
und das ist die Wahrheit, die hier enthalten 
ist in dem Bericht, den die Abgeordneten 
bekommen haben. 

Zweitens besteht die Haselgruberei darin, daß 
diese Kredite unter Befürwortung und - ich 
spreche es aus - unter dem Druck von ÖVP­
Mandataren und -Funktionären gegeben wurden, 
und drittens darin, daß gewissermaßen zum Dank 
dafür - wir haben das schon oft gehört -
von Herrn Haselgru ber als Provision oder 
als Kredit, oder wie Sie das sonst bezeichnen 
wollen, insgesamt 22,4 Millionen Schilling in 
die Parteikasse der Wiener ÖVP flossen. 
(Abg. D e n gler: Das ist ja gar nicht wahr 1) 

Man kann nicht behaupten, daß Herr 
Haselgruber für sich ein schlechter Geschäfts­
mann und Kaufmann ist. Wie gerissen er 
ist, bewies er mit seinen Geschäften mit 
den Usiaten, das bewies er auch damit, daß 
er seine ungeheuren Schiebergewinne vor­
sorglich in der Gründung eines Stahlwerkes 

anzulegen gedachte. Kein Wunder ! Erinnern 
wir uns : Damals, in der Korea-Hausse, waren 
Stahl- und Walz waren auf dem Weltmarkt 
Goldes Wert. Herr Haselgruber begann also 
mit den Erlösen seiner Schiebergeschäfte in 
St. Andrä-Wördern ein Stahl- und Walzwerk 
zu errichten, oder anders gesagt : Schwarzes 
Geld wurde auf weiß umgefärbt. Und mit 
Schadenfreude gegenüber der verstaatlichten 
Industrie haben Sie von der ÖVP diese 
Gründung auf Sand, auf rutschigem Boden 
quittiert. Der Herr Haselgruber erweiterte 
und vergrößerte diesen Betrieb mit der Zeit, 
sodaß dieses Haselgruber-Werk heute etwa 
1300, vielleicht 1400 Beschäftigte zählt und 
dem "Bild Telegraf" zufolge heute einen Bau­
aufwand von rund 1 Milliarde Schilling er­
fordern würde. Sie können das dort nach­
lesen. 

Abgesehen von den Krediten muß also 
Herr Haselgruber von den Ostgeschäften 
nicht nur Schäfchen, meine Damen und 
Herren, ich glaube, einen ganzen Schafstall 
ins trockene gebracht haben ! Welch ein 
Hohn auf die tausende Arbeiter und An­
gestellten der ehemaligen Usia-Betriebe, 
die dort Österreichs Freiheit gegen den Kom­
munismus verteidigten und dafür oft sogar 
finanzielle Nachteile erlitten ! 

Aber uns interessiert weiter vor allem, 
oder sagen wir, auch die Geschäftsfreundschaft 
zwischen Herrn Haselgruber und der ÖVP. 
Herr Haselgruber - das wurde hier auch 
schon gesagt, kam mit der Girozentrale das 
erstemal im Oktober 1953 ins Geschäft . 
Damals beantragte er bei diesem Institut 
- mein Freund Olah hat darüber berichtet -
einen 4,9 Millionen Schilling-Kredit - es 
sollten nicht 5 Millionen sein. Obwohl der 
damalige Aufsichtskommissär des Bundes­
ministeriums für Finanzen angesichts der 
Ost-Geschäfte Haselgrubers mahnte und 
warnte, wurde der Kredit grundsätzlich ge­
nehmigt, die Auszahlung jedoch von einer 
Bilanzvorlage abhängig gemacht. Das steht 
schwarz auf weiß in dem Bericht, den die 
Abgeordneten erhalten haben. 

Im folgenden Monat kommt man jedoch 
darauf, daß der Generaldirektor der Giro­
zentrale, Herr Dr. Benedikt, diese Kredite 
bereits ohne Bilanzvorlage rechtskräftig ge­
macht hat. Der Geschäftsführende Ausschuß 
forderte darauf wenigstens die nachträgliche 
Bilanzvorlage - wieder ohne Erfolg. Im 
Laufe der nächsten Monate erhielt Haselgruber 
weitere hohe Millionenkredite - wieder ohne 
Bilanzvorlage. Im heurigen Frühjahr stellte 
sich heraus, daß das Haselgruber-Unternehmen 
eine Unterbilanz von 1 70 Millionen Schilling 
bei Gesamtverpflichtungen von mehr als 
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400 Millionen Schilling aufwies. Wieso konnte, 
wir als Abgeordnete haben das Recht, so zu 
fragen, Herr Haselgruber im Laufe von fünf 
Jahren von der Girozentrale immer wieder 
hohe Kredite erhalten ? Wieso war es möglich, 
daß, nachdem der Verwaltungsrat der Giro­
zentrale am 12.  Mai 1958 beschlossen hatte, 
jede weitere Krediterhöhung an Haselgruber 
abzulehnen, dem Herrn Haselgruber - und 
mein Vorredner hat dies bestätigt - am 29. Mai 
in einer Kampfabstimmung, in der jene 
Herren, die man als Sozialisten bezeichnen 
kann, dagegen gestimmt haben, neuerlich 
12 Millionen Schilling gewährt wurden ? Die 
Schlüsselfigur - und auch mir tut es leid, 
wenn in diesem Hause Namen genannt werden 
müssen, die nicht dem Parlament angehören -
hiefür ist Herr Generaldirektor Dr. Benedikt. 
Herr Dr. Benedikt ist und war der Ver­
trauensmann der ÖVP in der Girozentrale 
und sowohl der Wiener als auch der nieder­
österreichischen ÖVP eng verbunden. 

Wie zum Beispiel der Herr Finanzminister auf 
eine sozialistische Anfrage im Finanz- und Bud­
getausschuß zugegeben hat, wohnte Herr Hasel­
grub er in einer Villa im 18. Wiener Gemeinde­
bezirk, in Währing, deren Eigentümerin Frau 
Anna Benedikt ist. Der Herr Finanzminister 
mußte das bestätigen. Der Herr Finanz­
minister Dr. Kamitz weiß allerdings nicht 
oder wußte nicht, daß der Herr Haselgruber 
an Frau Benedikt nicht einmal Miete gezahlt 
hat, obwohl diese Tatsache im Hinblick 
darauf, daß Dr. Benedikt Generaldirektor der 
Girozentrale, der Haselgruberischen Hausbank, 
ist, sehr nachdenklich stimmen muß. Frau 
Benedikt - das sind auch Tatsachen - hat 
ihre Villa in Kamegg in Niederösterreich an 
die NEWAG verkauft . Die NEWAG zahlte 
dafür 800.000 S (Abg. Horn : Was ? Für das 
alte Haus?), mehr als das Doppelte des hiezu 
notwendigen Betrages !  Der Herr Finanz­
minister gab in diesem Zusammenhang zu 
- der Herr Finanzminister ! -, daß die 
NEW AG von der Girozentrale Kredite von ins­
gesamt 700 Millionen Schilling erhielt. (Abg. 
Dengle r :  Damit die Kampwerke gebaut werden 
können !) Und man überlegt dabei, ob zwischen 
dem Kauf der Benedikt-Villa durcl;t die NEW AG 
und der Kreditgewährung an die NEW AG nicht 
auch . gewisse Zusammenhänge bestehen 
könnten. (Abg. Dengle r :  Das wurde mit den 
Stimmen der Sozialisten einstimmig beschlossen 1) 
Es liegt mir fern, meine Damen und Herren, 
zu behaupten, daß die Hände, die einander 
gewaschen haben, samt und sonders schmutzig 
sind. Ich will nur aufzeigen, wie eng sich die 
Interessen des Herrn ÖVP-Benedikt mit dem 
Haselgruber einerseits und mit der Polcar­
Partei in Wien anderseits decken. Beim Fuß­
ballspiel nennt man das, soweit ich mich aus 

meiner Jugendzeit noch erinnere, das Innen­
trio, das sich so die Bälle zuspielt. (Abg. 
Weikhart : Polcar ist der Zenterstürmer 1) 
Denn dies ist zum Verständnis der Geschichte 
von den 22,4 Millionen Schilling, die der Herr 
Haselgruber dem Herrn Polcar gegeben hat, 
notwendig. Hierüber wurde, wie Sie wissen, 
eine strenge Polizeiuntersuchung geführt, 
und die Ergebnisse dieser Untersuchung hat 
Herr Innenminister Helmer in der Beant­
wortung einer Anfrage, die sozialistische Abge­
ordnete an ihn stellten, mitgeteilt. (Abg. H orr :  
Polcar ist der Zenterstürmer des Aero-Klubs ! -
Abg. Mark : Nein, der Polcar ist der Rechts­
außen 1) Minister Helmer sagte darin : Bei der 
Firma Haselgruber wurden "Unterlagen gefun­
den, aus denen hervorgeht, daß die Firma 
Haselgru ber im Laufe der letzten Jahre der 
Landesparteileitung Wien der Österreichi­
sehen Volkspartei auf Grund von Vereinba­
rungen . . . Geldbeträge in der Gesamt­
höhe von 22,472.000 S überwiesen hat." 
Minister Helmer erklärte weiter in dieser 
Anfragebeantwortung : "Diese Beträge sollen 
der vorliegenden Korrespondenz zufolge" 
- das steht in einer parlamentarischen Ant­
wort - "als Darlehen zum normalen Bank­
zinsfuß gegeben, bisher allerdings nicht zurück­
bezahlt worden sein. "  Und wir haben auch 
bis heute eine Erklärung von der ÖVP über 
dieses Geld noch nicht bekommen. 

Es erhebt sich die Frage : Wie kann es sich 
eine politische Partei erlauben- sie hat es selbst 
zugegeben-, von einem schwer verschuldeten 
Unternehmen sogenannte Kredite zu beanspru­
chen ? Vielleicht nach dem Motto, daß sie sagt : 
Auf die 23 Millionen kommt es auch nicht mehr 
an ! Herr Haselgruber hat sich übrigens fein ab­
geputzt, wie wir jetzt wissen : er hat die gesamte 
Forderung gegen die ÖVP mit einem Schreiben 
vom 4. Juni 1958 der Girozentrale zediert. 
Das heißt, jetzt sind viele tausende kleine 
Sparer Gläubiger der ÖVP geworden ! (Abg. 
We i k h a r t :  Das sind die neuen Volksaktionäre ! 
- Heiterkeit.) Die ÖVP war übrigens Minister 
Helmer für diese ungeschminkte Unterrichtung 
der Öffentlichkeit recht gram. Man hörte sogar 
etwas von Ministeranklage und so weiter. 
Meinen Sie von der Volkspartei, die Minister 
Helmer seiner Ehrlichkeit wegen das Messer 
an die Brust setzen wollen, das sei Demokratie, 
einen Minister zu hindern, Anfragen ihrer Ab­
geordneten zu beantworten ? 

Zurück zu den famosen Haselgruber-Kre­
diten. Vor Tische las man's anders. Zum 
Beispiel in einem Schreiben des Herrn Hasel­
grub er an das Finanzamt im 8. Wiener Ge­
meindebezirk, datiert vom 6. Juni 1957. 
Darin ist ein Betrag von 2,4 Millionen Schilling 
als Vermittlungsprovision für Geschäfte laut 
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speziellem Übereinkommen - das steht da 
drinnen ! - für die Landesparteileitung der 
Österreichischen Volkspartei ausgewiesen. Für 
welche Geschäfte, meine Damen und Herren 1 

Mindestens ebenso interessant ist in diesem 
Schreiben an besagtes Finanzamt eine An­
merkung zu diesem Punkt. Sie lautet : "Im 
Monat September 1957 wird an die Finanz­
landesdirektion ein spezieller Erlaß vom Bun­
desministerium für Finanzen darüber ergehen, 
daß diese Beträge gemäß § 4 Absatz 4 Ein­
kommensteuergesetz abzugsfähig sind. Eine 
frühere Verlautbarung dieses Erlasses ist wegen 
Urlaub der bezüglichen Herren nicht mög­
lich. " 

Mir sei die Frage erlaubt, was wohl der 
Herr Finanzminister von diesem familiären 
Umgang des Herrn Haselgruber mit dem 
Finanzministerium hält ! Noch etwas : Die 
erwähnte Einkommensteuergesetzesstelle be­
sagt, daß Betriebsausgaben Aufwendungen 
sind, die durch den Betrieb veranlaßt werden. 
Wieso der Herr Haselgruber die Aufwendungen 
für die ÖVP als Betriebsausgaben steuerlich 
absetzen kann, weiß ich nicht. 

Es ist begreiflich, daß die Ö VP und Herr 
Polcar durch das Auffliegen der Haselgruberei 
schwerstens kompromittiert sind. Die 
"Österreichische Neue Tageszeitung",  das 
Sprachrohr des Herrn Bundeskanzlers, mußte 
am 7. Juni eingestehen - ich zitiere daraus - :  
"Die Finanzierung der Wiener Volkspartei 
im Wege von Spenden bot den Sozialisten und 
ihren Verbündeten Anlaß und Möglichkeit, 
die Volkspartei in Wien aufs heftigste anzu­
greifen und sie der Korruption zu beschuldi­
gen. " Polcar, der sich trotz heftiger Angriffe 
aus den eigenen Reihen, vor allem von seiten 
der kleinen Vertrauensleute, nach dem Trans­
fines-Skandal auf dem Wiener Parteitag im 
Januar dieses Jahres noch hochhalten konnte, 
mußte nun doch gehen. Bundesparteiobmann 
Raab nahm Polcars Rücktrittserklärung zur 
Kenntnis, heißt es in einem parteiamtlichen 
Kommunique. Im Gegensatz zu gewissen Wie­
ner ÖVP-Spitzenfunktionären, die das Hin­
scheiden ihres von keinen Skrupeln geplagten 
Sozialistenfressers aus dem politischen Leben 
beklagten, sagen zum Beispiel andere Zeitun­
gen folgendes :  Ich zitiere das "Salzburger 
Volksblatt "-keine sozialistische Zeitung ! Lako­
nisch schrieb es am 7. Juni : "Es war Zeit, 
höchste Zeit ! "  Ich zitiere andere bürger­
liche oder ÖVP-Zeitungen, damit Sie nicht 
glauben, es sind sozialistische Zeitungen, die 
das geschrieben haben. Am 15 .  Juni schrieb 
"Die Presse", daß die Folgen dieser Polcar­
Aktion das größte Unglück über die ÖVP 
bringen werden. (Abg. Dengl� r :  Werden wir 
sehen ! - Heiterkeit. - Abg. Rosa Jochma n n : 
Das ist kein Grund, W Uze zu machen !) 

Jetzt möchte ich im Zusammenhang mit 
der Haselgruberei auf diese Zettelgeschichte 
übergehen, mit der der Herr Ö VP­
Generalsekretär Dr. Maleta verknüpft ist. 
Sie scheinen sich dabei eines Geheimdienst­
experten bedient zu haben ; denn auf einmal 
tauchte dieser ominöse Zettel auf, der fein 
säuberlich Namen enthalten soll von soziali­
stischen Vertrauensleuten, die angeblich "vom 
Haselgruber a was kriagt habn". Dieser 
Zettel entstand nach Herrn ÖVP-General­
sekretär Maletas Angaben in einem Wiener 
Kaffeehaus. Bei der p-olizeilichen Einver­
nahme erklärte Herr Haselgruber, er habe 
diesen Zettel etwa Anfang Juni im Büro des 
Herrn Polcar eigenhändig geschrieben und die 
Namen und Summen einvernehmlich mit 
Herrn Polcar aus dem Gedächtnis wieder­
gegeben. (Abg. Rosa Jochman n :  Hört ! Hört !) 
Etwas später erklärte Herr Haselgruber, nicht 
er habe diesen Personen Geld gegeben, sondern 
ein gewisser Michael Albin. Herr Polcar 
lehnte eine polizeiliche Einvernahme mit dem 
Hinweis auf seine Immunität ab. Herr 
Dr. Maleta sandte diesen Wisch allen Ernstes 
an die Wiener Polizeidirektion zum Herrn 
Polizeipräsidenten Holaubek mit einem Be­
gleitschreiben, und da steht drinnen : "Herr 
Haselgruber behauptet," - zu Herrn Maleta -
" daß die dort genannten Sozialisten namhafte 
Beträge von ihm erhalten hätten. Angesichts 
der derzeit im Zuge befindlichen Untersuchung 
fühle ich mich verpflichtet, diesen Zettel der 
Polizei zur weiteren Veranlassung zur Ver­
fügung zu stellen." 

Sollten Sie, verehrter Herr Kollege Maleta, 
diesen Haselgruber-Wisch wirklich ernst ge­
nommen haben, dann staunen wir darüber, 
wie leicht man einen so gescheiten Menschen 
wie Sie hineinlegen kann. Sollten Sie aber von 
vornherein das ganze nur als Trick betrachtet 
haben -finden Sie eine solche politische Aktion 
fair und anständig 1 Kollege Maleta, Sie 
mußten aber auch wissen, daß mit dem 
Zeugen, den Sie mitnahmen, nunmehr diese 
geheime Aktion, ausgedacht von ihrem Ge­
heimdienstexperten, öffentlich wurde und da­
her auch von Ihnen verantwortet werden 
muß ! (Abg. Dr. Male t a :  Mit größtem Ver­
gnügen ! - Abg. Dr. Migs c h :  Auch vor 
Gericht? - Abg. Dr. Male t a :  Jawohl !) 

Und mit welcher Mißgunst und mit welcher 
Sorglosigkeit Sie umgehen, möchte ich Ihnen 
an einem einzigen Beispiel aus der Fülle des 
Materials aufzeigen. Ich habe heute früh 
von der Zentralsparkasse der Gemeinde Wien 
einen Brief bekommen. Mein verehrter Vorred­
ner, Kollege Cerny, hat davon geredet, man 
müsse den Sparwillen schützen und dürfe keinen 
Rufmord an den Sparkassen betreiben. Das 
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hätten Sie früher in Ihrer Partei sagen sollen ! 
(Abg. Dengle r :  Herr, ich danke Dir, daß ich 
nicht bin wie die anderen !) Ich bringe hier 
eine Presseaussendung, die Sie bestimmt nicht 
in Ihren Zeitungen abgedruckt haben oder 
abdrucken werden, zur Kenntnis. Der Ver­
waltungsausschuß der Zentralsparkasse der 
Gemeinde Wien hat sich in seiner Sitzung vom 
2. Juli 1958 mit der gegen Dr. Josef Neu­
bauer - er stand auf Ihrem Zettel -, General­
direktor der Zentralsparkasse der Gemeinde 
Wien, im Zusammenhang mit dem Kredit 
an Haselgruber in der Presse erhobenen 
Beschuldigungen und der Annahme von Geld­
spenden beschäftigt. Diese Anschuldigung ist 
erhoben und öffentlich weiterverbreitet wor­
den, ohne daß das Ergebnis der polizeilichen 
Untersuchung oder der von Generaldirektor 
Dr. Neubauer sofort beantragten strafrecht­
lichen Verfolgung abgewartet wurde. Der 
Verwaltungsausschuß der Zentralsparkasse der 
Gemeinde Wien verurteilte eine solche V OT­
gangsweise und verlieh seiner Entrüstung 
Ausdruck, daß die erwähnte Verdächtigung 
nicht nur Generaldirektor Dr. Neubauer als 
obersten Beamten . des Institutes in seiner 
Ehre verletzen, sondern auch den Ruf der 
Zentralsparkasse der Gemeinde Wien schädigen 
könnte. 

Dem Verwaltungsausschuß gegenüber gab 
Generaldirektor Neubauer die Erklärung 
ab, daß er niemals, weder direkt noch indirekt, 
für sich oder Dritte in irgendeiner Form Geld 
oder Geldeswert von Haselgruber entgegen­
genommen habe. Die Mitglieder des Ver­
waltungsausschusses nahmen diese Erklärung 
zur Kenntnis und sprachen Herrn General­
direktor Dr. Neubauer einhellig das Vertrauen 
aus. (Abg. Dr. Male t a :  Seit wann ist die 
untersuchende Polizeibehärde die Öffentlichkeit?) 
Ein gleichlautendes Schreiben wurde an die 
Bundesparteileitung der ÖVP abgesendet. Und 
wissen Sie, wer unterschrieben ist ? Als Vor­
sitzender wohl der sozialistische Landtags­
abgeordnete Jodlbauer, aber auch der ÖVP­
Stadtrat Dipl.-Kfm. Nathschläger. (Abg. Rosa 
Jochman n :  Hört ! Hört ! - Abg. Weikh a rt :  
Einhellig, Herr Doktor !) Sie wissen aber auch, 
daß die Sozialisten sofort eine Untersuchung 
dieser haselgruberischen Zettelbeschuldigung 
gefordert und unwidersprochen von der ÖVP 
festgestellt haben, daß kein Haselgruber­
Groschen in die Parteikasse der SPÖ geflossen 
ist. Uns, der SPÖ, wurden Namen trotz 
unserer wiederholten Aufforderung und der Zu­
sicherung des Anwaltes von Herrn Hasel­
grub er , des Herrn Dr. Michael Stern, nie bekannt­
gegeben. Nie haben wir vorher und später 
einen Namen selbst in die Hände bekommen. 
Sollte aber - so wurde von Herrn Staats­
sekretär Kreisky und mir als dem Sekretär der 

Partei in einer Pressekonferenz nachdrücklichst 
erklärt - ein Mitglied der SPÖ privat von 
Herrn Haselgruber Gelder bezogen haben, 
müßte dieses Geld sofort zurückgezahlt wer­
den, und dem Geldnehmer ist ohne Ansehung 
der Person der Ausschluß aus der Partei 
sicher ! (Beifall bei der S PÖ.) Die auf dem 
Zettel genannten Personen, von denen einer 
übrigens gar nicht Mitglied der SPÖ ist, haben 
sofort bei der Polizei zu Haselgru bers und 
Polcars Beschuldigungen Stellung genommen. 
Sie haben außerdem gegen Haselgruber und 
die Zeitungen, in denen ihre Namen in den 
Schmutz gezogen worden sind, Schritte ein­
geleitet. 

Innenminister Helmer hat in seiner von 
mir bereits zitierten Anfragebeantwortung 
eine amtliche Darstellung des Untersuchungs­
ergebnisses gegen die verleumdeten SPÖ­
Mitglieder gegeben. Diese Darstellung ist 
Ihnen bekannt, ich brauche sie nicht zu 
wiederholen. Es wurde polizeilich festgestellt, 
daß diese Korruptionsbeschuldigungen haltlos 
und durch nichts zu begründen sind. So 
wurde allen Ernstes zum Beispiel behauptet, 
daß die Sozialisten angeblich die Haselgruber­
Gelder von dem Schleichhändler uI!d Schieber 
Michael Albin ausbezahlt erhielten. Aber die­
ser Albin kann nicht mehr gestellt werden. 
Er ist seit 1951 fort und ist irgendwo, vielleicht 
in einem brasilianischen Urwald oder in einer 
südamerikanischen Pampa, verschwunden, und 
die Polizeidirektion Wien hat gegen ihn ein 
Aufenthaltsverbot erlassen. Solche feine Zeu­
gen suchen sich die Herren Abgeordneten 
Polcar und Genossen aus für ihren Rufmord. 
Natürlich ist es müßig, zu wiederholen, aber 
ich tue es trotzdem, daß zwar mit peinlicher 
Genauigkeit in den Büchern von Herrn 
Haselgruber alle 22,4 Millionen Schilling an die 
ÖVP eingetragen sind, nicht aber, daß nur ein 
luckerter Heller den Sozialisten gegeben worden 
wäre. Die Antwort ist einfach : weil es eine 
solche Spende für meine Partei nicht gegeben 
hat und nicht gibt. Meine Herren I In der 
Haselgruberei sitzt die ÖVP schon ganz allein 
drinnen, niemand anderer ; und sosehr wir 
Sozialisten in Staat und Wirtschaft gegen eine 
Alleinherrschaft der ÖVP auf irgendeinem 
Gebiet auftreten, bei der Haselgruberei exi­
stiert kein Proporz ! (Be1�fall bei der S PÖ.) 
Das dürfen wir Sozialisten mit gutem Ge­
wissen vor dem ganzen österreichischen Volk 
erklären : Die Haselgruber-Korruption und 
auch der Transfines-Skandal und die anderen 
Polcar-Skandale gehören der ÖVP ganz allein ! 

Ich möchte nur, zurückkommend auf die 
Debatte, die wir hier vor 14 Tagen ge­
führt haben, im Zusammenhang mit dem Ruf­
mord sagen : In demselben Augenblick, wo 
Sie im R@chnungshofausschuß des Parlamentes 
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die Attacke gegen Generaldirektor Hitzinger 
führten, den Sie auch heute wieder durch 
Zwischenrufe ganz offen der Korruption be­
schuldigt haben, an demselben Tag, nämlich 
am 19.  Juni, war vom Herrn Außenminister 
Figl, der gewiß Ihrer Partei angehört, das ge­
'samte Diplomatische Korps eingeladen - wo­
hin � - zur VÖEST ! Und ich habe hier das 
neckische Bild, wie Herr Außenminister Figl 
dem Herrn Generaldirektor sehr freundschaft­
lich, tief in die Augen blickend . . .  (Abg. 
Dr. Bo c k :  Der Besuch ist doch schon Monate 
vorher festgelegt worden I) Nein, das Bild stammt 
vom 19.  Juni 1958.  Das ist doch unbestreitbar, 
und ich kann Ihnen noch weitere Bilddoku­
mente dafür geben, was für eine zwielichtige 
Kampagne Sie führen : Hier gegen General­
direktor Hitzinger loszugehen, draußen das 
ganze Diplomatische Korps zur VÖEST zu 
führen, weil Sie stolz sind auf dieses große 
Werk, das wir in Österreich geschaffen haben ! 
(Rufe bei der Ö VP :  Auf die VOEST I -
Abg. We i khart : Und dem Herrn "Korruptio­
nisten" geben Sie die Hand ! Das ist der Unter­
schied l - Weitere lebhafte Zwischenrufe.) 

Die ÖVP hat gleich gemerkt, daß sie mit 
diesem Haselgruber-Zettel keinen Staat machen 
kann. Darum hat sie diesen routinemäßigen 
Bericht des Rechnungshofes über die VÖEST 
zum Anlaß genommen, um mit sadistischem 
Vergnügen eine Retourkutsche gegen die 
Sozialisten abzuschicken. Nun hat erst kürz­
lich ein sozialistischer Abgeordneter von dieser 
Stelle hier, selbst ein Angestellter dieses 
größten verstaatlichten Betriebes, die ÖVP­
Demagogie gegen die VÖEST und ihre Ange­
stelltenschaft niedriger gehängt. 

Aber auch Zeitungen, die gewiß Gegner 
jeglicher Verstaatlichung sind und keineswegs 
einer SPÖ-freundlichen Haltung geziehen wer­
den können, haben den wahren Grund der 
VÖEST-Hetze aufgedeckt. So schrieben die 
"Salzburger Nachrichten" am 23. Juni nach 
der Debatte im Finanzausschuß wörtlich 
folgendes : "Das propagandistisch stärkste Ar­
gument der SPÖ ist, daß die VÖEST offenbar 
dazu herhalten solle, von der ,ÖVP-Polcar­
Haselgruberei' abzulenken. " Das schrieben die 
"Salzburger Nachrichten", und ein hoch­
angesehener bürgerlicher Publizist, Hans 
Mauthe von der "Presse", schrieb an vorderster 
Stelle am 26. Juni in der "Presse" :  "Der Ver­
dacht liegt nahe, daß die Volkspartei mit der 
Aufwerfung des Problems VÖEST den , Fall 
Haselgruber' durch einen ,Fall Hitzinger' zu 
überdecken beabsichtigte." Das steht in einer 
bürgerlichen Zeitung ! 

gesammelt, in denen die Ö VP ganz offen 
zugibt, Haselgruber und die VÖEST gegen­
einander auszuspielen. Allerdings war die 
ÖVP bei diesem Beginnen sehr schlecht be­
raten. Die ÖVP wollte nicht nur ihre Hasel­
gruberei überdecken, sie wollte gleichzeitig 
auch der verstaatlichten Industrie in Österreich 
eins auswischen. Aber der Herr Haselgruber 
ist geradezu ein Kronzeuge für die Integrität 
und Vorbildlichkeit der verstaatlichten Indu­
strie. Das zeigt sich gerade beim Beispiel 
VÖEST am besten. Herr Haselgruber hat 
abgewirtschaftet, während die VÖEST heute 
ein Riesenunternehmen ist, das in alle Welt 
exportiert und bereits zu einem österreichischen 
Qualitätsbegriff geworden ist. Und das, obwohl 
die ÖVP mit allen Mitteln jahrelang Herrn 
Haselgruber unterstützt und die VÖEST 
schlecht gemacht und sabotiert hat. 

Ich muß mir gestatten, meiner Rede viel­
leicht eine persönliche Wendung zu geben. 
Der Herr Bundeskanzler als der derzeitige 
Chef der verstaatlichten Industrie pflegt in 
Wirklichkeit eine Art Haß-Liebe zu Herrn 
Generaldirektor Hitzinger , wie wir intern 
ganz gut wissen. Sie von der ÖVP haben in 
der Regierung bereits bei Vorlage des VÖEST­
Berichtes im Ausschuß und im Parlament 
und während der öffentlichen Debatte darüber 
zugestimmt, daß der angeblich so untüchtige, 
korrupte Hitzinger als Experte der Regierung 
just zur Begutachtung des Haselgruber-Werkes 
gerufen wurde. (Abg. M a r k : Interessant 1 -

A bg. Wal lner : Die 'Zwei passen zusammen l) 
Sie haben zugestimmt in der Regierung. Ist 
das nicht 'zwiespältig � In der Regierung 
sind Sie dafür : Herr Hitzinger soll nach 
St. Andrä-Wördern gehen, und hier beschul­
digen Sie ihn der Korruption ! 

Es war an den gleichen Tagen, als wir hier 
im Parlament darüber geredet haben. Warum 
hat denn die ÖVP Herrn Haselgrubers Werk 
so unterstützt ? Wegen der Provisionen, die 
sie dafür bekommen hat ? Natürlich, aber 
auch aus einem politischen Grund : Damit 
sollte der VÖEST eine Konkurrenz gezüchtet 
und den "bösen Sozis" gezeigt werden, was 
sogenannte Privatinitiative leistet. Der ver­
staatlichten Industrie verweigerte man nun 
die kleinsten Beträge für notwendige Investi­
tionen. Sie wissen das. Herr Haselgruber 
jedoch bekam über die Girozentrale viele 
Dutzend Millionen nachgeworfen. So viel, 
als der halbe Investitionsbedarf der gesamten 
verstaatlichten Industrie ausmacht ! (Abg. 
Rosa Jochmann:  Hört l Hört l) Stellen Sie 
diese Größen gegenüber ! 

Ich habe noch eine ganze Reihe von Artikeln Verstehen Sie nun, warum wir Sozialisten 
in ÖVP-Blättern und Ihnen nahestehenden für die Verstaatlichung der Schwerindustrie 
Zeitungen aus Wien und den Bundesländern sind 1 Unter anderem auch deshalb, weil wir 
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derartig leichtfertige Bedrohungen von hun­
derten und tausenden Arbeitsplätzen, wie es 
durch die Spekulationen des Herrn Haselgruber 
der Fall war, vermeiden wollen, und weil die ver­
staatlichten Betriebe unter voller Kontrolle des 
Rechnungshofes arbeiten. Die verstaatlichten 
Betriebe werden vom Parlament kontrolliert und 
kritisiert, aber die Auswirkungen der Privat­
initiative, wie bei Herrn Haselgruber, erfährt 
man nur, wenn ein Korruptionsskandal auf­
fliegt. 

Die ÖVP hat sich nicht hysterisch genug 
freuen können über die Erfolge der Hasel­
gruberischen Privatinitiative. Schon damals, 
1951 - und ich muß Sie wieder zurück­
führen -, als in Westberlin der große Schieber­
prozeß begann, druckte die Wiener ÖVP­
"Tageszeitung" am 12. April 1951 ein Interview 
mit Herrn Haselgruber ab und schrieb : 
"Sind die Anwürfe falsch," - so schrieb die 
"Tageszeitung" - "hat die Firma zweifellos ein 
Recht auf Rehabilitierung und Schadenersatz ."  
Am l .  April 1955 rühmte die Flüsterkorrespon­
denz OZ, an der bekanntlich alle drei ÖVP­
Bünde beteiligt sind - den vierten Teil hat 
der ÖVP-Reklame-Manager Ungart . . .  (Abg. 
Dr. Gorbach : Das ist mir neu ! - Abg. 
Dr. Migsc h :  Sie können manches von uns 
lernen !) Das können Sie aber im Handels­
register nachlesen, das geht aus dem Handels­
register hervor. 

Das Haselgruber-Werk St. Andrä-Wördern 
zitiert eine Meldung der niederösterreichischen 
Handelskammer, die lautete : "Privatinitiative 
zur Verbesserung der Eisenversorgung" , in 
der für eine Betriebsausweitung der Firma 
Haselgruber plädiert wird. Die ÖVP-"Tages­
zeitung" berichtet mit Begeisterung am 26. Mai 
1957 über die Errichtung eines Eigentums­
wohnhauses in, wie sie triumphierend meldet, 
"Österreichs größtem Privat-Eisen- und Stahl­
werk". Bei der Grundsteinlegung äußerte sich 
übrigens Landeshauptmannstellvertreter Kargl 
von der ÖVP, der scheinbar auch in eine Hölzl­
gruberei hineingefallen ist, es sei selbst­
verständlich, daß die Landesregierung die 
Initiative des Herrn Haselgruber dankbar an­
erkenne und nach Kräften fördern werde. 
r Abg. A pp e l :  Das ist auch geschehen !) -
Herr Kollege Cerny, weil Sie vorhin von der 
niederösterreichischen ÖVP geredet haben ! 
Was man in Niederösterreich aber unter 
Landesregierung versteht, das weiß man : da 
meinen Sie immer nur die ÖVP. 

Es ist bemerkenswert, daß die von der 
ÖVP in höchsten Tönen gepriesene Privat­
initiative interessanterweise gerade von jenen 
nicht anerkannt und gewürdigt wird, die 
wohl die schrankenlosesten Verfechter jeg­
licher Privatinitiative sind, nämlich von den 
österreichischen Industriellen selbst. 

Am 7. Juni dieses Jahres brachte das Organ 
der Vereinigung Österreichischer Industrieller 
unter der Überschrift : "Geschäftemacherei, 
nicht Unternehmerinitiative I" - so schrieb 
die Zeitung "Die Industrie" - einen Artikel. 
"Unkundige Leute" - so heißt es dort -
"haben gelegentlich Aufstieg und Auf­
bau dieses Unternehmens als ein ,Schul­
beispiel privater Unternehmerinitiative' ge­
priesen. " Ob man da die Redakteure der 
ÖVP-Zeitung meint, das weiß ich nicht ; 
wahrscheinlich. "Was sich in St. Andrä­
Wördern in den letzten Jahren abgespielt hat, 
kann man wahrlich nicht als private Pionier­
tätigkeit bezeichnen. Hier war nicht unter­
nehmerischer Wagemut die Triebfeder des 
Handeins, sondern Großmannssucht, ungesunde 
Spekulation und das Vertrauen auf den 
Erfolg politischer Interventionen. " "Die 
österreichische Industrie" - so steht es in Ihrer 
Zeitung - "muß sich entschieden dagegen 
verwahren, mit Geschäftemachern in einem 
Atem genannt zu werden." 

Wir unterstreichen alles, was da drinnen steht. 
Da sieht man also, von welchen Leuten die 
ÖVP ihre Provisionen nimmt und wen sie 
gegen die verstaatlichte Industrie aufgepäppelt 
und geschützt hat. 

Ich muß noch zu einer Frage Stellung 
nehmen, die heute auch schon in diesem Hause 
behandelt wurde. Die ÖVP hat den Rücktritt 
des Herrn Polcar zur Kenntnis genommen, 
und es ist ihr auch nichts anderes übrig ge­
blieben. Der Herr Bundeskanzler hat als 
ÖVP-Bundesparteiobmann auf dem nieder­
österreichischen Parteitag der ÖVP am 28. Juni 
gefragt, wann denn endlich die Transfines­
Affäre - das ist bekanntlich eine andere 
Korruptionsangelegenheit des Herrn Pole ar -
vor Gericht komme. "Wir verlangen," 
- so sagte Herr Bundeskanzler Raab 
"daß endlich mit den Verleumdungen Schluß 
gefragt wird und die ordentlichen Gerichte 
das Wort erhalten, denn was in Österreich 
Recht oder Unrecht ist, was Korruption ist 
oder nicht, darüber hat einzig und allein der 
Richter und nicht das sozialistische Partei­
sekretariat zu entscheiden." Ich hätte mich 
auch nie darum gerissen ; ich bin kein Jurist, 
um das zu entscheiden. 

Der Herr Justizminister Dr. Tschadek hat 
hiezu tags darauf folgendes festgestellt : "Es 
ist ein Irrtum, zu sagen, was Korruption sei, 
entscheiden die Gerichte. Es gibt schwere 
Korruptionsfälle, die von der Bevölkerung 
als schädlich und unmoralisch verurteilt wer­
den, die jedoch keinen strafbaren Tatbestand 
bilden. Die Grenzen des Strafrechtes sind 
enger als die Grenzen der Moral." 

Wir unterstreichen das alles, was er als 
Justizminister gesagt hat. Wenn ein Politiker 

62. Sitzung NR VIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 91

www.parlament.gv.at



2822 Nationalrat VIII. GP. - 62. Sitzung am 9. Juli 1958 

für Interventionen Geld nimmt, so ist dies diese Gesellschaft Millionen Schilling öffent­
nach dem Gesetz nicht immer strafbar, weil licher Gelder bekommen hat. Eine Ein­
der Begriff Bestechung eine Beamteneigen- schaltung der Behörden ist nicht möglich. 
schaft voraussetzt. Dennoch ist eine solche Ich gebe allerdings zu, daß sich einige Herren 
Geldannahme immer Korruption. Die Ge- der ÖVP aus diesem Verein zurückgezogen 
richte werden selbstverständlich prüfen, ob haben, die auch diesem Haus angehören, 
über den politischen Skandal hinaus straf- Herr Maleta, Herr Prinke, und wie ich 
rechtliche Verfehlungen vorliegen. höre, auch Herr Wollinger. (Abg. J onas :  

E s  ist nur z u  hoffen, daß sich die Auf- Wer noch?) Herr Wollinger, der gehört nicht 
fassungen höchster ÖVP-Funktionäre über dem Haus an. 
den Begriff der Korruption im Interesse der In der letzten Zeit ist bekanntgeworden, 
Sauberkeit des öffentlichen Lebens und des daß nicht zuletzt auch im Jahre 1957 dem 
Ansehens der Demokratie ändern. Der Herr Aero-Club vom Finanzministerium eine 10 Mil­
Bundeskanzler weiß hoffentlich noch, welchen lionen�Subvention gewährt worden ist. Diese 
Entrüstungssturm der Transfines-Skandal in Subvention war bekanntlich im Budget nicht 
der Öffentlichkeit verursacht hat. vorgesehen. Wenn irgendeine wissenschaft-

Als Beispiel erinnere ich nur an den offenen liehe Vereinigung zum Finanzminister um ein 

Brief des ehemaligen Vorsitzenden der Arbeits- paar lumpige tausend Schilling kommt, heißt 
gemeinschaft der katholischen Männerbewe- es, dafür sei nichts vorgesehen, aber für 
gung Österreichs, Herrn Rechtsanwalt Dr. Zit- Polears Aero-Club sind auf einmal 10 Mil­
ta, der, weil er öffentlich Herrn Polcar ver. lionen Schilling da. Darüber könnte der 

urteilt hat, aus der ÖVP ausgeschlossen wurde. Finanzminister Aufklärung geben. Ich kann 
mich deutlich erinnern, eine ähnliche Frage 

Ich muß noch ein paar Worte über den an den Verteidigungsminister gerichtet zu 
Herrn Pole ar sagen : Er hat weiter eine Reihe haben, ob er von den 1 0  Millionen Schilling 
von Ämtern inne, in denen er dem öffentlichen etwas wisse. Er hat gesagt : nein ! Aber akten. 
Gewissen und uns allen schwer zur Last fällt. mäßig ist erhoben, daß diese 10 Millionen 
Zum Beispiel ist er Präsident des Österreichi- Schilling vom Finanzministerium über das 
sehen Aero-Clubs, und er sitzt in den Austrian Landesverteidigungsministerium an den Aero. 
Airlines. Herr Haselgruber hat in den Austrian Club gegangen sind. 
Airlines - wozu man wirklich nur "AU A" sagen 
kann - Anteile bekommen. Ich weiß nun Die ÖVP-"Tageszeitung" selbst meinte nach 
nicht, ob der Herr Polcar auch die Anteile Aufdeckung des Polcar-Transfines·Skandals am 

des Herrn Haselgruber dort mit vertritt, und ich 17 .  November 1957 wörtlich : " . . .  hat doch" 

frage mich noch immer, ich hab� noch keinen - so schreibt die "Tageszeitung" - "die 
Öffentlichkeit beim Studium der veröffent· Bescheid darüber, ob Herr Haselgruber seine 

Anteile bei den Austrian Airlines auch bereits lichten Briefe ein gewisses Gefühl der Uno 

gezeichnet hat oder noch nicht. (Abg. Doktor erquicklichkeit, das bei einer Verbindung 

M igsch :  Nein, noch nicht !) Er wurde be. zwischen einer politischen Partei und Ge. 

kanntlich von der ÖVP für unsere Fluggesell- schäft unweigerlich auftauchen muß, da Ge. 

schaft vorgeschlagen. sinnung und Reingewinn eben einmal zwei 
verschiedenen Kategorien angehören. " Das 

Sehr aufklärungsbedfuftig erscheint uns unterstreichen wir. 
auch jene geheimnisvolle Gesellschaft zur 
Förderung wissenschaftlicher Forschung mit Der bereits von mir zitierte katholische 

dem Sitz in Polears Wiener geschäftlichem und Rechtsanwalt Dr. Zitta appellierte in einem 

politischem Hauptquartier. Präsident dieser offenen Brief an Polcar und sagte : "Aus dem 

ominösen Forschungsgesellschaft ist wieder kategorischen Imperativ meines Gewissens als 

Herr Polear. Was für eine wissenschaftliche Österreicher und alS Christ, als Mitglied der 

Forschung wird von dieser Gesellschaft, in ÖVP sage ich Ihnen, daß es nur eine Lösung 

deren Vorstand neben dem Präsidenten Polcar gibt, die ÖVP reinzuhalten : Ihren sofortigen 

so vielsagende Namen wie Wollinger und Zink Abgang aus der Politik."  

aufscheinen, eigentlich gefördert ? Wie ich Die katholische "Furche" vom 23.  Novem· 
gehört habe, hat sich inzwischen der Verein der ber 1957 schrieb : "Die Grenzen des Er· 
gesetzlichen Kontrolle dadurch entzogen, daß er laubten und vom redlichen Sinn der Be· 
angeblich nach Baden ausgewandert ist, nach völkerung - nicht zuletzt von der Masse der 
Baden bei Wien, und er kann also von der Bundes. eigenen Anhänger - Tolerierten können mit· 
polizeidirektion nicht mehr belangt werden. einander verschwommen sein, aber sie sind vor· 
(Abg. J ona s :  In Baden wird er geschwefelt handen. Wird so eine ,Grenzverletzung' offen· 
werden ! - Heiterkeit !) Ob er dort geschwefelt k�ndig, so heißt es noch immer, persönliches 
wird, weiß man natürlich nicht. Der Verein Interesse vor dem der P�rtei zurückzustellen." 
hat statutenwidrig seinen Sitz verlegt, obwohl Das wurde mit größter Noblesse ausgedrückt und 
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be.inhaltet eine A�fforde�u�g a:n Her�n P?lcar, I geregelt wird. Danach könne zwar jede Spar­
sem� p�r1�mentarIsche TatlgkeIt endlIch emmal kasse nach der Höhe ihrer eigenen Sparein-
zu lIqmdleren. lagen auch Aktien der neuen . Girozentrale 

Der katholische "Volksbote" auch erwerben, müsse aber außerdem eine Liquidi-
keine sozialistische Zeitung - gibt am 28. Juni tätsreserve abliefern und eine von der Noten­
dieses Jahres ebenfalls die Aufforderung an bank vorgeschriebene ständige Mindesteinlage 
Herrn Polcar weiter, die Konsequenzen aus unterhalten. Man könnte darüber und über 
seiner Handlungsweise zu ziehen. viele Einzelheiten des vorliegenden Entwurfes 

Ich will zum Schluß kommen. Ich möchte mit nüchterner Sachlichkeit diskutieren. Es 
diesen Platz nicht verlassen ohne im Namen der hat ein Redner der Volkspartei auch bereits 
sozialistischen Parlament�abgeordneten und diesen Versuch . unter.nommen. Ich möchte 
aller anständigen Österreicher zu fragen : Wie dazu nur noch eme kIeme Bemerkung machen. 
lange werden wir Herrn Pole ar noch in diesem Auch hier war die Darstellung etwas einseitig, 
Hause dulden müssen 1 (Abg. M ar k :  Bis denn im Untersuchungsgutachten des Berg­
er pensionsreif ist !) rates Malzacher wurde ausdrücklich darauf 

Wir Sozialisten sagen nein zur Sanierung hingewiesen, daß das Positive an der damaligen 
der politischen Parteien durch korrupte Spen- Situation des Haselgruber-Werkes eben darin 
den. Wir sagen ja zur Zusammenarbeit aller bestand, daß es sich auf gewisse Produkte 
aufbauwilligen Kräfte. Wir sagen nein zur spezialisiert hatte. Daß er wegging von dieser 
Verdächtigung von Staatsbeamten, die not- Spezialisierung und eintrat in den Versuch, 
wendige Erhebungen führen müssen. Wir sagen den großen Markt zu erobern, und zwar gerade 
ja, wenn Sie von der ÖVP sich von Geschäfte- im Moment einer wirtschaftlichen Rezession 
machern freimachen. Wir sagen ja zu einer auf dem Eisen- und Stahlsektor, das mag mit 
Einheitsfront der Anständigkeit in Österreich ! einer der Gründe für die bedauerliche Ent-
(Beifall bei der SPO.) wicklung dieses Werkes sein. 

Darüber, über den wirtschaftlichen Umbau, Präsident Böhm: Zum Wort gelangt der über die Frage Girozentrale selbst, könnte Herr Abgeordnete Dr. Gredler. 

Abgeordneter Dr. Gredler: Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich spreche zu dem 
vorliegenden Entwurf. Seit Wochen erleben 
wir in diesem Haus eine Art Duell VÖEST­
Haselgruber. Ich habe als Nichtteilnehroer der 
Koalition und damit als einer, der nicht überall 
Einschau halten kann, keine Chance, zu 
prüfen, wem die VÖEST gehört . Ich verweise 
daher auf einen vorhin ertönten Zwischenruf: 
"Die VÖEST gehört uns !" Ich dachte immer, 
die VÖEST gehört uns allen, sie ist ja ein ver­
staatlichtes Unternehmen. Ich habe auch 
keine Möglichkeit, zu prüfen, wem Herr 
Haselgruber gehört. Ich würde hoffen, nur 
ihm selbst. (Ruf bei der SP(J : Er gehört der 
(J V P !) Fast wundert es mich, daß niemand 
in diesem Hause den Kompromißvorschlag 
gemacht hat, vielleicht Herrn Haselgruber 
zum Generaldirektor der VÖEST zu ernennen. 
(Heiterkeit und Zwischenrufe. - Abg. Doktor 
Migs c h :  Der Maleta würde es tun !) Er hat es 
aber bis jetzt unterlassen. 

Wir sprechen heute über die Auflösung der al­
ten Girozentrale der Österreichischen Sparkas­
sen, deren Stammkapital nur 10 Millionen Schil­
ling betrug und deren Organisation als öffentlich­
rechtliche Bankanstalt noch aus der Kriegszeit 
stammte . An ihre Stelle soll in Zukunft die 
Girozentrale der österreichischen Sparkassen 
AG. mit einem Grundkapital von 100 Millionen 
Schilling treten, deren Verhältnis zU den einzel­
nen Sparkassen in einem besonderen Abschnitt 

man, wie gesagt, ganz nüchtern, kühl und 
sachlich, allein mit juristischen Erwägungen 
sprechen. Der Verlauf des heutigen Tages, 
übrigens vorher schon der Ausschußsitzung, 
hat gezeigt, daß das Klima dazu nicht vor­
handen ist. Auch der Gedankenaustausch des 
Herrn Bundeskanzlers mit dem Herrn Innen­
minister hat das aufgezeigt. 

Ich erinnere daran, daß die Sozialistische 
Partei in der Ausschußsitzung, ich glaube, fünf 
Herren bemüht hat, die an den Herrn Finanz­
minister Fragen stellten, zugegebenermaßen 
peinliche Fragen. Fragen, die versuchten, ihn 
ein wenig in die Haselgrube zu locken. 

Ich darf vielleicht - ich bitte mich nicht 
mißzuverstehen - kurz daran erinnern, daß 
dort ein Zungenschlag passiert ist. Auch mir 
passieren sogenannte Versprecher. Es sprach 
einer der Herren von einer sogenannten Girea ud­
Zentrale, als hätte es sich um General Gireaud, 
zum Unterschied von General De Gaulle 
gehandelt. Ich erwähne das nur deswegen, 
weil Sie daraus ersehen, daß hier doch vielfach, 
sagen wir, nicht die reine Rechtsform zur 
Debatte stand, sondern eben Herren politisch 
argumentierten, bei denen keine primären 
Kenntnisse der unmittelbaren bankrechtlichen 
und anderen Ausdrücke vorliegen. 

Bitte, wir passen uns der Form der heutigen 
Diskussion an - mit einem Unterschied, wir 
sprechen nicht stundenlang kontra, um dann 
pro zu stimmen. Wir stimmen kontra, weil 
die heutige Debatte eindeutig erwiesen hat 
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- auch mein Vorredner und zwei andere 
Herren haben darüber schon ausführlich ge­
sprochen -, daß noch Mängel aufzuklären 
sind. 

So betrachtet ändert nämlich die Vorlage 
am Grundsätzlichen nur wenig. Sie bringt 
schon Verbesserungen, gibt uns aber keines­
falls die Gewähr, daß eine jetzt straffer zu 
handhabende Aufsicht am Kern der Dinge 
etwas ändert. Nach wie vor werden die Koa­
litionsparteien ihre wirtschaftsfeindlichen und 
parteiprotektionistischen Absichten durchzu­
setzen bestrebt sein, nach wie vor wird es 
nicht möglich sein, diesem Treiben einen wirk­
samen Riegel vorzuschieben, deswegen allein 
schon unser Kontra. 

Aber wenn wir schon bei grundsätzlichen 
Problemen angelangt sind, erlauben Sie mir 
einige Worte über die Frage des Sparwillens, 
die Bedeutung des Sparens überhaupt , vielleicht 
auch über die ernst zu nehmenden Folgen, die 
jede Schwächung dieses Sparwillens hervor­
ruft. 

In den letzten Jahren ist trotz einer trüben 
Vergangenheit in den vergangenen Jahr­
zehnten, wo das Sparkapital durch ständige 
Inflation oder Halbinflation immer wieder 
aufgesogen wurde, die Spartätigkeit wieder 
beachtlich angewachsen. Mit zunehmender 
Befriedigung der Verbraucherwünsche sind 
die Sparkonten wieder angestiegen. Eine 
Voraussetzung dazu war und wird übrigens 
immer die Erhaltung des Geldwertes sein. 
Wir Freiheitlichen haben daher jene Maß­
nahmen der Bundesregierung seit 1952 für 
gutgeheißen, die der Stabilisierung und 
Werterhaltung des Schillings gedient haben. 
Kein Zweifel, daß verstärktes Sparen umge­
kehrt wiederum zur Stabilisierung der Währung 
beiträgt. Wenn alles Geld in den Konsum 
fließt, so steigt natürlich auch das Preis­
niveau. Schließlich ist jene breite Eigen­
tumsbildung, die wir Freiheitlichen immer als 
das Ziel unserer Wirtschaftspolitik ansehen 
und über die zu sprechen ich morgen 
noch Gelegenheit haben werde, ohne stetiges 
Sparen nicht möglich. Noch ein Gutes hat 
das Sparen : die Tugend und die Kunst des 
Maßhaltens, gerade -jene Kunst des Maß­
haltens, die, wie die jüngste Vergangenheit 
erwiesen hat und wie sich fast alle Tage neu 
erweist, leider vermißt werden muß. 

Hunderte von Millionen an Krediten sind 
aus Spargeldern kleiner Leute in die Kassen 
einzelner Wirtschaftspiraten geflossen. Einer 
davon hat nachweisbar nach einem 
anscheinend festen Provisionsschlüssel fast 
23 Millionen Schilling in die Parteikasse der 
Österreichischen Volkspartei abgezweigt. Von 
anderen wissen wir es nicht. Von manchen 

wissen wir es sogar. Die Fälle sind zugegebener­
maßen groß, dieser ist sehr groß, aber sicher 
sind die uns bekannten Fälle nicht isoliert . 

Die starke Zunahme an Spareinnahmen in 
den letzten Jahren war ein Ausdruck des Ver­
trauens gerade kleiner Leute. Dieses 
Vertrauen hätte doch wahrhaft die 
Sparkassen verpflichtet, die Girozentrale ver­
pflichtet, deren Verantwortung natürlich umso 
größer wird, je mehr Geld sie zu verwalten 
hat. Der gesellschaftliche Effekt der Er­
weckung der Freude am Sparen, das Heran­
führen breiter Schichten an die persönliche 
Rücklagen- und Vermögensbildung, ist vielleicht 
noch wichtiger als der rein wirtschaftliche 
Nutzen. Viele ältere, ärmere Sparer, die durch 
Inflation und Währungsreform ungerecht be­
handelt worden waren und nahezu ihre ge­
samten Ersparnisse verloren haben, begannen 
nun wieder Vertrauen zu zeigen. Der Sparsinn 
der Bevölkerung begann neu zu erstehen, beacht­
lich hohe Spareinlagen begannen sich neu anzu­
sammeln. Handwerk, Handel, Kleinindustrie 
und Landwirtschaft mit Krediten zu ver­
sorgen, das sollte und soll das Ziel dieser 
Einrichtungen sein. Und. in enger Fühlung 
mit den Kommunalverbänden sollten auch für 
diese Aufgaben Darlehen an Städte und 
Gemeinden, etwa für Schulbauten, Straßen­
bau, Wasser- und Energieversorgung und so 
weiter gegeben werden. 

Das Ziel eines solchen Kreditver bandes wäre 
also : breite Streuung und großes Volumen des 
Geschäftsverkehrs. Nicht einem besonderen 
Wirtschaftszweig, geschweige denn einem be­
sonderen Mann, sondern allen Bevölkerungs­
schichten sollten die Sparkassen und die 
Giroorganisationen dienen, um den einzelnen 
- nicht dem einzelnen, sondern den einzel­
nen - wirtschaftliche Freiheit und wirtschaft­
liches Bestehen zu gewährleisten. 

Wie gesagt, nicht nur um die Finanzierungs­
mittel für volkswirtschaftliche Institutionen 
handelt es sich, sondern vor allem auch darum, 
den Menschen auf dem Wege über erspartes 
Eigentum wirklich frei zu machen ; also ein 
wirtschaftlicher, aber doch auch tief ethischer 
Zweck. 

Es genügt, den offiziellen Bericht an den 
Ministerrat über die Girozentrale zu 
lesen, um zu sehen, was aus diesem gesunden 
Gedanken gemacht worden ist. Es genügt, 
bloß die Zeitungen zu lesen, um die Schlüsse 
zu ziehen, welche verheerenden Folgen das 
immerwährende Prinzip "Parteiwohl vor All­
gemeinwohl" zeitigen kann. Sie wissen, daß 
die Spareinlagen um die Wende dieses Jahres 
unter Berücksichtigung des Valorisierungs­
faktors noch nicht die Summe der Spareinlagen 
in der Ersten Republik um die Jahreswende 
1937/1938 erreicht haben. 
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Damals sprach man von einer Wirtschafts­
krise, heute von einer Hochkonjunktur. Die 
Zahlen sprechen doch für sich, wie verwundbar 
der so gesunde Sparwille in Österreich noch ist. 
Vorkommnisse wie bei der Girozentrale oder 
auch jetzt in Ybbs, um einen kleineren Fall, 
der groß genug ist, zu zitieren, können tiefe, 
können tödliche Wunden schlagen. 

Ich möchte mir erlauben, Ihnen drei Fakten 
zu nennen und ihnen andere Tatsachen, be­
trübliche Tatsachen gegenüberzustellen. Die 
Nachfrage der Wirtschaft nach Krediten ist 
weiterhin sehr lebhaft. Das kommerzielle 
Kreditvolumen ist stärker gestiegen als im 
Vorjahr, obwohl weniger Mittel zur Finan­
zierung von Importen benötigt wurden und 
auch die Bausaison etwas später angelaufen 
ist. Geld ist knapp. 

Die Steuererträge des Bundes nehmen heuer 
nicht mehr so stark zu wie in den letzten 
Jahren. Die etwas schwächeren Steuererträge 
erschweren die Erfüllung des Haushaltsplanes, 
da für dieses Jahr mit einem höheren Steuerauf­
kommen gerechnet wurde. Der Gesamtabgang 
wird höher sein als im letzten Jahr, wo er sich 
auf 1 ,3  Milliarden Schilling belaufen hat, 
und er wird größere Kreditoperationen er­
fordern. Die künftige Budgeterstellung - Sie 
alle wissen es - wird ernste Probleme auf­
werfen. Geld ist also knapp. 

Laut "Neuer Zürcher Zeitung" vom 7. Juni 
hat der Herr Bundesminister für Finanzen 
vor kurzen ausgeführt, unsere Heimat sei ein 
Land mit struktureller Kapitalsarmut. 

Drei Fakten also, die beweisen, daß das Geld 
bei uns knapp ist, ja noch knapper zu werden 
droht. 

Und diesen halte ich die Fülle von 
Fällen entgegen, die Fälle "Transfines" und 
Fölkl mit F und V, den Zorko- ,  den WeIser 
Fettskandal, die Pelzskandale mit Herrn 
Butka als Spitzenmann, den Haselgruber und 
nun den Wirt vom "Weißen Rößl" zu Ybbs 
mit seinem musikliebhabenden Boxerhund 
Bully. Ich halte aber auch entgegen - nicht 
auf gleicher Ebene, aber um das Zahlenmaterial 
zusammenzufassen - die Beanstandungen des 
Rechnungshofes bei Verlusten, Mehraufwendun­
gen und Überprovisionen in einem verstaat­
lichten Betrieb in einem Gesamtbetrag von 
230 Millionen Schilling, also fast ebensoviel, 
wie dieses Riesenunternehmen im vergangenen 
Jahr an Steuern gezahlt hat. Ich halte ferner 
entgegen die Malversationen, die nicht einmal 
vor den Pforten der kirchlichen Finanzkammer 
haltgemacht haben - 14 Millionen Schilling. 
Und der schon einmal erwähnte Lie blingshotelier 
des niederösterreichischen Landeshauptmann­
stellvertreters, Hölzl, hat laut Zeitungen 
Millionenkredite verschleudert. Er zögerte 

nicht, laut Zeitungen, für den einmal schon 
zitierten Bully, der nur auf Silbertassen zu 
speisen pflegte, eine Jazzkapelle zum Spielen 
besonderer Musikstücke zu verpflichten, die 
dem musikliebenden Tier teils gut, teils 
schlecht ins Ohr gingen und in summa 
6000 S kosteten. Ich glaube, daß mancher in 
unserem Lande, mancher Rentner den 
Hund Bully um seinen Lebensstandard herzlich 
beneidet, ein Lebensstandard übrigens für den 
Bullyhund, den letzten Endes der österreichi­
sehe Steuerzahler zu tragen hat ; ein teurer 
Hund demnach. 

Alle diese Fälle sind irgendwie politisch ab­
geschirmt und vollziehen sich irgendwo im 
Zusammenhang mit parteipolitischer Protek­
tion. Es ist schon richtig, wenn eine Welt­
zeitung schreibt : "Der Fall Haselgruber etwa. 
ist eine unerfreuliche Begleiterscheinung des 
gegenwärtigen Systems der Industriefinan­
zierung." 

Wenn ein Unternehmer, der Kredite braucht, 
sich an eine Regierungspartei wenden muß und 
wohl auch seine Spendenfreudigkeit unter 
Beweis zu stellen hat, aber auch ein anderer 
um des bloßen Bestehens willen Spenden 
einer Seite gibt, mit der er sich innerlich gar 
nicht verbunden fühlt, dann sind das doch 
wahrlich ungesunde Zustände. 

Es geht gar nicht darum, in erster Linie 
wenigstens nicht, ob sich ein Herr Haselgruber 
oder ein anderer bereichert. Es gab solche Dinge 
immer und überall, und eine gesunde Staats­
form hat dafür ihre Strafsanktionen. Das 
Üble daran ist das ganze Netz parteipolitischer 
Machinationen, das über das Wirtschafts­
leben gebreitet ist ; ohne Rücksicht auf die 
Gesetze, ohne Rücksicht auf die Belange der 
Vollrswirtschaft wird hier gehandelt. Die 
politische Protektion ist so allumfassend, daß 
ohne sie eine wirtschaftliche Existenz kaum 
mehr möglich ist. 

Es hat eingangs in der heutigen Debatte der 
Herr Abgeordnete Fischer Herrn Haselgruber 
einer, wie ich glaube, charakterlich richtigen 
Analyse unterzogen. Er tat dies allerdings 
im richtigen Moment, denn hätte er es einige 
Jahre früher getan, so hätte er sich vermutlich 
eine Abweichung von seiner Parteilinie zu­
schulden kommen lassen ; denn der von 
ihm charakterlich so schlecht qualifizierte 
Haselgruber war damals ja, wie allgemein 
bekannt, ein Geschäftspartner der politischen 
Partner des Herrn Abgeordneten Fischer ge­
wesen. Er hat sich also für seine Kritik, 
für seine wahre und richtige Kritik an Hasel­
gruber - ich stelle es nicht in Frage - den 
richtigen Zeitpunkt gewählt. 

Die Herren Abgeordneten der Volkspartei 
haben allerdings, als der Herr Abgeordnete 

225 
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Fischer seine Ausführungen machte, ihm erfolgt . Auch andere Vorgänge gibt es. Es scheint 
Worte entgegengerufen über die USIA. Hier nur hier ein Vorgang zuobwalten, den die Para­
kommen wir zu noch erschreckenderen Fakten. psychologie kennt. Und zwar hält sie es für 
Denn zu der gleichen Zeit, als zahllose kleine möglich, daß gewisse Menschen die Fähigkeit 
Leute aufgefordert worden sind, die USIA- besitzen, durch geistige Kräfte Gegenstände 
Läden zu meiden, und unser Kollege Abgeord- zu bewegen. Herrn Haselgruber müssen solche 
neter Krippner in diesem Haus immer wieder psychokinetische Fähigkeiten eigen gewesen 
Brandreden gegen die USIA hielt, ist dieser sein. Denn wie hätte er, ohne Spenden zu geben 
größte Schrottgeschäftspartner der USIA mit - ich behaupte nicht, er hat Spenden gegeben, 
der Wiener Organisation der Österreichischen ich behaupte, es sind ihm psychokinetische 
Volkspartei bereits in Verbindung gestanden. Fähigkeiten eigen -, das Herz so vieler politi­
Und bekanntlich ist auch Herr Hölzl, der scher Funktionäre, die in Wirtschaftskörper­
mit der gleichen Organisation in Nieder-

I 
schaften delegiert sind, oder zumindest wirt­

österreich in Verbindung steht, USIA-Chauffeur schaftlicher Funktionäre, die Weisungen von 
gewesen. Ein Herr Albin soll dem Erst- politischen Stellen entgegennehmen, rühren 
genannten die Geschäftsverbindung verschafft können ? 
haben. Herr Albin, heute in Brasilien, geboren Auch Herr Hölzl, Hotelier zu Ybbs, oder 
in Galizien, in russischer Uniform in Österreich sein an Silbertafeln speisender und musiklieben­
tätig gewesen, soll die Tore dorthin geöffnet der Hund Bully, einer von beiden hat die 
haben, später der stille Partner der Geschäfte gleichen psychokinetischen Fähigkeiten auf­
des Herrn Haselgruber, zur linken Hand mit zuweisen gehabt, denn wir haben von einer 
der USIA und zur rechten Hand mit der FiHle von wirtschaftlichen Institutionen gehört, 
Pseudovertretung des christlich-demokrati- die alle das Hotelprojekt zu prüfen hatten, 
sehen Österreichs, gewesen sein ! die Seriosität des Kreditwerbers aber nicht. 

Ich versage es mir, die Namen von Sünden- Also auch hier kann ich es mir nur so erklären. 
böcken zu nennen. Man opfert heute, halb oder Der Herr Vorsitzende des Verwaltungsrates 
ganz, den einen oder den anderen. Schuld ist der Girozentrale, der Bürgermeister von Baden, 
und bleibt weit mehr als diese Sündenböcke Herr Dr. Hahn, hat in einer meiner Versamm­
das ganze System der parteipolitischen Ver- lungen kürzlich, wenn ich mir die Bemerkung 
filzung. Man hat Herrn Albin, wie ich höre, erlauben darf, als nicht ganz glücklicher 
beschuldigt, nicht nur zur Rechten der ÖVP, Gegenredner gewirkt, und er hat sich dort 
�ondern auch zur Linken der SPÖ gegeben damit gerechtfertigt, daß er in den letzten 
zu haben. Es handelt sich um die berühmten zwei Jahren in seiner Funktion ja eigentlich 
Papiere - schon heute zitiert - des Herrn nichts anderes zu tun hatte, als lediglich 
Generalsekretärs Maleta oder Maleta, wie 30 Unterschriften abzugeben. 
er vorhin mehrfach genannt wurde. Ich bin Meine sehr Verehrten ! Auch hier wieder 
mir über die richtige Akzentuierung nicht im eine entscheidende Wunde in unserem wirt­
klaren und bitte dann um Aufklärung. (Heiter- schaftlichen Gefüge. Sie ernennen einen Per­
keit. - Abg. Dr. Migsch : Die parteiische sonenkreis, der fast immer der gleiche ist 
Betonung ist die richtige !) Besten Dank. - an zahllosen Stellenstehen Präsidenten -, zu 

Die Sozialisten stellen dies nun in Abrede. Aufsichtsräten. Wenn einer von ihnen stirbt, 
Den Vorwurf von der ÖVP-Seite, an den reicht kaum eine Zeitung aus, um alle Titel 
VÖEST -Geschäften des Herrn Graumann und der armen Verstorbenen aneinanderzufügen. 
der Dame Grünwald habe die Sozialistische Sie schicken einen Personenkreis, getreulich 
Partei mitverdient, hat Herr Kollege Eibegger, nach dem Proporz übrigens - Sie erinnern 
wenn Sie sich erinnern können, sogar eine sich an einen alten Schlager "Drauf nimmt er 
Schurkerei genannt. Ich kenne den Kollegen 'nen Stein, 's ist noch immer derselbe" -, 
Eibegger, und ich bin felsenfest davon überzeugt, es sind immer die gleichen Personen, Sie 
daß er überzeugt ist, hier die Wahrheit zu schicken immer dieselben hin, und wenn 
sprechen. Ich werde die objektive Wahrheit das geniale Menschen wären - es sind nicht 
ja nie erforschen können. Es scheint da immer geniale Menschen, aber nehmen wir an, 
Meinung gegen Meinung zu stehen. es wären geniale Menschen -, könnten diese . 

Aber manchmal sieht man sich bei diesen genialen Menschen wirklich gar nicht mehr er­
ganzen Dingen einem merkwürdigen Vorgang reichen, als eben in zwei Jahren nur 30 Unter­
gegenüber. Man hört immer wieder, in den schriften zu geben. In diese ganzen Schein­
verschiedenen Gremien sei die Kreditgewäh- funktionen, in diese Sinekuren hinein komman­
rung an den Herrn Haselgru ber mit einer dieren Sie Ihre Parteiprotektionsgünstlinge 
großen und dann mit einer kleineren Mehrheit, und wundern sich dann, wenn solche Ergebnisse 
aber doch in der zweiten Phase wahrscheinlich vorhanden sind ! 
- in der ersten Phase wurde das erweiterte Gre- Heute ist über das traurige Schicksal der 
mium nicht gefragt - mit gemischter Mehrheit Arbeiterschaft in St. Andrä-Wördern schon 
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gesprochen worden. Heute wurde dort das kassen mit Rücksicht auf ihre Gestionen und 
Ausgleichsverfahren eröffnet. Es wäre hier Bestimmungen nicht machen können. Es 
nur die Frage zu stellen, ob die Österreichische ist also nicht so, daß hier das Geld des kleinen 
Volkspartei die 23 Millionen-Spende schon Sparers völlig fremd verwendet wurde, sondern 
zurückgegeben hat. Wenn diese Spende es ist vielmehr so, daß durch diese Erbringung 
nicht zurückgegeben worden ist, so handelt der Zinsen und des Zinsendienstes im Interesse 
es sich doch um eine Schädigung der Gläubiger. der Sparkassen sehr Positives geleistet wurde. 
Es ist eine Zession an die Girozentrale, es wird Das zur Klarstellung. 
also die Rechtsnachfolgerin der Girozentrale, Daß das neue Gesetz wirklichkeitsnah ist 
die neue Rechtsform, Mittel und Wege finden und präzis die Richtlinien festlegt, ist sehr 
müssen, um die 23 Millionen raschest ein- zu begrüßen. Daß es aber auch eine Änderung 
zutreiben. Wir haben heute von einem Ausfall der Organe festlegt, nämlich dahin gehend, daß 
von 300 Millionen Schilling gehört. Wenn nicht im Geschäftsführungsausschuß und im 
das stimmt, muß man zur Befriedigung der Verwaltungsrat zum Teil dieselben Personen 
Gläubiger raschest sorgen, daß wenigstens sitzen, ist ebenfalls sehr zu begrüßen. Der 
diese 23 Millionen den übrigen, ich glaube, Herr Abgeordnete Dr . Gredler hat gesagt : 
höchstens 130 Millionen Aktiven zuströmen. Ja, wenn diese Funktionäre dort ver-

Der Herr Abgeordnete Olah hat von der sagen, oder wenn sie nicht so sind, wie wir 
Notwendigkeit gesprochen, in der Politik es uns wünschen ? - Das ist aber bei jedem 
korrekt zu sein, und er oder ein anderer Redner Gesetz so, daß es nur dann zum Tragen kommt, 
seiner Partei hat beigefügt : Wir kennen wenn diejenigen, die es auszuüben haben, auch 
keinen Tatbestand der politischen Korruption. tatsächlich den Anforderungen entsprechen. 
Meine sehr Verehrten ! Meine Fraktion hat sich Es hat schon 1955 - ich möchte das nochmals 
unter meiner Erstzeichnung erlaubt, heute wiederholen - der Herr Finanzminister die 
an die Bundesregierung die Anfrage zu richten, Umwandlung in die gegenwärtige Form vor­
ab sie gewillt ist, entsprechende Tatbestände geschlagen. Es ist leider eine Einigung im 
dem Hause in der Herbstsession zur Genehmi- Hinblick auf die Widerstände bei der SPÖ 
gung vorzulegen. Man kann ja die Vor- nicht zu erzielen gewesen. Sonst wäre all das, 
schriften, wenn sie fehlen, schaffen. Man worüber wir heute sprechen, nicht geschehen. 
muß aber dringend etwas tun, denn darüber Ich darf noch eine Richtigstellung treffen. 
müssen wir uns im klaren sein : Das Vertrauen Sie hat mit der Sache an sich zwar gar nichts 
der Bevölkerung auf dem wichtigen Sektor zu tun. Es wurde hier gesagt, daß der Herr 
des Sparwillens beginnt zu schwinden oder Präsident des Hauses, Herr Dr. Hurdes, der 
schwindet ganz bei solchen Malversationen. Vorsitzende des Ehrengerichtes war. Das ist 

Unsere Kontrastimme bedeutet daher eine falsch und unrichtig. Richtig ist, daß ein Herr, 
eindeutige Mißtrauenskundgebung an die der im Zivilberuf Richter ist, dort den Vorsitz 
Adresse jener Parteien, die durch mangelnde geführt hat. (Ruf bei der SPÖ : Wahlkomitee !) 
Aufsicht, ja geradezu durch Förderung der nun Zwischen Wahlkomitee und Ehrengericht, soll­
auftauchenden Unterschleifen das Volk ge- ten Sie es nicht wissen, ist ein bißchen ein 
schädigt haben. Eine bloße Umwandlung Unterschied. Bitte, nur nebenbei, das ist eine 
der Rechtsform vermag am Grundsätzlichen - Richtigstellung. (Abg. Pro b s t :  Politisch ist 
Kreditgabe an Wirtschaftspiraten gegen Partei- das genau dasselbe !) Wenn Sie die Unter­
spende - nichts zu ändern. Werten Sie also schiede nicht kennen, tut es mir leid. (Abg. 
unser Nein als demonstrativen Akt gegen dieses Probs t :  Bei uns kenne ich sie, bei Ihnen 
dem Sparwillen und dem wirtschaftspolitischen nicht !) Anscheinend ist es so ! 
Interesse der österreichischen Bevölkerung ab- Ich darf also feststellen, daß alle Kredite, 
trägliehe Verhalten. (Beifall bei der F PO.) die gegeben wurden, mit einer Ausnahme, 

Präsident Böhm: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Mitterer. 

Abgeordneter Mitterer : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Darf ich ergänzend zu 
dem bisher Gesagten, was die Aufgaben der 
Girozentrale anlangt, eines feststellen : Es 
handelt sich nicht um eine Art Holding oder 
Supersparkasse, sondern es handelt sich dar­
um, daß diese Stelle bisher jene Gelder, die die 
Sparkassen ihr zur Verfüguhg gestellt haben, 
zinsbringend anlegen mußte, daß sie außerdem 
gemäß Richtlinien und Vorschriften jene 
Geschäfte durchzuführen hatte, die die Spar-

und zwar am Schluß, einstimmig die Billigung 
der zuständigen Foren gefunden haben. Ich 
möchte nicht in die Einzelheiten eingehen, 
nicht die einzelnen Sitzungen erwähnen. Das 
ist in den Vorlageberichten an die Bundes­
regierung genau enthalten. Ich darf also fest­
stellen, daß hier Einstimmigkeit vorlag, und 
zwar nicht nur in einem Ausnahmsfall, sondern 
bei einer ganzen Reihe von Krediten, auch bei 
den Erhöhungen. Ich darf sagen, daß die Vor­
tragenden und Antragsteller sehr oft dem 
Kreis der SPÖ-Funktionäre in diesen Aus­
schüssen angehört haben. Ich glaube auch, 
daß der Parteiführung der SPÖ Haselgruber 
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damals ebenso bekannt war, wie er jetzt be­
kannt ist. Es wäre wohl anzunehmen gewesen, 
daß Sie, wenn Sie Bedenken gehabt hätten, 
damals Ihre Funktionäre entsprechend instru­
iert hätten. Das ist aber nicht geschehen. 
Sie haben genau so wie alle anderen dafür 
gestimmt, und es ist sehr einfach, nachher zu 
sagen : Ja, das waren also vielleicht nicht 
immer jene, die unser Vertrauen genossen 
haben. Wenn Sie meinen, daß hier nicht die 
politische Frage gelten soll, sondern jeder 
einzelne zur Verantwortung gezogen werden 
soll, dann stimmen wir dem zu . Aber Sie 
können nicht einmal die politische Verankerung 
mit Rücksichtnahme auf den Proporz und ein 
anderes Mal die Verankerung durch die 
einzelnen Personen festlegen. Das ist voll­
kommen unmöglich. Das versuchen Sie zwar 
dauernd, aber es ist unmöglich. Ich darf 
feststellen, daß in den entscheidenden Sitzun­
gen am 23. Oktober 1957 , am 27 . Februar 1 958, 
am 25. März 1958 diese Kredite, um die es 
sich hier im wesentlichen handelt, einstimmig 
durchgegangen sind, und zwar der letzte auf 
Antrag eines SPÖ.Mitgliedes. Das muß ich 
eindeutig feststellen, damit hier keine Unklar­
heiten entstehen. Alle diese Kredite hielten 
sich im Rahmen der Satzungen. Es ist richtig, 
daß da und dort die Richtlinien nicht einge­
halten wurden. Es wäre aber der Verwaltungs­
ausschuß und der Verwaltungsrat dazu da, 
um das Einhalten der Richtlinien zu 
reklamieren und zu fordern. Auch das ist 
nicht geschehen ! 

Ich darf noch feststellen, daß die Gesellschaft 
für Revision und Treuhand alle Vorgänge 
für rechtmäßig und richtig erklärt hat. Und 
ich möchte weiters mitteilen, daß die Staats­
aufsicht, insbesondere nach den gegenwärtig 
geltenden Bestimmungen, nicht eine Geschäfts­
führung zu vollziehen hat, sondern eine Aufsicht 
in einem sehr beschränkten Ausmaß. Das 
entspricht den gegenwärtigen Bestimmungen, 
und wir sind erfreut, daß diese nun geändert 
worden sind und der Staatsaufsicht nunmehr 
ein wesentlich größerer Spielraum zukommt. 

Als die Schätzungen über die tatsächlichen 
Werte bekannt wurden, hat die Staatsaufsicht 
Einspruch erhoben. Ich darf auch fest­
stellen, daß die Pfandrechtsurkunden ordnungs­
gemäß erstellt wurden und daß das neue 
Gesetz nahezu alle Möglichkeiten pro futuro 
abschneidet, die hier noch irgendwelche Un­
zukömmlichkeiten zulassen könnten. 

Der Herr Finanzminister hat den General· 
direktor Benedikt abberufen, wiewohl die 
Darstellung, die gegeben wurde, teilweise 
auch irreführend ist. Ich darf darauf verweisen, 
daß die Gutachten Malzacher und Leitner 
nicht nur im Jahre 1957, sondern auch 1958 

ganz hervorragend gelautet haben und es sich 
hier um sehr wesentliche und entscheidende 
Fachleute handelt. 

Ich darf ferner mitteilen, daß Direktor 
Wilfling, der der SPÖ angehört, erstklassige 
Auskünfte gegeben hat, unter anderem auch 
einem Eisenhändler in Enns, der daher die 
Bonität nicht in Zweifel ziehen konnte 
und nunmehr sehr schwer daran zu leiden hat. 

Es hat aber auch der Herr Generaldirektor 
Hitzinger an diese Firma zuerst über seine 
ihm sehr nahestehende Firma Bohmann, 
dann aber direkt geliefert, und ich kann doch 
nicht annehmen, daß er, da er doch, wie Sie 
selbst immer sagen, Staatsgelder zu ver­
walten hat, eine Direktlieferung gemacht hätte, 
wenn er geglaubt hätte, daß diese Firma nicht 
kreditwürdig sei. 

Sehr eigenartig war allerdings, daß plötzlich , 
und zwar ganz im letzten Augenblick, eine 
Kommission, bestehend aus den Herren Gene­
raldirektoren Hitzinger , Oberegger, Pietsch 
und den beiden Herren Malzacher und Leit­
ner, ganz zum Schluß zu einer gegenteiligen 
Auffassung kam. Warum wohl ? Nun; 
ich weiß, Sie werden vielleicht sehr böse sein, 
wenn ich Ihnen das so offen sage. Es gibt eben 
auch Konkurrenzgründe, die dazu zwingen, 
zu versuchen, daß keine andere Firma in das 
Geschäft einsteigt und daß man sich die 
Konkurrenz möglichst weit vom Halse hält. 

Es soll hier nämlich das Gegenteil 
bewiesen werden. Es ist alles versucht 
worden, um darzutun, daß solche Produktionen 
nur durch verstaatlichte Betriebe erfolgen 
können. Die entscheidenden, großen Welt· 
betriebe in der ganzen Welt sind aber keine 
verstaatlichten Betriebe ! 

Herr Abgeordneter Fischer hat es für 
notwendig befunden - schade, daß er nicht 
im Saale ist -, der Repräsentant dieser fern­
gesteuerten Zwergpartei hat es für notwendig 
befunden, über zwei Dinge immer wieder zu 
reden : über Korruption und über Menschen­
rechte. Ich muß sagen, es gibt in ganz Öster­
reich wenige, die so wenig berechtigt wären, 
über diese Dinge zu reden wie gerade die 
Abgeordneten der Kommunistischen Partei . 
Wenn Sie an die ungarische Revolution, 
wenn Sie an die Geschäfte der USIA und an 
alles andere denken, was in diesem Staat hier 
geschehen ist, dann sind sie, glaube ich, die 
Letztberechtigten, die über diese Fragen über­
haupt nur ein Wort verlieren dürfen. Ihnen, 
den Kommunisten, verdanken wir nämlich, 
meine Damen und Herren, alle jene Folgen, 
den Moralverfall, und alle jene Dinge, mit 
denen wir nach dem Krieg und in der Nach­
kriegszeit zu raufen hatten. (Abg. E. Fisc h e r :  
Krauland war ein Kommunist ?) Ich muß 
sagen, alles das, was sie uns gebracht haben, 
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war so sumpfig und so grauslich, daß man 
besser nicht daran erinnert wird. Ich glaube, 
hier gilt der Grundsatz : Si tacuisses, philoso­
phus mansisses ! Es wäre besser gewesen, 
Sie hätten zu dieser Frage nicht gesprochen, 
und wie das, Herr Kollege Fischer, was Sie 
dazu zu sagen haben, gemeint ist, das wissen 
wir alle ! (Abg. E. Fischer : Das war euch 
sehr unangenehm !) 0 nein, Sie nimmt kein 
Mensch ernst, niemand hier in diesem Saale, 
aber auch nicht in Österreich, und daher stört 
es uns gar nicht ! 

Aber ich möchte noch etwas klarstellen. 
Der Rechnungshof kann in diesem Falle keine 
Einschau vornehmen, weil er nach dem Gesetz 
dazu nicht berechtigt ist. Ich möchte das nur 
der Ordnung halber bringen. 

Ich glaube also, daß man sich mit den Ein­
würfen des Herrn Abgeordneten Fischer nicht 
befassen muß, weil es dabei um jedes Wort 
schade wäre. (Zwischenrufe. - Ruf des Abg. 
E. Fischer.) 

Nun darf ich Ihnen also sagen, ich bedaure 
sehr, daß der zweite Redner der SPÖ in diese 
ganze Frage eine wesentlich andere Note 
gebracht hat. Ich habe es sehr begrüßt, daß 
der Herr Abgeordnete Präsident Olah sehr 
nüchtern und sachlich über die Dinge gespro­
chen hat. Aber da es nun anders auch gebracht 
wurde, bin ich verpflichtet und verhalten, auch 
dazu Stellung zu nehmen. Es muß einmal 
festgehalten werden, daß Haselgruber durch 
sein Individualprogramm tatsächlich hier eine 
wirtschaftliche Leistung erbrachte, und zwar 
dadurch, daß er Dinge erzeugte, die in einem 
großen Erzeugungsprogramm, ganz gleich, 
ob das verstaatlicht oder privat ist, nicht 
möglich sind (Zwischenruf des Abg. Ernst 
Fischer) ,  und daß er daher der Wirtschaft 
sehr wesentliche Dinge verschafft und 
daher auch eine wesentliche Funktion erfüllt 
hat. 

Ich möchte feststellen, daß die angegebenen 
Schätzwerte, die hier genannt wurden, sehr 
zweifelhafter Art sind. Man kann über diese 
Frage dann verschiedener Meinung sein, wenn 
man überlegt : Was soll mit diesem Wert 
geschehen ? Wenn ich einen Schreibtisch zum 
Bruchholzwert einsetze, dann ist er aller­
dings nur einige Schilling wert. Wenn ich 
aber die Werte unter der Voraussetzung 
nehme, daß dieses Werk wieder weitergeführt 
werden kann, dann sehen die Dinge wesentlich 
anders aus, dann ist der vorhandene Wert 
etwa - das kann natürlich immer um einige 
Millionen schwanken - bei 290 Millionen, 
sodaß die Dinge schon wesentlich anders aus­
sehen. Es hat die , ,Zürcher Zeitung" -es wurden 
hier andere Zeitungen zitiert, es sei auch mir 
gestattet, das zu tun - über diese Frage einen 
sehr interessanten Bericht gebracht, und zwar 

hat sie sich gar nicht mit den politischen 
Fragen befaßt, sondern unter anderem ge­
schrieben : 

, ,Noch · bis vor wenigen Monaten wurde 
Johann Haselgruber in Gesprächen und Presse­
berichten des In- und Auslandes als der Proto­
typ des modernen Unternehmers gefeiert."  
(Rufe: Hört ! Hört !) "In wenigen Jahren 
hatte er, auf einem vorher unerschlossenen 
Gelände" - wo also niemand beschäftigt war, 
sodaß also neue Arbeitsplätze geschaffen wur­
den - "an der Donau oberhalb von Wien, 
ein Stahl- und Walzwerk errichtet, das zuletzt 
eine Jahreskapazität von über 100.000 t Roh­
stahl . . .  und je etwa 50.000 t Verkaufshalb­
zeug und Stabstahl erreichte. Er rückte damit 
an die fünfte Stelle unter den neun Stahl­
und an die siebente Stelle unter den 16 Walz­
materialerzeugern der österreichischen Hütten­
industrie vor." 

"Auf das ,Hosianna' folgte unmittelbar 
die allgemeine Empörung über die Hinter­
gründe und die Methoden, welche die Entste­
hung des ,Wirtschaftswunders' in St. Andrä­
'Vördern ermöglicht hatten." 

"So unzureichend man offenbar vor der 
Kreditgewährung die Grundlagen prüfte, so 
wenig stichhaltig erscheint eine nachträgliche 
Pauschalkritik. Allzu leicht spricht man dem 
kleinen Außenseiter jede Existenzmöglichkeit 
ab . Die Praxis beweist aber, daß auch in der 
eisenerzeugenden Industrie verhältnismäßig 
kleine, spezialisierte Betriebe neben den großen 
Kombinaten durchaus reelle Existenzchancen 
haben." 

"Diese Betriebe sind nicht etwa deshalb 
existen#ähig, weil sie produktionstechnisch 
oder standortbedingt überlegen sind, sondern 
weil sie sich den Wünschen ihrer Kunden 
leichter anpassen können. Die gewaltige Kapa­
zität moderner Großanlagen zwingt zu einer 
immer stärkeren Einschränkung des Sortiments, 
spezifische Wünsche der Verbraucher können 
vielfach nicht mehr berücksichtigt werden. 
Die Erfahrung zeigt, daß es immer genügend 
Verbraucher gibt, die für die Erfüllung ihrer 
Sonderwünsche auch bereit sind, einen höheren 
Preis zu zahlen als für das genormte Massen­
produkt." 

Und weiter heißt es dann in dem Züricher 
Zeitungsartikel : "Was den Standort betrifft, 
so kann man kaum mehr oder weniger für 
und gegen Wördern vorbringen als gegen 
unzählige andere Industrieorte in Österreich. 
Die Nähe Wiens, mit einem guten Drittel 
der eisenverarbeitenden Industrie, spricht eben­
so dafür wie die Tatsache, daß das Stahlwerk 
infolge seiner günstigen Lage als einer der 
ersten Betriebe an die Erdgasversorgung an­
geschlossen werden konnte." 

Soweit die "Zürcher Zeitung" .  
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Wenn diese Frage kein Politikum mehr sein 
wird - und ich hoffe, daß es in Kürze so sein 
wird -, dann werden die ernsten Auslands­
interessen, die bereits angemeldet sind, zum 
Tragen kommen, und ich bin überzeugt, 
daß dieser Betrieb, wenn ihm entsprechende 
finanzielle Möglichkeiten zur Verfügung gestellt 
werden und eine richtige Betriebsführung ein­
gesetzt wird, auch zum Erfolg kommen kann. 

Dennoch wurde Generaldirektor Benedikt 
abberufen , obwohl weder ein Amtsmißbrauch, 
da er ja keine Beamteneigenschaft hatte, noch 
auch ein anderes Delikt, das man eventuell 
dem Direktor einer AG. vorwerfen kann, oder 
ein Vergehen nach dem Verwaltergesetz vor­
gelegen ist. Aber andere öffentliche Verwalter 
sitzen nach wie vor in Amt und Würden, 
und niemand denkt offenbar daran, sie abzu­
berufen. Denn früher einmal hätte so etwas, 
was über Hitzinger, über Minister Waldbrun­
ner, sogar über den Präsidenten des Rechnungs­
hofes hier gesagt wurde, dazu geführt, daß 
eine sehr wesentliche Untersuchung eingeleitet 
worden wäre ! Das ist also klargestellt . . . 
(Beifall bei der Ov P. -Abg. Marianne Pol la k :  
Das ist unerhört 1 - Lebhafte Zwischenrufe. 
- Ruf bei der S pO : Warum verurteilen 
Sie nicht Polcar?) Wenn Sie glauben, 
meine Herren, daß die Lautstärke ein Argument 
ist, dann schreien Sie weiter ! (Beifall bei der 
o v  P.- Anhaltende Zwischenrufe bei der SPO.) 
Wenn Sie also glauben, daß die Lautstärke ein 
Argument ist, dann brüllen Sie ruhig weiter ! 
Aber ich muß sagen, daß auch hier der Präsident 
des Rechnungshofes in eine sehr eigenartige 
Situation gedrängt wurde, weil er zugeben 
mußte, daß seine Untersuchung in dieser Frage 
äußerst mangelhaft war. Ich muß sagen, es 
gehört schon allerhand dazu (anhaltende 
Zwischenrufe bei der S PO) , daß man nach 
diesen Anschuldigungen schweigt. (Abg. 
C z e t t e l :  Das hat mit H itzinger nichts zu tun I) 
Was muß man alles tun, damit die Konse­
quenzen gezogen werden ? . ( Weitere Zwischen­
rufe.) Der Herr Präsident des Rechnungshofes 
hat zugeben müssen, daß seine Erhebungen, 
wenn nicht mangelhaft, so doch in dem Schluß­
bericht so waren, daß man daraus kein klares 
Bild gewinnen konnte, obwohl ein sehr wesent­
licher Vor akt vorgelegen ist . (Ruf bei der 
SpO : Das ist unrichtig I) Ja, ja, das ist genau 
so gewesen, er hat es auch im Ausschuß 
zugegeben. 

Ich bezweifle nicht, daß die sehr tüchtige 
Handelsfrau, Frau Grünwald, daß der sehr 
tüchtige Mister Grover vulgo Graumann, 
früher Direktor der Arbeiterbank, hier als 
verpönte Zwischenhändler zweifellos von der 
SPÖ eingeschaltet wurden, und zwar nach der 
Abwicklung von Geschäften und nicht zur 
Abwicklung von Geschäften ! (Beifall bei der 

Ov P. - Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
o 1 a h : Woher haben Sie denn das ? ) Und jetzt 
erhebt sich die Frage . . . (Abg. We i khar t :  
Der typische Wadelbeißer l - Abg. Olah : 
Es steht der Fall Girozentrale zur Diskussion 1 
Lenken Sie nicht ab, reden Sie über die Giro­
zentrale I) Ich rede über das, was mir wichtig 
erscheint, und lasse mich nicht von Ihnen 
beeinflussen ! Ich darf also feststellen, daß 
hier tatsächlich ein reiner Zwischenhandel 
von der SPÖ eingeschaltet wurde (Abg. 
Zecht l : Lügner I), und es fragt sich nur : 
Wer hat ihn eingeschaltet ? (Abg. Weikhar t :  
Das ist eine lumpige Behauptung von Ihnen 1 
Eine lumpige Behauptung von Ihnen ist das, 
durch nichts bewiesen 1 - R u f :  Das ist eine 
Frechheit ohnegleichen / - Abg. O la h :  Sie sind 
ein niederträchtiger Verleumder ! Merken Sie 
sich das / - Anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Ich bitte, sich zu mäßigen und nicht 
Ausdrücke zu gebrauchen, die man nicht be­
weisen kann. ( Abg. Horn : Dann soll der 
Abgeordnete nicht verleumden hier im Par­
lament / - Abg. Ol a h :  Außerdem soll er 
über Haselgruber reden, über die Girozentrale 
und über Polcar / Vor 14 Tagen haben wir 
über die YOEST geredet, und wir haben nichts 
dagegen gehabt / ) 

Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : Es ist 
also nur die Frage noch zu klären : Wer hat diese 
Einschaltung veranlaßt ? Das ist die Frage, und 
hier können Sie sich vorstellen, weshalb und 
warum. Sie sprechen immer von Korruption. 
(Anhaltende Zwischenrufe . - Präsident Böhm 
gibt erneut das Glockenzeichen.) Das ist Ihr 
neues System : Korruption ist das, was die 
SPÖ bestimmt, und nach dem alten Slogan 
gewandelt : Recht ist, was Marxisten nützt. 
Der Moralkodex, den Sie hier vorgelegt haben, 
sehr in Ehren ! Wenn Sie eine gesetzliche 
Regelung vorlegen, um hier eine anständige 
Lösung zu finden, werden wir dem mit Wonne 
zustimmen. Aber wenn Sie glauben, daß wir 
uns von Ihnen bestimmen lassen, was gut 
und was schlecht ist, dann haben Sie sich 
geirrt. (Zustimmung bei der O YP. - Heftige 
Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. H o r r :  
Das Y olk wird Sie zwingen / ) Meine Herren ! 
Warum sind Sie so aufgeregt, Sie können sich 
alle zum Wort melden ! Sie haben sich in die 
Rolle . . . ( Anhaltende Zwischenrufe bei der 
SPÖ. - Gegenrufe bei der OY P.) 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Herren ! Ich bitte jetzt um Ruhe ! 
Ich bitte den Herrn Redner, sich an die 
Sache zu halten, und die Zuhörer bitte ich, 
sich den Redner anzuhören ! (A bg. E i  beg  ge r : 
Er soll nicht dauernd provozie?'en, er soll seine 
Vorlesung woanders halten ! - Abg. Dr. M igsch: 
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Sie sollten sich schämen, so etwas zu verbreiten ! -
Ruf bei der S p() : Unsympathischer Kerl !) 

Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : Es ist 
mir ganz egal, ob ich Ihnen sympathisch bin 
oder nicht. Davon ist keine Rede. 

Wenn Sie also nun erklären, daß Sie es sehr 
bedauern (weitere anhaltende Zwischenrufe) , daß 
diese Dinge vorgekommen sind, und damit ge­
meint haben, daß das der Demokratie schaden 
würde . . .  (Ruf bei der S PÖ : Das glauben wir !) 
Stimmt ! Richtig ! Jawohl ! (Abg. Z e c h t l: Geben 
Sie das Geld her, das Sie genommen haben ! -Wei­
tere Zwischenrufe.) Aber ich muß Ihnen in Er­
innerung rufen, meine Damen und Herren : Wenn 
in einem Lande das geschehen kann, was einem 
Richter-Brohm, Bobies und einer Reihe anderer 
geschehen ist, dann, meine Damen und Herren, 
können Sie nicht erwarten, daß wir hier zustim­
men. ( Beifall bei der () V P. - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Sie haben eine ausgesprochen 
perfekte Rufmordideologie entwickelt (weitere 
Zwischenrufe) nach dem Grundsatz, meine 
Damen und Herren : Semper aliquid haeret -
es bleibt ' immer etwas hängen. (Abg. O l a h: 
Genau das ist Ihre Methode!) Und in der Hoff­
nung, daß die Leute (neuerliche heftige Zwischen­
rufe und Unruhe - lebhafte Zwischenrufe bei den 
Sozialisten), in der Hoffnung, daß Sie . . .  
( Weitere andauernde Zwischenrufe bei den Sozia­
listen. -Abg. Dr. Male ta : Wie Taferlklassler !) 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Herren ! Ich bitte um Ruhe, man ver­
steht den Redner nicht ! 

Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : In der 
Hoffnung, daß bei all jenen, bei denen sich 
ganz klar die Unschuld herausgestellt hat, 
wie bei Richter-Brohm, wie bei Bobies, doch 
noch immer gesagt werden könnte : Vielleicht 
haben sie doch etwas angestellt. (Abg. Doktor 
M i  g sc h :  Das ist ja nicht wahr ! Richter-Brohm 
wurde mangels an Beweisen freigesprochen ! -
We2:tere Zwischenrufe.) Die VÖEST, haben 
Sie erklärt . . . (Ruf : Was ist mit H aselgruber ? 
- Andauernde Unruhe.) Sie haben erklärt, 
die VÖEST würde an Ansehen verlieren, 
wenn man diese Dinge öffentlich behandelt. 
Aber wo waren Ihre gleichen Überlegungen, 
wo Sie einen Richter-Brohm und damit die 
VÖEST genau so in die Öffentlichkeit gestellt 
haben 1 (Zustimmung bei der ÖV P. - Abg. 
Dr. Migsch :  Das ist heute noch nicht geklärt, 
weil man die Beamten des Rechnungshofes 
in der Schweiz verhaftet hat ! - Ruf bei der 
O v P :  Da schwieg der Herr Innenminister !) 
Sie haben diese gleichen Sorgen damals nicht 
gehabt ! (Abg. Dr. Migsc h :  Das ist ia nicht 
wahr ! Richter-Brohm wurde mangels an Be­
weisen freigesprochen !  Das wissen Sie genau ! -
Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ. - Gegen­
rufe bei der ÖV P.) 

Es hat sich also gezeigt, daß auch hier 
von Bohmann über Schäcke zu Voith sich 
Geschäfte abgespielt haben, hinter denen über­
all der öffentliche Verwalter gestanden ist, 
dem ja diese Geschäfte gehört haben. (Abg. 
Dr. M igsch : Wenn Sie die Polcar-Geschäfte 
verteidigen, dann tun Sie mir wirklich leid ! 
Dann sollen Sie sich schämen !) 

Wenn Sie nun sagen, daß Sie hier für die 
Sauberkeit sind, dann, meine Damen und 
Herren, muß ich Sie fragen : Weshalb haben 
Sie nicht die Wirtschaftspolizei auf alle jene 
Umstände aufmerksam gemacht, die Ihnen 
inkriminierend erschienen ? Und ich muß 
sagen, daß ' der durch eine lange Beamten­
laufbahn sicherlich prädestinierte Herr Polizei­
präsident die Möglichkeit gehabt hätte, hier 
entsprechend einzugreifen. Sie haben gesagt : 
"der Theaterdonner der VÖEST" ! Ich glaube, 
es wird Ihnen noch mancher Blitz nachher 
zur Kenntnis kommen (Abg. Dr. Migs c h :  
Hoffentlich nicht in Ihrem Kopf einschlagen !), 
den es vor diesem Donner gegeben hat, und 
damit Sie dann etwas beruhigter sind, werden 
wir Ihnen eine Reihe von Daten vorlegen. 
(Neuerliche Zwischenrufe.) 

Nun, was hat also Dr. Maleta getan ? Er 
hat einen Zettel, der ihm zugekommen ist, 
als einzig richtige Maßnahme dem zuständigen 
Polizeiorgan übergeben zur weiteren Unter­
suchung. (Abg. Probs t :  Und der Presse 
übergeben ! - Abg.  Dr. Maleta : Das ist 
eine Unwahrheit ! Fragen Sie die Polizei­
stelle !) Ich stelle fest . . .  (Abg. Probs t :  
Maleta, du bist ins Kaffeehaus gegangen zum 
Haselgruber ! - Abg. Dr. Male ta : Natür­
lieh ! - Le bhafte Zwischenrufe. - Präsident 
Böhm gibt das Glockenzeichen. - Abg. Pro b s t :  
Ins Kaffeehaus ist e r  gegangen, das ist die 
Wahrheit !) Man hat die Schecks hinsichtlich 
der Geldabheber, aber nicht hinsichtlich der 
Geldempfänger überprüft, was ohne weiteres 
möglich gewesen wäre . Man hat zum Beispiel 
bei einem Scheck vom 2 1 .  Dezember geflissent­
lich oder fahrlässig, ich weiß es nicht, ver­
gessen, die Unterschrift des Geldabhebers, die 
deutlich auf den Empfänger gewiesen hat, 
weiter zu verfolgen. Warum hat man die 
Aussagen Hitzingers nicht, protokolliert, der 
Staatsanwaltschaft zugeleitet � Es war also 
offenbar besser, es nicht zu tun. Warum 
will man den Vorschlag des Herrn Kollegen 
Staatssekretär Grubhofer nicht realisieren und 
den Beamten, die unter schwerstem Druck 
stehen in diesem sozialistischen Ministerium, 
die Möglichkeit geben (lebhafte Zwischenrufe 
bei den Sozialisten) , einem höchsten Be­
amten gegenüber Äußerungen zu tun, die 
sie sich sonst nicht zu machen trauen. 
(Zwischenrufe.) 
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Und nun, meine Herren, habe ich gewußt, 
daß Sie darauf den Einwurf machen werden, 
und wenn Sie ein bisserl ruhiger sind, damit 
Sie es hören und nicht nachher nachhelfen, 
darf ich Sie fragen. Sie sagen also : Wo gibt es 
einen Druck 1 Darf ich Ihnen sagen : Beim 
Rechnungshof wurde jeder Beamte, der an­
ständig und ordentlich geprüft hat, wie Dr. 
Marschall, in eine andere Abteilung versetzt 
und zum Schweigen gebracht, weil es Ihnen 
unangenehm war. (Hört 1 Hört I-Rufe bei 
der Ö VP. - Abg. Weikhar t : Unter wessen 
Druck ?) Der Herr Präsident Frenzel hat die 
Versetzung durchgeführt. (Abg. Dr. M igsch : 
Fragen Sie Vizepräsident Seidel I) Wenn Ihnen 
der Herr Präsident Frenzel noch nicht genügt, 
tut es mir leid. 

Präsident Böhnt : Herr Abgeordneter Mitte­
rer ! Zur Debatte steht die Girozentrale. Sie 
reden jetzt schon eine halbe Stunde über 
andere Dinge. 

Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : Ich 
darf feststellen, daß weiter die Behauptung, 
daß hier seitens des Finanzministeriums ein 
Erlaß erfolgt ist hinsichtlich der Abzugsfähig­
keit dieser Spenden oder anderer Ausgaben, 
unrichtig ist, da ein solcher Erlaß nie­
mals hinausgegangen ist und auch nicht im 
Entwurf vorhanden war. Das ist also unrich­
tig. Es kann natürlich jeder etwas behaupten, 
ich kann heute auch aufschreiben : Ich er­
warte einen Erlaß vom Finanzministerium ; 
wenn er nicht kommt, war es ein Irrtum. Ja, 
damit kann ich alles machen. Es war kein 
Erlaß da, und keiner ist hinausgegangen. 
(Abg. Probs t :  Aber der Brief ist da 1 - A bg. 
M a r k :  Es ist ja euer Geldgeber, der das be­
hauptet I) 

Nun darf ich also feststellen . . .  (Abg. 
Pro b s t .' Das steht in dem Brief des H aselgruber 
drinnen !) Meine Herren ! Wenn Sie alles 
glauben, was in jedem Brief der Welt steht, 
dann bleiben Sie bei der Überzeugung ! (Abg. 
Probst : Ob das richtig ist, ist ganz egal ! 
Es steht drinnen ! - Gegenrufe.) 

Nun muß ich weiters eine klare Feststellung 
treffen, meine Damen und Herren ! Es ist 
unrichtig, daß ein Betrag von 22,4 Millionen 
der ÖVP in irgendeiner Weise zugekommen ist. 
Der Betrag ist wesentlich geringer, und wir 
werden in Kürze . . .  (Ironische Heiterkeit bei 
der SPÖ. - Abg. O lah :  Sind es nur 21 % Milli­
onen ? - Abg.  Dr. M ig sch :  Hat Sie der 
H aselgruber etwa hineingelegt ? - Heftige Rufe 
und Gegenrufe.) Wir werden jenen Betrag 
zurückzahlen, der tatsächlich der ÖVP zuge­
kommen ist, aber wir werden auch genau 
überprüfen, nach welchen anderen Richtungen 
diese Zahlungen gegangen sind ! (Abg. W e i k­
h a  r t : Jetzt haben Sie sich sauber hineingelegt ! 

Jetzt haben Sie das Nehmen bestätirit !) Ich habe 
gar kein Nehmen bestätigt ! (Ruf .' Sie haben 
es selber gesagt !) Ich habe erklärt, daß wir 
jenen Betrag, der uns zugekommen ist, so 
wie es der Herr Bundeskanzler gesagt hat, 
zurückgeben werden. (Abg. Pro bs t :  Treffen 
wir uns auf der Mitterer-Linie !) 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Herren ! Ich bitte endlich um Ruhe ! 
(Abg. Prob s t :  Wie hoch war der Betrag ?) 

Abgeordneter Mitterer (fortsetzend) : Das 
wird man, wenn die Überprüfungen beendet 
sind, genau feststellen können. Wir werden 
aber auch feststellen können, nach welchen 
anderen Richtungen Beträge gegangen sind. 
(Lebhafte Zustimmung bei der Ö VP.j Man 
hat völlig leichtfertig oder demagogisch Beträge 
genannt, ohne die Schlußergebnisse abzu­
warten. Ich möchte feststellen, daß hier eine 
Verleumdungskampagne erster Sorte im Gange 
ist. (Abg. Weikhart :  Haben Sie Geld gekriegt 
oder nicht ?) Wir haben jedenfalls - und das 
steht ebenfalls fest, es ist heute klargestellt 
worden - nicht die Polizeibeamten, die unter 
Auftrag ihrer höchsten Stellen arbeiten, ange­
griffen ; wir stellen nur fest, daß hier von 
höchster Stelle aus Dinge gemacht wurden, 
denen wir niemals unsere Zustimmung geben 
können, weil sie mit einem ' Rechtsstaat unver­
einbar sind. (Beifall bei der Ö V  P. - Abg. Dr. 
Mi g 8 e h :  Polcar ! H aselgruber ! ) 

Auch gestern ist wieder im Bild-Expreß, der 
Ihnen ja  nur am Rande nahe-, aber doch nicht 
ganz ferne steht, eine Protokollabschrift er­
schienen, und Sie können raten, wieso das 
dorthin gekommen ist. Wir verwahren uns 
gegen solche moderne Femegerichte, die Sie da 
zu errichten wünschen, und der Nervenkrieg, 
den Sie entfalten, imponiert uns überhaupt 
nicht. (Zwischenrufe bei der ,SPÖ.) Ihr neuer 
Slogan, daß man eine Unwahrheit nur sehr oft 
wiederholen müsse, bis sie vielleicht doch 
geglaubt wird, wird Ihnen jedenfalls nicht ge­
lingen. (Abg. Rosa Jochma n n :  23 Millionen !) 

Was die "Transfines"-Angelegenheit anlangt, 
darf ich Ihnen sagen, daß hier seitens des 
Gerichtes alle drei Personen enthaftet wurden 
und bisher keine Anklage erhoben wurde. 
Wir würden es begrüßen, wenn dieser Prozeß 
endlich einmal ablaufen würde. (Abg. Doktor 
Mi g s eh :  Trotzdem war der Vorgang unmora­
lisch 1 - Präsident Dr. Gor  b ach  übernimmt 
den Vorsitz .) 

Sie sagen nun, daß hier ein Konnex besteht. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg. E. Fischer ;  
, Wieviel Bestechungsgelder haben Sie dort be­
kommen ? - Abg. A l t e n burger: Wieviel 
Werte haben Sie aus Österreich abgezogen ?) 
Ich' kenne Ihre großen Geschäfte nicht, 
ich werde aber vielleicht, wenn Sie wollen, noch 
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darauf zurückkommen. Es ist ein Skandal . . . 
(Demonstrativer BeifaU und Heiterkeit bei der 
SPO.) Sie werden gleich nicht mehr klatschen ! 
Sie werden nicht mehr lange klatschen ! 
(Abg. W e i k hart :  Sie werden immer besser !) 
Es ist ein Skandal (Abg. Olah : Das erste 
wahre Wort in Ihrer Rede ! - Weitere Zwischen­
rufe - Präsident Dr. Gorbach gibt das 
Glockenzeichen) , daß heute in der verstaatlich­
ten Industrie die Exportgeschäfte teilweise 
durch kommunistische Firmen vermittelt wer­
den, deren Ertrag der Kommunistischen Partei 
zufließt. (Abg. W e i k h art : Machen Sie die 
Anzeige ! - Abg. Rosa Jochmann:  Nach 
dem Grundsatz : " Reden wir von was anderem" !) 
Das ist nicht anzeigefähig, eine kommunisti­
sche Firma ist nicht bestandwidrig. (Abg. 
Dr. Migsc h :  Aber dM Geschäft Haselgruber 
während der USIA-Zeit l) Es ist ein Skandal, 
daß die verstaatlichte Industrie jene kommu­
. nistischen Firmen beschäftigt, die die Partei­
kassen der Kommunisten füllen. (Ruf bei 
der SPÖ : Wieder etwas Neues !) Sie sagen nun, 
es besteht ein Konnex . . . (Abg. W e i khar t :  
Warum sagen Sie das nicht dem Kanzler ? Er 
ist dazu berufen ! - Abg. Prob s t :  Da sitzt 
der Chef ! Hier sitzt der Chef der verstaatlichten 
Industrie ! - Abg. W e i k hart :  Sie s!'nd an 
der falschen Adresse ! - Heftige Zwischenrufe 
und Gegenrufe. - Präsident Dr. Gorbach gibt 
das Glockenzeichen. - Abg. Weikhart :  Bitte, 
sagen Sie das dem Herrn Kanzler mit allen 
Details ! Ich bin überzeugt, er wird das ab­
stellen !) 

Sie sagen oder behaupten, daß ein Konnex 
besteht zwischen den Spenden und den 
Krediten, aber bei den Krediten haben Ihre 
Funktionäre mitgestimmt. Ihre Funktionäre 
haben also mitgestimmt dafür, daß die ÖVP 
etwas bekommt. Nicht wahf, so ist es doch ! 
(Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. Weikhart :  
Das ist vom Zirkus Williams, das ist parla­
mentarische Akrobatik !) Ich möchte feststellen, 
daß Sie hier mitbeschlossen haben und daß 
Sie sich jetzt nicht, wie Sie es überall machen, 
der Verantwortung entziehen können. Ich 
weiß, daß Sie überall nach dem Proporz den 
Erfolg buchen wollen. Wenn irgend etwas von 
unseren Vertretern gut gemacht wurde, sagen 
Sie : Da sind wir auch dabei. Und wenn einmal 
etwas passiert, sagen Sie : Hier sind nur 
die anderen schuld ! Und Sie wollen sich reine 
Hände machen ! (Abg. K rippner :  Grün­
wald !) 

Sie sind immer dort dabei, meine Damen 
und Herren, wo etwas gut ist, und dort, wo 
etwas Schlechtes geschehen ist, dort leugnen 
Sie Ihre Mittäterschaft ab, und Sie sagen den 
spanischen Spruch : Wenn wir gewinnen, 
sind wir Sieger, wenn wir verlieren, sind wir 

Brüder. (Abg. Rosa Jochmann : Bei den 
23 Millionen lehnen wir die Mitwisserschaft 
ab ! ) Ich weiß schon, daß Sie es sehr wenig 
notwendig haben, auf Spendenjagd zu gehen, 
Sie sind die beati possidentes, Sie haben die 
Druckereien, Sie haben die Gewerkschafts­
gelder, die Kiba, die Gesiba, die Arbeiterbank ! 
(Abg. Dr. M igsch :  Er verleumdet schon 
wieder !) Sie sind die Reichen des Landes ! 
(Abg. Probs t :  Die Arbeiterbank gehört der 
Gewerkschaft ! - Abg. Zecht l :  Altenburger, 
wo sind die Gewerkschaftsgelder ? ) Wenn die 
Gewerkschaftsgelder der Arbeiterbank zu­
fließen, stärken sie das Kapital der Bank, 
die nur in Ihrem Dienste arbeitet. ( Abg. 
o l a h : Hätten wir das Geld vielleicht bei der 
Giroze1�trale anlegen sollen ? - A bg. Dr. Mi g s c h: 
Sie sind gewohnt, Kassen zu vermischen, wir 
nicht ! - Zwischenruf der Abg. Mark und 
Weikhart. - Gegenrufe bei der Ö VP.) Nun, 
ich kann mir schon denken, daß Sie es nicht 
leicht haben, mit den Parteispenden Ihrer 
kleinen Mitglieder, mit den Mitgliedsbeiträgen 
Wahlen zu veranstalten, die 20 Millionen 
Schilling und mehr kosten. Das ist natürlich 
mit Mitgliedsbeiträgen nicht möglich, und daher 
müssen Sie dann sammeln gehen und schicken 
Ihre Briefe manchmal an unsere Funktionäre, 
weil das nicht so genau auseinandergehalten 
werden kann. (Heiterkeit und Zwischenrufe.) 
Aber ich kann mir vorstellen, daß Sie auch 
dann, wenn Sie Spenden einkassieren, zu 
verschiedenen tüchtigen Handelsfrauen und 
Handelsherren gehen, Grünwald und andere, 
die ja durch Ihre Mithilfe sehr gut verdient 
haben, und daß Sie dort Ihr Geld holen. 
(Abg. Zecht l :  Er verdächtigt schon wieder 
ohne Beweise !) Nun schließt sich der Kreis. 
(Abg. Freund:  Wieder zum Haselgruber !) 
Es ist klar, man kann es auch so machen 
und dann Spenden einkassieren kommen. 
Jedenfalls hat sich gezeigt, daß Sie solche 
Beträge, . wie Sie bei den letzten Wahlen 
verausgabt haben, mit den Mitgliedsbeiträgen 
Ihrer Kollegen nicht bedecken können. (Abg. 
We i k h ar t : Die Ö V P hat bei den letzten 
Wahlen in Wien 5,4 Millionen Schilling 
ausgegeben !) Ja und Sie 20 ! (Abg. Weikhart :  
Nach Ihrem Parteitag ! - Abg. Dr. Migs c h :  
Sie zahlen durch Protektion ! - Präsident 
Dr. Gorbach gibt mehrmals das Glocken­
zeichen.) 

Sie haben dann den Kauf des Hauses, der 
Villa des Herrn Direktors oder der Frau 
Benedikt in Kamegg bei Gars zum Preise 
von 800.000 S angeschnitten. In der erweiterten 
Präsidialsitzung der NEW AG, wo Ihre Funk­
tionäre mitgestimmt haben, wurde dieser Kauf 
genehmigt, und die Grundlage hiefür bildete 
ein Gutachten der Sparkasse der Stadt Horn, 
wo festgestellt wurde, daß sich die Realität 
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im besten Zustand befindet und 800.000 S ein 
angemessener Preis ist. (Abg. H o r r ,' Schade, 
daß der Herr Bundeskanzler das als Baumeister 
nicht überprüft hat ! Das ist schwer überrissen ! ) 
Wir haben schon Verständnis dafür, daß Sie 
Schwierigkeiten haben, wenn Sie Ihr allum­
fassendes Parteiprogramm jedem beibringen 
wollen, das darf aber nicht soweit gehen, daß 
Sie versuchen, uns die Schuld in die Schuhe 
zu schieben, wenn Sie von Ihren eigenen Mit­
gliedern nicht mehr verstanden werden. (Bei­
fall bei der Ö Y P.) Wir haben aber kein Ver­
ständnis dafür, daß Sie diesen Kampf nun auf 
eine Ebene bringen, wo er sich von Wildwest­
methoden nicht mehr viel unterscheidet. (An­
haltende Zwischenrufe . - Zwischenrufe der Abg. 
Ehren f r i e d  und Mark.) Es ist Aufgabe der 
Gerichte, meine Damen und Herren, die Dinge 
zu entscheiden, und wenn diese Entscheidungen 
vorliegen, haben sich dem alle zu beugen. 
( Weitere anhaltende Zwischenrufe . - Präsident 
Dr. Gorbach gibt das Glockenzeichen.) 

Die Folgen des totalen Krieges und manche 
Sumpfblüten, die daraus entstanden sind, 
sind durch eine zehnjährige Besetzung quasi 
konserviert worden. Wir sind der Meinung, 
daß man allenorts, so wie es auch ein Vor­
redner gesagt hat, die Anständigkeit und 
bewährte Tradition Österreichs durchsetzen 
muß und daß sie sich immer mehr durchsetzen 
muß. 

Diesem Bestreben dient auch dieses neue 
Gesetz, das alle jene Möglichkeiten, die bisher 
bestanden haben, ausschaltet, und deshalb 
stimmen wir mit gutem Gewissen zu. (Beifall 
bei der O YP. - Abg. Rosa Jochmann ,' Ihr 
Gewissen !) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Singer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Singer : Meine Damen und 
Herren ! Ich möchte in sachlicher Weise im 
Zusammenhang mit der gesetzlichen Neu­
ordnung der Girozentrale der Österreichischen 
Sparkassen auf einige sehr wichtige wirtschaft­
liche und soziale Umstände hinweisen. Mit 
der Regierungsvorlage vom 24. Juni, die der 
Finanz- und Budgetausschuß in seiner 
Sitzung vom 2. Juli unverändert angenommen 
hat und die wir Abgeordnete heute hier im 
Hohen Hause beschließen werden, ist die Ab­
sicht verbunden, ein zugegebenermaßen nicht 
sehr erfreuliches wirtschaftliches Kapitel der 
Finanzpolitik abzuschließen. Mit dem gleichen 
Gesetz wird der Versuch unternommen, eine 
bessere Konstruktion für die Girozentrale 
zu schaffen. Diese soll in Zukunft, so hoffe 
ich und auch die Öffentlichkeit mit mir, eine 
verantwortungsbewußtere und überlegtere 
Kreditpolitik als bisher ermöglichen. Man 

kann damit erwarten, daß in der österreichi­
schen Bevölkerung mehr Vertrauen zur Finanz­
und Kreditpolitik der Girozentrale AG. er­
weckt werden wird. 

Es erhebt sich aber damit eine andere Frage, 
und zwar eine, wie ich glaube, mindestens 
ebenso wichtige Frage wie die Regelung der 
Girozentrale : Was geschieht mit den Arbeitern 
und Angestellten und was geschieht mit den 
übrigen wirtschaftlich geschädigten Personen 
im Falle Haselgruber, Eisenwerk St. Andrä­
Wördern � Ich sage absichtlich und mit 
Betonung : Eisenwerk St. Andrä-Wördern, 
weil das künftige Schicksal und die wirt­
schaftliche Existenz von rund 1500 Menschen, 
mit ihren Familienangehörigen fast 4500 Per­
sonen, nicht mit dem Namen Haselgruber, 
sondern mit ihrer Betriebs- und Arbeitsstätte 
ver bunden werden sollen. 

Zur Illustration des Eisenwerkes selbst ! 
Ich stehe nicht an, einige der in der "Zürcher 
Zeitung" zitierten Äußerungen zu bringen, 
die auch Positives anführen. Es liegen Sach­
verständigengutachten aus verschiedenen Be­
triebsprüfungen vor. Diese besagen, daß man 
das Eisenwerk nicht ohne weiteres seinem 
jetzigen Schicksal zu überlassen braucht. 
Die Jahreskapazität von 100.000 t Roh­
stahl, Siemens-Martin-Qualität, je 50.000 t 
Verkaufshalbzeug und Stabstahl sind 
Mengen, die durchaus geeignet sind, den 
Betrieb rentabel weiterzuführen. So die "Zür­
cher Zeitung". 

Meine Damen und Herren ! Wenn man davon 
spricht, daß die verhältnismäßig geringe Be­
triebsgröße die Konkurrenzfähigkeit sehr be­
einträchtigt, möchte ich andererseits wieder an 
Hand der "Zürcher Zeitung" darauf hinweisen, 
daß es in den Vereinigten Staaten und in 
Westdeutschland ähnliche kleine spezialisierte 
Betriebe in der eisenerzeugenden Industrie 
gibt, die durchaus Existenzberechtigung haben. 
Ihr Vorteil liegt ja gerade darin begründet, 
daß sie wohl nicht große Mengen, aber dafür 
Spezialerzeugnisse nach den Wünschen ihrer 
Kunden erzeugen können. Damit, glaube ich, 
kann man mit ruhigem Gewissen feststellen, 
daß Erzeugung, Betriebsgröße, Kapazität und 
Rentabilität für die Weiterführung des Eisen­
werkes St. Andrä sprechen. Wenn dazu noch 
die notwendigen technischen Neuerungen, die 
zweifellos erforderlich sein werden, kommen 
und der Betrieb wirtschaftlich seriös geführt 
wird, ist mit einem möglichen Betriebserfolg 
in der Zukunft zu rechnen. Freilich wird es 
notwendig sein, daß entsprechende Geldmittel 
aufgebracht und dem Betrieb zur Weiter­
führung vorgestreckt werden. Ich kenne 
schon den Einwand : Wer soll dafür die Mittel 
aufbringen 1 Das Finanzierungsproblem ist 
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sicherlich schwieriger, als es im ersten Moment 
erscheint. Es gibt Berechnungen, die eine 
Investitionssumme V{)n mehr als 400 Millionen 
Schilling angeben. Niemand würde es in 
Österreich verstehen, wenn man einem Unter­
nehmertyp wie Haselgruber einen derart 
großen Kredit anvertrauen würde . Wirt­
schaftlichen Abenteurern dürfen in Zukunft 
weder private noch öffentliche Mittel anvertraut 
werden soll unsere Wirtschaft dadurch nicht 
ernsten

' 
Schaden erleiden ! Die österreichischen 

Sparer, die Steuerzahler und die Arbeiter und 
Angestellten wollen sichere Garantien, daß 
das Ergebnis ihres Fleißes, ihrer Arbeit nicht 
verantwortungslosen Spekulanten und Aben­
teurern überantwortet wird. (Abg. Rosa J o c h­
m an n: Sehr richtig !) 

Die Bundesregierung hat hier die dankbare 
Aufgabe, nach dem Rechten zu sehen und zu­
künftig für eine seriöse Verwendung der 
Kreditmittel zu sorgen. 

Wie sozial wichtig die baldige Lösung der 
Beschäftigungsfrage im Eisenwerk St. Andrä­
Wördern ist, zeigen nachstehende Beschäfti­
gungszahlen : Am 1. Februar dieses Jahres 
waren 1426 Arbeiter und 8 Arbeiterinnen 
beschäftigt ; dazu kommen noch 56 männ­
liche und 22 weibliche Angestellte, zusammen 
also 1434 Arbeiter und 78 Angestellte. Seit 
15.  Mai dieses Jahres haben Kündigungen 
eingesetzt, die einem fast" völligen Stillstand 
des Betriebes gleichkommen. Gegenwärtig 
sind 3 Arbeiter und überhaupt keine Frau 
mehr beschäftigt, und nur ein Teil der Ange­
stellten ist weiter im Betrieb tätig. Alle übrigen 
Arbeiter und Arbeiterinnen wurden den Arbeits­
ämtern zur Verfügung gestellt. 

Besonders betrüblich ist die familiäre Situ­
ation dieser gekündigten Dienstnehmer" Es 
sind fast durchwegs Familienväter, und wie ich 
erhoben habe, in mehr als 40 Fällen mit vier 
bis sechs Kindern pro Familie. Zwei bis drei 
Kinder im Durchschnitt haben die meisten der 
übrigen Familienväter, die jetzt von der 
Kündigung betroffen sind. • 

Bedenken wir : Rund 1400 Arbeiter und auch 
Angestellte erwarten gegenwärtig das Arbeits­
losengeld. Sie gehen stempeln, wie der Aus­
druck dafür lautet. Wenn ich als Durchschnitt 
die Lohnklasse 8 bis 10 annehme, komme ich 
bei Anrechnung von Mietzinsbeihilfen und 
Familienzulagen zu einem Arbeitslosengeld 
von 165 S pro Woche und Arbeitslosengeld­
empfänger. Wie ist die wirtschaftliche und so­
ziale Situation dieser eineinhalbtausend Arbeiter 
mit ihren Familienangehörigen ? Kann man 
an dieser Tatsache einfach nur mit polemischen 
Auseinandersetzungen vorübergehen ? 

Wenn wir also hier eine rein wirtschaftliche 
Berechnung anstellen, so kostet das Arbeits­
losengeld für diese Beschäftigten den Staat 

im Jahr rund 12 Millionen Schilling, bei Ausfall 
der sonstigen Steuereinnahmen. Mit diesem 
Betrag könnte der Zinsendienst für einen 
erheblichen Kredit finanziert werden. 

Aber abgesehen von diesen rein betriebs­
wirtschaftlichen Überlegungen : Müssen wir 
nicht daran denken, daß durch eine dauernde 
Stillegung dieses Betriebes das ganze Gebiet 
um Tulln, Klosterneuburg, bis nach St. Pölten 
wirtschaftlich schwer in Mitleidenschaft ge­
zogen wird 1 Dieser Teil Niederösterreichs, 
der ohnehin durch das Problem der Nachbar­
schaft Wiens, durch Kriegs- und N achkriegs­
ereignisse besondere Sorgen hat, wird neuerlich 
zu einem Notstandsgebiet von besonderer 
Härte werden. Viele tausende Arbeiter und 
Angestellte müssen täglich und jahraus und 
jahrein, weil sie in diesem Randgebiet keine 
dauernde Arbeit finden können, nach Wien 
fahren und im Sommer, im Winter, bei jedem 
Wetter, oft unter anderen widrigen Umständen, 
die mehrstündigen Strapazen der Hin- und 
Rückfahrt auf sich nehmen, nur um überhaupt 
einen Arbeitsplatz zu haben. 

Ich frage Sie, meine Damen und, Herren : 
Haben wir da nicht die selbstverständliche 
Verpflichtung - und ich sage das ohne Unter­
schied der Parteieinstellung -, diesen Menschen 
und diesem bedrängten Gebiet Hilfe zu ge­
währen (Beifall bei den Sozialisten) , rasche 
und wirksame Hilfe, die ihnen die Sorge um 
ihre wirtschaftliche Existenz und die Sorge 
um die Zukunft ihrer Familien nimmt 1 

Ich darf weiter anführen : Das Gebiet um 
Moosbierbaum, seinerzeit als Standort für eine 
chemische Ausgangs- und Verarbeitungs­
industrie ausersehen, teilt das Schicksal vieler 
ehemals besetzter Gebiete. Von der USIA 
verwaltet und ohne Rücksicht auf seine 
produktionstechnische Entwicklung ausgebeu­
tet, hat heute der chemische Großbetrieb in 
Moosbierbaum jede Zukunftsmöglichkeit ver­
loren. Verringerung der Produktion, Redu­
zierung der Arbeitsplätze, wirtschaftliche 
Schrumpfung sind die Folgen. Die chemische 
Großindustrie wird unter Aufwand großer 
finanzieller Mittel in andere Gebiete verlegt. 
Im Gebiet Neulengbach-Tausendblum ist 
das gleiche Bild : Stillegung von Betrieben 
im Laabner Tal, Einstellung von Sägewerken 
und die völlige Sperrung der Ebersberger 
La ckfabrik , die gleichfalls ein früherer USIA­
Betrieb war. In Wilhelmsburg, in Traisen, in 
Traismauer, ja selbst in der Stadt St. Pölten 
finden wir stillgelegte Betriebe, leerstehende 
Betriebsgebäude der Zerstörung durch die 
Witterung preisgegeben. Zur gleichen Zeit 
scheinen im Gebiet St. Pölten rund 1000 Unter'­
stützungsbezieher auf. Wenn ich die Bezirke 
Tulln und Klosterneuburg hinzurechne, komme 
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ich zu der Zahl von rund 2800 Arbeitslosen­
geldempfängern. Die Zahl der wirklichen 
Arbeitssuchenden ist noch weit höher, weil ja 
bekanntlich nur die Unterstützungsbezieher 
in der Statistik aufscheinen. 

Meine Damen und Herren ! Diese Dar­
stellung der wirtschaftlichen Situation und der 
damit verbundenen Arbeitslosigkeit wurde 
von mir sehr vorsichtig zusammengestellt. 
Der Stichtag ist der 30. Juni 1 958, also die 
Jahreszeit, in der wir von Vollbeschäftigung 
sprechen. 

Verstehen Sie daher, warum es mich drängt, 
hier von dieser Stelle aus Ihnen und der Öffent­
lichkeit zu sagen, was dringend notwendig ist : 

1 .  Die Fortführung des Eisenwerkes in 
St. Andrä-Wördern (Abg. Marie E m h ar t :  
Der Schutz der betroffenen Familien ! ) 
und die dauernde Sicherung der dortigen 
Arbeitsplätze wird tausenden Menschen wieder 
eine gesicherte Lebensexistenz geben. Damit 
dieses Ziel erreicht wird, müssen alle in Betracht 
kommenden Stellen, insbesondere die Bundes­
regierung, die erforderlichen Maßnahmen 
treffen. 

2. Für die übrigen niederösterreichischen 
Notstandsgebiete in den Gebieten Tulln, 
St. Pölten, Wiener Neustadt und besonders 
im Waldviertel möge die Bundesregierung 
zusammen mit der Wirtschaftskommission der 
niederösterreichischen Landesregierung ein 
Hilfsprogramm ausarbeiten, das die Möglich­
keit bietet, den wirtschaftlichen und sozialen 
Anschluß an die übrigen Bundesländer zu 
gewinnen. 

Die niederösterreichische Bevölkerung und 
insbesondere die Arbeiter und Angestellten 
wollen damit weder eine Sonderstellung noch 
eine Sonderbehandlung. Sie hab�n in den 
vergangenen Jahren treu zur Republik ge­
standen und in der schwierigsten Zeit unserer 
Geschichte zusammen mit den übrigen Bundes­
ländern Freiheit und Heimatboden erkämpft 
und verteidigt. Sie erwarten und erbitten 
jetzt die Solidarität aller in der wiederge­
wonnenen Freiheit. 

Unser gemeinsames Bemühen für die weitere 
Zukunft soll daher sein : die wirtschaftliche 
Unsicherheit und soziale Not endgültig aus 
Österreich zu bannen. (Beifall bei der SP(J.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen . Wünscht der Herr Berichterstat­
ter das Schlußwort. - Er verzichtet. 

Bei der A bstimmung wird der Gesetzentwurf 
in zwe ite r und dri t t er  Lesung mit Mehrheit 
zum Besch luß  erhoben. 

2. Punkt : Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage ( 467 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Außenhandelsgesetz 
abgeändert wird (Außenhandelsgesetznovelle 

1958) (500 der Beilagen) 

Präsident Dr. Gorbach : Wir gelangen nun­
mehr zum 2. Punkt der Tagesordnung : .. 
Außenhandelsgesetznovelle 1 958. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Lins. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzu­
leiten. 

Berichterstatter Lins : Hohes Haus ! Durch 
die Außenhandelsgesetznovelle 1 958 soll das 
Außenhandelsgesetz vom Jahre 1956 abge­
ändert werden. Die Anlagen zum derzeitigen 
Außenhandelsgesetz sind der Nomenklatur 
und Systematik des Bundesgesetzes vom 
5. September 1 924 über Einführung eines neuen 
Zolltarifes und den diesen Zolltarif ändernden 
Gesetzen angepaßt. Da dieser Zolltarif am 
3 1 .  August 1 958 außer Kraft tritt, ergibt sich 
die Notwendigkeit, die Anlagen zum Außen­
handelsgesetz dem neuen Zolltarifgesetz 1958 
anzupassen. 

Materiell hat sich nur wenig geändert. 
Es wurden lediglich in die Bewilligungsliste 
für die Ausfuhr einige Waren nicht mehr aufge­
nommen, weil deren Ausfuhr bereits auf 
Grund des § 2 Abs. 2 des Außenhandelsgesetzes 
bewilligungspflichtig ist. In die Ausfuhrliste 
wurde die Position 87.06, Teile und Zubehör 
für Kraftfahrzeuge, neu aufgenommen, um die 
Interessen der eisenschaffenden Industrie zu 
schützen, da sie seit langem durch illegale 
Schrottausfuhren, welche zumeist als Auto­
bestandteile getarnt werden, gefährdet ist. 

Der HandeIsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 1 .  Juli 1958 in 
Verhandlung gezogen. Im Laufe der Be­
ratungen sah sich der Ausschuß veranlaßt, 
Druckfehlerberichtigungen der Listen und Er­
gänzungen bei der Anpassung der alten 
Listen zum Außenhandelsgesetz 1 956 an 
die neuen Listen vorzunehmen. Die Regie­
rungsvorlage wurde sodann mit den er­
wähnten Druckfehlerberichtigungen und Er­
gänzungen einstimmig angenommen. 

Ich stelle daher namens des Handelsaus­
schusses den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem Gesetzentwurf samt den dem Ausschuß­
bericht angeschlossenen Abänderungen die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident Dr. Gorbach : Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. Erhebt sich 
gegen diesen Vorgang ein Einwand ? - Es 
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ist nicht der Fall. Es bleibt bei diesem Ver- gekriegt. Darüber sind wir uns auch voll­
fahren. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Stendebach. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Stendebach : Meine Damen 
und Herren ! Die Flucht aus dem Hause nach 
Abschluß des 1. Punktes mag Ihnen zeigen, 
daß es nicht leicht ist, zu dem etwas trockeneren 
Thema, das wir jetzt zu behandeln haben, 
zU sprechen. Wir sind hier ein paar Stunden 
in einer Atmosphäre höchster Spannung ge­
standen, in einer Atmosphäre höchster Span­
nung, die allerdings nicht zu - sagen wir es 
offen - erhebenden Stunden des Parlaments 
geführt hat. Und dabei wäre es doch so 
einfach gewesen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, man hätte mit sehr viel weniger 
Stimmaufwand, als er hier gebraucht worden 
ist, diese Stunden zu wirklich großen Stunden 
des Parlaments machen können, wenn man 
nämlich den Mut gehabt hätte, zu sagen : 
Mea culpa, wir bekennen, daß hier ein 
System in die Brüche gegangen ist, wir be­
kennen, daß hier ein System restlos versagt 
hat, und wir versprechen Ihnen und dem 
österreichischen Volk, daß wir die Konsequen­
zen daraus ziehen werden. Dann wäre alles das 
erreicht worden, was Sie hier mit vielen 
Worten vertreten haben. Dann wäre das 
österreichische Volk beruhigt worden, es hätte 
doch noch Ihren Versprechungen geglaubt. Und 
ich bin überzeugt, daß die meisten von Ihnen, 
die hier sitzen, sich auch angestrengt hätten, 
diese Versprechungen zu erfüllen. Dann wäre 
kein Mißtrauen gegen die Institution entstanden. 
Es wäre alles so einfach gewesen, es hätte nur 
ein bißehen Mut dazu gehört. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Wir werden der Regierungsvorlage, um die es 
hier geht, unsere Zustimmung erteilen, obwohl, 
wie ich offen bekenne, es uns immer sehr 
schwer fällt, Regierungsvorlagen unsere Zu­
stimmung zu geben, Gesetzen zuzustimmen, 
die diese Regierung durchzuführen hat. Denn 
es kommt ja nicht nur darauf an, was in einem 
Gesetz steht ; es ist ja viel- entscheidender, 
was man mit dem Gesetz und aus dem Gesetz 
macht. Und in dieser Beziehung sind wir 
dieser Regierung gegenüber von grenzenlosem 
Mißtrauen erfüllt. Das werden Sie nach allem, 
was geschehen ist, zweifellos verstehen. (Abg. 
Ing. Raab : Aber, aber !) Wie meinen, Herr 
Bundeskanzler � (Abg. Ing. Raab : Aber, 
aber!) Ja, es stimmt, Herr Bundeskanzler, 
es ist leider so. Wir würden sehr viel lieber 
anderes sagen. (Abg. Dr. H oteneder :  Staats­
vertrag und Konjunktur !) Wir sprechen nicht 
vom Staatsvertrag, sondern von den vielen 
Gesetzen, die Sie machen. Den Staatsvertrag 
haben Sie j a  nicht gemacht, den haben Sie 

kommen klar. (Heiterkeit und Zwischenrufe.) 
Aber, meine sehr Verehrten, das gilt ganz 
besonders für die Wirtschaftsgesetze. Sie 
wissen, daß wir hinsichtlich der Wirtschafts­
politik von besonderem Mißtrauen Ihnen 
gegenüber erfüllt sind. Nicht nur deshalb, 
weil wir keine wirtschaftspolitische Linie 
sehen, sondern im ganzen nur immer wieder 
ausgepackelte Kompromisse, sondern vor allem 
auch deshalb, weil wir immer wieder spüren 
(Abg. Dr. H o f e n e d e r: Daß wir in der Kon­
junktur leben !) ,daß dieTendenz die ist, möglichst 
autark zu wirtschaften, möglichst nichts von 
wirtschaftlichen Souveränitätsrechten aufzu­
geben. Und das halten wir für falsch. Wir 
haben das schon ein paarmal erklärt, als wir 
über EWG und Freihandelszone gesprochen 
haben. Sie haben uns zwar nie mitgeteilt, 
warum Sie für die Freihandelszone sind, wir 
werden aber den Verdacht nicht los, daß Sie 
eben von einer eingebildeten Souveränität, 
auch von der eingebildeten Wirtschaftssouverä­
nität möglichst nichts aufgeben wollen. 

Wenn wir uns nun dieses Gesetz ansehen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
dann finden wir, daß man gerade dieses Gesetz 
sehr wohl dazu benützen kann, diesen Stand­
punkt der absoluten Souveränität weiter zu 
vertreten. Das ist wohl auch der Grund dafür, 
daß man in letzter Zeit in der Öffentlichkeit 
immer wieder ganz besondere Bedenken gegen 
die weitere Aufrechterhaltung so weitgehender 
Ausfuhr- und Einfuhrkontingente hört. Wir 
Freiheitlichen bekennen offen, daß wir grund­
sätzlich Anhänger völliger Handelsfreiheit sind. 
(Abg. D e ng l e r :  Na, da schauerten wir guat aus I) 
Ich sage "grundsätzlich" . Für jeden denkenden 
Menschen ist es klar, daß eine wirkliche Welt­
wirtschaftsfreiheit zu weitestgehender Arbeits­
teilung un.d damit zu günstigster Produktion 
führen müßte, da alles nur am Ort der günstig­
sten Produktion hergestellt würde und damit 
die Preise immer die tiefsten wären. (Zwischen­
ruf.) Aber wir wissen ganz genau, Herr Dr. 
Hofeneder, daß dies selbstverständlich zu 
einer gegenseitigen Wirtschaftsabhängigkeit 
führen würde, die Schwachen gegenüber sehr 
ausgenützt werden könnte. Wir wissen, daß also 
dieses Ziel völliger Weltwirtschaftsfreiheit nur 
dann durchführbar wäre, wenn wir einen 
Weltwirtschaftsfrieden hätten und wenn die 
Sicherheit bestünde, daß schwache wirtschaft­
liche Lagen nicht von den Starken gegenüber 
den Schwachen ausgenützt werden. (Zwi8chen­
ruf.) Das wissen wir alle sehr wohl ! 

Wir kennen aber auch das absolute Gegenteil 
der Weltwirtschaftsfreiheit . Wir haben es 
alle am eigenen Leib zu verspüren bekommen. 
Wir haben es kennengelernt in der Kriegs-
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wirtschaft, in der durch die Kriegsverhältnisse 
bedingten völlig autarken Wirtschaft,  wo man 
nichts Rechtes zu kaufen, wo man kaum 
genügend zu essen bekam. Das ist das völlige 
Gegenteil von einem freien Welthandel. Da­
zwischen liegt nun der Weg, auf dem man von 
dem einen Zustand zum anderen kommen 
kann. Das geht nur langsam, in Etappen, 
wobei die nächste Etappe eben die der Bildung 
des europäischen wirtschaftlichen Großraumes 
ist, hinsichtlich dessen wir ja mit Ihnen nicht 
einer Meinung sind. 

Wir wissen sehr wohl, daß man nur auf dem 
Wege des Gebens und Nehmens weiterkommen 
kann. Wenn man etwas haben will, 
dann muß man etwas geben können. Wenn 
man günstige W"irtschaftsverträge haben will, 
dann muß man etwas dafür geben können. 
Wir wissen auch, daß Kontingente neben der 
Devisenzwangsbewirtschaftung zweifellos das 
stärkste Kampfmittel im Wirtschaftskampf dar­
stellen und daß wir eben solche Kontingente so 
lange brauchen, als andere sie auch haben, daß 
wir sie brauchen, um sie nach und nach im Aus­
tausch mit anderen aufzugeben und auf diese 
Weise zu größeren Wirtschaftsgemeinschaften 
zu kommen. Wir stimmen deshalb, wie ich 
am Anfang gesagt habe, der Vorlage zu. 

Wir haben aber besondere Bedenken gegen 
die Ausfuhrkontingente . Wenn man schon 
Einfuhrkontingente versteht, das wirksamste 
Mittel, um eine fremde Ware, die den eigenEm 
Markt beunruhigt, von diesem fernzuhalten 
- eine Maßnahme, die letztlich auch dem 
Konsumenten zugute kommt, weil sie die 
eigene Industrie stärkt -, dann ist das Aus­
fuhrkontingent zweifellos von vornherein nicht 
so günstig zu beurteilen. Denn das Ausfuhr­
kontingent kommt doch nur einzelnen zugute 
und wirkt sich anderen gegenüber nachteilig 
aus. Wenn ich Sie dabei erinnere an die 
Auswirkung, die die Ausfuhrkontingente zum 
Beispiel beim Holz gehabt haben, die iinmer 
wieder gefordert und aufrechterhalten worden 
sind, nur um der eigenen Industrie hier 
billiges Holz zu sichern, wenn ich Sie daran 
erinnere, daß die Folge davon war, daß wir 
viele unserer besten Kunden deshalb verloren 
haben, weil die Abschlüsse, die mit ihnen 
getätigt worden sind, infolge des langwierigen 
Vorganges bis zur Genehmigung nicht recht­
zeitig ausgeführt werden konnten, dann 
werden Sie mir zugeben, daß man mit der 
Handhabung dieser Ausfuhrkontingente ganz 
besonders vorsichtig sein muß. 

Wenn wir also diesem Gesetz zustimmen, 
dann tun wir es mit der eindringlichen Mahnung, 
die Kontingente lediglich dazu zu benützen, 
um sie als Kompensationsmittel aufzugeben 
gegen die entsprechenden Kompensationen von 

der anderen Seite, daß es aber unbedingt das 
Ziel sein muß, diese dirigistischen Maßnahmen 
abzubauen. Denn Kontingente sind diri­
gistische Maßnahmen. Und es entbehrt nicht 
der Ironie, daß die an sich mehr zum Dirigismus 
neigende linke Seite der Regierung, Herr 
Bundeskanzler, in diesem Falle die Kontin­
gente, also den Dirigismus beseitigt haben will, 
während die angeblich der freien Wirtschaft 
zuneigende Seite, das heißt Ihre eigene Partei, 
in diesem Fall für die Kontingente ist. Spaß 
muß sein - auch innerhalb der Regierung 
müssen sich offenbar ab und zu solche Humo­
resken abspielen. 

Wir wünschen also im ganzen, wenn wir 
zustimmen, daß diese Kontingente benutzt 
werden, nach und nach zu immer größerer 
Freiheit der Wirtschaft und Freiheit des 
Handels zu kommen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dr . Gorbach : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichter­
statter das Schlußwort ? - Es ist nicht der 
Fall. Wir gelangen, zur Abstimmung. 

Bei der A b s t immung wird der Gesetzentwurf 
mit den vom Ausschuß beschlossenen Abände­
rungen in zwei t er  und dri t t er  Lesung mit 
Mehrheit zum Beschluß erhoben. 

3. Punkt : Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (473 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Ziviltechnikergesetz 
abgeändert und ergänzt wird (501 der Beilagen) 

Präsident Dr. Gorbach : Wir kommen nun­
mehr zum 3. Punkt der Tagesordnung : Ab­
änderung und Ergänzung des Ziviltechniker­
gesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Wallner. Ich bitte ihn, die Verhandlungen 
einzuleiten. 

Berichterstatter Wallner : Hohes Haus ! Im 
Namen des Handelsausschusses habe ich den 
Bericht über die Regierungsvorlage 473 der 
Beilagen : Bundesgesetz, mit dem das Zivil­
technikergesetz abgeändert und ergänzt wird, 
zu geben. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 
das Ziviltechnikergesetz, BGBl. Nr. 146/1957, 
abgeändert und ergänzt werden. Obwohl 
die vorgesehene Abänderung des Ziviltech­
nikergesetzes die geltenden Bestimmungen des 
§ 31 Ahs . 1 ,  2, 4, 5, 6 und 7 nicht berührt, 
wurde der Übersichtlichkeit halber der § 31 
in seiner Gänze einschließlich der unberührt 
ge blie benen Rechtsvorschriften aufgenommen. 

Der Handelsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 1 .  Juli 1958 be­
raten. Auf Grund eines gemeinsamen Antrages 
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der Abgeordneten Mark und Krippner wurde 
die Regierungsvorlage so dann mit einigen Ab­
änderungen einstimmig angenommen. 

Namens des Handelsausschusses stelle ich 
somit den An trag, der Nationalrat wolle dem 
dem Bericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
mit den Abänderungen die verfassungsmäßige 
Zustimmung geben. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Gorbach : Wortmeldungen 
liegen keine vor, wir können daher sofort in 
die Abstimmung eingehen. 

Bei der A b stimmung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des Ausschußberichtes 
in zwei ter  und dri t t er  Lesung einstimmig 
zum Beschluß erhoben. 

4. Punkt : Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (478 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über den Ladenschluß an Werk­
tagen (Ladenschlußgesetz) (498 der Beilagen) 

Präsident Dr. Gorbach : Wir gelangen nun 
zum 4. Punkt der Tagesordnung : Laden­
schlußgesetz . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Krippner. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Krippner : Hohes Haus ! -
Herr Präsident, der Lautsprecher ! 

Präsident Dr. Gorbach : Ich glaube, es geht 
in Ordnung ! 

Berichterstatter Krippner : Ich glaube, es 
geht noch nicht in Ordnung. (Heiterkeit.) ­
Ich erstatte den Bericht des Handelsausschusses 
über die Regierungsvorlage : Bundesgesetz 
über den Ladenschluß an Werktagen (Laden­
schlußgesetz ) .  

Die gegenwärtige Rechtslage auf dem Gebiete 
der Ladenschlußregelung an Werktagen ist 
unübersichtlich .  Im Hinblick auf die unzu­
reichenden Verordnungsgrundlagen könnten 
daher verschiedene Bestimmungen der derzeit 
bestehenden Ladenschlußverordnungen in 
einzelnen Bundesländern beim Verfassungs­
gerichtshof angefochten und außer Kraft 
gesetzt werden. 

Der Verfassungsgerichtshof hat auch in 
seinem Erkenntnis vom 21 .  Dezember 1951 
die Tiroler Ladenschlußverordnung wegen 
Gesetzwidrigkeit aufgehoben. 

Ferner wurde von manchen Seiten eine mög­
lichst weitgehende bundeseinheitliche Regelung 
verlangt, andererseits ging besonders in den 
westlichen Bundesländern die Forderung dahin, 
dem Landeshauptmann ein möglichst uneinge­
schränktes Verordnungsrecht einzuräumen. 

In einer am 8. November 1956 im Bundes­
ministerium für Handel und Wiederaufbau 
abgehaltenen Enquete gelang es noch nicht, 
die sehr divergierenden Standpunkte der Ge­
werbetreibenden, der Handelsangestellten und 
der Verbraucher einander genügend anzu­
nähern. 

Der vorliegende Regierungsentwurf faßt die 
Ladenschlußbestimmungen in übersichtlicher 
Form zusammen und gestaltet sie so, daß sie 
sowohl für die Gewerbetreibenden und Handels­
angestellten als auch für die Verbraucher einen 
tragbaren Mittelweg bedeuten. 

Er geht von dem Gedanken aus, daß die 
Ladenschlußregelung einerseits den Verbrau­
chern den Einkauf zu einer Zeit ermöglichen 
muß, in der sie nicht selbst berufstätig sind, 
daß aber andererseits der Wettbewerb unter 
den Gewerbetreibenden diese nicht zu über­
langen Geschäftszeiten nötigen soll, die vielfach 
betriebswirtschaftlich nicht gerechtfertigt 
wären. 

Der Gesetzentwurf sichert im § 3 einen 
freien Nachmittag wöchentlich und hält an 
dem Grundsatz fest, daß lediglich eine Ver­
pflichtung zum Geschlossenhalten der Ver­
kaufsstellen, aber keine Offenhaltepflicht fest­
zulegen ist. 

Der Handelsausschuß sah sich während 
seiner Beratungen veranlaßt, die Regierungs­
vorlage an mehreren Stellen abzuändern und 
zu ergänzen. 

Zu den einzelnen Abänderungen des Gesetz­
entwurfes wäre zu bemerken : 

Zu § 2 Abs. 1 :  Die Streichung der Worte 
"für den Kundenverkehr" soll die leichtere 
überprüfung der Einhaltung dieses Bundes­
gesetzes ermöglichen. Der Ausschuß gab hiebei 
der Erwartung Ausdruck, daß diese Bestim­
mung nicht schikanös ausgelegt werde, um die 
Gewerbetreibenden unter anderem bei der 
Durchführung von Reinigungsarbeiten und 
Arbeiten zur Konservierung von Lebensmitteln 
nicht zu behindern. 

Zu § 2 Abs. 6 :  Der Ausschuß beschloß 
diese Verordnungsermächtigung, um die Auf­
rechterhaltung der gegenwärtig geltenden 
Ladenschlußzeiten bei den Verkausfstellen 
für Süßwaren zu sichern. Ein am 24. Juli 1956 zur Begutachtung 

ausgesendeter Entwurf, der die Regelung des 
Ladenschlusses an Werktagen als Regelung 
der Gewerbeausübung im Rahmen der Gewerbe­
ordnung vorsah, fand keine Zustimmung. 

Hinsichtlich der unverändert gebliebenen 
Bestimmungen wird auf die sehr ausführlichen 
Erläuternden Bemerkungen der Regierungs­
vorlage verWIesen. 
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Der Handelsausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 1. Juli 1958 in Be­
ratung gezogen. 

Der Handelsausschuß stellt auf Grund seiner 
Beratungen den Antr a g, der Nationalrat 
wolle dem Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spet;ialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident Dr. Gorbach : Wortmeldungen 
liegen vor. Ich frage daher, 0 b gegen den 
Antrag des Berichterstatters, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen, ein 
Einwand erhoben wird. - Es ist nicht der 
Fall, es bleibt daher bei dem vorgeschlagenen 
Verfahren. 

Zum Wort haben sich nur Proredner ge­
meldet. Als erster ist der Herr Abgeordnete 
Hillegeist gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Hillegeist : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Nach den vorher ge­
führten Debatten ist es sehr angenehm, daß 
sich diesmal nur Proredner zu Wort gemeldet 
haben, sodaß diese Vorlage Aussicht hat, im 
Hohen Hause einstimmig angenommen zu 
werden. Dennoch muß festgestellt werden, 
daß diese Vorlage eine sehr lange und wechsel­
volle Vorgeschichte hat, die zumindest in 
Schlagworten hier darzustellen gerade ange­
sichts der Abstimmung über dieses Gesetz 
jetzt nicht überflüssig erscheint. 

Bereits am 21 .  Dezember 1951  hat bekannt­
lich der Verfassungsgerichtshof über eine Be­
schwerde eines Tiroler Handelstreibenden ein­
zelne Bestimmungen der seinerzeitigen Laden­
schlußverordnung, der deutschen Ladenschluß­
verordnung vom 21 .  Dezember 1939, als 
verfassungswidrig erklärt und vor allem den 
§ 5 der Tiroler Ladenschlußverordnung außer 
Kraft gesetzt, gleichzeitig ab�r dem National­
rat eine Frist von sechs Monaten gestellt, um, 
wie es hier heißt, " dafür zu sorgen, daß eine 
legistisch einwandfreie Grundlage für die 
Möglichkeit der Erlassung von Ladenschluß­
verordnungen" geschaffen werden kann. 

Aus dieser sechsmonatigen Frist, dIe also 
am 21 .  Juni 1952 abgelaufen ist, ist ein Zeit­
raum von mehr als sechseinhalb Jahren ge­
worden. Erst nach sechseinhalb Jahren sind 
wir nunmehr in der Lage, ein Ladenschluß­
gesetz zu verabschieden, von dem der Herr 
Berichterstatter schon gesagt hat, daß es 
einen erfolgreichen V er�uch darstellt, die 
Interessen der verschiedenen Gruppen, der 
Kaufleute einerseits, der Angestellten ander­
seits mit den nicht minder wichtigen Interessen 
der Konsumenten auf möglichst eine gemein­
same Linie zu bringen. Der Effekt einer sol-

ehen Bemühung muß natürlich sein, daß wahr­
scheinlich alle drei Gruppen nicht voll zu­
frieden sein werden, weil jedes Kompromiß 
den Verzicht auf die Durchsetzung eigener 
Interessen und Bedürfnisse erfordert. Daß 
dies ein Kompromiß ist, geht vielleicht am 
allerdeutlichsten aus der Person des Herrn 
Berichterstatters hervor. Der Herr Bericht­
erstatter Krippner gehört zu jenem Kreis von 
Personen, die nicht unwesentlich mitschuldig 
daran sind, daß bis zur heutigen Beschluß­
fassung sechseinhalb Jahre vergehen mußten. 
Er hat dieses Versäumnis der Vergangenheit 
gutzumachen versucht, indem er heute hier als 
Berichterstatter aufscheint. Sogar das Mikro­
phon hat sich darüber einigermaßen gewundert 
und wollte nicht funktionieren. Wahrschein­
lich hat es diese Tatsache, daß aus einem Saulus 
ein Paulus wurde, gar nicht als glaubwürdig 
empfunden. (Abg. Dr. N eugebauer :  Ein 
reuiger Sünder ist mehr wert als, 99 Gerechte !) 
Ich hoffe aber, daß diese Wandlung nicht 
nur eine äußerliche ist, sondern daß sie auch 
eine wirkliche, innerliche Wandlung darstellt. 
(Abg. D e ngler .' Also der heilige Geist m�tß 
auch über ihn kommen !) 

Ich darf daran erinnern, daß schon am 
18. Juni 1953, also auch schon vor einem ge­
raumen Zeitraum, ein Initiativantrag von Ab­
geordneten der heiden Regierungsparteien ein­
gebracht wurde, Proksch-Prinke, der einem 
Unterausschuß zugewiesen wurde, aber dort 
leider liegengeblieben ist. Auf meine Urgenz 
am 5. Juli 1954 im Handelsausschuß, was 
denn mit dieser Vorlage wäre, hat der ver­
ehrte Herr Berichterstatter - angesichts 
seiner heutigen Berichterstattung bin ich 
gerne bereit, die Vergangenheit zu verzeihen, 
aber nicht, sie zu vergessen - die Bemerkung 
gemacht, daß keine Veranlassung bestünde, 
diesen Antrag zu behandeln, da in der Ge­
werbeordnung diese Frage erschöpfend ge­
regelt sei. Außerdem ließen sich die Unter­
nehmer in der Frage des Zusperrens nichts 
dreinreden. 

Und auch noch bei den letzten Budget­
verhandlungen, als ich hier eine sehr 
temperamentvolle Rede für das Ladenschluß­
gesetz hielt und dabei Gelegenheit hatte, die 
Verdienste des Herrn Landtagspräsidenten 
Hell in den Vordergrund zu stellen - es war 
manchen von Ihnen gar nicht so angenehm, 
wie ich festellen konnte -, gab es eine scharfe 
Opposition, und dort saß Krippner und einige 
seiner Komp . . .  Parteigenossen (Heiterkeit) , 
und er hat heftig opponiert. Und es hat des 
ganzen Charmes der Kollegin Rehor bedurft, 
um die Kollegen einigermaßen zum Schweigen 
zu bringen, weil sie es sonst zu klar zum Aus­
druck gebracht hätten, wie sehr sie innerlich 
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gegen dieses Gesetz sind. (Abg. Dr. H olen­
e der:  Bitte sich hieher zu wenden, dort sitzt 
der Dengler !) Dorthin ! Bitte. Ich habe ge­
glaubt, sie sitzt hier. (Abg. Dr. Holen e d e r :  
Da sitzt der Dengler, der hat auch Charme ! ­
Heiterkeit.) Aber immerhin bedeutend weni­
ger, und er wirkt auch auf andere Personen. 
(Abg. Dr. Holeneder:  Das ist der männliche 
Sex-Appeal !) 

Wenn ich nun daran denke, daß das alles 
damals noch geschehen ist, obwohl das deut­
sche Ladenschlußgesetz bereits in Kraft ge­
treten war, und trotz der Enquete, in der sich 
der Handelsminister in dankenswerter Weise 
zu dem Grundsatz der bundeseinheitlichen 
Samstagnachmittag-Sperre bekannt hat, so 
muß ich sagen, es ist wirklich eine Wandlung 
eingetreten. Ich zitiere aus der "Österreichi­
schen Neuen Tageszeitung" vom 2. Dezember 
1956 eine Notiz unter dem Titel "Fehlge­
burten der Bonner Gesetzesmacher" , worin das 
Ladenschlußgesetz in Deutschland als das 
schlechteste Gesetz hingestellt wurde, das je 
im Bonner Parlament verabschiedet wurde. 
Ich hoffe, daß das österreichische Laden­
schlußgesetz bei der "Österreichischen Neuen 
Tageszeitung" diesmal eine bessere und objek­
tivere Würdigung finden wird. (Abg. Dr. 
Hol e n e der :  Kault inländische Waren !) 

Ich habe damals dem Herrn Minister Bock, 
der heute hier sitzt, zugerufen : Herr Minister, 
bleiben Sie hart ! ,  in Variierung eines bekannten 
klassischen Zitats. Ich muß zugeben, daß der 
Minister zwar nicht so hart geblieben ist, wie 
ich es gern erwartet hätte (Bundesminister 
lür Handel und Wiederaufbau Dr. Bock : 
Aber demokratisch bin ich geblieben !) ,  aber der 
Herr Minister Bock war doch eine angenehme 
Enttäuschung, was deswegen nicht so ganz 
schwer wiegt, weil sein Vorgänger schon eine 
mehr als unangenehme Enttäuschung war. Der 
Herr Dr. Illig hat es ja mitverschuldet, daß 
wir so lange über dieses Gesetz beraten mußten. 

Wenn der Herr Kollege Krippner in einem 
Zwischenruf bei der letzten Handelsausschuß­
sitzung gemeint hat : Dieses Gesetz hättet ihr 
schon vor fünf Jahren haben können, weil 
es nichts anderes beinhaltet als die Legali­
sierung des De facto-Zustandes, des Status quo, 
so muß ich ihn hier berichtigen. Wir haben 
uns schon vor Jahren einmal in einer Unter­
ausschußsitzung, der auch der Herr Bundes­
kanzler angehört hat, beziehungsweise ihr vor­
gesessen hat, darauf geeinigt, eine Gesetzesvor­
lage auszuarbeiten, die den Status quo legali-

. siert. Leider ha.:t sich der damalige Handels­
minister an diese Vereinbarung nicht gehalten 
und hat uns einen Gesetzentwurf vorgelegt, 
der durchaus keine Legalisierung des Status 
qua gebracht hat, sondern weitgehende Ver-

schlechterungen. Er hat dadurch mit dazu 
beigetragen, daß es die Erregung und Auf­
regung über diesen Entwurf den gewerkschaft­
lichen Vertretern außerordentlich schwer ge­
macht hat, die Handelsangestellten davon zu 
überzeugen, daß eine Kompromißlösung not­
wendig ist, eine Kompromißlösung, die nicht 
alle an sich durchaus berechtigten Wünsche 
der Handelsangestellten erfüllen kann, weil 
eben auch auf die Bedürfnisse der Konsumen­
ten weitgehend Rücksicht zu nehmen ist. Ich 
freue mich, festzustellen zu können, daß also 
der Herr Minister Bock sein Wort zwar nicht 
voll einlösen konnte -'- aber das lag sicherlich 
nicht an ihm persönlich, sondern daran, daß 
er Widerstand in den eigenen Reihen gefunden 
hat -, daß er aber bemüht war, den von dem 
Herrn Abgeordneten Lins und mir als den 
hiefür bestimmten Verhandlungspartnern der 
beiden Regierungsparteien ausgearbeiteten 
Entwurf beziehungsweise die vereinbarten 
Grundsätze dann in die Form eines Gesetzes 
zu bringen. 

Ich freue mich, das feststellen zu dürfen, 
und möchte auch mit Genugtuung vermerken, 
daß es jetzt noch, geradezu im letzten Augen­
blick, gelungen ist, eine noch offengebliebene 
Frage einigermaßen befriedigend zu lösen, 
nämlich die Frage des Ladenschlusses in den 
beiden Städten St. Pölten und Wiener Neu­
stadt. In diesen beiden Städten besteht seit 
dem Jahre 1945, wie nicht nur von den dortigen 
Handelsangestellten und deren Organisationen 
versichert wird, sondern wie uns offiziell durch 
den Magistrat der Stadt Wiener Neustadt be­
kanntgegeben wurde, die Übung, daß die 
Läden am Samstag schon zu Mittag schließen­
ohne Vereinbarung, ohne Kollektivvertrag, 
ohne gesetzliche Grundlage ! 

Es war die allgemeine Auffassung des Han­
delsausschusses, den Status quo legistisch zu 
untermauern, daher haben wir uns heute auch 
zu einem zusätzlichen Antrag gefunden, den 
ich hiemit einbringe, den Antrag Hillegeist, 
Dengier und Genossen, der den Zweck hat, 
diesen in den beiden Städten bestehenden Zu­
stand durch das jetzige Gesetz zu legalisieren 
beziehungsweise zu ermöglichen, daß der 
Landeshauptmann die gesetzliche Grundlage 
bekommt, das, was dort tatsächlich schon 
besteht, auch im Verordnungswege zu dekre­
tieren. Nach dem bisherigen Wortlaut des 
Gesetzentwurfes wäre das meiner Überzeugung 
nach nicht möglich gewesen. 

Ich darf also doch, um jeder Legenden­
bildung· von vornherein entgegenzutreten, fest­
stellen, daß nicht übertriebene oder unerfüll­
bare Forderungen der Handelsangestellten die 
Schuld daran tragen, daß wir so lange zu 
keinem Gesetz kommen konnten, sondern daß 

226 
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hier auf der Gegenseite bei den Interessen­
vertretern des Handels - und dort auch nur 
bei einem Teil - sehr starker Widerstand 
g3leistet wurde, der erst jetzt erfreulicherweise 
überwunden werden konnte. 

Sicher ist es so, daß auch die Handels­
treibenden, die Kaufleute selbst, durch dieses 
Gesetz den großen Vorteil haben, daß die 
Ladenschlußzeiten nun gesetzlich geregelt sind. 
Wir alle wissen, wie gefährlich es wäre, wenn 
hier ohne gesetzliche Regelung, etwa aus 
dem Bestreben heraus, noch Kunden an 
sich zu ziehen, möglichst lange offen­
gehalten worden wäre und wenn das weiter um 
sich gegriffen hätte. Die Tatsache, daß das 
Gentleman's Agreement, das bisher bestand 
und das die gesetzliche Regelung ersetzt 
hat, im wesentlichen eingehalten wurde, be­
weist allerdings zugleich am besten, wie sehr 
die Festsetzung von Ladenschlußzeiten einem 
wirklichen Bedürfnis sowohl der Handels­
treibenden als auch ihrer Angestellten ent­
spricht ; sonst wäre es wahrscheinlich viel 
mehr durchbrochen worden. 

Meine Damen und Herren ! Nach diesem 
Rückblick auf die Vergangenheit, die ich nicht 
ganz in Vergessenheit geraten lassen möchte, 
möchte ich nun abschließend feststellen, daß 
die letzten, erfolgreichen Bemühungen um 
die Zustandebringung dieses Gesetzes vor 
genau einem Jahr eingesetzt haben - es 
war am 1 1 .  Juli 1957, als der Kollege Lins 
und ich mit der Aufgabe betraut wurden, 
die Grundlage für einen solchen gemeinsamen 
Antrag zu schaffen -, und daß diese Zeit 
immerhin gut genützt wurde. Ich möchte 
hier gerne und offen erklären, daß dazu 
wesentlich auch die Art und Weise des Herrn 
Kollegen Lins beigetragen hat, der zu einem 
einmal gegebenen Wort gestanden ist und 
der es daher erleichtert hat, zu diesem Ergeb­
nis zu kommen. 

Im wesentlichen ist dieses Gesetz wieder 
einmal das Ergebnis eines verständnisvollen 
Zusammenwirkens, der Rücksichtnahme auf 
die Bedürfnisse beider Teile, und wenn auch 
damit leider vom Standpunkt der Handels­
angestellten ihr Hauptwunsch nicht erfüllt 
werden konnte, nämlich der einheitliche Laden­
schluß am Samstag, so sieht dieses Gesetz 
dennoch die Möglichkeit zu einer solchen 
Regelung durch den Landeshauptmann vor, 
wenn auch unter bestimmten Auflagen, die 
nicht immer leicht zu erbringen sein werden. 
Die praktische Möglichkeit wird sich aber 
in dem Maße steigern, als durch die schritt­
weise Einführung der Fünftagewoche die 
große Masse der arbeitenden Menschen in 
die Lage versetzt wird, am Samstagvormittag 
einzukaufen. 

Die Sozialistische Partei stimmt diesem 
Gesetz aus voller Überzeugung zu, weil es 
eiDen Beweis dafür darstellt, daß bei Ver­
ständnis und gegenseitiger Rücksichtnahme 
auf die Bedürfnisse aller in Betracht kommen­
den Gruppen eine Lösung möglich ist, die 
den Interessen aller entspricht. (Beifall bei 
den Sozialisten.) 

Der Antrag der Abgeordneten Hillegeist, Deng­
ler, Czettel, Reich, Singer, Dr. Kummer und 
Genossen hat folgenden Wortlaut: 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Absatz 4 des § 1 1  erhält folgenden 

Wortlaut : 
, , (4) Der Landeshauptmann kann ferner 

mit Verordnung für Städte, in denen bisher 
auf Grund von Vereinbarungen die Ver­
kaufsstellen generell am Samstag spätestens 
ab 1 5  Uhr tatsächlich geschlossen gehalten 
worden sind, anordnen, daß diese Verkaufs­
stellen am Samstag nach Maßgabe der 
Bestimmungen des § 3 Abs. 3 und 5 ge­
schlossen zu halten sind." 

Abs. (4) erhält die Absatzbezeichnung (5). 

Präsident Dr. Gorbach : Sie haben den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Hillegeist 
gehört. Ich stelle fest, daß er die erforderliche 
Anzahl von Unterschriften trägt und daher 
in meritorischer Behandlung steht. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Koplenig, diesmal als Proredner . 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Koplenig: Meine Damen und 
Herren ! Mein Vorredner, der Herr Abge­
ordnete Hillegeist, hat den parlamentarischen 
Werdegang dieses Gesetzes geschildert und 
über die einzelnen Episoden berichtet, die 
diesem Gesetz vorangegangen sind. Ich möchte 
ergänzend sagen, daß in dieser sehr langen 
Periode auch die Handelsangestellten selbst 
mehrmals ihre Stimme erhoben haben und 
auch selbst sehr klar und deutlich zum Aus­
druck gebracht haben, was sie von einem 
Ladenschlußgesetz erwarten. Die Handels­
angestellten, die in ihrer Entlohnung wie 
auch in ihren Arbeitsbedingungen zu den 
meistbenachteiligten Schichten der arbeitenden 
Bevölkerung gehören, fordern mit Recht seit 
langem einen freien Samstagnachmittag 
in allen Handelsbetrieben in Österreich. Für 
diese Forderung haben die Handelsangestellten 
im Jahre 1950 in den großen Städten Streiks 
und Demonstrationen durchgeführt, und sie 
haben in der weiteren Folge in zahlreichen 
Kundgebungen und Versammlungen immer 
wieder ihren Willen zum Ausdruck gebracht. 

Das vorliegende Gesetz, dem wir unsere 
Zustimmung geben, weil es immerhin eine 
bundeseinheitliche Regelung der Ladensperre 
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bringt, entspricht nicht den berechtigten 
Forderungen der Handelsangestellten. Auch 
mit dem jetzt vorliegenden Gesetz müssen 
die Handelsangestellten mit Ausnahme jener in 
Wien und Salzburg weiterhin am Samstag­
nachmittag arbeiten. Für sie gilt also nicht 
das verlängerte freie Wochenende, und dies 
wird sicherlich von vielen Angestellten als 
eine Benachteiligung und als eine Ungerechtig­
keit empfunden werden. 

Wenn in einer Familie die Frau, der Mann, 
eine Tochter oder der Sohn in einem Handels­
betrieb beschäftigt ist, so muß der oder die 
Betreffende bis Samstag abend arbeiten, 
während alle anderen Familienangehörigen 
vielleicht schon den ganzen Samstag, aber 
sicherlich den Samstagnachmittag frei haben. 
Da in den Handelsgeschäften und -betrieben 
vornehmlich Frauen beschäftigt sind, so 
ist dies eine doppelte Härte. Diese Frauen 
müssen ihre Hauswirtschaft Sonntag vor­
mittag erledigen, sodaß sie nicht einmal den 
ganzen Sonntag ihrer Familie widmen können. 

Die sozialreaktionäre Einstellung bestimmter 
Unternehmerkreise in Österreich bedeutet also 
eine Beeinträchtigung des Familienlebens, und 
sie steht in sehr krassem Widerspruch zu 
den schönen Reden über den Schutz der 
Familie, über Familienpolitik und so weiter. 

Der Widerstand gegen eine gesetzliche Fest­
legung der Samstagnachmittag-Sperre im 
ganzen Bundesgebiet wurde von den Unter­
nehmerkreisen vielfach mit dem Argument 
begründet, daß ein freier Samstagnachmittag 
im ganzen Bundesgebiet weder wirtschaftlich 
tragbar sei, noch von den Konsumenten gebilligt 
werde. Diese Behauptung der wirtschaftlichen 
Untragbarkeit von Maßnahmen zum Schutz 
der Arbeitskraft und zum Vorteil der Arbeiter 
und Angestellten ist nicht neu. Sie wird 
immer wieder hervorgeholt, und immer wieder 
werden angebliche Interessen von Konsu­
mentenkreisen vorgeschützt, wenn die Arbeiter 
und Angestellten eine Verbesserung ihrer 
Arbeitsbedingungen verlangen. 

So war es auch bei den Handelsangestellten 
schon vor Jahrzehnten, als sie um die Be­
seitigung der Sonntagsarbeit kämpften, so 
war es, als sie schrittweise von der 9 Uhr­
Abend-Sperre über die 7 Uhr-Ladensperre 
später die 6 Uhr-Ladensperre durchsetzten. 
Und so ist es auch jetzt wieder, wo sie den 
freien Samstagnachmittag verlangen. 

Man muß sagen, daß es die sozialreaktionären 
Kreise diesmal wohl nicht verhindern konnten, 
daß in jenen Bundesländern, wo bereits der 
freie Samstagnachmittag für die Handels­
angestellten verwirklicht ist, wie in Wien 
und in Salzburg, dieser Zustand aufrecht­
erhalten bleibt. Sie waren aber imstande, 

durchzusetzen, daß in den übrigen Bundes­
ländern vorläufig nur der Donnerstag- oder 
Mittwochnachmittag als freier Nachmittag 
gilt und daß, wenn doch der freie Samstag­
nachmittag auch in den anderen Bundesländern 
erreicht werden sollte, dann der erste Sams­
tag im Monat voller Arbeitstag bleibt. 

Diese einschränkende . Bestimmung soll sogar 
auf Wien und Salzburg ausgedehnt werden, 
wenn alle Bundesländer auf den freien Samstag­
nachmittag übergehen, das heißt also, daß 
die Wiener und Salzburger Handelsangestellten 
eine Verschlechterung des derzeitigen Zustandes 
in Kauf nehmen müßten, wenn es in den 
anderen Bundesländern zu dem freien Samstag­
nachmittag käme. Der Zweck .(lieser Be­
stimmung besteht offenkundig darin, auch für 
die Zukunft ein einheitliches solidarisches 
Vorgehen der Handelsangestellten m ganz 
Österreich unmöglich zu machen. 

Zum vorliegenden Gesetzentwurf hat auch 
der Österreichische Arbeiterkammertag Stel­
lung genommen, und wie die jetzige Vorlage 
zeigt, ist es gelungen, einige im Ausmaß 
bescheidene Verbesserungen im Sinne der 
Vorschläge des Arbeiterkammertages festzu­
setzeil. Umgekehrt muß man feststellen, 
daß aber auch die Unternehmerkammern 
imstande waren, im letzten Augenblick der 
Ausschußberatungen noch einige ihrer Wün­
sche zu verwirklichen. So zeigt das Gesetz 
also alle Merkmale des Kompromisses zwischen 
den Regierungsparteien. 

Wenn wir diesem Gesetz dennoch zu­
stimmen, so deshalb, weil damit wenigstens 
die unsichere Situation beseitigt wurde, die 
jetzt besteht, nämlich die Gefährdung des 
freien Samstagnachmittags überhaupt, wie es 
auf Grund von Verordnungen einzelner 
Landeshauptleute bisher der Fall war. 

Dieses Gesetz beseitigt auch jene Verhält­
nisse, die wir leider schon nahe den Grenzen 
Wiens antreffen können, daß Angestellte des 
Handels überhaupt keinen freien Nachmittag 
in der Woche haben, und darum ist es sicher­
lich wichtig, daß eine einheitliche Regelung der 
Ladensperre durch ein einheitliches Bundes­
gesetz herbeigeführt wird. Worauf es dabei 
ankommen wird, ist, daß die Einhaltung dieses 
Gesetzes durch die Kraft der Gewerkschafts­
organisationen und der Handelsangestellten 
gesichert wird und weitere Verbesserungen 
erzielt werden. Der Wunsch der Handels­
angestellten in ganz Österreich, für alle 
Angestellten dieses Wirtschaftszweiges den 
freien Samstagnachmittag ab 12  Uhr mittag 
zu erreichen, dieser Wunsch muß endlich 
Wirklichkeit werden. 

In diesem Sinne werden wir dem Gesetz 
unsere Zustimmung geben. 

Wir stimmen für den Antrag, den der Abge-
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ordnete Hillegeist gestellt hat, weil er einer 
Forderung Rechnung trägt, die die Handels­
angestellten von Wiener Neustadt in einem 
Telegramm an alle Parlamentsfraktionen zur 
Kenntnis gebracht haben. Wir glauben, daß 
durch diesen Antrag auch für die Handels­
angesteIlten dieser Städte der freie Samstag­
nachmittag gesichert ist, und wir werden 
diesem Antrag unsere 'Zustimmung geben. 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Lins. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Lins: Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Sowohl der Bericht­
erstatter wie auch mein Vorredner hat 
darauf hingewiesen, daß dieses Gesetz bereits 
seit Jahren zur Diskussion steht. Tatsächlich 
haben bereits im Jahre 1953 die Abgeordneten 
Proksch, Prinke und Genossen einen Initiativ­
antrag auf Schaffung eines Bundesgesetzes 
zur Regelung des Ladenschlusses eingebracht. 
Auch mit einem Entwurf vom 7. August 1956 
bemühte sich der damalige Bundesminister 
für Handel und Wiederaufbau Dr. Illig, den 
Ladenschluß an Werktagen durch eine Ände­
rung und . Ergänzung der Gewerbeordnung 
neu zu regeln. Schließlich war diese Frage 
auch Gegenstand der gemeinsamen Regierungs­
erklärung vom 4. Juli 1956, bei der Bundes­
kanzler Raab die Schaffung eines modernen 
Ladenschlußgesetzes als vordringlich be­
zeichnete. Es werden manche berechtigt 
fragen : Ja, wenn so weite Kreise daran inter­
essiert waren, warum kam es denn bis heute 
nicht zu einer Einigung 1 

Die Schwierigkeiten - das muß zugegeben 
werden - sind sehr mannigfaltig. Sie lagen in 
der Verschiedenartigkeit der Auffassungen und 
in der Verschiedenartigkeit der derzeitigen 
Regelungen. Sie lagen aber vor allem in dem 
Bemühen der Gewerkschaft der Handels­
angestellten, durch Schaffung eines eigenen 
Ladenschlußgesetzes die Verkaufszeiten für 
den Kleinverkauf von Waren möglichst nahe 
an die Arbeitszeit anderer Berufe heranzu­
bringen, und zumindest zuletzt in dem noch 
stärkeren Verlangen der Gewerkschaft nach 
einem bundeseinheitlichen Ladenschluß am 
Samstagnachmittag . 

Dagegen war die Wirtschaft und innerhalb 
derselben natürlich der Handel der Auffassung, 
daß es sich bei der Lösung dieser Frage 
- das wurde immer schon dargelegt - um 
eine rein gewerberechtliche Angelegenheit 
handle, die durch Abänderung der Gewerbe­
ordnung im Sinne der Bemühungen des 
seinerzeitigen Bundesministers für Handel 
und Wiederaufbau Dr. Illig geregelt werden 
solle. Ein bundeseinheitlicher Ladenschluß 
am Samstagnachmittag könne, das wurde 

auch immer wieder unsererseits betont, unter 
keinen Umständen in Kauf genommen werden, 
weil er weder Rücksicht auf die derzeitige 
Regelung noch auf die verschieden gelagerten 
Bedürfnisse in den einzelnen Ländern, in den 
einzelnen Tälern Rücksicht nehmen würde. 

Wie immer aber die Gegensätze der beiden 
Gruppen waren oder vielleicht auch heute 
noch sein mögen - es darf bei der Lösung 
dieses Problems der dritte Partner nicht 
übersehen werden : die große Masse der Kon­
sumenten, die zuallererst ein Recht darauf 
hat, gehört und berücksichtigt zu werden, 
denn der Kreis der vom Ladenschlußgesetz 
betroffenen Angestellten und Unternehmer 
ist geradezu unbedeutend gegenüber der großen 
Masse von Verbrauchern und damit auch der 
Einkäufer. 

Vom Ladenschlußgesetz werden nach emer 
Darstellung der Bundessektion Handel rund 
1 10.000 Betriebe in Österreich berührt. Von 
diesen 1 10.000 Betrieben arbeiten 72 Prozent­
ohne betriebsfremdes Personal, während nur 
28 Prozent der Geschäfte fremde Personen 
beschäftigen. Allein daraus ergibt sich, 
daß auch die Zahl der Arbeiter und Ange­
stellten, die an diesem Gesetz direkt interes­
siert sind, viel geringer ist, als gelegentlich 
von gewerkschaftlicher Seite dargestellt wird. 

So wurde erst unlängst in einer Rundfunk­
sendung vom Vizepräsidenten des Österreichi­
schen Gewerkschaftsbundes Nationalrat Olah 
behauptet, daß rund 200.000 Arbeiter und 
Angestellte im Handel beschäftigt seien. Davon 
seien die Hälfte Frauen, welchen es wegen 
ihrer Arbeit im Haushalt besonders schwer­
falle, am Samstagnachmittag ihren Beruf 
auszuüben. 

Diese Zahlen sind irreführend, denn 
abgesehen von der reichlichen Aufrun­
dung - die Sozialversicherung meldet im 
Jahre 1957 nur 188 .000 im Handel Beschäf­
tigte -, sind auch von diesen nur ein Teil, 
und zwar ebenfalls nach einer Darstellung der 
Sektion Handel etwa ein Drittel oder rund 
60.000 Menschen als Verkaufspersonal ein­
gesetzt. Die weit größere Zahl von Arbeitern 
und Angestellten arbeitet im Großhandel, in 
Büros, als Vertreter und so weiter und ist 
daher von der Geschäftszeit im Kleinhandel 
am Samstag überhaupt nicht betroffen . Aber 
selbst von den im Verkauf eingesetzten rund 
60.000 Angestellten arbeiten etwa 25.000 in 
Wien oder in Salzburg, also in Städten, in 
denen die Samstagnachmittag-Sperre ohnedies 
eingeführt ist, sodaß sich der Kreis jener 
Handelsarbeiter und -angestellten, die von 
der jetzigen Lösung betroffen sind, auf wenige 
Zehntausende oder auf etwa 20 Prozent aller 
im Handel Beschäftigten erstreckt. 
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Ich habe diese wenigen Zahlen deshalb 
aufgenommen, um Ihnen, meine Damen und 
Herren, vor Augen zu führen, wie das Ver­
hältnis zwischen der Masse der Verbraucher 
einerseits und der von der nunmehrigen 
Regelung betroffenen Bediensteten im Handel 
andererseits aussieht. 

Es ist klar, daß es für alle im Handel 
Beschäftigten, also nicht nur für die Handels­
angestellten, sondern auch für die Betriebs­
inhaber, angenehm wäre, viel Freizeit zu 
haben, und daß es schöner und mitunter 
auch erholsamer und geruhsamer wäre, diese 
Freizeit in Zusammenhang mit der Feiertags­
ruhe gestalten oder genießen zu können. 

Die Festsetzung der Ladenschlußzeiten darf 
aber niemals von der Bequemlichkeit diktiert 
werden, sondern in erster Linie - und das 
muß immer wieder gesagt werden - von 
der wirtschaftlichen Vernunft. Keine ver­
antwortungsbewußte Organisation der gewerb­
lichen Wirtschaft hätte je zustimmen können, 
daß diesen Vorteilen zuliebe wirtschaftliche 
Leistung gtlopfert wird, die für das Gedeihen 
der Gesamtwirtschaft und den Wohlstand 
unseres Landes unerläßlich ist. Den Freizeit­
wünschen der Handelsangestellten soll so 
weit als irgend möglich Rechnung getragen 
werden - aber immer unter der Voraussetzung, 
daß sie nicht auf Kosten der Bedarfsdeckungs­
möglichkeit der übrigen arbeitenden Bevöl­
kerung und zum Nachteil der unsere Zahlungs­
bilanz so maßgeblich stärkenden ausländischen 
Besucher geht. 

Nicht zuletzt hängt v.on dem für die öster­
reichische Wirtschaft so wichtigen Fremden­
verkehr auch die Sicherung vieler Arbeits­
plätze in Österreich ab. Es mag die Lage 
in den sich am Wochenende entvölkernden 
Großstädten keine wesentlich andere sein 
als auf dem Lande. Daraus aber etwa den 
Schluß zu ziehen, wie es zumindest früher 
oft getan wurde, daß nun die Geschäfte 
in ganz Österreich bundeseinheitlich am Sams­
tagnachmittag gesperrt werden müssen, 
widerspricht - das muß offen gesagt werden -
schon den Grundsätzen der Logik. In allen 
Orten, die über das Wochenende einen erhöhten 
Zuzug ortsfremder Personen aufweisen, ist 
gerade am Samstagnachmittag der größte 
Geschäftsrummel. Man kann in diesen Ge­
bieten, wo in- und ausländische Besucher 
in Massen zuströmen, nicht einfach die Läden 
zusperren, denn die Bedienung dieser Wochen­
endgäste bringt ganz eindeutig und unwider­
legbar ein zusätzliches Geschäft. Und man 
kann aus schwerwiegenden gesamtwirtschaft­
lichen Gründen in Gebieten mit hoher Aus­
länderfrequenz auch in den Monaten der 
Hochsaison weder am Samstag noch an 

einem anderen Tag der Woche, ob es sich 
nun um den Donnerstag oder Mittwoch handelt, 
eine Ladensperre verantworten. 

Im übrigen scheint mir die Tendenz, die 
Arbeitszeit im Kleinhandel möglichst der 
Arbeitszeit der übrigen arbeitenden Menschen 
anzupassen, doch etwas abwegig ; denn die 
idealste Geschäftszeit für den Kleinhandel 
zur Bedarfsdeckung der Bevölkerung ist doch 
immer die, in der am wenigsten Menschen 
durch Arbeit oder durch irgendeine andere 
Beschäftigung am Einkauf behindert sind. 
Gäbe es, um ein ganz extremes Beispiel zu 
wählen, an einem Ort nur Berufstätige, die 
ihren Arbeitsplatz während einer bestimmten 
Zeit des Tages nicht verlassen dürfen, müßten 
die Geschäfte an jenem Ort schon aus rein 
wirtschaftlichen Erwägungen während dieser 
Zeit geschlossen halten und erst dann ihre 
Türen öffnen, wenn diese Betriebe ganz all­
gemein sperren. Ich will damit nur sagen, 
daß eben die Arbeitszeit im Kleinhandel 
nie grundsätzlich konform mit der Arbeits­
zeit der übrigen Berufszweige gehen kann, 
sondern immer und auch für die späteren 
Zeiten ausreichend verschoben eingesetzt wer­
den muß, um dem Einzelhandel ein funktions­
gerechtes Arbeiten überhaupt zu ermöglichen. 

Es klingt vielleicht hart - der Kollege 
Hillegeist hat heute fast auf diesen Satz 
hingewiesen -, aber es bedeutet unerbittliche 
Wahrheit : So wie jemand, der kein Blut 
sehen kann, nicht Chirurg werden kann, so 
darf jemand, der für seine Berufstätigkeit 
die unabdingbare Forderung stellt, ausnahms­
los nur zu jenen Zeiten zu arbeiten , 
in denen die Masse der Bevölkerung arbeitet, 
auch nicht Polizist, Lokomotivführer, Kellner 
oder etwas anderes, aber auch nicht Handels­
angestellter, ja schließlich auch nicht selb­
ständiger Kaufmann werden. 

Es wird von der Arbeitnehmerseite gerne -
zumindest geschah das früher - auf das west­
deutsche Ladenschlußgesetz hingewiesen. Von 
den Geschäftszeiten in Italien oder in der 
Schweiz oder gar in den USA wird nie ge­
sprochen, wo man mit Rücksicht auf den 
Fremdenverkehr und die Einkaufsbedürfnisse 
der Bevölkerung, die dort beheimatet ist, 
bis in die späten Abendstunden Einkäufe 
tätigen kann ; auch nicht davon, daß das 
deutsche Ladenschlußgesetz schon bald nach 
seinem Inkrafttreten novelliert werden mußte, 
um für die Zeiten der Feldbestellung und 
der Ernte der ländlichen Bevölkerung durch 
längere Zeit hindurch Einkaufsmöglichkeiten 
zu bieten. Und letzten Endes wird auch 
nicht davon gesprochen, daß das besagte Ge­
setz auch heute noch sehr heftigen Angriffen 
seitens der Konsumenten ausgesetzt ist. 
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Ich erwähne hier nur ganz kurz einen 
Artikel einer deutschen lllustrierten, die 
schon am 16.  März 1 957 schrieb : "Schluß 
mit dem Ladenschluß " , "Hochzeitsblumen 
am Friedhofstor kaufen",  "Überfahrene Ge­
meinden",  "Bedienung durch die Hintertüre" ,  
"Unrasiert fängt die Woche an" ,  "Stunden­
plan für den Einkauf". Das sind die Schlag­
worte, mit denen das deutsche Ladenschluß­
gesetz damals zur Kenntnis genommen wurde. 

Aber es haben sich auch andere mit der 
Ladenschlußzeit sehr eingehend befaßt, nicht 
zuletzt der Zürcher Stadtrat ; also in einer 
Stadt, wo man, wie man eigentlich denken 
könnte, auch aufgeschlossen ist und modernen 
Erkenntnissen sich nicht verschließt. Auch 
aus einer langen Darstellung des Züricher 
Stadtrates geht das hervor - ich möchte ganz 
kurz einen Auszug daraus vorlesen - :  
"In Fällen wie den vorliegenden muß daher 
als beste Lösung der gegebenen Probleme 
diejenige bezeichnet werden, welche in erster 
Linie den im Vordergrund stehenden Interessen­
ten, allerdings unter möglichster Rücksicht­
nahme auf die sonst noch bestehenden Be­
dürfnisse Rechnung trägt. Es kann nun 
nicht in Zweifel gezogen werden, daß bezüg­
lich der Ladenöffnungszeiten die Interessen 
der Konsumenten im ersten Rang stehen ; 
denn die Ladengeschäfte erfüllen nicht einen 
Selbstzweck, sie haben vielmehr den Kon­
sumenten zu dienen. Nach deren Bedürfnisse 
haben sich ihre Öffnungszeiten so weit als 
möglich zu richten. Die Geschäfte müssen, 
um ihren Zweck zu erfüllen, dann geöffnet 
sein, wenn die Einwohner ihres Einzugs­
gebietes Freizeit haben, denn nur so sind 
sie in der Lage, ihren Bedürfnissen entsprechend 
Einkäufe zu besorgen. " So urteilte damals 
auch der Züricher Stadtrat. 

Und wenn es jetzt noch eines Beweises 
bedürfte, daß an Samstagnachmittagen, zu­
mindest in den Ländern - ich nehme jetzt 
die Großstadt Wien aus -, doch die umsatz­
reichste Zeit der Woche ist, so möchte ich 
Ihnen eine ganz kurze Darstellung einer 
englischen Rundschau zum besten geben. 
Allerdings verschiebt sich auch in England 
das Geschäft zwischen der Großstadt, der 
Provinz oder den Vorstädten einer Groß­
stadt, weil im Londoner Westen der Samstag­
nachmittag nicht mehr jene Bedeutung hat 
wie in den Londoner Vorstädten, wo, wie 
dort dargestellt wird, am Samstag 47 Prozent 
des gesamten Wochenumsatzes erzielt werden. 
Ich glaube, das besagt doch alles. Auch in 
der Provinz in England erzielen die Geschäfte 
am Samstag 40 Prozent ihres gesamten Um­
satzes, während im Londoner Westen am 
Samstagvormittag, wo nachmittag gesperrt 

ist, nur 1 1  Prozent des Wochenumsatzes 
erzielt werden, also sogar weniger als an einem 
anderen Halbtag, am Donnerstag oder am 
Freitag der Woche. Diese Zahlen sind äußerst 
interessant und bestätigen es, daß wir bei 
dieser Regierungsvorlage doch richtig gehandelt 
haben, indem wir der Verschiedenartigkeit 
der einzelnen Länder und Gebiete voll und 
ganz Rechnung getragen haben. 

Und nun ganz kurz einiges zu den einzelnen 
Bestimmungen der Regierungsvorlage . Im 
Interesse einer gewissen Ordnung und schon 
aus Gründen des Wettbewerbes wurden nach 
§ 1 alle für den Kleinverkauf von Waren be­
stimmten Betriebseinrichtungen, also Läden 
und sonstige Verkaufsstellen, abgesehen von 
notwendigen Ausnahmen, die im Gesetz taxativ 
aufgezählt sind, dem Geltungsbereich des 
Ladenschlußgesetzes unterstellt. 

Die allgemeinen Ladenschlußzeiten sind im 
§ 2 zwar etwas enger gezogen als bisher in 
der Gewerbeordnung, doch läßt die Ermächti­
gung des Landeshauptmannes die Möglichkeit 
der Anpassung an die unterschiedlichen Ein­
kaufsbedürfnisse, insbesondere der berufs­
tätigen Bevölkerung in den Bundesländern, 
weitgehend offen, wenn auch nicht alle Wünsche 
der Konsumenten, die sich zum Beispiel aus 
der Meinungsbefragung des Instituts für Markt­
und Meinungsforschung vom September 1956 
zum Thema Ladenschluß ergaben, unterge­
bracht werden konnten. 

In dieser Aussendung des Instituts für Markt­
und Meinungsforschung ist eine ganz inter­
essante Feststellung getroffen. Es wird näm­
lich immer wieder darauf hingewiesen, daß in 
Wien die jetzige Regelung eigentlich allen 
Bedürfnissen Rechnung trage. Aber gerade 
die Wiener haben bei der Befragung kundge­
tan, daß 45 Prozent der in Wien Befragten 
die Geschäfte früher aufgesperrt haben 
möchten, 50 Prozent möchten haben, daß sie 
später schließen, und 84 Prozent der in Wien 
Befragten möchten eine kürzere Mittagssperre. 
Es ist interessant, daß man auch in Wien 
mit der derzeitigen Regelung nicht gar so 
allgemein zufrieden ist, und es ist erfreulich, 
daß die jetzige Regierungsvorlage auch den 
Wünschen der an der Abstimmung Beteiligten 
etwas entgegenkommt. 

Es ist überhaupt interessant, daß gerade 
in jenen Ländern, wo die Geschäftssperre des 
Lebensmitteleinzelhandels über Mittag jetzt 
am längsten ist - das ist in Wien, Oberöster­
reich, Tirol und Vorarlberg, wp der Lebens­
mittelhandel 2 % Stunden sperrt -, ganz 
allgemein eine Verkürzung der Mittagssperre 
gewünscht wird. Es wollen das in Wien, wie 
ich bereits sagte, 84 Prozent, in Oberösterreich 
sogar 95 Prozent, in Tirol 93 Prozent und auch 
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in Vorarlberg 95 Prozent. Das besagt, daß 
vom Standpunkt der Konsumenten eine bessere 
Anpassung an die Einkaufswünsche erzielt 
werden soll. 

Der umstrittene § 3 bestimmt nunmehr, 
daß die Geschäfte am Donnerstag nach­
mittag ab 13 Uhr geschlossen zu halten 
sind, doch kann der Landeshau ptmann den 
geschlossenen Halbtag auch auf den Mittwoch 
oder auf den Samstagnachmittag vorverlegen 
oder kann weiter - und das wurde auch 
erst im Handelsausschuß geändert - die 
Geschäftssperre bereits auf 12 Uhr am Mitt­
woch oder am Donnerstag vorverlegen, wenn 
- das muß allerdings gesagt sein - die 
Einkaufsbedürfnisse der berufstätigen Bevölke­
rung dies zulassen. Diese Regelung trägt den 
Wünschen der einzelnen Bundesländer Rech­
nung, und es ist erfreulich, daß sich gerade in 
dieser Frage der Standpunkt der Wirtschaft 
durchsetzen konnte. Und ich freue mich, hier 
auch sagen zu dürfen, daß auch die Arbeit­
nehmerseite, die Gewerkschaften, im beson­
deren Kollege Hillegeist, dafür Verständnis 
bewiesen haben. 

Naturblumen und Süßwarengeschä�te sowie 
Verkaufsstellen für Obst, die im Gelände oder 
am Eingang von Krankenanstalten gelegen 
sind, sind von der Sperre an den genannten 
Nachmittagen nicht betroffen. 

Der Landeshauptmann kann auch anordnen, 
daß in unmittelbarer Nähe der Grenze des 
Bundesge bietes Ausnahmen gemacht werden. 
Ich halte diese Bestimmung für außerordent­
lich wertvoll, weil sie die Abwanderung größerer 
Kaufkraft ins Ausland verhindert, insbe­
sondere in grenznahen Gebieten. 

Die Sonderbestimmung für gewisse Tage 
regelt im wesentlichen die Vorweihnachts­
verkaufstage in der Weise, daß die Geschäfte, 
ausgenommen Lebensmittelgeschäfte, unter Be­
rücksichtigung der Absätze 3 und 4 an allen 
Tagen vom 1 .  bis 23. Dezember offenhalten 
dürfen. Da besonders auf dem Lande, aber 
auch in Kleinstädten der Typ des Gemischt­
warenhändlers vorherrscht, war es notwendig, 
den Landeshauptmann zu ermächtigen - und 
ich freue mich über diese Einigung, die noch im 
Handelsausschuß zustandekam -, daß auch 
die Lebensmittelgeschäfte in der Zeit, vom 
1 .  bis 23. Dezember an allen Tagen, offenhalten 
können, sofern ein Bedürfnis vorliegt und 
der Landeshauptmann eine diesbezügliche Ver­
fügung erläßt. Das Fehlen einer solchen Be­
stimmung hätte zweifellos zu dauernden 
Schwierigkeiten Anlaß gegeben, wenn auch 
nach § 8 des Gesetzes eine etwas dehnbare 
Möglichkeit offengeblieben wäre . 

Eine ganz zwingende Notwendigkeit stellen 
die gebietlichen Sonderregelungen im § 6 dar. 

Es wäre unverständlich, wenn dem Landeshaupt­
mann nicht die Ermächtigung gegeben worden 
wäre, die Ladenschlußzeiten in bestimmtem 
Rahmen den Einkaufsbedürfnissen in Bade­
orten, auf Campingplätzen, bei Festspielen 
und so weiter sowie in wichtigen Fremdenver­
kehrsgebieten während der Hauptverkehrs­
zeiten des Jahres, wo ein großer Zustrom von 
Fremden zu erwarten ist, anzupassen. Wer 
könnte sich zum Beispiel vorstellen, daß im 
Gebiet um den Wörther-See die Geschäfte am 
Donnerstag oder am Mittwoch vollkommen 
geschlossen sind 1 Ich glaube, das könnten 
wir uns alle kaum vorstellen . Daher war eine 
Notwendigkeit gegeben, Ausnahmen zu er­
möglichen. Dasselbe gilt für Tirol und Vor­
arlberg. Aber auch andere Fremdenverkehrs­
betriebe in Österreich werden dieselbe Rege­
lung beantragen oder verlangen, um den Ein­
kaufs bedürfnissen der immer stärker zu­
strömenden ortsfremden Bevölkerung in einem 
gewissen Ausmaß Rechnung tragen zu können. 

Der Kollege Hillegeist hat noch einen Antrag 
eingebracht. Ich bin nicht gegen diesen An­
trag, und wir stimmen diesem Antrag zu. 
Ich möchte aber doch sagen, daß ich eigentlich, 
wenn ich ganz offen bin, diesen Antrag, näm­
lich die Möglichkeit der Herausnahme von 
St. Pölten und Wiener Neustadt, daß also die Ge­
schäfte am Samstagnachmittag dort auch 
für den Fall, daß eine Verordnung nach § 3 
Abs. 3 durch den Landeshauptmann ergeht, 
geschlossen gehalten werden können, nicht 
für glücklich halte. Gerade der Versuch, in 
diesen beiden Städten einmal den Familien­
einkaufstag am ersten Samstag des Monats 
einzuführen, wäre jedenfalls auch das Risiko 
wert gewesen, Herr Kollege Hillegeist . Und ich 
sage das auch meinen Kollegen, daß man es 
doch bei der Regelung, die im Gesetz verankert 
ist, belassen hätte sollen. (Abg. Hi l l ege i s t :  
Probieren wir e s  in Vorarlberg !) Vielleicht 
hätte Ihnen sogar diese Bestimmung - das 
sage ich auch meinen Kollegen - eines Tages 
sehr viel genützt, denn wenn man in ganz 
Niederösterreich oder vielleicht in Oberöster­
reich zur Erkenntnis gekommen wäre : das Bei­
spiel Wiener Neustadt, wo dreimal im Monat am 
Samstag die Geschäfte geschlossen sind und 
nur einmal der sogenannte Familieneinkaufs­
nachmittag eingeführt ist, hat sich bewährt ­
wer weiß, ob dann nicht sehr bald viele Orte 
und viele Städte diesem Beispiel gefolgt wären 
und an den übrigen Samstagen das sogenannte 
verlängerte Wochenende vorgezogen hätten. 
Also vielleicht wird es Ihnen eines Tages 
leid tun, daß Sie im letzten Augenblick diese 
Änderung noch erreicht haben. Ich gebe aber 
zu, daß das Gesetz an dieser Bestimmung nicht 
scheitern soll, daß natürlich wir und ich per­
sönlich, wenn auch nicht gerade mit innerer 
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Begeisterung (Abg. H i l l ege i s t :  Das verlangt 
niemand !) , dennoch die Zustimmung geben 
werden. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
dieses Gesetz, wenn auch nicht alle Wünsche, 
weder von der einen noch von der anderen 
Seite, durchgesetzt werden konnten, doch eine 
tragbare Lösung bringt. Aber vergessen wir 
nie, daß der kommende europäische Markt, 
dem sich Österreich ja doch in irgendeiner 
Form anschließen wird, auch dem Handel 
große Pflichten auferlegt, wenn er sich ent­
sprechend durchsetzen will. Wir dürfen daher 
die Lösung der Ladenschlußfrage nicht allzu­
sehr und nicht ganz als eine rein österreichische 
oder als eine rein nationale Aufgabe sehen, 
sondern immer mit dem offenen Blick für das, 
was um uns herum geschieht. Denn würden 
wir einen wesentlich anderen Weg gehen als 
unsere Nachbarn, könnte sich natürlich das 
Beschreiten eines solchen Weges für den ge­
samten österreichischen Handel, aber auch für 
die gesamte österreichische Wirtschaft nach­
teilig auswirken. 

Selbstverständlich kann auch vom Handel 
nicht verlangt werden, daß er eine sehr weit 
ausgedehnte Bereitschaft an den Tag legt, 
weil niemand vom Handel verlangen kann, daß 
er unökonomisch die Läden möglichst lange 
offenhält. 

Es soll, wo und wann es geht, auch auf die 
Wünsche der Angestellten Rücksicht genom­
men werden. Das gute Einvernehmen zwi­
schen Unternehmer und Arbeitnehmer hat 
sich noch immer bewährt, und Investitionen, 
die diesem Ziele dienen, tragen vielleicht mehr 
Zinsen als andere. Dies möchte ich mit aller 
Offenheit auch dem Unternehmer gesagt haben. 

Ich glaube nun abschließend sagen zu 
können, daß dieses Gesetz einen gerechten 
Ausgleich zwischen Pflicht und Erholungs­
verlangen bringt und zumindest die Grundlage 
bietet, um allen Bevölkerungsschichten eine 
entsprechende Einkaufsmöglichkeit zu sichern . 

Ich darf der Hoffnung Ausdruck geben, daß 
die Landeshauptleute die im Gesetze einge­
räumten· Ermächtigungen (Abg. H i l l ege is t : 
. . .  nicht zu sehr ausnützen !) zur Verbesserung 
der Einkaufsmöglichkeiten in Anpassung an 
die Bedürfnisse ausschöpfen. 

Ganz zum Schluß darf ich darauf hinweisen, 
daß letzten Endes guter Wille - das sei auch 
ein Ko�pliment Ihnen gegenüber, Herr Kol­
lege Hillegeist - und Verständnis auf beiden 
Seiten zu einer tragbaren Lösung in der Laden­
schlußfrage geführt haben. Die Österreichische 
Volkspartei stimmt diesem Gesetz zu. Damit 
ist ein jahrelang umstrittenes Problem gelöst 
und ein weiterer Punkt der Regierungserklä­
rung unseres Bundeskanzlers Raab in Er-

füllung gegangen. (Beifall bei der Ö V P. 
Abg. Hil lege i s t :  Der Erklärung der Regie­
rung, nicht des Bundeskanzlers Raab !) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Zechmann. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Zechmann : Meine Damen 
und Herren ! Die freudedurchflochtenen Aus­
führungen meines verehrten Herrn Vorredners 
waren es nicht allein, die uns bestimmen, 
diesem Gesetze auch unsere Zustimmung zu 
geben - aber mit einem trockenen und einem 
nassen Auge. (Heiterkeit.) Wir haben heute 
schon gehört - und es steht ja auch im 
Motivenbericht -, daß eine gewisse Not­
wendigkeit für dieses Gesetz vorlag. Wir 
sehen die Hauptnotwendigkeit darin, daß 
eben verfassungsmäßige Anfechtungsmöglich­
keiten bestanden und daß davon auch Gebrauch 
gemacht wurde. Aber der Meinung, daß nun 
die große Unübersichtlichkeit, die bisher ge­
herrscht hat, beseitigt wäre, dieser Meinung 
können wir nicht beitreten. 

Es leuchtet uns aber ein, daß es für Sie, 
die Sie dieses Gesetz vorzubereiten gehabt 
haben, eine schwere Aufgabe war. Ich habe 
mir da nur einige Vermerke von Briefen aufge­
schrieben, die klar untermauern, wie schwer 
es gewesen sein muß, die einzelnen so weit 
auseinandergehenden Meinungen auf einen 
Nenner zu bringen. 

Da schreibt zum Beispiel einer - einen Satz 
nur daraus - :  "Wenn der Samstagnach­
mittag frei sein soll, dann geht die gesamte 
Wirtschaft in Österreich zugrunde !"  Also 
hart an Oswald Spengler ! Die in Wiener Neu­
stadt, das haben wir heute schon gehört, 
sind ganz anderer Meinung, die St. Pöltener 
auch und andere auch, die sagen : Wir haben 
jetzt schon Jahre um Jahre den Samstag­
nachmittag frei, und daher wollen wir ihn 
auch weiterhin frei haben. 

Ein anderer schreibt mir folgendes aus seinem 
Elaborat : "Stellen Sie sich einmal an einem 
Samstag an die Grenze, dann werden Sie alle 
Ihnen bekannten Großkaufleute in ihren 
modernen Wagen davonrauschen sehen, mit 
tollen Kurvenmustern an der Seite, während 
sich ihre Angestellten im Laden mit Stoff­
mustern herumraufen müssen. " (Heiterkeit.) 
"Wo bleibt für sie der freie Samstag ?"  Wenn 
Sie nun aber meinen, daß das ein Handels­
angestellter geschrieben hat, dann ist das ein 
Irrtum - das schrieb ein Kaufmann ! 

Ein anderer Kaufmann schreibt in einem 
Brief - ich will dabei nicht sagen, daß ich 
mich vollinhaltlich zu diesem Brief bekennen 
möchte - :  "Wenn ich lese, welch ein Sammel­
surium da als sogenanntes Landenschlußgesetz 
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dieser Tage vor das Parlament gebracht und 
da durchgepeitscht werden soll - dieses 
Machwerk ist überhaupt kein Gesetz, sondern 
eher ein Dokument der Gesetzlosigkeit, ein 
übles Durcheinander ! "  (Abg. Dipl.-Ing. H art­
man n : Der hat die falsche Zeitung gelesen !) 
Er sagt dann weiter : "Und sowas heißt man 
Ladenschlußgesetz ! Man müßte sagen : Laden­
verdrußgesetz !" Und er fügt dann hinzu : 
"Zu Ihrer Kenntnis :  Auch den Herren 
Nationalräten Krippner und Hillegeist sandte 
ich ein ähnliches Schreiben, damit die Herren 
Nationalräte erkennen, was eingesessene Kauf­
leute und Kammerräte dazu für eine 
Meinung haben." 

Daraus erkennt man, wie weit diese Meinun­
gen auseinandergehen. Da bleibt wahrhaftig 
kein Auge trocken, und daher stimmen wir 
eben auch mit einem nassen Auge zu. (Heiter­
keit.) 

Nun aber die Frage : Ist denn nun durch 
das neue Gesetz tatsächlich die große Un­
übersichtlichkeit verschwunden ? Diese Frage 
muß ich allerdings verneinen, denn wenn Sie 
einmal nachrechnen, welche Zahl von Möglich­
keiten nach dem neuen Gesetz ein Landes­
hauptmann hat, dann kommen Sie zu der 
Feststellung, daß nur bei einem mittleren 
Durchschnitt dieser Möglichkeiten in einem 
Lande 1200 Möglichkeiten vorhanden sind, 
die der Landeshauptmann hat. (Abg. Dr. H 0-

feneder :  1202 sind es !) 1202 sind es, hat der 
Herr Dr. Hofeneder gesagt, und der ist ja in 
diesen Dingen ebensogut bewandert wie in Wil­
helm Busch, und daher nehmen wir 1202 an. 
(Heiterkeit .) 

Das Kriterium des Ganzen ist ja der freie 
Nachmittag und dabei immer wieder der freie 
Samstagnachmittag. Heute haben wir - und 
nach dem Gesetz haben wir es wieder - den 
Donnerstag-, den Mittwoch- und auch den 
Samstagnachmittag. Wir werden in Zukunft 
auch nicht wissen, in welchem Lande welcher 
Nachmittag eigentlich frei ist. Es wird eine 
geraume Weile dauern, bis diese Verordnungen 
ergangen sind. Daher wurde auch ein ent­
sprechendes Spatium frei gelassen. Aber bis 
dorthin wird es auch nicht geklärt sein, und 
wenn es geklärt sein wird, wird es einige Monate 
später bereits nicht mehr stimmen. (Zwischen­
rufe.) Meine Damen und Herren ! Über eines 
müssen wir uns klar sein : Heute sind die 
Arbeitsverhältnisse, der Zeit angepaßt, weitaus 
nervenfressender als vor dreißig Jahren. Daher 
ist es auch verständlich, daß eine Neigung 
zum freien Wochenende besteht. Es hat ja 
einer nichts davon, wenn er einmal einen 
halben Mittwoch oder einen halben Donnerstag 
frei hat, aber er hat etwas davon, wenn er ein 
freies Wochenende hat. Das ist nun keines-

wegs etwa auf die Handelsangestellten allein 
beschränkt, sondern an diesem Wochenende 
erfreut sich, wie wir aus diesen Briefen ent­
nehmen, auch der Großkaufmann. Der kann 
sich überhaupt leicht freuen, weil ja seine 
Angestellten den Samstagnachmittag über­
nehmen, während er bereits auf Wochenende 
ist. Der mittlere Kaufmann tut sich schon 
schwerer, aber er möchte auch das Wochenende 
frei haben. Und beide haben sie recht ; warum 
sollen sie nicht auch ihr Wochenende haben 1 
Die Kaufleute, die keine Angestellten 
haben und die in der Mehrzahl sind, wollen 
ebenfalls das Wochenende haben. 

Die Fünftagewoche ist ja schon da, die muß 
nicht erst kommen. Es ist heute schon ein 
großer Teil der Betriebe auf die Fünftage­
woche übergegangen, wo die Menschen bereits 
den ganzen Samstag frei haben, also auch 
vormittag Zeit haben, einzukaufen. Bei den 
Behörden ist die Fünftagewoche bereits in 
Einführung, und ich darf nur daran erinnern, 
daß wir im vergangenen Herbst bei den Budget­
verhandlungen bei jedem Gegenstand im 
Budgetausschuß auf der Einladung unten die 
massive Drohung stehen hatten : Wenn wir 
uns nicht kurz fassen, dann geht der Samstag 
verloren. Und alle haben sich kurz gefaßt, 
um den Samstag zu retten. Also auch wir 
im Parlament stehen auf dem Standpunkt, 
daß wir das Wochenende notwendig brauchen. 
(Heiterkeit.) Und so ist es auch. Deshalb 
brauchen es ja auch die Angestellten. 

Aber ich möchte meinem verehrten Herrn 
Vorredner, dem Herrn Abgeordneten Lins, 
in einem Punkte widersprechen, in der Meinung 
nämlich, daß die Konsumenten es sind, die 
unter allen Umständen stürmisch nach den 
offenen Läden am Samstagnachmittag rufen. 
Dem ist nicht ganz so. Denn, wie schon gesagt, 
es ist die Fünftagewoche zu einem Großteil 
schon da ; die Leute können also vormittag 
kaufen. Außerdem bestünde die Möglichkeit, 
am Vortag, am Freitag, etwa bis 19 oder 
20 Uhr, offenzuhalten, und man kann dann 
alles einkaufen. Heute ist es nicht mehr so 
wie einmal, daß die Menschen, die in ihrer 
großen Masse die ganze Woche hindurch 
schwer körperlich gearbeitet haben, am Sonn­
tag nach dem Kirchgang sich niederlegten, 
um sich für den nächsten Tag auszuschlafen. 
Heute findet der Mensch seine Erholung 
in einer anderen geistigen Anregung. Heute 
will er hinaus, und sei es auch über die Grenzen 
hinaus. Und je größer das Wochenende, desto 
leichter und besser dann auch seine Erholung. 
Es wäre auch der Gedanke nicht zu verwerfen, 
so wie es anderswo ist, den ersten Samstag im 
Monat zu dem sogenannten Großeinkaufstag 
zu machen. Aber jedenfalls glaube ich 
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nicht, daß ein einziger Konsument deshalb, 
weil am Samstagnachmittag zugesperrt ist, 
sein Geld nicht fertigkriegt. Er wird am 
Monatsende genau so fertig sein, wie wenn an 
diesem Nachmittag offen wäre. (Heiterkeit.) 
Er verbraucht sein Geld ja doch. 

Außerdem ist die Verschiedenheit der Tage, 
also Montag, Donnerstag, Samstag, eine außer­
ordentlich ungemütliche Angelegenheit, und 
es geht sicher manchem von Ihnen auch so, 
wie es mir erging : ich ging am Donnerstag 
einmal nachmittag etwas einkaufen und war 
maßlos erstaunt, daß zugesperrt war, weil 
Mittwoch war. (Lebhafte Heiterkeit.) Aber 
den Samstag, den merke ich mir. Wenn ich 
weiß, am Samstagnachmittag ist zugesperrt, 
so finde ich mich damit ab , dann gehe ich 
vormittag einkaufen. 

Aber wenn auch von den Fremden die Rede 
war, die in Österreich herumreisen und heute 
in Kärnten am Mittwochnachmittag nichts 
bekommen und morgen in einem anderen 
Land am Donnerstag nichts bekommen, und 
dann mich Wien oder Wiener Neustadt kom­
men und dort wieder am Samstag nichts 
bekommen (Heiterkeit) , dann kann es schon 
passieren, daß diese ihr Geld nicht anbringen 
können. ( Erneute Heiterkeit. - Präsident 
Dr. Gorbach  gibt das Glockenzeichen.) Diese 
Möglichkeit bestünde. 

Es wurde auch gesagt, es müsse darauf 
Rücksicht genommen werden, daß die vielen 
Fremden, die am Wochenende zu uns kommen, 
ja von uns kaufen wollen. Ja, meine Damen 
und Herren - diese vielen Fremden ! Ich glaube 
nicht, daß sie deshalb kommen, um bei uns 
so viel zu kaufen ; und wenn es so wäre, 
dann wäre es doch leicht, ihnen verständlich 
zu machen : Bei uns ist es so wie bei euch : 
Wenn ihr an diesem Tag nicht frei hättet, 
dann wäret ihr nicht da ( Heiterkeit), bei uns 
möchten die Leute auch frei haben. 

Ich glaube auch nicht, daß es einen Fremden 
oder eine große Zahl Fremder gibt, die deshalb 
nicht nach Österreich kommen, weil am 
Samstagnachmittag etwa zugesperrt ist. Dies 
ist bestimmt nicht der Fall . Eher kommt er 
deshalb nicht, weil ihm die Straßen zu schlecht 
sind.  (Heiterkeit.) Aber das wird ja, habe 
ich gehört, in nächster Zeit auch besser werden. 

Nun aber noch kurz zum § 8. Der § 8 
sieht vor, daß in einem Geschäft, wo es mehrere 
"Ladenschlußartikel " gibt, die also verschie­
dene Ladenschlußzeiten betreffen, diese Artikel 
in verschiedenen Abteilungen untergebracht 
werden müssen. Fragen Sie einmal die vielen 
Greißler, wie sie das mit den verschiedenen 
Abteilungen machen werden ! Es ist aller-

. dings vorgesehen, daß, wenn das nicht möglich 
ist, sie dann nur den einen Gegenstand 
verkaufen dürfen, der gerade in ihre Verkaufs-

und Ladenschlußzeiten hineinpaßt. Wenn 
also zu einer solchen Grenzstunde einer um eine 
Zahnbürste kommt, so ist das ein Toilette­
artikel, und er kriegt es noch. Wenn er aber 
gleichzeitig einen Teller oder einen Nachttopf 
braucht (schallende Heiterkeit) , dann ist es 
strittig, ob das Toiletteartikel sind, 
und er kriegt sie nicht mehr. Sehen Sie, das 
ist eine Bestimmung, die doch nicht möglich 
ist ! Wenn jemand zu einem Gemischtwarenhänd­
ler, wo alles da ist, einkaufen kommt, so 
kriegt er natürlich auch das andere. 
Aber wenn man diese Bestimmung ernst 
nehmen sollte, dann kann sich die österreichi­
sche Bevölkerung darauf gefaßt machen, daß 
zu der vielen Polizei, die sowieso schon überall 
lauert und für den Verkehr ja auch sehr 
notwendig ist, und zu dem Postkontrollor , 
der jetzt auf das Auto aufpaßt, ob der Mann 
nicht illegal Briefe mitführt, und dann im 
nächsten Jahr zu den Liktoren des Fin�nz­
ministers auch noch der Ladenspion dazu­
kommt. Das ist doch keine erfreuliche Mit­
teilung. 

Ich bin daher der Meinung, daß es - ich 
glaube, nicht sagen zu müssen, bei einigem 
guten Willen, der hat Ihnen gar nicht gefehlt, 
aber bei einigem Mut und bei einiger Voraus­
sicht - doch möglich gewesen wäre, der Zeit 
Rechnung tragend bundeseinheitlich den 
Samstagnachmittag als freien Tag für alle 
zu dekretieren. Und früher oder später werden 
Sie darum nicht herumkommen, einmal wird 
es notwendig sein. (Beifall bei der F PO.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort hat sich 
als letzter Redner der Herr Abgeordnete 
Dengier gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter DengIer : Hohes Haus ! An­
knüpfend an meinen unmittelbaren Vorredner 
möchte ich nur der Meinung Ausdruck geben, 
daß es sich bei ihm nicht um ein trockenes 
oder ein nasses Auge gehandelt hat, sondern 
er hat eigentlich ein fröhliches Auge bei uns 
allen hervorgerufen. Jedenfalls, glaube ich, 
unterscheidet sich die Debatte über das Laden­
schlußgesetz einigermaßen von anderen De­
batten - ich will gar nicht auf die heutige 
zurückkommen -. auch von sonstigen, da eine 
wirklich richtige Lösung verschiedenster Inter­
essen allerdings nach einer ziemlich langen 
Verhandlungsdauer möglich gewesen ist. 

. Mit diesem Gesetz wird unter eine sehr 
schwierige Materie eine Art Schlußstrich ge­
zogen und der Ausgleich, . der zwischen den 
berechtigten Konsumentenwünschen und dem 
sozialpolitischen Fortschritt der Handelsange­
stellten gelegen ist, herbeigeführt. Es wird 
immer wieder behauptet - auch mein Freund 
und Kollege Lins hat es heute wieder gesagt -, 
daß die Ladenschlußzeiten mit den Arbeits-
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zeiten der Handelsangestellten nicht zusam­
menhängen. Tatsache ist aber doch, daß im 
überwiegenden Teil des Kleinhandels, ins­
besondere in den Klein- und Kleinstbetrieben, 
dennoch ein ursächlicher Zusammenhang be­
steht. Es ist daher verständlich, wenn die 
Gewerkschaft und die Angestellten immer 
wieder versucht haben, die Ladenschlußzeiten 
an die Arbeitszeit der Angestellten möglichst 
anzupassen. (Der Präsident  übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Es muß aber ganz offen gesagt sein, daß der 
fortschrittliche Kaufmann Interesse an 
einer geregelten Ladenschlußzeit und auch 
an einer ausreichenden Freizeit hat. Es ist 
vielleicht bedauerlich, daß es bisher nicht 
in allen Bundesländern möglich war, den 
freien Halbtag der Handelsangestellten zu 
sichern. Die differenzierten Interessen der 
einzelnen Gruppen ermöglichten es nicht, 
bundeseinheitlich - wie der Herr Kollege 
Zechmann am Schluß schon ausgeführt hat -
den freien Samstagnachmittag für die Handels­
angestellten in diesem Gesetz festzulegen. 
Nicht zuletzt im Interesse des Handels selbst 
muß festgehalten werden, daß die zukünftige 
Entwicklung - und hier, glaube ich, sind 
wir einer Meinung - doch -den freien Samstag­
nachmittag bringen wird. 

Wenn der Handel über Nachwuchsschwierig­
keiten klagt, so scheint mir die Ursache darin 
zu liegen, daß die jungen Menschen im Handel 
neben einer geringeren Bezahlung auch noch 
die längeren und ungünstigen Arbeitszeiten 
sehen. Sehr viele wandern daher in andere 
Berufe ab, und es wird immer schwieriger, 
männliche Jugendliche für den Kaufmanns­
stand zu interessieren. 

Hohes Haus ! Im Sinne dieses 
Gesetzes ist es, bisherige gesetzliche Rege­
lungen oder Vereinbarungen, die sich gut be­
währt haben und an die sich sowohl die 
Kaufleute als auch die Konsumenten und 
Angestellten ohne gegenseitige Nachteile ge­
wöhnt haben, beizubehalten. Ich denke hier 
an die bereits mehrmals erwähnte Ladensperre 
in St. Pölten und Wiener Neustadt, die 
sich seit 1945 und 1946 bewährt hat, 
und ich glaube, es wäre kein guter Dienst 
sowohl für die Handelsangestellten als auch 
für die Kaufleute gewesen, wenn wir nicht 
doch getrachtet hätten, zumindest die Mög­
lichkeit zu schaffen, daß der Landeshauptmann 
eine diesbezügliche Verordnung erlassen kann. 
Es steht ja nirgends geschrieben, und es muß 
ja auch nicht sein, daß diese Verordnung 
schon übermorgen erlassen wird. Ich nehme 
an, daß sowohl in Wiener Neustadt wie auch 
in St. Pölten die bisherige Praxis, die sich 
gut bewährt hat, auch weiterhin ausgeübt 
wird, und es wird sich voraussichtlich an diesem 

Zustand nichts ändern. (Abg. Hil lege i s t :  
Nur mit Verordnung I) Ja, sicherlich, aber . . .  
(Abg. H i l lege i s t :  Den Landeshauptmann kann 
man nicht schon wieder im vorhinein ent­
schuldigen, wenn er keine Verordnung macht I) 
Kollege Hillegeist, ich entschuldige den Landes­
hauptmann nicht. Wenn es uns nicht gelungen 
wäre, unsere Kollegen innerhalb der ÖVP 
- das sage ich ganz offen - zu überzeugen, 
sodaß wir unseren gemeinsamen Antrag stellen 
konnt�n, wäre ich sofort bereit gewesen, mit 
dir, mit den Angestellten von Wiener Neustadt 
und St. Pölten zum Herrn Landeshauptmann 
zu gehen - ich habe es bereits zugesagt -, um 
den freien Samstagnachmittag in beiden 
Städten zu behalten. Freund Hillegeist, gar 
so schwach gegenüber dem Herrn Landes­
hauptmann sind wir nicht, und ich habe ihn 
keineswegs irgendwie jetzt schon entschuldigen 
wollen. Ich weiß gar nicht, ob die Verordnung 
nicht schon übermorgen erlassen wird oder 
nach Gesetzwerdung. Warum schreist du dann ? 
Du ermöglichst es ihm, nein zu sagen. Sei 
es wie immer, ich will die friedliche Stimmung, 
die hier geherrscht hat - sogar Kollege 
Koplenig hat festgestellt, daß ein gutes Kom­
promiß, wenn ich richtig verstanden habe, 
hier zustandegekommen ist -, nicht stören. 
Aber ich verwahre mich dagegen - Kollege 
Hillegeist, du hast in deiner Rede die Bemü­
hung anerkannt -, daß ich im letzten Moment 
in den Verdacht kommen könnte, so eine 
Art, ich hätte bald gesagt, "Griasler" zu 
werden gegenüber dem Landeshauptmann. 

Ich möchte hier einen ' Dank aussprechen. 
Auch der Kollege Hillegeist hat es getan, 
aber vielleicht nicht so deutlich, wie ich es 
tun will. In erster Linie und in der Hauptsache 
haben wir es dem Herrn Bundesminister 
Dr. Bock zu danken und der Mitarbeit selbst­
verständlich ein:er Reihe von Kollegen, daß 
dieses Gesetz geschaffen wurde. Wir begrüßen 
es und werden sowohl für das Gesetz wie für 
den Zusatzantrag stimmen. (Beifall bei der 
Ö VP.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Die Debatte ist daher geschlossen. Der Herr 
Berichterstatter wünscht das Schlußwort. Ich 
erteile es ihm. 

Berichterstatter Krippner: Ich trete dem 
Abänderungsantrag zum Ladenschlußgesetz ,  
der von beiden Parteien gemeinsam eingebracht 
wurde, bei und bitte ihn auch bei der Abstim­
mung mit einzubeziehen. 

Präsident : Wir gelangen zur Abstimmung. 
Bei der A b s t im m u n g wird der Gesetzentwurf 

in der Fassung des Ausschußberichtes unter 
Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
Hillegeist-Dengler in zwei ter  und drit t e r  
Lesung e inst immig zum Beschluß erhoben. 
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5. Punkt : Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (474 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Kunstakademie­
gesetz abgeändert wird (Kunstakademiegesetz-

Novelle 1958) (496 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 5. Punkt der 
Tagesordnung : Kunstakademiegesetz-N ovelle 
1958. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Harwalik. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Harwalik : Hohes Haus ! . 
Durch ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes vom 19. Juni 1957 wurde der erste Satz 
des § 10 Abs. 2 des Kunstakademiegesetzes 
von 1948 in der Fassung der Kunstakademie­
gesetz-Novelle 1954 als verfassungswidrig auf­
gehoben. Es handelt sich um die gesetzliche 
Ermächtigung zur Erlassung einer Dienst­
ordnung für die Vertragslehrer und Lehr­
beauftragten an den Kunstakademien. Die 
Aufhebung ist mit 18. Dezember 1957 
wirksam geworden. Durch das gleiche 
Erkenntnis haben zwei Verordnungen des 
Bundesministeriums für Unterricht aus den 
Jahren 1 954 beziehungsweise 1950 ihre gesetz­
liche Grundlage verloren. Es ist nun Aufgabe 
des Parlamentes, diesen Verordnungen wieder 
eine gesetzliche Grundlage zu geben. Das 
besorgt der vorliegende Gesetzentwurf, der in 
Auslegung des Artikels 18 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz alle Merkmale einer 
durch Verordnung beabsichtigten Regelung 
einer Materie schon aus dem Gesetz ersehen 
läßt, auf Grund dessen die Verordnung erlassen 
werden soll. 

Die Neufassung ändert nun auch die im 
zweiten Satz des § 10 Abs. 2 des Kunst­
akademiegesetzes in der Fassung der Kunst­
akademiegesetz-Novelle 1954 bisher vorge­
sehenen Sätze für die Entlohnung der Lehr­
kräfte an den Kunstakademien. An Stelle 
des bisherigen Mindestsatzes von 150 S tritt 
ein solcher von 820 S, an Stelle des bisherigen 
Höchstsatzes von 350 S ein solcher von 2390 S 
für jede Jahreswochenstunde. Dies entspricht 
der mit dem Gehaltsgesetz 1956 für die Be­
amtenbezüge getroffenen Regelung. Das Ge­
setz regelt die Befristung und den Widerruf 
der Lehraufträge, durch deren Erteilung ein 
Dienstverhältnis nicht begründet wird, weiters 
die Entlohnung, die Beurlaubung, die Bezugs­
ansprüche bei unverschuldeter Dienstverhinde­
rung und d,ie Kündigungsmodalitäten. 

Die in § 10 Abs. 2 lit. b des Kunstakademie­
gesetzes in der Fassung des vorliegenden Gesetz­
entwurfes vorgesehenen Entlohnungssätze ge­
bühren ab 1. Jänner 1957, da die im Gehalts­
gesetz 1 956 und in der Vertragsbediensteten-

Bezugszuschlagsverordnung 1956 vorgesehenen 
vollen Bezugsansätze am 1. Jänner 1957 in 
Wirksamkeit getreten sind. Mit der Voll­
ziehung dieses Bundesgesetzes ist das Bundes­
ministerium für Unterricht im Einvernehmen 
mit den beteiligten Ministerien betraut. 

Der Unterrichtsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 26. Juni 
1958 eingehend beraten. In seinem Namen 
stelle ich den Antr ag, der Nationalrat wolle 
diesem Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

In formaler Hinsicht bitte ich , falls erforder­
lich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident : Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
Wird dagegen ein Einwand erhoben 1 - Das 
ist nicht der Fall. Wir gehen nunmehr in 
die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Ernst Fischer. Ich erteile Ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Ernst Fischer : Meine Damen 
und Herren ! Der Verfassungsgerichtshof hat 
Bestimmungen des Kunstakademiegesetzes 
1954, die sich mit der Regelung des Dienst­
verhältnisses von Vertragslehrern befassten, 
als verfassungswidrig aufgehoben. Die Ver­
ordnungen des Unterrichtsministeriums, die 
sich auf diese Bestimmungen stützten, ver­
loren ihre Gültigkeit. Die Regierung sah sich 
daher genötigt, dem Parlament eine Gesetzes­
novelle vorzulegen. Wir zweifeln sehr daran, 
daß die neuen Formulierungen verfassungs­
rechtlich unanfechtbar sind. Auf jeden Fall 
aber sind sie kein Zeugnis für soziale Ge­
sinnung. 

Der Unterrichtsminister spricht oft und 
gerne von der Mißachtung der geistigen Lei­
stung und Freiheit, die er auf den modernen 
Materialismus zurückführt. Doch eben diese 
Mißachtung dokumentiert sich in diesem Ge­
setzentwurf. Der Unterrichtsminister ist offen­
kundig der Ansicht, daß es dem Geist der Zeit 
entspräche, Vertragslehrer und Lehrbeauf­
tragte an Kunstakademien nur befristet anzu­
stellen und sich das Recht vorzubehalten, ein 
solches Dienstverhältnis jederzeit zu wider­
rufen. Immerhin sind wir so weit, daß sogar 
eine Hausgehilfin nicht Hals über Kopf hinaus­
geworfen werden kann, daß die "gnädige Frau" 
genötigt ist, einen Kündigungstermin einzu­
halten ; aber der gnädige Herr im Unterrichts­
ministerium gewährt unterrichtenden Künst­
lern nicht einmal das Recht einer Hausgehilfin : 
Wer ihm nicht paßt, hat zu gehen. Und dann 
wird in Sonntagsreden die Souveränität des 
Geistes proklamiert ! 
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Aus einer parlamentarischen Anfrage und 
der schriftlichen Antwort des Unterrichts­
ministers erfahren wir zum Beispiel, daß die 
Unterrichtsverwaltung jahrelang Prozeß führte, 
um einen Vertragslehrer des Mozarteums, der 
ein Opfer des Faschismus ist, um seine berech­
tigten Ansprüche zu bringen. Man sollte vom 
Unterrichtsministerium etwas mehr soziales 
Verständnis erwarten und etwas mehr Respekt 
vor Männern der Kunst und Wissenschaft ! 

Auch die Arbeiterkammer hat zu diesem 
Gesetzentwurf kritisch Stellung genommen. 
In ihrem Gutachten heißt es : Der Österreichi­
sche Arbeiterkammertag hält es sowohl aus 
arbeitsrechtlichen wie aus pädagogischen Er­
wägungen für unzulässig, die Einstellung von 
Lehrkräften in Kunstakademien grundsätz­
lich in allen Fällen befristet und jederzeit 
widerruflich vorzunehmen. Durch ein der­
artiges Abgehen von den Grundsätzen des 
österreichischen Arbeits- und Dienstvertrags­
rechtes, zu denen die Ansprüche auf Einräu­
mung entsprechender Kündigungsfristen zäh­
len, wird die Rechtsstellung der Lehrer an 
Kunstakademien empfindlich verletzt. Ande­
rerseits erschweren derartige Bedingungen, 
die ungünstiger sind als jene, die selbst minder­
qualifizierten Dienstnehmern in Gewerbe und 
Industrie geboten werden, die Gewinnung 
wertvoller Lehrkräfte und benachteiligen die 
Hörer der Kunstakademien in ihrer Aus­
bildung, da sie durch einen unvermittelt er­
folgenden Wechsel der Lehrkräfte erhebliche 
U mstellungssch wierigkeiten hätten. 

Wir stimmen mit diesem Gutachten der 
Arbeiterkammer vollkommen überein, be­
dauern, daß der Unterrichtsminister es nicht 
berücksichtigt hat, und lehnen das Gesetz als 
unsozial und unzweckmäßig ab. 

Präsident : Zum Worte ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß­
wort. Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A bs t immung wird die Regierungs­
vorlage in zwei ter  und dri t ter  Lesung mit 
Mehrhei t zum Beschluß erhoben. 

6. Punkt : Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (477 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Ruhe- und Versorgungs­
genüsse der Bundestheaterbediensteten (Bun­
destheaterpensionsgesetz - BThPG.) (497 der 

Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 6. Punkt der 
Tagesordnung: Bundestheaterpensionsgesetz . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. DipI.-Ing. Weiß. Ich bitte ihn um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. DipI.-Ing. Weiß : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Der vor­
liegende Gesetzentwurf enthält das neue Bun­
destheaterpensionsgesetz, durch das die Vor­
schriften über die Gewährung von Ruhegenüs­
sen an die Bediensteten der ehemaligen Hof­
theater und der Staats(Bundes )theater sowie 
von Versorgungsgenüssen an die Hinterbliebe­
nen dieser Bediensteten neu geregelt werden 
sollen. Bisher beruhte der Anspruch des vor­
genannten Personenkreises auf Ruhe (Versor­
gungs)genüsse auf den Bestimmungen der 
Bundestheaterpensionsverordnung vom 4. Juli 
1922, BGBI. Nr. 440, in der Fassung der 
Verordnung der Bundesregierung vom 26. März 
1926, BGBI. Nr. 84. 

Der Entwurf des Bundestheaterpensions­
gesetzes hat zum Großteil bewährte Grund­
sätze und Bestimmungen der Bundestheater­
pensionsverordnung übernommen. Darüber 
hinaus versuchte der Entwurf Unklarheiten 
zu beseitigen, indem zum Beispiel die Arten der 
Dienstverhältnisse, die von dem Gesetz erfaßt 
werden oder nicht erfaßt werden sollen, 
genau angeführt werden. Auch die Wünsche 
der Dienstnehmer wurden in dem Gesetzent­
wurf berücksichtigt, unter anderem durch 
Einführung eines Todfallsbeitrages, durch Er­
höhung der bisherigen Grenze der Ruhegenuß­
bemessungsgrundlage, durch gewisse Berück­
sichtigung eines früher höheren Durchschnitts­
bezuges im Falle des späteren Absinkens des 
Bezuges, durch Verbesserung der Bestimmun­
gen über das Ruhen der Ruhe(Versorgungs)ge­
nüsse, durch Gleichsetzung der Höchstgrenze 
der Beträge, die für die Bemessung des Ruhe­
genusses und für die Berechnung der Pensions­
beiträge herangezogen werden. 

Außerdem wurden durch den Entwurf die 
Bestimmungen über die Anrechnung von 
Vordienstzeiten und über die begünstigte 
Dienstzeitenanrechnung für die Ruhegenuß­
bemessung, über die sozialversicherungsrecht­
liche Behandlung ausscheidender Dienstneh­
mer, über die Pflichtversicherung der Bundes­
theaterbediensteten bei der Krankenversiche­
rungsanstalt der Bundesangestellten sowie 
über die Gewährung von Familienzulagen und 
Sonderzahlungen an die Pensionsparteien der 
Bundestheater den durch das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz und die neuen Ruhe­
genußvordienstzeitenvorschriften der Bundes­
beamten eingetretenen Änderungen der Rechts­
lage und der seit längerem bestehenden tat­
sächlichen Handhabung angepaßt. 

Der Unterrichtsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung vom 26. Juni 
1958 in Verhandlung gezogen. Die Regierungs­
vorlage wurde mit zwei Druckfehlerberichti­
gungen und mit folgenden Abänderungen, 
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die von den Abgeordneten Rödhammer und 
Appel beantragt wurden, einstimmig ange­
nommen. 

Es handelt sich um folgende Abänderungen : 
Zu § 8 Abs. 1 : Im § 5 Abs. 7 wird bestimmt, daß 
sich das Höchstausmaß der Ruhegenußermitt­
lungsgrundlage von 10.500 S jeweils um den 
gleichen Hundertsatz ändert, um den der 
Gehalt eines Bundesbeamten in der Gehalts­
stufe 1 der Dienstklasse VIII des Gehalts­
gesetzes 1956, BGBL Nr. 54, geändert wird. 

Da dieser Höchstbetrag von 10.500 S sich 
auch im § S- Abs. 1 findet, ist es unerläßlich, 
daß diese Valorisierungsklausel auch dieser 
Gesetzesbestimmung angefügt wird. 

Das gleiche gilt sinngemäß für § 10 Abs. 3, 
wobei an Stelle einer ziffernmäßigen Begren­
zung des Pensionsbeitrages die Ruhegenuß­
ermittlungsgrundlage von 10.500 S anzuführen 
ist, von der der Pensionsbeitrag höchstens zu 
berechnen ist. 

Außerdem ist in den Erläuternden Bemer­
kungen eine Richtigstellung insofern vorzu­
nehmen, als auf Seite 19 in der 23. Zeile der 
rechten Spalte die Zahl ,,370" durch die 
Zahl , ,270" zu ersetzen ist. 

Der Unterrichtsausschuß stellt somit den 
Antr ag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(477 der Beilagen) mit den in der Beilage 497 zu 
den stenographischen Protokollen niedergeleg­
ten Abänderungen die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Ich beantrage, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte gemeinsam durchzuführen. Wird 
dagegen ein Einwand erhoben 1 - Dies ist 
nicht der Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Hofen­
eder. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hofeneder : Hohes Haus ! 
Man kann sich tatsächlich auf Sprichworte 
auch nicht mehr verlassen, auch nicht auf 
ienes, das aussagt : Ernst ist das Leben, 
heiter die Kunst. Beim vorigen Tagesordnungs­
punkt haben wir uns bei dem sonst sehr ernsten 
Ladenschlußgesetz überzeugen können, daß 
es sehr heiter sein kann, obwohl uns der 
Kollege Zechmann ein lachendes und ein 
weinendes Auge versprochen hat. Ich kann 
Ihnen daher nur versprechen, daß Sie bei 
meinen kurzen Ausführungen beide Augen 
trocken behalten werden, obwohl die Kunst 
ja heiter sein sollte. 

Es ist auch schwierig, sich im Termin­
kalender nicht zu irren, so wie es dem Kollegen 

Zechmann gegangen ist, der beim Einkaufen am 
Donnerstag festgestellt hat, es sei Mittwoch 
und daher sind die Läden zu. Aber ich halte 
mich an die heutige Tagesordnung und spreche 
nicht zu dem morgen, Donnerstag, kommenden 
Sozialversicherungsgesetz für die bildenden 
Künstler. 

Der große Max Reinhardt sagte in seiner 
Rede an die Schauspieler : Die Leidenschaft, 
Theater zu spielen und Theater zu schauen, 
sei ein Elementartrieb des Menschen, und 
dieser Trieb wird Schauspieler und Zuschauer 
immer wieder zum Spiel zusammenführen 
und jenes höchste alleinseligmachende 
Theater schaffen. 

Diese Worte sind gerade für das österrei­
chische Theaterwesen besonders zutreffend. 
Wir Österreicher haben hier seit den Zeiten 
der Barockkaiser, die welsche Theaterkünstler 
als erste an -den Wiener Hof gebracht und das 
erste ständige Theater gegründet haben, eine 
Theaterkultur in Österreich und insbesondere 
in Wien, die in deutschen Landen und wahr­
scheinlich auf der ganzen Welt ihresgleichen 
sucht. 

Wir haben auch schon in den frühesten 
Zeiten Versorgungseinrichtungen für Schau­
spieler und Sänger in Österreich und Wien 
geführt und sind damit auch an der Spitze 
aller Theaternationen der Erde gegangen. 
Als Konrad Ekhof in der Mitte des 18 .  Jahr­
hunderts die erste Schauspielerakademie grün­
dete, hat er die Forderung erhoben, daß auch 
der Lebensabend der Schauspieler gesichert 
werden soll, eine Forderung, die wiederum 
am ersten Nationaltheater der Deutschen in 
Wien schon seit dem Jahre 1776 Verwirk­
lichung fand. Und durch Not und Elend 
nach Ende des zweiten Weltkrieges hat diese 
Fürsorge für verdiente Künstler der Bühne 
in dem kleingewordnen Österreich nicht nach­
gelassen. 

Als eines der ersten belangreichen Pensions­
gesetze nach dem Ende des ersten Weltkrieges 
wurde bekanntlich die Bundestheaterpensions­
verordnung geschaffen, und es spricht für 
die Aufgeschlossenheit auch der Gesetzgebung 
für alle Erfordernisse des Theaters, daß diese 
Bundestheaterpensionsverordnung aus dem 
Jahre 1922 nach 36 Jahren nicht im Wesent­
lichen, sondern nur in zusätzlichen und den 
modernen Pensionsbestirnmungen angepaßten 
Gebieten geregelt werden muß. Der vorliegende 
Gesetzentwurf schließt sich im großen und 
ganzen noch immer an die bewährten Be­
stimmungen der Bundestheaterpensionsverord­
nung an. 

Es ist in diesem Zusammenhang auch 
bemerkenswert, daß es über die Notwendigkeit 
einer gesicherten Altersversorgung der Künst-
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ler an unseren Staatstheatern niemals eine 
politische Auseinandersetzung gegeben hat. 
Es ist geradezu erhebend, zu sehen, wie zur 
Zeit der würgendsten Wirtschaftskrise im 
Jahre 1931 sowohl der sozialdemokratische 
Abgeordnete Dr. Ellenbogen als auch der 
damalige - Berichterstatter zu einem Erspa­
rungsgesetz, der christlichsoziale Abgeordnete 
Schmitz , fast mit den gleichen Worten darauf 
hingewiesen haben, daß an den bewährten 
Pensionsbestimmungen der Bundestheater­
angehörigen nach Menschenmöglichkeit nicht 
gerüttelt werden dürfe. Wo überall Er­
sparungen gemacht worden sind -man trach­
tete, die Bundestheater möglichst herauszuhal­
ten, und es ist erfreulicherweise bis zum heutigen 
Tage bei dieser Einstellung geblieben. 

Nun wurde schon in den Budgelverhand­
lungen der Jahre 1955 und 1956 mit Recht 
darauf hingewiesen, daß nach Wiedererrichtung 
der beiden großen Häuser am Ring die Frage 
der pensionsrechtlichen Bestimmungen für 
die dort tätigen Künstler noch einer Bereini­
gung bedürfe, auch aus einer sehr realen 
Überlegung heraus ; denn es ist immer wieder 
festgestellt worden, daß Österreich wohl als 
einziges Land der Welt vier Staatstheater 
das ganze Theaterjahr, also zehn Monate 
hindurch, betreibt und daß pro Kopf der 
Bevölkerung rund 20 S aus Steuermitteln 
für den Betrieb dieser Bundestheater verwendet 
werden. 

Wir sind nicht in der Lage, den Künstlern, 
insbesondere den Sängern und den sonstigen 
Opernschaffenden, in den Gagen das zu bieten, 
was ihnen die kurzfristiger spielenden und über. 
wiegend auf den Stagionebetrieb eingerichteten 
Bühnen des Auslandes bieten können. Wir 
haben aber zwei große Aktivposten : einen 
ideellen, daß nämlich an den österreichischen 
Staatstheatern zu wirken noch immer, abseits 
von der Besoldung, eine Ehre, eine Auszeichnung 
und ein Sprungbrett ist. Diese Theater sind ein 
immer wieder gern aufgesuchtes Daheim für die 
Schauspieler. Und die zweite, mehr materielle 
Erwägung ist, daß durch die Bundestheaterpen­
sionsverordnung die Möglichkeit gegeben wird, 
die geringere Gagenhöhe durch eine entsprech­
ende Altersversorgung auszugleichen. Damit hat 
man auch wertvolle Künstler des Auslandes an 
unsere Bundestheater binden können. Von 
dieser Erwägung ausgehend, schließt sich 
nunmehr, wie es in den Budgetverhandlungen 
der Jahre 1955 und 1956 verlangt wurde, 
mit einer Modernisierung der Bundestheater­
pensionsverordnung durch das vorliegende 
Bundestheaterpensionsgesetz der Kreis. 

Wir haben vom Herrn Berichterstatter 
gehört, daß der Entwurf zum Großteil be­
währte Grundsätze und Bestimmungen der 

Bundesthea terpensionsverordnung übernom­
men hat. Die Verbesserungen sind durchaus 
erfreulich, vor allem - und hier können wir 
befriedigt sein, daß sich die Wünsche der 
Gewerkschaft durchgesetzt haben - durch die 
Einführung eines Todfallsbeitrages in diese 
Pensionsvorschriften. Außerdem ist die Ober­
grenze der Ruhegenußbemessungsgrundlage 
von derzeit 5.637 auf 8.221 S erhöht worden, 
analog der Regelung für die Staatsbeamten. 

Eine sehr vorteilhafte Bestimmung, ins­
besondere für Sänger und überhaupt für die 
Opernkünstler, deren Schaffensdauer eine viel 
geringere ist als auf der Sprechbühne, sind die 
Bestimmungen, die eine gewisse Berücksichti­
gung eines früher höheren Durchschnittbezuges 
im Falle eines späteren Absinkens des späteren 
Bezuges vorsehen. 

Und schließlich ist auch jene Bestimmung 
im § 4 sehr vorteilhaft, die vorsieht, daß 
besonders verdiente Künstler, auch Leiter 
von Bundestheatern, im Falle eines einver­
nehmlichen Ausscheidens eine Pension erhalten 
können. Es wäre vielleicht der große öster­
reichische Dichter Anton Wildgans nicht im 
Alter von knapp 51 Jahren gestorben, wenn 
die Bundestheaterpensionsverordnung schon 
zu seiner Amtszeit in den Jahren 1920 und 1921 
in Geltung gestanden wäre. Diese Bestim­
mung sichert nunmehr die Möglichkeit, daß 
man auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienst­
zeit besonders verdienten Künstlern die Pen­
sionsanwartschaft beläßt, beziehungsweise eine 
Pension zusichert. 

Die Pensionslasten der Bundestheater sind 
sehr beträchtlich . Von einem Gesamtabgang 
von im laufenden Jahr präliminierten 128 Mil­
lionen Schilling belaufen sich die Pensions­
lasten auf 25 Millionen Schilling. Sie werden, 
wie die Regierungsvorlage auf der letzten 
Seite vorsieht, durch das vorliegende Gesetz 
einen Mehraufwand von rund 600.000 S pro 
Jahr erfordern, was erst im Jahre 1959 ins 
Gewicht fällt, weil die Mehrausgaben im 
Jahre 1958 noch im Budget der Bundes­
theaterverwaltung untergebracht werden müs­
sen. 

Ich weiß schon, daß man auch bei der Bun­
desbahn damit argumentiert, daß die Pen- . 
sionen nicht herausgehoben werden können, 
weil die Bahn schließlich einen geschlossenen 
Betrieb darstellt. Aber tatsächlich ist fest­
zustellen, daß die Pensionslast bei den Bundes­
theatern immerhin ein Fünftel des Gesamt­
abganges ausmacht. Die Bundestheater­
verwaltung und die ihr angeschlossenen 
vier Bundestheater sind nicht ein Betrieb 
im Sinne eines wirtschaftlichen Unter­
nehmens etwa nach Art der Bahn und Post, 
wenn sie auch rund 2000 Beschäftigte umfassen. 
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Ebenso wie die Pensionslasten das Gesamtbild 
etwas verzerren können, ist es ja auch mit 
den besonders verbilligten, zu mehr als 50 Pro­
zent verbilligten geschlossenen Vorstellungen 
für den Kulturring der Stadt Wien, den ÖGB 
und das Theater der Jugend. Es würde wahr­
scheinlich auch eine Entzerrung des Bildes 
mit sich bringen, wenn man diese so besonders 
ermäßigten Vorstellungen einfach als Su b­
ventionen ausweist, statt sie durch das Budget 
der Bundestheaterverwaltung zu führen, womit 
naturnotwendig optisch das Bild verzerrt wird. 

Zu erwähnen wäre noch, daß da und dort 
Kritik an hohen Gagen ausländischer Sänger 
geübt wurde . Es wäre vielleicht in dem Zu­
sammenhang interessant, festzustellen, daß 
in allen diesen Fällen mit einmaligen Star­
gagen, die insbesondere bei Ensemble-Gast­
spielen in Betracht kommen können, von der 
Bundestheaterverwaltung ein Pensionsverzicht 
verlangt wird, weil ja die hohe Gage und 
gleichzeitig die Pensionsanwartschaft eine Art 
Contradictio in adjecto darstellen würde. 

Übrigens kann bei der Gelegenheit gegenüber 
den da und dort geäußerten Kritiken auch mit­
geteilt werden, daß über Weisung des Herrn 
Bundesministers in Zukunft nur mehr - ab­
gesehen von Ensemble-Gastspielen - promi­
nenteste ausländische fremdsprachige Sänger 
engagiert, während ansonsten für die kleinen 
und mittleren Rollen so wie früher wieder die 
hier fixbeschäftigten Ensemblemitglieder her­
angezogen werden. 

Im großen und ganzen bietet also das Gesetz 
ein durchaus erfreuliches Bild. Es bringt eine 
Modernisierung und die Anpassung an die gegen­
wärtigen Verhältnisse, und es schließt, wie schon 
einleitend ausgeführt, den Ring, den wir 
gelegentlich der Eröffnung der beiden großen 
Häuser am Ring aufgezeigt haben, und gibt 
auch bei Gagenverhandlungen der Bundes­
theaterverwaltung nunmehr zweckmäßigere 
Möglichkeiten, als es in der Geltungszeit der 
alten Bundestheaterpensionsverordnung der 
Fall war. Diese Regierungsvorlage ist also 
ein günstiger Abschluß und wird unseren 
Bundestheatern sicherlich Vorteile bringen. 

Max Reinhardt schloß seine Rede an die 
.. Schauspieler mit dem Hinweis, er glaube an 
die Unsterblichkeit des Theaters. Es sei der 
seligste Schlupfwinkel für diejenigen, die ihre 
Kindheit heimlich in die Tasche gesteckt und 
sich damit auf- und davongemacht haben, 
um bis an ihr Lebensende w.eiterzuspielen. 

Weil Schauspiel und Gesang in Österreich 
immer groß geschrieben wurden und weil die 
Theaterfreude in Österreich aus der Kaiserzeit 
in die Republik übertragen, aber immer in der 
gleichen Weise gehegt und gepflegt worden 

ist, wird dieses Gesetz Vorteile zeigen, Vorteile 
in dem Sinn, daß unser Land nicht 
nur überhaupt, sondern vor allem von den 
Bundestheatern aus gesehen weiterhin ein 
Eiland des Gesanges sein und daß von 
ihm die edle Heiterkeit und die starkmütige 
Ergriffenheit menschlichen Lebens ausstrahlen 
soll. 

In diesem Sinne und um unseren Bundes­
theatern weiterhin ein Arbeiten in diesem 
Sinne zu ermöglichen, stimmt die Öster­
reichische Volkspartei diesem Gesetz zu. (Bei­
lall bei .der ÖV P.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß­
wort. Wh; gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird der Gesetzentwurf 
mit den vom Ausschuß beschlossenen Ab­
änderungen in zwei t er  und drit ter  Lesung 
e inst immig zum Beschluß erhoben. 

7. Punkt : Bericht des Handelsausschusses über 
den Antrag der Abgeordneten Prinke, M'!l'ch­
ner und Genossen (56/ A), betreffend eine Ab­
änderung des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes 
(Wohnhaus-Wiederaufbaugesetznovelle 1958) 

(499 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zum 
7. Punkt der Tagesordnung : Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetznovelle 1958. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr . Walther Weißmann. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Walther Weißmann: 
Hohes Haus ! Der vorliegende Gesetzent­
wurf befaßt 'sich mit dem W ohnhaus-Wieder­
aufbaugesetz und schlägt eine Abänderung 
dieses Gesetzes vor. Ich werde mich bemühen, 
um mir nicht neuerlich eine Rüge des Herrn 
Abgeordneten Fischer zu verdienen, den Be­
richt etwas länger zu gestalten, ich muß also 
etwas an Ihre Geduld appellieren. 

Die Abgeordneten Prinke, Marchner und 
Genossen haben in der 55. Sitzung des N ational­
rates vom 12.  März 1958 einen Antrag, be­
treffend eine Abänderung des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes, eingebracht, der dem 
Handelsausschuß zur Beratung zugewiesen 
wurde. Der Handelsausschuß hat den Initiativ­
antrag in seiner Sitzung am 1 .  Juli 1958 in 
Verhandlung gezogen. Hiebei haben die ge­
nannten Antragsteller eine Erweiterung des 
ursprünglichen Antrages vorgenommen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetz­
entwurfes in der nunmehr vorliegenden Fassung 
wird bemerkt : 
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Zu Art. I Z. 1 :  Bei der Behandlung des 
Bewertungsgesetzes aus dem Jahre 1955 im 
Finanz- und Budgetausschuß des National­
rates ist mehrfach zum Ausdruck gekommen, 
daß die Erhöhung der Einheitswerte, die zum 
1. Jänner 1 956, einem Hauptfeststellungs­
termin, und später erwartet werden mußte, 
nicht auch zu einer Erhöhung der steuerlichen 
Belastung der gemäß § 7 Abs. 1 Z. 2 
lit. b Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz nach 
dem Einheitswert beitragspflichtigen Eigen­
tümer von bebauten und unbebauten Grund­
stücken führen solle. Eine Erhöhung dieser 
Beiträge bei Gleichbleiben der sonstigen Bei­
träge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbau­
gesetz wäre auch abgabenpolitisch nicht zu 
vertreten, da dies den einheitlichen Rahmen 
der durch das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 
festgesetzten Abgaben gesprengt hätte. Es 
liegt auch in der Linie der Steuerpolitik, neue 
Belastungen der Pflichtigen beziehungsweise 
Erhöhungen der bestehenden Belastungen zu 
vermeiden. Einem Vorschlag zufolge sollte 
durchschnittlich eine Verfünffachung der Wert­
grenzen des § 7  Abs . 1 Z. 2 lit b durchgeführt wer­
den. Es muß festgestellt werden, daß die Ein­
heitswerte in der Regel nur auf das 3- bis 3 Y2fache 

. gestiegen sind, wobei Mietwohngrundstücke 
häufig sogar unter dieser Grenze blieben. 
Erhöhungen über dieses Ausmaß kommen meist 
nur dort in l!"'rage, wo sich auch die Art 
des Vermögens geändert hat : zum Beispiel 
wenn ein Schrebergarten als Bauland bewertet 
wurde. Aber selbst wenn man die Annahme 
des Vorschlages zugrunde legt, zeigt ein 
einfaches Beispiel, daß die von ihr vorge­
schlagene Regelung nicht . zielführend ist : 

Bisher wäre nach einem Beispiel der 
Einheitswert 1 955 260.000 S und der Beitrag 
1 300 S gewesen ; eine fünffache Erhöhung 
hätte eine Erhöhung des Einheitswertes auf 
1 , 3  Millionen Schilling mit sich gebracht und 
eine Erhöhung des Beitrages bei demselben 
Objekt auf 6500 S.  

Es erscheint daher zweckmäßig, die Be­
stimmungen über den Beitrag vom Einheits­
wert so zu fassen, daß die Beiträge überall 
dort, wo eine Änderung in der Substanz 
nicht erfolgt ist, in der bisherigen Höhe be­
lassen werden und nur für die Erfassung von 
Wert vermehrungen durch Änderungen in der 
Substanz des Steuerobjektes sowie in der 
Art des Vermögens eine Regelung getroffen 
wird. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf wurde daher 
der Weg gewählt, die Beiträge von einem 
"maßgebenden Einheitswert" zu berechnen, 
der bei Grundstücken, bei denen eine Änderung 
in der Substanz nicht erfolgte, der zum 1 .  Jän­
ner 1 955 geltende alte Einheitswert ist. Im 

Falle von Änderungen in der Substanz oder 
der Art des Vermögens bilden hingegen 30 Pro­
zent des neuen, nach den Bestimmungen des 
Bewertungsgesetzes 1 955 für das betreffende 
Kalenderjahr festgestellten Einheitswertes die 
Beitragsgrundlage. 

Auf diese Art wird eine progressive Aus­
wirkung der Erhöhung der Einheitswerte 
verhindert, was durch eine Erhöhung der 
Wertgrenze nicht hätte erreicht werden können. 

Die vorgeschlagene Regelung sichert durch 
das Zurückgreifen auf die alten Einheitswerte 
eine Erstarrung der Beiträge in all den Fällen, 
wo sich der höhere Einheitswert nur auf die 
geänderte Kaufkraft des Geldes gründet. 
In den Fällen, in denen auch sonstige Momente 
zu einer Erhöhung des Einheitswertes geführt 
haben, wird sich der Beitrag durch die Dritte­
lung des neuen Einheitswertes ungefähr im 
Rahmen der bisherigen Belastung halten, das 
Ziel einer möglichst gleichbleibenden durch­
schnittlichen Belastung der Pflichtigen also 
erreicht sein. In Fällen extremer Wert­
steigerung, wie zum Beispiel in Fällen wie der 
vorerwähnte, daß eine landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzte und bewertete Wiese 
Bauland wird, das dazu noch durch Er­
schließungsmaßnahmen besonders in der Be­
wertung gestiegen ist, ergibt sich natürlich 
auch ein entsprechendes Steigen der Beiträge, 
was wohl als Ausnahme ebenso hingenommen 
werden muß wie das Wegfallen der Beitrags­
pflicht in entgegengesetzt extremen Fällen. 

Der Wegfall der Notwendigkeit einer neuen 
allgemeinen Veranlagung aller vom Einheits­
wert beitragspflichtigen Eigentümer von be­
bauten und unbebauten Grundstücken ist 
durchaus vom gesamtvolkswirtschaftlichen 
Standpunkt als für Wirtschaft und Verwaltung 
arbeitssparend zu begrüßen. 

Es folgen nun im Ausschußbericht Er­
läuterungen zu den einzelnen Artikeln. 
Ich glaube, sie dem Hohen Hause nicht 
näher erläutern zu müssen. Ich möchte 
mir abschließend nur erlauben, darauf hin­
zuweisen, daß durch diese Gesetzesnovelle 
auch die Einreichungsfrist für Hausrats­
darlehen, die mit dem 30. Juni 1954 beendet 
war, verlängert wird und für weitere 1 Y2 Jahre 
den Geschädigten noch einmal diese Mög­
lichkeit eröffnet wird. 

Um auch jene Personen, die - weil sie 
bisher nicht in der Lage waren, ein derartiges 
Darlehen zu beanspruchen - erst nach Be­
endigung der Hausrataktion Hausratansuchen 
eingebracht haben oder einbringen wollten, 
der Begünstigung des Wohnhaus-Wieder­
aufbaugesetzes teilhaftig werden zu lassen, 
soll die Möglichkeit - wie ich sie Ihnen schon 

227 
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erläuterte - der Einbringung von solchen An­
suchen in der Zeit vom 1. Juli 1958 bis Ende 
1959 nochmals geschaffen werden. Auch solche 
Personen, die bisher nicht mehr als 3000 S 
Fondshilfe für Hausratersatz erhalten haben, 
sollen ein neuerliches Ansuchen um ein zusätz­
liches Darlehen einbringen können, da es 
sich in diesen Fällen meist um Personen han­
delt, die anläßlich ihres ersten Ansuchens eine 
höhere Belastung nicht übernehmen konnten. 

Für Kriegsgefangene und Zivilinternierte, die 
nach Ablauf auch dieser neuerlichen Frist 
nach 9sterreich zurückkehren, soll die Möglich­
keit der Einbringung von Hausratansuchen, 
wie dies schon bisher der Fall war, auch 
weiterhin gewahrt bleiben. 

Mit der Wiedereröffnung der Hausrataktion 
ist die Einstellung von insgesamt drei Ver­
tragsangesteIlten der Verwendungsgruppen a, 
b und c sowie die Einstellung von zehn Ver­
tragsangestelIten der Verwendungsgruppe d 
erforderlich. 

Der Sachaufwand kann derzeit nicht ab­
geschätzt werden, da die Anzahl der durch 
die Wiedereröffnung der Hausrataktion Be­
troffenen nicht bekannt ist. 

Der Handelsausschuß hat nach einer De­
batte, an der sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Kranzlmayr, Marchner, 
Prinke und Dr. Migsch sowie der Bundes­
minister für Handel und Wiederaufbau 
Dr. Bock und Staatssekretär Weikhart be­
teiligten, den von den Abgeordneten Prinke, 
Marchner und Genossen beantragten Gesetzes­
text angenommen. Dieser Gesetzestext ist 
in der vom Ausschuß beschlossenen Fassung 
dem Bericht beigedruckt. 

Der Ausschuß stellt somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle dem angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Ich bitte, General- und Spezialdebatte in 
einem durchzuführen. 

Präsident : Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
Wird dagegen ein Einwand erhoben � - Das 
ist nicht der Fall. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 
Zum Wort gemeldet ist als erster Redner der 
Herr Abgeordnete Marchner. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Marchner : Hohes Haus ! Sehr 
geehrte Damen und Herren ! Die vorliegende 
Novelle zum Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 
eröffnet, wie bereits der Herr Berichterstatter 
erwähnt hat, neuerlich die Möglichkeit, Haus­
ratsdarlehen anzusprechen. Ich glaube, daß 
der Wert dieser Novelle, der Wert dieses 
Gesetzes nur im Zusammenhang mit dem 

am 25. Juni dieses Jahres bereits vom Hohen 
Hause beschlossenen Kriegssachschädengesetz 
richtig eingeschätzt werden kann. 

Bekanntlich bestimmt das Kriegssachschä­
dengesetz, daß nun auch den Bombenopfern 
ein gesetzlich verbrieftes Recht auf eine echte 
Entschädigung für den erlittenen Schaden 
zuerkannt wird. Das ist - darüber gibt es 
keine Meinungsverschiedenheit - gewiß ein 
bedeutender Fortschritt, der gemacht wurde ; 
dies umsomehr, als bis dahin gerade dieser Ge­
schädigtengruppe, die sich in der Mehrzahl, 
wie wir alle wissen, aus den minderbemittelten 
Bevölkerungsschichten rekrutiert, ein Rechts­
anspruch auf Abgeltung vorenthalten war. 
Nach Auffassung des Herrn Finanz­
ministers dürfte es möglich sein, die im Kriegs­
sachschädengesetz vorgesehenen Entschädi­
gungssätze wahrscheinlich in den nächsten 
fünf Jahren vollständig liquidieren zu können. 
Dieser an sich geringe Zeitraum würde aber 
für jene Geschädigten zu einer Ewigkeit, die 
infolge ihrer mißlichen wirtschaftlichen Lage 
oder auch infolge ihres Alters schon dringend 
auf diese Abgeltung warten. Für diese Men­
schen muß - und da gibt es, glaube ich, auch 
keine Meinungsverschiedenheit - durch eine 
Art Überbrückungshilfe die Möglichkeit ge­
schaffen werden, daß sie sich schon jetzt das 
Dringendste dessen beschaffen können, was 
für einen bescheidenen Haushalt überhaupt 
notwendig ist. 

Ich habe bereits in meiner Stellungnahme 
zum Kriegssachschädengesetz darauf ver­
wiesen, daß in den Jahren 1948 bis 1954 mit 
der ersten Hausrataktion eine derartige Ein­
richtung bestanden hat. Durch sie wurde auch 
tatsächlich vielen Tausenden dieser Opfer 
eine fühlbare Ersthilfe geboten. Was ich schon 
damals festgestellt habe, möchte ich auch heute 
noch zur Verdeutlichung unseres Standpunktes 
wiederholen : An der damaligen Hausrataktion 
haben sich immerhin über 52.000 Bombenopfer 
beteiligt, denen unverzinsliche Darlehen in der 
Höhe von rund 342 Millionen Schilling gewährt 
wurden. Diese relativ hohe Beteiligungsziffer 
unterstreicht wohl besser, als es Worte aus­
zudrücken vermögen, welche Bedeutung der 
ersten Hausrataktion auch von den Bomben­
opfern selbst beigemessen wurde. 

Die immer wieder vorgebrachte Kritik der 
Ausgebombten, daß ihnen mit einem Darlehen 
auch dann nicht gedient ist, wenn es zinsenlos 
gegeben wird, hat gewiß eine Berechtigung. 
Selbst das zinsenlose Hausratsdarlehen hat, 
wie die Erfahrung lehrt, ein Großteil dieser 
Opfer - und wie ich schon früher erwähnt 
habe, waren es meist die Mindestbemittelten 
und die Bedürftigsten - nicht in Anspruch 
nehmen können. Die damit verbundene Rück-
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zahlungspfiicht, die man im alten Gesetz fest­
legte, war aus zweierlei Gründen ein verständ­
liches Hindernis. Erstens war zu dieser Zeit 
das Einkommen der Befürsorgten, der Rentner, 
der Kleinpensionisten so gering, daß sie auch 
dann eine Rückzahlungslast nicht auf sich 
nehmen konnten, wenn sie gewillt waren, den 
Riemen enger zu schnallen. Zweitens bestand 
zu jener Zeit noch keine Aussicht, daß eine 
echte Entschädigung Wirklichkeit werden 
wird, sodaß ihnen das rückgezahlte Darlehen 
in absehbarer Zeit doch wieder in barer 
Münze refundiert wird. So konnte es auch 
nicht wundernehmen, daß der damaligen 
Hausra1iaktion eine sehr erkleckliche Zahl 
Ausgebombter überhaupt nicht teilhaftig 
wurde. 

Bei allen Fragen, beispielsweise über die 
Zahl der von der früheren Hausrataktion 
ausgeschlossen Gebliebenen oder über die 
voraussichtlichen Kosten einer echten Ab­
geltung, waren wir bis vor kurzem auf ganz 
vage, ungenaue Schätzungen angewiesen. Heute 
können wir aber diese vagen Schätzungen 
doch mit einiger Sicherheit durch ein Zahlen­
material ersetzen, das uns entsprechende 
Schlußfolgerungen ermöglicht. Es steht uns 
nämlich, wie ich schon damals erwähnt habe, 
die Auswertung der Fragebogenaktion der 
:Mietervereinigung Österreichs zur Verfügung, 
und die ist ganz gewiß sehr aufschlußreich . 
Wir haben gefunden, daß von den eingereichten 
45.000 Fragebogen 42 .800 ausgewertet wurden, 
und das Ergebnis besagt, daß von diesen 
42.800 Ausgebombten mehr als die Hälfte, 
nämlich 24.937 Bombenopfer, seinerzeit kein 
Hausratsdarlehen in Anspruch nehmen konn­
ten ; nicht, weil sie es nicht brauchten, sondern 
weil sie, wie gesagt, die Rückzahlungspflicht 
nicht auf sich nehmen konnten. Und stereotyp 
wird auch von den Ausgebombten als Grund 
der Nichtinanspruchnah-me eines Darlehens 
immer wieder ihr geringes Einkommen ange­
gegeben, das ihnen die Übernahme der 
Rückzahlungspfiicht unmöglich macht. 

Zur Zeit der Erhebungsaktion im Vorjahr 
wurde in der Öffentlichkeit bereits die Möglich­
keit viel diskutiert, daß den Ausgebombten 
doch eine echte Entschädigung zuerkannt 
werden wird, und in den Fragebogen wurde 
auch immer darauf Bezug genommen und 
erklärt, daß heute die seinerzeit unberück­
sichtigt gebliebenen Bombenopfer eine solche 
Überbrückungshilfe, wie es das Hausrats­
darlehen darstellt, gerne in Anspruch nehmen 
würden, wenn Aussicht bestehen würde, daß 
ihnen das zurückgezahlte Darlehen in bar 
baldigst rückvergütet wird. 

Hohes Haus ! Die vorliegende Novelle wird, 
glaube ich, diesem Wunsch vollauf gerecht ; 

denn die Reaktivierung der Hausratsdarlehen� 
aktion, die diese Novelle vorsieht, ist ja 
schließlich als Überbrückungshilfe für die­
jenigen gedacht, die einer Soforthilfe bedürfen. 
Was wir aber verlangen, ist, daß nicht wieder 
durch bürokratisclie Kleinkrämerei der Effekt 
dieser gewiß gutgemeinten Ersthilfe ver� 
wässert werde . Den Unbemittelten soll unserer 
Meinung nach die Rückzahlung gestundet 
und so das Hausratsdarlehen als Voraus­
zahlung für die zu gewährende echte Ent­
schädigung gewertet werden. 

Dieses Entgegenkommen ist unserer Meinung 
nach unschwer möglich, denn im § 8 des 
Kriegssachschädengesetzes ist ja doch vorge­
sehen, daß die noch aushaftenden Darlehen 
oder Darlehensreste von den · zu erwartenden 
gesetzlichen Entschädigungen in Abzug ge­
bracht werden müssen. Für die Fondseinrich­
tung ist daher eine Schädigung, das heißt 
Kürzung der Einnahmen durch derartige 
Stundungen überhaupt nicht zu befürchten. 
Bei einigem guten Willen ist es also ohne 
weiteres möglich, die Auswirkung, die mit dieser 
Überbrückungshilfe gedacht ist, nicht wieder 
mit dem Stigma eines Almosenempfangens zu 
beschweren. Die Forderung nach einer Stun­
dungsmöglichkeit für den bedürftigen Dar­
lehenswerber ist voll berechtigt. Daher soll 
diesem Verlangen auch Rechnung getragen 
werden. 

Das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz - ich 
habe das ebenfalls am 25. Juni anläßlich der 
Beschlußfassung über das Kriegssachschädenge� 
setz schon gesagt - ist aber auch nach anderer 
Richtung dringend reformbedürftig . Bei der 
Beschlußfassung über das Kriegssachschädenge­
setz habe ich auch das bereits erwähnt. Mit 
der Gewährung eines Hausratsdarlehens, mit 
der Gewährung einer Entschädigung für das 
verlorene Hab und Gut ist, glaube ich, den 
Ansprüchen der Bombenopfer noch lange 
nicht Genüge getan. Dies umsoweniger, als 
wir zugeben müssen, daß wir - wir brauchen 
das gar nicht zu beschönigen -nicht in der Lage 
sind, diesen Opfern eine hundertprozentige 
Abgeltung zu bieten. Neben der Erneuerungs� 
möglichkeit des Hausrates aller Art ist auch 
ein vollwertiger Ersatz für das verlorene 
Obdach eine berechtigte Forderung der Bom� 
benopfer . Was nützt es dem Ausgebombten, 
wenn es ihm erleichtert wird, sich Hausrat 
zu beschaffen, wenn die Hauptgrundlage 
zu dessen Verwertung, nämlich die Wohnung, 
vollständig fehlt, und zwar jahrelang fehlt 1 

Wie sehr die Forderung der Bombenopfer 
begründet ist, daß die mit Steuergeldern er� 
richteten Wohnungen in erster Linie ihnen 
zugute kommen müssen, erhellen ebenfalls die 
Zahlen, die die Auswertung der Fragebogen-
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aktion der Mietervereinigung Österreichs er­
geben. Aus diesen Zahlen - und diese spre­
chen eine Sprache für sich - ist folgendes zu 
entnehmen : Von 42.800 Ausgebombten, deren 
Fragebogen, wie gesagt, verwertet wurden, 
haben 33.894 einen totaleri Wohnungsverlust 
gemeldet. Hievon wurden nur 3536 oder 
10,43 Prozent vom Wiederaufbaufonds wohn­
versorgt, während 25.871 Bombenopfer, das 
sind 76,33 Prozent, Zl!lm größten Teil, wie sie 
angeben, von den Gemeinden, nicht zuletzt 
auf Grund des seinerzeit bestandenen Woh­
nungsanforderungsgesetzes, in Ersatzwohnun­
gen eingewiesen werden konnten. 

Hohes Haus ! In dieser Feststellung ist die 
Forderung meiner Fraktion unwiderlegbar 
begründet, daß den Gemeinden ein Einwei­
sungsrecht für die freiwerdenden Wohnungen 
wieder gegeben werden muß, solange tausende 
und tausende Bombenopfer noch wohnunver­
sorgt sind. Die Nichterfüllung dieser soziali­
stischen Forderung verlängert auch das W oh­
nungselend tausender ausgebombter Familien 
um viele und viele weitere Jahre, wofür natür­
lich die die Verantwortung tragen, die sich 
beharrlich weigern, die erforderlichen gesetz­
lichen Maßnahmen zu schaffen. 

Wie ich ebenfalls schon in meiner Stellung­
nahme zum Kriegssachschädengesetz damals 
angab, wurden bis Ende 1957 für die Wieder­
errichtung und Bewohnbarmachung kriegs­
zerstörter Wohnungen rund 6,5 Milliarden 
Schilling ausgegeben. Mit dieser Summe wur­
den 1 12.000 vVohnungen entweder neu ge­
schaffen oder zum Teil wieder bewohnbar ge­
macht. Aber ein nicht unerheblicher Teil 
dieser 1 1 2.000 wiederhergestellten Wohnungen 
besteht aus neuerbauten Wohnungen und 
Geschäftsräumlichkeiten. Wenn nun von 
33.894 total Ausgebombten nur knappe 10 Pro­
zent mit Wiederaufbauwohnungen beteilt wur­
den, dann muß doch eine plausible Antwort 
auf die Frage gegeben werden können, wem 
der Großteil der neuerrichteten Wohnungen in 
Wirklichkeit zugute kam. 

_ Das billige Argument, das Herr Kollege 
Sebinger auf diese meine Frage letzthin be­
nützte, kann wohl niemand überzeugen und 
aDl wenigsten wohl die betroffenen Ausge­
bombten. Der Kollege Sebinger sagte näm­
lich, daß die Ausgebombten von dem ihnen 
zustehenden Prioritätsrecht auf die Wiederauf­
bauwohnungen vielfach gar keinen Gebrauch 
gemacht hätten, und er zieht daraus den 
Schluß, daß sie kein besonderes Interesse an 
solchen Wohnungen hätten. 

So einfach, wie der Kollege Sebinger diese 
Dinge sieht, sind sie in Wirklichkeit nicht, 
denn dieses Argument hinkt, und zwar deshalb, 
weil das schönste Prioritätsrecht ein reiner 

Mumpitz bleibt, wenn es den Ausgebombten 
an dem straffen Geldbeutel mangelt, der not­
wendig ist, um sich über das Wohnungseigen­
tum das aus Steuergeldern wiederhergestellte 
Ersatzobdach zu erkaufen. Würden die minder­
bemittelten Bombenopfer über die notwendigen 
Tausender verfügen, die auch für die Erwer­
bung einer Wiederaufbauwohnung meistens 
erforderlich sind, dann glaube ich, bräuchten sie 
in sehr vielen Fällen erst keinen Wiederauf­
bau, um wieder zu einem menschenwürdigen 
Obdach zu kommen. 

Das Argument des Kollegen Sebinger ist 
daher völlig untauglich, den Blick der Bomben­
opfer über die wahren Ursachen ihrer jahre­
langen Obdachlosigkeit zu trüben, denn auch 
Sie, Herr Kollege, müssen heute schon zugeben, 
wo der Fehler liegt und wo er zu suchen ist. 

Unserer Meinung nach ist es Aufgabe des 
Gesetzgebers, die bestehenden Mängel des 
Gesetzes, die es möglich machen, daß die 
Wiederaufbaumittel meist zweckwidrig ver­
wendet werden, auszumerzen. Mit einer ent­
sprechenden Reform des Wiederaufbaugesetzes 
kann auch Vorsorge getroffen werden, daß die 
mit Mitteln des Wiederaufbaufonds errichteten 
Wohnungen und Geschäfte ohne Rücksicht 
auf die Zahlungskraft der Ausgebombten nur 
diesen zugänglich gemacht werden. 

Es mag mir entgegengehalten werden, daß 
auch wir Sozialisten seinerzeit der Gesetzes­
änderung zugestimmt haben, die die Volumens­
vergrößerung möglich machte. Das stimmt 
gewiß. Aber wir haben auch damals keinen 
Zweifel darüber offengelassen, Hohes Haus, 
daß wir solchen Maßnahmen nur in der Er­
wartung unsere Zustimmung geben, daß sie 
einer rascheren Wohnversorgung dieser be­
dauernswerten Opfer dienen. Pflicht der­
jenigen Behördenstellen, die mit der Durch­
führung des Gesetz� betraut sind, wäre es 
gewesen, dafür zu sorgen, daß diesem Grund­
satz Genüge getan wird. Die Erfahrung hat 
aber gelehrt, daß einzelne dieser Behörden 
versagen und daß nur wieder der Gesetzgeber 
Vorsorgen schaffen kann, die den Mißbrauch 
der Aufbaumittel unterbinden und endlich 
den Ausgebombten auch auf diesem Gebiet zu 
ihrem Recht verhelfen. Die bestgemeinte 
Entschädigungsaktion muß ein Stümperwerk 
bleiben, wenn auch noch weiterhin den Aus­
gebombten die mit Mitteln des Wiederauf­
baufonds errichteten Wohnungen und Ge­
schäftsräumlichkeiten vorenthalten bleiben. Es 
ist auch eine Zumutung, wenn von diesen 
seit mehr als einem Jahrzehnt vertrösteten 
Kriegsopfern verlangt wird, daß sie Vernunft, 
daß sie Einsicht bekunden mögen. Diese 
Forderung kann ' nur dann mit Recht erhoben 
werden, wenn Gesetzgebung und Regierung 
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alles vorkehren, was notwendig ist, um aus 
einem papierenen Recht ein lebendiges zu 
machen. Solange die menschenwürdige Unter­
bringung eines Großteiles der Bombenopfer 
noch ein offenes Problem ist, solange kann von 
einer echten Abgeltung der berechtigten An­
sprüche di",ser Kriegsopfer nicht gesprochen 
werden.  

Der weitere Kampf der Ausgebombten um 
das Obdach wird ebenso die Unterstützung 
meiner Partei finden wie der um die echte 
Entschädigung für das verlorene Hab und 
Gut, den wir derzeit abgeschlossen haben. 

Mit der heutigen Novelle, die das Hohe 
Haus zu beschließen hat,- ist gewiß wieder ein 
Schritt vorwärts getan, und wir werden 
dieser Vorlage umso freudiger zustimmen, als 
sie ja auf Grund unserer Initiative entstanden 
ist. (Beifall bei der SpO.) 

Präsident : Ich erteile dem nächsten vor­
gemerkten Redner, Herrn Abgeordneten Kop­
lenig, das Wort. 

Abgeordneter Koplenig : Meine Damen und 
Herren ! Mit der Vorlage dieser Novelle zum 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz ist die De­
batte über jene Frage ins Parlament über­
tragen, die heute weite Kreise der Bevölkerung 
sehr ernsthaft beschäftigt. Wohl betrifft diese 
Novelle einen Punkt, der mit dem Bau von 
Wohnungen nicht direkt zusammenhängt. Aber 
mein Vorredner hat bereits mit Recht darauf 
hingewiesen, daß Hausratsdarlehen an Aus­
gebombte allein nicht genügen, daß dieses 
Problem nur dann gelöst werden wird, wenn 
die Ausgebombten auch Wohnungen bekom­
men, wenn . ihnen das gegeben wird, worauf 
sie ein Recht haben. 

Da durch diese Novelle der W ohnungs­
wiederaufbau auf die Tagesordnung gesetzt 
wird, ist es notwendig, sich im Zusammenhang 
mit dem vorliegenden Gesetz auch mit jenen 
Plänen und Absichten zu beschäftigen, die 
heute in der Frage des Wohnungsbaues, in 
der Frage der :l\Iieten und so weiter bestehen . 
Von keiner Seite wird bestritten, daß trotz 
des hohen Aufwandes öffentlicher Mittel für 
den Wohnungsbau nach wie vor Wohnungsnot 
herrscht und die Gefahr des Verfalles von 
Altwohnungen keineswegs gebannt ist. 

Es ist auch allgemein bekannt und wird 
ebenfalls von niemandem bestritten, daß auch 
der private Hausbesitz nur insoweit instand­
gesetzt wird, als dafür öffentliche Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. Da aber die Zu­
teilung öffentlicher Mittel zur Instandhaltung 
von Wohnhäusern an die Voraussetzung von 
Kriegsschäden größeren Ausmaßes gebunden 
ist, entsteht der groteske Zustand, daß gerade 
die Häuser mit geringeren Bauschäden immer 
stärker durch Verfall gefährdet sind. 

Dabei ist es keineswegs so, daß dieser Verfall 
eine - Abnützungserscheinung schlechthin ist. 
Er wird - vielfach auch bewußt herbeigeführt, 
um an Stelle des mietengeschützten Hauses 
ein Spekulationsobjekt neuer Art entstehen 
zu lassen. § 7 des Mietengesetzes gibt den 
Hausbesitzern die Möglichkeit, Reparatur­
kosten auf die Mieter abzuwälzen. Die An­
wendung des § 7 hat, wie in diesem Hause 
schon oft aufgezeigt wurde, zu außerordent­
lichen Härten geführt, ohne aber in größerem 
Maß die Instandsetzung von Wohnhäusern 
zu ermöglichen. 

Mein Kollege Honner hat in der Sitzung 
des Nationalrates vom 29. Juni 1954, also 
vor vier Jahren, den Antrag eingebracht, 
zur Verhinderung des Verfalles von Wohnungen 
einen zentralen Reparaturausgleichsfonds zu 
bilden, dem neun Zehntel des gesamten Miet­
zinsertrages zufließen sollten, soweit dieser 
Betrag nich t nach weislich für die Instandhaltung 
von Wohnungen verwendet worden ist. Vier 
Jahre mußten vergehen, bis dieser Antrag 
auch von der SPÖ, vom Abgeordneten March­
ner, aufgegriffen wurde. Als mein Kollege 
Honner in der Sitzung vom 3. Dezember 1956 
an seinen Antrag erinnerte, da hat der Ab­
geordnete Slavik hochnäsig erklärt, es rentiere 
sich nicht, auf die Vorschläge der Kommunisten 
einzugehen. Das ist die Methode, mit der hier 
Politik gemacht wird. Ein vernünftiger, sach­
licher und richtiger Vorschlag wird nicht einmal 
in Behandlung gezogen, wenn sein Verfasser 
ein Kommunist ist. Vier Jahre lang läßt man die 
Häuser verfallen, verludern, weil man einen 
kommunistischen Antrag, der damals so richtig 
war, wie er es heute ist, nicht in Behandlung 
nehmen wollte. Und nach vier Jahren, jetzt, 
wo wieder Wahlen näherrücken, wird dieser 
Antrag dann auch von der SPÖ als Forderung 
erhoben. Man stellt sich jetzt als Retter der 
Wohnungen hin, die deshalb verfallen mußten, 
weil unser Antrag vor vier Jahren abgelehnt 
wurde. 

Die Hausherrenvertreter innerhalb und 
außerhalb dieses Hauses, ihre Wortführer in 
der Presse versuchen immer wieder, der 
Öffentlichkeit einzureden, daß die Ursache 
des Häuserverfalles darin besteht, daß die 
Wohnungen in Österreich zu billig seien und 
nicht der echte Preis für sie bezahlt werde. 
Man müsse, so sagen sie, der Ware Wohnung 
wieder den richtigen Preis geben, und schon 
würden die Häuser instandgesetzt, neue gebaut 
werden, und die Wohnungsnot würde ver­
schwinden. 

Damit kommt man zum Kernproblem, 
um das heute der Streit geht, zur 
Frage der Mieten, zum Vorstoß der Haus­
herren gegen den Mieterschutz. In einer Zeit, 
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wo jede Forderung nach einigen Groschen 
Lohnerhöhung mit der Begründung abgeiehnt 
wird, daß die Konjunktur im Abklingen sei, 
daß man sich doch auf den Gemeinsamen Markt 
einstellen müsse, kommen die Hausherren mit 
Forderungen, die das Lohn-Preisgefüge so er­
schüttern müßten, wie es seit 1945 noch nicht der 
Fall gewesen ist. Denn es ist doch eine unbestreit­
bare Tatsache, daß die Löhne in Österreich auf 
dem Schutz der Mieter gegen Preistreiberei 
mit Wohnungen aufgebaut sind. Es muß 
hinzugefügt werden, daß auch dieser Schutz, 
worauf wir im Parlament wiederholt hin­
gewiesen haben, unzureichend ist, weil er 
sich nur auf jene erstreckt, die Wohnungen 
schon haben, und die Untermieter vollkommen 
schutzlos läßt. Aber immerhin ist der Mieter­
schutz eine das gesamte Lohn-Preisgefüge 
bestimmende Tatsache. Die Herren, die das 
Wohnungsproblem auf kapitalistische Art 
durch eine allgemeine Zinserhöhung lösen 
wollen, müssen zur Kenntnis nehmen, daß sie 
damit die Frage einer allgemeinen Lohn- und 
Gehaltserhöhung, der Erhöhung der Renten 
und der Arbeitslosenunterstützung auf die 
Tagesordnung setzen. 

Von Hausherrenseite ist vor nicht langer 
Zeit erklärt worden, daß die Wohnungsnot 
künstlich sei. Was will man damit sagen � 
Will man damit sagen, daß die Arbeiter wieder 
zusammenrücken, wieder in engen, überfüllten 
Wohnungen hausen sollen, daß der Skandal 
des Bettgeherturns wieder neu aufleben soll ? 

Wir haben in den letzten Wochen im Zu­
sammenhang mit dem Katholikentag sehr 
viele schöne Worte gehört von den neuen 
menschlichen Beziehungen : Ihr alle seid Brü­
der ! ,  und anderes mehr. Man spricht immer 
wieder über Familienpolitik, über Sozial­
partnerschaft und wie alle diese Schlagworte 
lauten, mit denen man die arbeitenden Men­
schen vom Kampf für ihr Wohl, für Familien­
glück, für ein besseres Dasein abhalten will. 
Aber man muß sagen, daß gerade die Haltung 
der Ö VP und der ihr nahestehenden Hausherren­
verbände in der Wohnungsfrage allen diesen 
scheinheiligen, süßlichen Reden ins Gesicht 
schlägt. Die Wohnung ist keine Ware ! Und 
die Wohnung darf kein Spekulations- und 
Handelsobjekt sein. Sie ist eine Lebens­
notwendigkeit und das elementare Recht jedes 
einzelnen Menschen. Und genauso wie der 
Unterricht und der Gesundheitsschutz nicht 
Gegenstand von Schiebungen sein dürfen, 
ebensowenig darf es die Wohnung sein. 

Welche Sumpfblüten der Wohnungs-
wucher treibt, zeigt der Inseratenteil des 
"Neuen Österreich" und anderer Blätter 
an jedem Sonntag. Im Haus Quellen­
straße 75, also in einem Arbeiterbezirk, in 

Favoriten, wird eine Wohnung, bestehend 
aus 2 Zimmern und Küche, offen zu einem 
Preis von 35.000 S ausgeboten. Für eine 
1 %-Zimmerwohnung im 6. Bezirk werden 
22.000 S verlangt. Das sind keine Luxus­
wohnungen, sondern Kleinwohnungen, und 
diese Preise werden verlangt, auch jetzt, 
nachdem der Zentralverband der Hausbesitzer 
seinen Aufruf herausgegeben hat, keine Ablöse 
für Wohnungen zu verlangen. 

Dabei kann man nicht umhin, auf den sehr 
eigenartigen Umstand hinzuweisen, daß auch 
mit den aus öffentlichen Mitteln erbauten 
Wohnungen dunkle Geschäfte gemacht werden. 
Das ist keineswegs eine bloße Behauptung. 
In demselben Anzeigenteil der Zeitungen 
werden Eigentumswohnungen, die ausschließ­
lich aus öffentlichen Mitteln gebaut werden, 
unverhüllt zum Kauf angeboten. Dieser 
Kauf wird gewöhnlich als Rücktritt vom 
Wohnungseigentum verschleiert, und dabei 
ergibt sich folgende unglaubliche Tatsache : 
Wenn jemand ein Bett mit Matratzen bei 
einem Kaufmann auf Raten kauft, so bleiben 
diese Gegenstände Eigentum des Möbelhänd­
lers, bis die letzte Rate bezahlt ist. Veräußert 
oder versetzt der Käufer in dieser Zeit das 
Bett, so macht er sich des Betruges schuldig 
und kann sogar zu einer Gefängnisstrafe verur­
teilt werden. Wenn aber jemand durch die Be­
zahlung des Grundanteils Wohnungseigentum 
erworben hat, kann er in das nächste Ver­
mittlungsbüro gehen und seinen Anteil um 
ein Vielfaches verschachern, obwohl dieses 
Wohnungseigentum aus öffentlichen Mitteln 
erworben wird. Das geht nicht hinter dem 
Rücken des Vereines der Freunde des Woh­
nungseigentums vor sich, sondern mit seiner 
Mitwisserschaft und tatsächlichen Unter­
stützung. 

Es sind Fälle bekannt geworden, wo sich 
die Dinge noch einfacher abgespielt haben. 
Besitzer von Ruinengrundstücken, die im Woh­
nungseigentum aufgebaut werden, nehmen auf 
ihren Namen und auf den Namen ihrer Kinder 
vier bis fünf Wohnungen, die sie dann zu 
Wucherpreisen weiterverkaufen. Mit solchen 
Methoden werden die wirklich Wohnungs­
bedürftigen, die Ausgebombten, die ein Recht 
darauf haben, eine Wohnung aus öffentlichen 
Mitteln zu bekommen, um ihr Recht auf eine 
Wohnung gebracht. 

Meine Damen und Herren ! Wir werden 
für dieses Gesetz stimmen, damit wenigstens 
eine kleine Anzahl Bedürftiger einen Hausrat­
kredit bekommt. Aber man kann sich des 
Gefühls nicht erwehren, daß mit diesem Gesetz 
der schlechte Eindruck verwischt werden soll, 
den die ablaufende Parlamentssession hinter­
läßt. Man hat angekündigt, daß noch in 
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dieser Parlamentssession das Arbeitszeitgesetz 
behandelt werden soll und daß die Arbeits­
zeit ab 1 .  Jänner 1959 verkürzt werden soll. 
Es wurde kein solches Gesetz eingebracht. 
Nichts dergleichen ist geschehen. 

Die Gesetze über die Entschädigung der 
Bombenopfer und der Opfer des Faschismus 
haben in den Kreisen der Geschädigten tiefe 
Enttäuschung und Erbitterung ausgelöst. 
Die Frage des Staatszuschusses für die Kran­
kenkassen ist unerledigt ge blieben, und zu 
all dem kommt noch, daß mit demselben 
Trick, mit dem das Wohnungsanforderungs­
gesetz seinerzeit zu Fall gebracht wurde, 
jetzt auch sein unzulänglicher Ersatz aus der 
Welt geschafft worden ist. Das ist eine trübe 
Bilanz , über die die sehr unzureichende Ent­
schädigung der Bombenopfer und das Haus­
ratsdarlehen nicht hinweghelfen können. 

Wir Kommunisten stimmen für dieses Ge­
setz und verbinden damit die Forderung 
nach der Schaffung eines Gesetzes, das dem 
Wohnungswucher und der Wohnungsspeku­
lation ein Ende macht und die soziale Pflicht 
des Staates gegenüber den Wohnungssuchenden 
und Wohnungsbedürftigen erfüllt. 

Präsident : Der nächste vorgemerkte Redner 
ist der Herr Abgeordnete Aigner. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Aigner : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Als vor Jahren das 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz hier in diesem 
Hohen Hause verabschiedet wurde, wurde es 
einstimmig getan, wahrscheinlich unter dem 
Eindruck jener Schäden, die zur damaligen 
Zeit noch sichtbar in allen Städten und 
Industrieorten Österreichs vorhanden gewesen 
sind, die aber auch große Teile der öster­
reichischen Landwirtschaft praktisch noch 
immer mit den Folgeerscheinungen des Krieges 
belastet haben. 

Wenn wir heute an eine Novellierung des 
W ohnhaus-Wiederaufbaugesetzes herantreten, 
so glaube ich, ist es notwendig, dazu einige 
Worte im Zusammenhang mit einigen anderen 
Zuständen und Vorkommnissen zu sagen, die 
in der nächsten Zeit meines Erachtens in 
Österreich vorhanden sein werden. Die der­
zeitige Novellierung erscheint mir aber auch 
vor allem deswegen notwendig, weil mit ihr 
eine Reihe von Fragen aufgerollt wird, die 
vor allem jene Schichten der Bevölkerung 
betreffen, die noch immer keine Befriedigung 
ihres Wohnungsbedürfnisses erfahren haben, 
weil sie als Ausgebombte durch die bisherige 
Form des Wohnhauswiederaufbaues nicht 
befriedigt werden konnten und in der Zwischen­
zeit Veränderungen eingetreten sind, die gerade 
den Schutz jener praktisch in den Vordergrund 
gerückt haben. 

Mit Ende des abgelaufenen Monats ist das 
Neuvermietungsgesetz abgelaufen. Es gibt 
nun eine ganze Gruppe von Menschen in 
Österreich, die dieses Ablaufen des Neu­
vermietungsgesetzes als einen Sieg, als einen 
Erfolg hinstellen. Ich weiß nicht, ob gerade 
damit ein besonders großer Erfolg erzielt 
wurde . Ich sehe in dem abgelaufenen Neu­
vermietungsgesetz nicht so sehr das Positive, 
das in diesem Gesetz ausgesprochen gewesen 
ist - und man hat sehr Kritik an diesem Gesetz 
deswegen geübt, weil es nicht in der Lage 
gewesen ist, alle jene Bedürfnisse zu be­
friedigen, die aus den Wohnverhältnissen in 
Österreich praktisch entstanden sind -, ich 
sehe vielmehr in dem Gesetz das Positive in 
seinem Negativen, das heißt darin, daß 
es dem Hausbesitzer und dem Vermieter 
nicht möglich gewesen ist, Willkürkündigungen 
vorzunehmen, weil diese willkürliche Kündi­
gung einer Wohnung eben praktisch wieder 
dazu geführt hätte, daß jemand mit einem 
Mietschein in die freigewordene Wohnung 
hineingenommen werden mußte, wobei die Aus­
wahl der Hausbesitzer unter den in die Woh­
nung Einzuweisenden immerhin eine gewisse 
Beschränkung gehabt hat. Die Durchführung 
des Gesetzes hat sicherlich zu einer Fülle von 
Schwierigkeiten geführt, aber es brachte doch 
den Gemeinden, auf die es Anwendung ge­
funden hat, eine gewisse Erleichterung. 

Darf ich nur auf einen einzigen Fall hin­
weisen. Die Stadt Linz hat in der Zeit, wo das 
Neuvermietungsgesetz in Kraft war, immer­
hin 509 Obdachlose oder von Delogierung 
Bedrohte oder Leute, die in Häusern 
untergebracht waren, die geräumt werden 
mußten', in anderen Wohnungen in dieser 
Stadt unterbringen können. 509 Familien, 
das mag sicherlich eine sehr kleine Zahl sein. 
Wenn man aber weiß, daß der Stadt Linz erst 
seit der letzten Regelung der Verteilung der 
Mittel aus dem Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds die Möglichkeit gegeben worden ist, 
innerhalb eines Jahres mit Hilfe des Fonds 
220 Wohnungen zu schaffen, so brachte das 
Neuvermietungsgesetz, mit dessen Hilfe 509 
Personen oder Familien untergebracht werden 
konnten, eine sehr bedeutende Erleichterung 
für die Gemeinde, die in dem Zeitpunkt keine 
andere Möglichkeit gehabt hätte, Obdachlose 
oder vor der Delogierung Gestandene woh­
nungsmäßig auch nur teilweise zu befriedigen. 

Ich glaube, der Umstand allefn, daß man hier 
für den wirklich Wohnungsbedürftigen auch 
bescheidene Möglichkeiten der Unterbringung 
geschaffen hat, hätte es notwendig gemacht, 
das Gesetz zu verlängern, um so den Gemeinden 
in dringenden Wohnungsnotstandsfällen die 
Einweisung von Personen zu ermöglichen. 
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Das ist nicht geschehen. Wir werden uns 
mit dieser Tatsache auseinanderzusetzen haben. 
Wir alle miteinander werden versuchen müssen, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
den Gemeinden die Möglichkeiten gegeben 
werden, die von Wohnungsnotstand betroffenen 
Menschen unterzubringen, die, wenn wir · das 
nicht tun können, zu einer sozialen Gefahr in 
Österreich werden können. 

Sicherlich schafft ein Verteilungsgesetz für 
Wohnraum keine neuen Wohnungen. Es wird 
kein zusätzlicher Wohnraum dadurch ge­
schaffen, aber es wird immerhin die Möglich­
keit gegeben, die krassesten Notstandsfälle 
zu beseitigen, die von krassesten Notstands­
fällen Betroffenen wohnungsmäßig unterzu­
bringen und so eine gewisse Erleichterung in 
jenen Schichten der Bevölkerung herbeizu­
führen, die durch die Wohnungsnot am ärgsten 
bedroht sind. 

Man sagt und man schreibt, daß die Wohnung 
eine Ware geworden ist. Ist weiß nicht, ob 
das richtig ist. Ich bestreite es. Die Wohnung 
ist keine Ware und die Wohnung kann keine 
Ware sein, denn innerhalb der österreichischen 
Bevölkerung hat sich eine ganz gewaltige 
Veränderung auch im Denken der Menschen 
in bezug auf die Wohnung, ihre Ausstattung, 
ihre Größe und so weiter ergeben. Die Men­
schen sehen heute das Wohnen unter einem ganz 
anderen Gesichtspunkt, als es einmal in der 
Vergangenheit gewesen ist, und die Wohnung 
kann deshalb keine Ware sein, weil wir, ich 
glaube, wir alle miteinander, einen Stand­
punkt gegenüber der Gesamtheit mit ruhigem 
Gewissen vertreten können : So wie in 
einem Kulturstaat niemand hungern darf, 
so sollte es in einem Kulturstaat auch nieman­
den geben, der ohne Obdach ist ! (Beifall bei 
der SPO.) Wenn wir uns zu diesem Grundsatz 
bekennen, dann wird zwangsläufig die Wohnung 
aus den allgemeingültigen Marktgesetzen her­
ausgenommen werden müssen, dann können für 
die Wohnung nicht jene Gesetze gelten, die 
für die Anschaffung eines Automobils, für die 
Anschaffung zusätzlicher Kleidung oder 
die für die Befriedigung irgendwelcher zu­
sätzlicher Bedürfnisse - und seien es auch 
Kulturbedürfnisse - gelten. Obdach und 
Nahrung gehören zu jenen Gegenständen und 
zu jenen Sachgütern des täglichen Bedarfes 
und des täglichen Lebens, die den allgemeinen 
Gesetzen des Marktes entzogen sind. Sie sind 
eine soziale Notwendigkeit und können daher 
auch nur von sozialen Gesichtspunkten aus 
beurteilt werden. 

Der Verband der österreichischen Haus­
besitzer hat einen Appell an die Hausbesitzer 
gerichtet . Ich hoffe, daß dieser Appell eine 
positive Wirkung auslösen wir4 . Ich hoffe es -

aber ich bezweifle es. Ich glaube nicht daran, 
daß der Appell an das Gewissen, an die Moral 
irgendeinen großen, starken, positiven Erfolg 
haben wird. Ich bin vielmehr der Meinung, 
daß dieser Appell nichts anderes sein wird 
als der Ausdruck des guten Willens einiger 
weniger, die vielleicht wirklich die Absicht 
haben, im Rahmen der ihnen jetzt zukommen­
den größeren Möglichkeiten jene soziale Hal­
tung zum Ausdruck zu bringen, die sie in 
ihrem Appell von ihren Mitgliedern verlangen. 
Wir haben, glaube ich, auf diesem Gebiet 
schon einige Erfahrungen. 

Als das Wohnungsanforderurigsgesetz abge­
laufen war, war es nicht möglich, im Schoße 
der beiden Regierungsparteien zu einer Ver­
ständigung zu kommen, um eine Neuordnung 
in der Verteilung des Wohnraumes in Österreich 
herbeizuführen. Und wir haben nach Ablauf 
dieses Wohnungsanforderungsgesetzes einen 
Zustand in den Großgemeinden gehabt, der 
bestimmt nicht erfreulich gewesen ist, 
einen Zustand, der zu Protesten auch aus 
Kreisen geführt hat, die sich sonst nicht so 
stark in das öffentliche Leben, soweit es 
wirtschaftliche Dinge betrifft, einmischen. 

Wir haben eine sehr starke Protestaktion 
der der katholischen Kirche angehörigen Cari­
tas gehabt. Wir haben eine sehr starke 
Protestaktion der katholischen SOS-Gemein­
schaft gehabt, und ich kann mich an Zeitungs­
notizen erinnern, in denen der Erzbischof 
der Erzdiözese Wien öffentlich aufgerufen hat, 
um jene Gelder aufzubringen, die notwendig 
gewesen sind, um obdachlosen Wienern die 
Mittel bereitstellen zu können, um die Ablösen 
zu bezahlen, die notwendig gewesen sind, damit 
obdachlose Familien eine Wohnung bekommen. 
Ich kann mich nicht an einen Fall, sondern an 
eine ganze Reihe von Fällen in meiner engeren 
Heimat erinnern, wo Priester der römisch­
katholischen Kirche, Pfarrer in ihren Pfarr­
gemeinden aufgerufen haben, um obdachlosen 
Pfarrkindern die Unterbringung in freistehen­
den, leeren Wohnungen zu ermöglichen. Der 
Appell an das Gewissen, der Appell an das soziale 
Verantwortungsgefühl ist aber nicht immer 
der Appell, der einen ungemein großen, einen 
ungemein starken Erfolg hat. 

Auf Grund dieser Zustände kamen wir dann 
dazu, das Neuvermietungsgesetz zu schaffen. 
Ich sage noch einmal : ein Gesetz , das bestimmt 
nicht absolut befriedigend gewesen ist, aber 
ein Gesetz, das die Möglichkeit schuf, die 
krassesten und härtesten Fälle eines sozialen 
Notstandes zu beseitigen, der in Österreich 
nun einmal gegeben ist, mit dem wir uns aus­
einanderzusetzen haben und den wir wahr­
scheinlich nicht in sehr kurzer Zeit endgültig 
und restlos beseitigt haben werden. 
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Was wird aber jetzt in Wirklichkeit ein­
treten 1 An die Gemeinden werden neue 
Forderungen herangetragen werden. Denn ich 
bin nicht der Meinung, daß der Obdachlose, 
der von der Delogierung Bedrohte, der, der 
in einem einsturzgefährdeten Haus wohnt, 
zur Hausbesitzervereinigung gehen wird, son­
dern er wird zum Bürgermeister seiner Ge­
meinde gehen - ob das jetzt die Großgemeinde 
Wien, ob das eine der Landeshauptstädte 
oder ob das eine der Industriegemeinden ist ­
und wird vom Bürgermeister seiner Gemeinde, 
von seinem Gesichtspunkt aus mit Recht und 
auch unserer Meinung nach mit Recht 
verlangen, daß ihm in seinem Notstand 
geholfen wird. Und der Bürgermeister 1 Der 
Bürgermeister wird in den größeren Gemeinden, 
wo sich die Fälle sehr stark mehren werden, 
e ben nichts anderes tun können, als in den 
von den Gemeinden mit welchen Mitteln 
immer errichteten Neubauten diesen Woh­
nungsuchenden eine Wohnung zu geben. Und 
die Gemeinden werden eine Fülle von anderen 
Aufgaben, die ihnen auf dem Gebiet der 
W ohnra um beschaffung obliegen, tatsächlich 
nicht erfüllen können. 

Ich verweise noch einmal auf Linz. Die 
Gemeinde Linz baut im Jahr mit Mitteln 
des Bundes- Wohn- und Siedlungsfonds 220 
Wohnungen. Es werden mehr Wohnungen 
gebaut in der Stadt, das ist richtig. Aber die 
Wohnungen, die die Wohnbaugenossenschaften 
oder die Wohnbaugesellschaften errichten, 
werden nicht immer und können nicht 
immer nach den Gründen der Bedürftigkeit 
allein, sondern müssen oftmals auch nach jenen 
Gesichtspunkten, die für die Genossenschaften 
oder für die Gesellschaften maßgebend sind, ver­
geben werden. Es wird eine sehr kleine Anzahl 
von Wohnungen zur Verfügung stehen, die 
den Obdachlosen, die den von der Delogierung 
Bedrohten, die den in einsturzgefährdeten 
Häusern Wohnenden und die vor allem auch 
den jungen Ehepaaren zur Verfügung gestellt 
werden können. 

Wenn wir auf der einen Seite eine Verteilung 
des vorhandenen Wohnraumes nicht wollen, 
dann müssen wir uns wahrscheinlich früher 
oder später - und ich nehme an, daß bei 
den Kollegen der Österreichischen Volkspartei 
diese Bereitschaft vorhanden ist - zusammen­
setzen, um jene Probleme zu diskutieren, die 
sich aus dem Ablaufen des Neuvermietungs­
gesetzes ergeben, aber auch jene Probleme, 
die sich aus der Novellierung des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes zwangsläufig ergeben 
haben. Ich bin der Meinung : Wenn wir auf 
der einen Seite nicht mehr bereit sind, den 
Gemeinden die Möglichkeit der Anforderung 
von Wohnungen zur Befriedigung tatsä�hlicher 

krasser Notstandsfälle zu geben, dann 
müssen wir die Gemeinden andererseits mit 
Mitteln ausstatten, damit sie den Sozial­
wohnbau im Rahmen der Gemeinde verstärkt 
durchzuführen in der Lage sind. Unter 
Sozialwohnbau der Gemeinde verstehe ich 
den, der vorsorgen soll für die sozial Bedürf­
tigsten und vor allem für die Kinderreichen. 

Wir werden aber auch dafür sorgen müssen, 
daß über den Weg der Wohnbaugenossen­
schaften und der sozialen Wohnbaugesell­
schaften die Voraussetzungen geschaffen wer­
den, um jene]) Gebieten in unserem Land, 
die heute Gebiete mit einer industriellen Ent­
wicklung sind, die zwangsläufig mit der Be­
schaffung zusätzlichen Wohnraums belastet 
sind, zu helfen, daß diesen Genossen­
schaften und diesen Gesellschaften die not­
wendigen Mittel bereitgestellt werden. 

Dazu ist meiner Meinung nach noch notwendig, 
daß wir gegen etwas vorsorgen, das gerade in 
den Gebieten junger und neuer Industrien 
zu einer ungeheuren Gefahr wird, zur Gefahr, 
daß Bodenspekulation und daß Boden­
wucher vielfach das wegnehmen, was durch 
zusätzliche Mittel an Sozialwohnbau geschaffen 
wird. Daß zu einer modernen Wohnbautätig­
keit des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
auch ein Bodenbeschaffungsgesetz notwendig 
ist, das auch die Möglichkeiten von Ent­
eignungen in sich schließt dort, wo diese Ent­
eignung eine absolute Notwendigkeit darstellt, 
glaube ich , ist etwas, was in allen Kultur­
staaten der Welt gegeben ist. Auch in West­
deutschland gibt es ein Enteignungsgesetz 
für den Wohnbau , wobei die Rechte der Eigen­
tümer hinsichtlich der Preisablöse absolut 
gewahrt werden können. Aber übersehen wir 
nicht, daß die Wohnung und der Wohnraum 
nicht mehr etwas ist, das wie in der Vergangen­
heit nebenher lauft, sondern daß die 
Wohnung zu einem Teil jenes Lebens gehört, 
das heute auch in unserer Republik, das heute 
praktisch in allen Kulturstaaten den Ausdruck 
einer bestimmten Kultur des gesamten Volkes 
darstellt. Vergessen wir aber- auch nicht, 
daß die Frage der Wohnung eine soziale 
Frage ist, die nicht nur für den Obdachlosen 
an sich ein Problem darstellt, sondern auch 
ein Problem darstellt für alle jene, die eine 
Familie gründen wollen, die aber heute keine 
Familie gründen können, weil wir nicht in der 
Lage sind, ihnen den notwendigen Wohnraum ­
zur Verfügung zu stellen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident : Ich erteile dem nächsten vor­
gemerkten Redner, Herrn Abgeordneten Prinke, 
das Wort. 

Abgeordneter Prinke : Hohes Haus ! Die 
jetzt zum Beschluß kommende Novelle zum 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz schließt _ eine 
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Kette von gesetzlichen Maßnahmen ab, die 
das Hohe Haus in den letzten Wochen be­
schlossen hat. Die Kriegssach- und Be­
satzungs geschädigten, die durch gesetzliche 
Regelung eine gewisse Entschädigung erhalten 
werden, erfahren nun auch mit dieser Novelle 
zum Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz eine Er­
leichterung. 

Anläßlich der Einbringung dieses Antrages 
und der späteren Diskussion bei den Kriegs­
sachschädengesetzen war davon die Rede, 
daß sich die Österreichische V olkspartei von 
ihrem eigenen Antrag drücken möchte, weil 
wir der Meinung Ausdruck gegeben haben, 
daß es vielleicht nicht mehr notwendig wäre, 
uns noch einmal mit Darlehen für den Hausrat 
zu beschäftigen, nachdem wir bereits ein 
Sachschädengesetz beschlossen haben, das eine 
echte Entschädigung vorsieht. Wir wollten 
damit verhindern, daß ein doppelter Ver­
waltungsapparat eingesetzt wird. Sie haben 
heute vom Berichterstatter gehört, daß 
es einerseits notwendig sein wird, eine 
Anzahl Angestellter einzustellen, einzuschulen 
und mit der Aufgabe der Gewährung von 
Krediten für den Hausrat zu beschäftigen. 
Auf der anderen Seite ist das Finanzmini­
sterium genötigt, einen entsprechenden Appa­
rat aufzubauen, der das gleiche zu tun hat, 
der die Aufgabe hat, nun die reine Entschädi­
gung festzustellen. Wir gaben deshalb zur 
Üi>erlegung, ob es also nicht doch möglich 
wäre, eine Form zu finden, die diese doppelte 
Belastung der Verwaltung vermeidet. 

Mit der Erweiterung des Antrages, daß also 
nun auch in einem Betrag von 200 Millionen 
Schilling für das Jahr 1958 eine Vorfinanzierung 
möglich ist, konnten wir die Voraussetzungen 
schaffen, daß diese Kreditaktion innerhalb 
von zwei Jahren abgewickelt werden kann. 
Das war also nun die Möglichkeit, die Zu­
stimmung zu geben, damit vorerst jener Kreis 
von Ausgebombten, die sich um ein Hausrats­
darlehen bewerben, zum Zuge kommen kann. 

Bei diesem Anlaß möchte ich - am 16. Juni 
waren es ja zehn Jahre, daß der Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds besteht - dem Hohen 
Hause einige Zahlen darüber bekanntgeben, was 
der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds bisher geleis­
tet hat. Beim Wohnhaus-Wiederaufbaufonds 
- Aufbau von Wohnungen - wurden 9690 An­
suchen erledigt. Ich schließe hier schon jene 

. Ansuchen ein, die noch in dieser Woche zur 
Erledigung kommen sollen, daher unter­
scheiden sich meine Zahlen teilweise etwas 
von jenen, die Herr Kollege Marchner bekannt­
gab. 

Bisher wurden 7,3 Milliarden Schilling ver­
baut oder kommen heuer noch zur Verbauung. 
Mit diesem Betrag wurden 63.620 Wohnungen, 
neu ·aufgebaut oder wiederhergestellt. Unter 

Wiederherstellung verstehe ich die Ausfüllung 
von sogenannten Baulücken, wo neue Woh­
nungen in alte Häuser teilweise hineingebaut 
wurden. 53.620 Wohnungen wurden in ihrem 
Bestande gesichert, das heißt, das waren Woh­
nungen, die zwar beschädigt waren, aber nicht 
so stark, daß die Mieter aus diesen Wohnungen 
ausziehen mußten. Die Mieter konnten also 
zum Teil in diesen Wohnungen verbleiben. 

Der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds hat also 
in Summe in den zehn Jahren 1 17.240 Woh­
nungen neu aufgebaut, wiederhergestellt oder 
so instandgesetzt, daß sie wieder ordnungs­
gemäß bewohnbar gemacht wurden. 

Noch zu erledigen sind - und jetzt komme 
ich auf das zu sprechen, was auch der Herr 
Abgeordnete Marchner angeführt hat - rund 
2000 Ansuchen, die noch beim Wiederaufbau­
fonds erliegen und einen Betrag von rund 
5,4 Milliarden Schilling erfordern, also rund 
60 Prozent jener Summe, die bereits verbaut 
wurde. Sie können also daraus ersehen, daß 
es immer noch Altmieter beziehungsweise 
Ausgebombte geben muß, die mit ihrem 
Anspruch nicht voll und ganz befriedigt 
werden konnten, weil ja  auch noch nicht 
der ganze Kriegsschaden behoben werden 
konnte. Es muß also noch ein Kreis von 
Menschen übriggeblieben sein, der in diesen 
2000 Ansuchen beziehungsweise in den 5,4 Mil­
liarden seine Befriedigung finden soll. 

Der Fonds hat 52.420 Fälle von Hausrat­
ansuchen mit einem Betrag von 343,3 Mil­
lionen erledigt. Man rechnet jetzt, daß für 
die nun kommende Hausrataktion vielleicht 
noch ein Betrag von 240 Millionen Schilling 
erforderlich sein wird. Sie sehen also hier, 
daß, wenn wir den Wiederaufbau im gesamten, 
schon einbezogen die Hausrataktion, be­
trachten, also ein ungeheurer Kapitalaufwand 
für die Bewältigung dieser Arbeit erforderlich 
war und ist. 

In diesem Zusammenhang will ich mich 
auch gleich mit der Kritik, die am Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds geübt wird, auseinander­
setzen. Es wird kritisiert, daß die Wohnungen 
nicht ausschließlich an Ausgebombte oder an 
Altmieter vergeben wurden ; weiters wird 
kritisiert, daß mehr Wohnungen gebaut werden, 
sich das Volumen also vergrößert und daß 
dadurch eine größere Anzahl von Wohnungen 
entsteht, als seinerzeit tatsächlich durch Kriegs­
einwirkung zerstört wurden. Ich muß Ihnen 
ehrlich sagen - Kollege Marchner ist leider 
nicht im Saal - :  Ich wundere mich darüber, 
daß gerade von der Seite der Sozialisten 
Klage geführt wird, wenn mehr Wohnungen 
gebaut werden. Wir alle sollten uns doch 
darüber freuen, daß eine Möglichkeit besteht, 
mehr Wohnungen über den Kreis der Altmieter 
und Ausgebombten hinaus zu bauen. 
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Wenn hier davon gesprochen wird, daß 
ein Mißbrauch mit dem Wohnhaus-Wieder­
aufbaufonds insoferne geschieht, daß auch 
Nicht�Ausgebombte, Nicht-Altmieter und so 
weiter zum Zuge kommen, so geht diese 
Kritik daneben. Der § I des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes sagt ausdrücklich, daß 
a) die kriegszerstörten Häuser wiederaufzu­
bauen sind und b) der durch Kriegseinwirkung 
verlorene Hausrat ersetzt werden soll. So 
lautet die klare Bestimmung des Gesetzes. Was 
der Wiederaufbaufonds macht, ist nichts an­
deres, als hier den Buchstaben des Gesetzes zu 
erfüllen. 

Wie viele Altmieter wurden denn tatsächlich 
befriedigt ? Man kritisiert immer, daß das 
Wohnungseigentum mit Hilfe des Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds verwirklicht werde und 
daher viele Altmieter nicht befriedigt werden 
könnten. Dazu ist zu sagen : Es gibt in ganz 
Österreich derzeit - das kann in den Listen 
der bisher bewilligten Objekte nachgezählt 
werden - insgesamt rund 20.000 Eigentums­
wohnungen. Der Fonds hat aber - wie ich 
schon sagte - 63.620 Wohnungen wieder­
aufgebaut oder neu gebaut. Ich rede jetzt 
gar nicht davon, daß beim Wohnungseigentum 
die Altrnieter, die Ausgebombten ebenfalls 
berücksichtigt werden. Dazu stelle ich noch­
mals fest, daß in meiner Organisation, der ich 
vorstehe, 20 Prozent der Wohnungseigentümer 
Altmieter sind ; nur 20 Prozent deshalb, weil 
ja  auch hier Volumensvergrößerungen zu 
verzeichnen sind und der Kreis der Altmieter 
voll befriedigt werden kann. Manche dieser 
Altmieter machen von ihrem Recht allerdings 
deshalb keinen Gebrauch, weil sie schon 
irgendwie anders wohnbefriedigt wurden oder 
weil sie am Erwerb einer Eigentumswohnung 
nicht interessiert sind. Bei Altmietern, denen 
die Mittel für den Grundankauf fehlen, be­
mühen wir uns allerdings auch hier - es 
geschieht nicht überall, nicht bei den Reali­
tätenbüros und nicht bei den Privaten, die­
im Wohnungseigentum bauen, aber bei den 
Genossenschaften, soweit ich feststellen konnte, 
und bei unserer Vereinigung -, den Leuten 
die Möglichkeit zu geben, sich Wohnungs­
eigentum in Raten zu kaufen, um damit 
zu einer gesunden Wohnung zu kommen. 
Wo sind also die restlichen 43.620 Nicht­
Eigentumswohnungen hingekommen 1 

Das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz sagt, daß 
die Bezirksverwaltungsbehörden, in Wien die 
Magistratischen Bezirksämter , verhalten sind, 
die Altmieter , soweit sie in ihrem Hause nicht 
befriedigt werden konnten, in Häuser einzu­
weisen, die aus dem Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds aufgebaut wurden. Leider muß fest­
gestellt werden, daß die Bezirksverwaltungs-

behörden von dieser Bestimmung viel zuwenig 
Gebrauch gemacht haben. Manchmal hatte 
man das Gefühl, daß diese Bestimmung 
direkt sabotiert wird, um dann wieder den 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds kritisieren zu 
können. Wir müssen also ein vollständiges 
Versagen der Bezirksverwaltungsbehörden auf 
diesem Gebiete feststellen und zur Kenntnis 
nehmen, daß die Vergabe der Wohnungen 
nicht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
erfolgt ist. Bedürftige Altmieter hätten also 
in einem weitaus größeren Ausmaß befriedigt 
werden können, als es bisher der Fall war. 
Aber hier liegt das Versagen nicht beim 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds, sondern, wie 
ich schon eingangs feststellte, bei den Bezirks­
verwaltungsbehörden. 

Was die noch restlichen Altmieter betrifft, 
Kollege Marchner, so scheint mir die Be­
fragungsaktion der Mietervereinigung keine 
brauchbare Grundlage, nicht einmal für eine 
Diskussion zu sein, weil es keine Überprüfungs­
möglichkeiten gibt, und wir werden in vielen 
Fällen feststellen können, daß Altmieter von 
ihrem Altmietrecht nicht Gebrauch gemacht 
haben oder verzichteten. Vielfach wurde das 
Altrnietrecht wohl in Anspruch genommen 
und dann an einen anderen verkauft, das 
heißt, daß die Wohnung gar nicht bezogen, 
sondern an einen Untermieter vergeben wurde 
und jetzt hohe Unterrnieten genommen werden. 
Diese Leute benötigten die Wohnung nicht, 
weil sie wahrscheinlich durch die öffentliche 
Hand auf andere Weise befriedigt wurden, 
etwa durch die Gemeinden, Genossenschaften 
und so weiter_ 

Ich darf den Kollegen Marchner daran 
erinnern, daß wir uns eingehend bemüht 
hatten, eine Bestimmung in das W ohnhaus­
Wiederaufbaugesetz einzubauen, die den Be­
griff "wohnbefriedigt" festlegt, wonach die 
Leute, die schon mit gesunden Wohnungen 
befriedigt wurden, vom Altrnietrecht aus­
geschlQssen sind. Es war nicht möglich, 
eine solche Bestimmung zu finden, denn was 
versteht man unter "wohnbefriedigt" � Ist 
es beispielsweise derjenige, der früher in 
der Simmeringer Waggonfabrik gearbeitet und 
in Simmering gewohnt, seine Wohnung durch 
Kriegseinwirkungen verloren hat und heute 
in Floridsdorf wohnt und jetzt täglich von 
Floridsdorf nach Simmering zu seiner Arbeits­
stätte fahren muß 1 Und das ist nur e in  
Beispiel. Oder kann ich ihn als wohnbe­
friedigt bezeichnen, wenn die Wohnung, die 
er zum Beispiel heute in Ottakring hat, 
schöner ist 1 Deshalb war es schwierig, hier 
eine Bestimmung in das Gesetz einzubauen, 
die diesen Kreis von Personen ausschließt. 
Der Kollege Marchner kann mir glauben, 
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daß wir unter diesen unklaren Bestimmungen 
ebenso leiden wie jeder andere, der diese 
Materie kennt und weiß, was es hier an Mög­
lichkeiten gibt, das Gesetz zu umgehen. 

Wenn hier Kollege Koplenig davon ge­
sprochen hat, daß Leute die Wohnung sofort 
um ein Vielfaches verkaufen können, dann 
muß ich darauf hinweisen, daß im § 31 a 
des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes aus­
drücklich der Verkauf dieser Wohnungen 
bis zu einem Zeitraum von sechs Jahren an 
die Zustimmung des Wohnhaus-Wiederauf­
baufonds gebunden ist, daher ein Verkauf 
nicht möglich ist. (Abg. J onas: Es werden 
doch so viele Eigentumswohnungen in den 
Zeitungen angeboten !) Darauf komme ich 
noch, Herr Bürgermeister ! Es ist richtig, 
daß in Zeitungen solche Wohnungen an­
geboten werden. (Abg. Jonas:  Zu Dutzenden !) 
Ja, aber es handelt sich um Wohnungen, 
die noch nicht aufgebaut wurden. Die langen 
Wartezeiten - in Wien sechs, sieben Jahre -
führen dazu, daß manche Grundanteilbesitzer 
von Eigentumswohnungen sich innerhalb dieser 
Jahre anderswo eine Wohnung finden und 
nun ihren Grundanteil verkaufen, dabei aber 
die lange Wartezeit verschweigen. Das aller­
dings ist ein offenkundiger Mißbrauch. 

Ich erkläre mich bereit, mit Ihnen, meine 
Herren, nach einer Lösung zu suchen, die 
das unterbindet. Das Verschulden, daß es bis 
jetzt zu keiner Regelung kam, liegt allerdings 
nicht bei uns. Grundsätzlich müßte - wie 
es früher war - bestimmt werden, daß nur der 
Wohnungseigentümer selbst, der das Wohnungs­
eigentum erworben hat, die Wohnung bewohnen 
kann, daß er sie nicht vermieten und 
daß er sie nicht verkaufen darf, wie wir es 
leider heute feststellen müssen. Aber wir 
konnten am Verhandlungstisch bisher noch 
nicht richtig zusammenkommen. 

Sie dürfen also daher auch hier nicht dem 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds einen Vorwurf 
machen, sondern ich muß Sie schon einladen, 
sich selbst an die Brust zu klopfen und 
"mea culpa ! "  zu sagen, denn daran tragen Sie 
allein die Schuld, daß wir uns über diese 
Dinge nicht einigen konnten. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang auch 
Bestimmungen treffen wollten, die die Speku­
lation mit den Grundstücken verhindern, so 
muß dazu auch ein offenes Wort gesagt werden. 
Dadurch, daß wir überwiegend, sagen wir 
zu 90 oder 99 Prozent, mit öffentlichen 
Geldern bauen - der private Wohnhausbau 
ist ja fast ganz zum Erliegen gekommen -, 
ist natürlich der Grundpreis ungeheuer in die 
Höhe gegangen. Die Baukosten werden 
von der Öffentlichkeit getragen, Verzinsung 
gibt es auch keine, infolgedessen schlägt 

man bei Grundstücken entsprechend auf und 
treibt so die Preise in die Höhe. 

Hier muß aber festgestellt werden, daß 
auch nicht nur die Konkurrenz unter den 
einzelnen Baugenossenschaften und Bauver­
einigungen, sondern auch jene der Gemeinden 
diesen Genossenschaften und Bauvereinigungen 
gegenüber vielfach die Preise in die Höhe 
treibt. Wir wären bereit, auch auf diesem 
Gebiet mit Ihnen zusammen Änderungen 
vorzunehmen. Am Ende werde ich noch 
darauf zurückkommen, wie ich mir überhaupt 
vorstelle, daß wir aus dem Dilemma, in 
dem wir uns auf dem ganzen Gebiet des 
Wohnungs wesens befinden, herauskommen 
können. 

Ich muß also feststellen, daß wir vielfach 
einen doppelten Einsatz von öffentlichen 
Geldern zu verzeichnen haben. Die Ge­
meinde Wien baut noch immer 
nach dem Prinzip, daß hundertprozentig 
nicht nur für die Grundkosten und Bau­
kosten, sondern auch teilweise für die Er­
haltung aufgekommen werden muß. Soweit 
mir von Kollegen aus dem Wiener Gemeinde­
rat gesagt wird, werden dort jährlich 30 bis 
40 Millionen Schilling aufgewendet, um nur 
die Erhaltung der alten Gemeindehäuser 
finanzieren zu können, weil die Mieten nicht 
mehr die Erhaltung dieser Häuser garantieren. 
Daraus wird uns klar, daß das auch ein 
Zustand ist, der heute oder morgen die 
Gemeinde Wien sehr schwer belasten wird, 
wenn hier nicht nach dem Grundsatz der 
Gerechtigkeit eine entsprechende Mietzins­
regelung erfolgt. Darauf werde ich noch 
später zu sprechen kommen. 

Es wird auch immer wieder von der Volumens­
vergrößerung geredet. Kollege Marchner, 
ich darf daran erinnern, daß in bezug auf 
die Volumensvergrößerung das Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetz in seinem § 17 ganz 
klare Bestimmungen enthält. Es heißt dort : 
Wenn dies gesetzliche Vorschriften erfordern, 
dann kann das Volumen vergrößert werden, 
oder wenn mehr Wohnfiächen entstehen oder 
ein Ausbau von Dachgeschossen in Dach­
wohnungen möglich ist. Die heutigen Bau­
ordnungen sehen ja eine ganz andere Ver­
bauung vor als seinerzeit, und daher entsteht 
ja die Volumensvergößerung. Wo früher 
vielleicht ein Ein- oder ein Zweistock-Haus 
war oder auch nur ein ebenerdiges Parterre­
Haus mit zwei oder drei Wohnungen, das 
in einer Hauptstraße stand, wird heute ein 
Haus mit vier oder fünf Geschossen gebaut 
werden müssen, weil es die Bauordnung so 
vorschreibt. Selbstverständlich kann nicht 
wieder ein kleines Haus in der alten Größe 
gebaut werden, weil es in das Stadtbild 
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nicht mehr hineinpassen würde . Daher ist 
eine Kritik daran vollständig unangebracht. 

Ich habe in Abwesenheit des Kollegen 
Marchner gesagt, daß ich mich wundere, 
daß gerade er, der sehr viel mit Wohnungen 
zu tun hat, davon gesprochen hat, daß man 
also mehr Wohnungen baut, als ursprünglich 
vorgesehen · gewesen war. 

Nun darf ich auch noch einige Worte 
über die Wiedereinführung der Bestimmung 
bezüglich des Hausratsdarlehens sagen. Die 
Mietervereinigung hat hierüber ebenfalls eine 
Zählung durchgeführt, und nach dieser 
haben wir uns annähernd ausgerechnet, was 
das kosten wird. Der Herr Kollege Marchner 
hat gemeint, der Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds soll keine bürokratische Kleinkrämerei 
betreiben. Ich muß· feststellen, daß der 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds gerade bei der 
Gewährung der Hausratsdarlehen sehr groß­
zügig gewesen ist. Ich glaube kaum, daß 
dann bei der echten Entschädigung über das 
Finanzministerium mit so wenig Unterlagen 
Leistungen erbracht werden können ; denn 
beim Wohnhaus-Wiederaufbaufonds hat man 
sich einfach mit der Bescheinigung der magi­
stratisehen Bezirksämter begnügt und diese 
Darlehen gewährt. Jedenfalls ist von den 
Stundungsmöglichkeiten eingehend Gebrauch 
gemacht worden, und ich kann Ihnen ver­
sichern, daß selbstverständlich auch jetzt 
davon Gebrauch gemacht werden wird. Aber 
Sie werden verstehen : Wenn auf der einen 
Seite die Gewährung eines Darlehens mit 
Stundungsmöglichkeit verlangt wird und auf 
der anderen Seite für den einzelnen Aus­
gebombten, der seinen Hausrat verloren hat, 
echte Entschädigungen gegeben werden, so 
muß darauf geachtet werden, daß der Kredit 
nicht höher ist als die Entschädigung ; denn 
sonst würden wir neuerlich zwei Gruppen 
schaffen : solche, die auf der einen Seite 
einen Kredit bekommen, der gestundet wird, 
und auf der anderen Seite die Leute mit einer 
Entschädigung, die niedriger ist als das 
Darlehen. Im ersten Fall verbleibt ein Rest, 
den diese Personen dann zusätzlich gestundet 
bekämen. Die echten Entschädigten würden 
damit benachteiligt sein. 

Abschließend zu diesem Kapitel kann 
ich sagen, daß Sie uns j ederzeit bereit 
finden werden, über die Dinge zu sprechen, 
die Sie wie uns bei der Durchführung des 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes bedrücken, 
und ich rechne doch damit, daß sich im 
Herbst die einzelnen Meinungen so weit 
gewandelt haben, daß wir auch auf dem 
Gebiete der Reform des Wohnhaus- Wiederauf­
baugesetzes einen Schritt weiterkommen 
können. 

Und nun zu einer Frage, die zwar nicht 
zur Debatte steht, die aber vom Herrn Ab ­
geordneten Koplenig und vom Herrn Ab­
geordneten Aigner zum Gegenstand der De­
batte gemacht wurde : zum Ablaufen des 
Neuvermietungsgesetzes. Auch dazu einige 
offene Worte. Das Neuvermietungsgesetz ist 
ebenfalls abgelaufen, und zwar deshalb, weil 
wir mit Ihnen nicht auf einen Nenner kommen 
konnten. Wir bemühen uns seit dreieinhalb 
Jahren. Wir haben während der Jahre 1954 
und 1955 intensivst verhandelt und haben 
eine Generalreform des gesamten Mieten- und 
Wohnbauwesens durchbesprochen und hatten 
fast schon eine hundertperzentige Einigung 
erzielt. Im letzten Augenblick hat Sie dann 
der Mut verlassen, weil die Wahlen 1956 
vor der Tür standen, und dann ist es zu dieser 
Einigung nicht gekommen. (Abg. K yse la: 
o nein 1 Es hat sich darum gehandelt, wer 
die Zeche zahlt l - Abg. M archner: Kollege 
Prinke 1 Der Finanzminister hat sich geweigert, 
die Mietzinszuschüsse zu erhöhen 1 ) Nein, wer 
die Zeche bezahlt, war auch schon vereinbart ; 
der Finanzminister war schon bereit, Quartier­
geld an die öffentlich Angestellten, also 
Zuschüsse zu geben, und es war auch davon 
die Rede, wie man bei den Rentnern und 
kinderreichen Familien die �netzinszuschüsse 
gerecht festsetzen könnte . Auch darauf werde 
ich noch zu sprechen kommen. (Abg. M arch­
ne  r: Das hatte mit der Wahl gar nichts zu tun !) . 
Hier lagen - natürlich nicht schriftlich, 
weil wir nicht fertig waren - positive Zusagen 
vor, die eine Möglichkeit geschaffen hätten, 
bei Lohn und Gehalt eventuelle Mietzins­
erhöhungen auszugleichen. Nur sind wir dann, 
weil die Wahlen vor der Tür standen, nicht 
mehr dazugekommen. (Abg. M archner: 
Kollege Prinke ! Der Finanzminister hat unsere 
Forderung abgelehnt, die Mietzinsbeihdfe ent­
sprechend zu erhöhen ! Daran ist die Reform 
gescheitert ! ) Nein ! Das ist eine Geschichts­
fälschung, ich stelle das eindeutig fest. Der 
Finanzminister hat bereits vorgesehen, einen 
Betrag von 250 Millionen Schilling in das 
Budget einzusetzen, um den öffentlich An­
gestellten Quartiergelder geben zu können. 
(Beifall bei der Ö V P.) Es ist also ganz un­
richtig, wenn hier versucht wird . . . (Abg. 
M arch ner: Es gibt nicht allein öffentlich An­
gestellte ! - Weitere Zwischenrufe .) Nein, meine 
Herren, ich bemühe mich, die Dinge rein 
sachlich darzustellen. Ich bitte, nicht zu 
kneifen ! So war es ! Wenn eine Reform nicht 
zustandekam, tragen einzig und allein Sie 
die Schuld daran. (Abg. M archner: . Das 
ist jetzt Geschichtsfälschung I) Jetzt darf ich 
vielleicht noch feststellen : Wir haben dann 
im Jahre . . .  (Abg. Probst: Nur die öffentlich 
Angestellten haben eine Wohnung ?) Von den 
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anderen war auch die Rede. Ich sprach jetzt 
nur von den öffentlich Angestellten, denn 
die Privatangestellten kann ja nicht der 
Finanzminister befriedigen, diese müßten viel­
mehr von der Privatwirtschaft entschädigt 
werden. (Abg. Probst: Die anderen gehen also 
leer aus !) 

Wir haben also dann im Jahre 1956, im 
Dezember, nachdem das Wohnungsanforde­
rungsgesetz ein Jahr abgelaufen war, das Neu­
vermietungsgesetz beschlossen. Ich könnte 
Ihnen heute -ich tue es nicht - die Protokolle 
verlesen mit den Reden, die damals gehalten 
wurden. Es war am 3. Dezember 1956, es 
hat von Ihrer Seite der Herr Abgeordnete 
Slavik gesprochen. Er sagte damals : Wir 
haben das Gesetz deshalb nur auf eineinhalb 
Jahre gemacht, damit wir uns endlich einmal 
zusammensetzen und reinen Tisch in diesen 
Fragen machen können. Ähnlich sprach auch 
ich . Eineinhalb Jahre sind wieder vergangen, 
und es ist nichts geschehen. Und jetzt war 
die Frage der Verlängerung des Neuver­
mietungsgesetzes da. Ich darf hier feststellen, 
daß das Neuvermietungsgesetz nicht eine 
einzige Wohnung mehr gebracht hat. Wir 
dürfen uns hier keiner Täuschung hingeben. 
Es ist richtig : Wir konnten in diesem Gesetz 
einen Kreis von bevorzugten Personen fest­
legen, also Obdachlose, von Obdachlosigkeit 
Bedrohte, Personen, die in gesundheitsge-

. fährdeten Wohnungen wohnen, junge Ehe­
paare, wenn sie ein Jahr verheiratet sind und 
im getrennten Haushalt leben. Das war der 
Kreis der bevorzugteh Personen. Es hindert 
niemand die Gemeinden daran, diese Personen 
auch heute weiter in Evidenz zu halten und 
sie vorzumerken. (Zwischenrufe bei der SPO.) In 
der Verfassung steht, meine Damen und Herren : 
Wohnungsfürsorge ist Aufgabe der G:�meind�n. 
(Lebhafte Zwischenrufe bei der SPO.) Meme 
Damen und Herren, bitte das nachzulesen ! 
Es hindert Sie also niemand daran, zum 
Beispiel in Wien die Gemeindewohnungen 
nach diesen Grundsätzen an diese Bedürftigen 
zu vergeben. (Zustimmung bei der 0 V P. -
Abg. Probs t :  Das ist eine Hausherren-Rede ! ­
Abg. Rosa R ü c k :  Auf dem Lande gibt es auch 
Wohnungslose ! ) Ja, ich komme auch noch 
auf diese Ziffern zu sprechen, die immer 
wieder in der Öffentlichkeit bekanntgegeben 
werden, die aber niemals stimmen · können. 

Zum Beispiel : Wie viele Strafen sind auf 
Grund des Neuvermietungsgesetzes gegen den 
Wohnungswucher in Österreich von den Be­
zirksverwaltungsbehörden verhängt worden ? 
(Abg. Rosa Jochman n :  Das wissen Sie sehr 
genau, warum !) Ich weiß es nicht, gnädige 
Frau ! Es wird mir immer gesagt, weil der 
Versuch nicht strafbar sei. Ich muß schon 

sagen : Dann ha?en alle Bezirksver­
waltungsbehörden in Osterreich versagt. Denn 
einen Versuch kann ich in die Tat umwandeln, 
wenn ich in der Bezirksverwaltungsbehörde 
einen Beamten mit einem hellen Kopf sitzen 
habe, der sich selbst als Wohnungskäufer _ aus­
gibt, um so diesen Mißbrauch feststellen zu 
können. Ich frage den Herrn Bürgermeister, 
ob ein Fall in Wien zur Anzeige gebracht 
wurde. (Abg. Mark :  Kein heller Kopf !) 
Nicht e i n  Fall ! Es wird davon gesprochen, 
7000 Wohnungen seien auf Grund . . .  (Abg. 
Rosa Jochman n :  Sie kennen die Praxis 
genau ! - Weitere Zwischenrufe bei den Sozi­
alisten.) Ich will nicht schreien, machen Sie 
einen Zwischenruf, den ich verstehe ! (Abg. 
Rosa Jochman n :  Sie wissen genau, wie die 
Praxis ist ! Das sind Menschen, die in ihrer 
großen Not auf jeden Fall eine Wohnung 
haben wollen ! Sie wissen, wie es praktisch ist ! -
Abg. Kostr o u n :  Es wird Geld gegeben und 
Geld genommen !) Wenn das Gesetz in dieser 
Beziehung seine Aufgabe nicht erfüllt hat, 
warum soll also eine Fiktion aufrechterhalten 
werden � Übrigens bleibt sie sogar aufrecht. 
Wir haben im § 17 des Mietengesetzes in Ver­
bindung mit dem abgelaufenen Neuver­
mietungsgesetz - § 9 Abs. 4 letzter Halb­
satz - die Möglichkeit, diese Verstöße noch 
immer der Bestrafung zuzuführen. Die Be­
zirksverwaltungsbehörden haben nach dem 
Mietengesetz die Möglichkeit, Strafen von 
3000 S oder 14 Tagen Arrest, wobei mir die 
14 Tage Arrest das Günstigere zu sein scheinen, 
zu verhängen. (Abg. M archner : Kollege 
Prinke 1 Möchtest du mir den Hausherrn 
sagen, der für die Ablöse eine Bestätigung 
hergibt ? Das geht unter der Budel I) Kollege 
Marchner ! Sag mir doch nicht : Der Hausherr ! 
Die Ablöse nimmt doch zum größten Teil 
vielfach gar nicht der Hausherr. Wer nimmt 
sie denn ? Der Mieter, der aus der Wohnung 
hinausgeht, eine Gemeindewohnung bezieht, 
der ist es immer, der Altmieter, der die Woh­
nung verläßt, oder der Hausverwalter. (Abg. 
M archner :  Das ist eine Kinderei ! Der 
Hausherr ist der Engel ! Geh ! Geh ! Da lachen 
dich doch die Küh' und die Kalbl'n aus I) Aber 
der Hausherr kriegt in der Regel 10 Prozent 
von den Ablösen, die gezahlt werden. In 
Wirklichkeit nimmt das Geld der Mieter, der 
die Wohnung verläßt. (Abg. Kyse la :  Welches 
junge Ehepaar verläßt seine Wohnung ?) Zu­
mindest in Wien ist es so. (Abg. M archner : 
Die Hausherren sind Engel !) Vielleicht ist es 
in Graz anders, daß dort die Mieter 
Engel sind und keine hohe Ablöse nehmen, 
wenn sie die Wohnungen jahrzehnte­
lang bewohnt haben, dem Hausherrn 
nur geringen Zins bezahlt haben, dann 
hinausgehen. 
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Wir haben mit dem Neuvermietungsgesetz 
auch die Ablösen nicht herabdrücken können. 
Im Gegenteil, sie sind sogar gestiegen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. P i t t e r m a n n.) Nein, 
Herr Vizekanzler , sie sind teil weise sogar 
gestiegen, weil die Leute das Risiko mit ein­
kalkuliert haben, und so mußten wir fest­
stellen, daß tatsächlich Zimmer-Küche­
Wohnungen in Wien zwischen 25.000 ' und 
35.000 S gehandelt wurden. 

Wie wir also sehen, hat hier das Gesetz voll­
ständig versagt. Da müßten wir uns doch logisch 
überlegen, warum ein so strenges Gesetz, das 
wir hier beschlossen haben, plötzlich versagt 
hat. (Abg. Olah : Wenn ein Gesetz schlecht ist, 
kann man es verbessern ! - Abg. Rosa J och­
mann : Ein paar tausend Menschen haben eine 
Wohnung bekommen, ohne 25.000 S zu zahlen !) 

Es war hier also die Rede von den Zeitungs­
annoncen an Sonntagen. Richtig, man kann da 
in die Millionen gehende Beträge herausfinden, 
wenn man das zusammenzählt. Aber es ist 
auch trotz der Mietengesetz-Strafbestimmungen 
in bezug auf den Wohnungswucher und 
trotz Neuvermietungsgesetz bei den Ablösen 
geblieben, weil eben die Wohnung Mangelware 
ist. Wir mußten in der Kriegs- und in der 
Nachkriegszeit erleben, daß jede Ware - und 
die Wohnung ist nun einmal auch eine Ware, 
wenn sie auch ein soziales Gut ist wie die 
Nahrung und die Kleidung ; aber auch die 
Nahrung und die Kleidung haben ihren 
Preis -, auch die Wohnung, einen gewissen 
Preis haben muß, damit sie überhaupt erhalten 
werden kann. Aber heute erleben wir es doch, 
daß die Wohnungen zum Großteil nicht erhalten 
werden können, weil es an den entsprechenden 
Mitteln fehlt. 

Die Frage der Delogierungen spielt bei den 
jetzigen Auseinandersetzungen eine große 
Rolle. Der Herr Vizekanzler hat in einem 
Radiovortrag ein Obdachlosengesetz verlangt 
(Abg. Dr. Pit termann :  Ein Schutzgesetz I) 
oder ein Obdachlosenschutzgesetz, wie es immer 
heißen möge. Ich nehme nun die statistischen 
Nachrichten der Gemeinde Wien zur Hand, 
und dort können Sie nachlesen, daß zum 
Beispiel in den letzten sechs Jahren in Wien 
3600 Wohnungen demoliert wurden, also 
niedergerissen werden mußten, weil sie nicht 
mehr bewohnbar waren. Das sind 600 Woh­
nungen im Jahr. Im ersten Vierteljahr 1958 
sind in Wien 1 85 Wohnungen zur Demolierung 
gelangt, davon 150 von der Gemeinde Wien 
und 35 privat ; von der Gemeinde Wien deshalb, 
weil man Gebiete saniert hat. Es war also die 
Gemeinde Wien an diesen 1 85 Wohnungen 
sehr stark beteiligt. Delogierungen gab 
es nach diesen statistischen Nachrichten 
im Jahre 1 956 2000. Dagegen sagt die Statistik, 

daß damals 7000 Wohnungen auf Grund des 
Wohnungsanforderungsgesetzes vergeben wer­
den konnten. Hier haben wir also schon, 
wenn immer wieder von den Delogierungen 
die Rede ist - es gibt natürlich auch von 
Delogierung Bedrohte -, an reinen Delo­
gierungen 2000. Daraus ergäbe sich SChOll ein 
Plus von 5000 Wohnungen, die zur Verfügung 
stünden. 

Die heutige "Arbeiter-Zeitung" beschäftigt 
sich mit der Frage : Soll Wien bessere Woh­
nungen bauen ? Ich komme darauf nicht zu 
sprechen, aber ich will einige Zahlen zitieren, 
die dort angeführt wurden. Die Gemeinde 
Wien sagt, es sind bisher 1 1 5.000 Wohnungen 
gebaut worden. (Abg. Kyse l a :  Jawohl !) Das 
ist seit dem Jahre 1920, glaube ich, seit die 
Gemeinde Wien baut. 8000 Wohnungen sind 
gegenwärtig im Bau, die mit der alten Aus­
stattung versehen sind, und erst von der 
1 23.000sten Wohnung an können Verbesse­
rungen in den Wohnungen angebracht werden. 
8.000 Wohnungen sind im· Bau ! 

Herr Stadtrat Glaserer hat bei seinen Aus­
führungen im Gemeinderat erklärt, daß auf 
Grund des Neuvermietungsgesetzes 7000 Woh. 
nungen zugewiesen werden konnten. Bei den 
Verhandlungen, die wir um eine eventuelle 
Verlängerung des Neuvermietungsgesetzes ge­
führt haben, haben uns Ihre Unterhändler 
gesagt, es waren 4000 Wohnungen. Also hier 
klafft schon eine Kluft von 3000 Wohnungen. 
Aber bitte, es mögen sogar 7000 gewesen sein. 
Ich kann aber sagen, daß diese 7000 Woh· 
nungen nicht von den Wohnungsämtern ver· 
geben wurden, sondern nur als Durchlaufer in 
Evidenz geführt wurden. (Abg. Rosa Joch· 
mann : Aber Bedürftige haben die Woh. 
nungen bekommen 1 ) Ja wohl, der Kreis der 
Bedürftigen, aber auch solche, die Ablösen 
gezahlt haben, gnädige Frau t . Diese 7000 
Wohnungen wurden ja auf Grund der gesetz­
lichen Bestimmungen innerhalb der drei Wochen 
an den Kreis der Personen, der im Gesetz ge­
nannt war, von den Hausbesitzern direkt 
vergeben. 

Ich weiß nicht, ob es überhaupt einen Fall 
reiner Zuweisung in Wien gegeben hat. Es 
gab, glaube ich, sieben oder acht Fälle, wo auf 
Grund eines sogenannten Fünfervorschlages der 
Hausbesitzer sich aus den fünf vorgeschlagenen 
Mietern einen Mieter aussuchen konnte, aber 
eine direkte Zwangszuweisung gab es über­
haupt nicht, weil also die Hausbesitzer von 
der Bestimmung, daß sie innerhalb von drei 
Wochen die Wohnung frei vermieten können, 
Gebrauch gemacht haben. 

Sie sehen also, wenn wir hier die Zahl be­
rücksichtigen, die die "Arbeiter-Zeitung" 
nennt, und wenn immer wieder von Obdach· 
losen die Rede ist, daß es der Gemeinde Wien 
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wirklich auch jetzt noch möglich sein müßte, 
diese Obdachlosen unterzubringen. Ich kenne 
die Verhältnisse in Linz nicht, ich kann sie also 
nicht beurteilen. Der Kollege Aigner hat 
davon gesprochen, daß es in Linz 509 Delo­
gierte gebe. Wenn ich es gewußt hätte, hätte 
ich auch hier die Statistik befragen können. 
Das mag in Linz vielleicht schwerer sein, weil 
Linz infolge seiner geringeren Finanzkraft nicht 
in der Lage ist, so viele Wohnungen zu bauen wie 
Wien, aber in Wien werden doch jährlich 
5000 Wohnungen gebaut. Na, ich weiß schon, 
daß die Gemeinde Wien natürlich auch andere 
Leute unterbringen muß, aber ich kann nicht 
verstehen, daß wir es immer wieder erleben -
wenn Sie wollen, ich kann dem Herrn Bürger­
meister Listen solcher Leute geben -, daß 
Leute aus Gemeindewohnungen herausgenom­
men werden, ohne daß sich der Personenstand 
in der Familie verändert hat, und in eine 
andere, neue Gemeindewohnung eingewiesen 
werden. (Abg. Holzfe ind .'  Aus beruflichen 
Gründen 1) Ja watum nimmt man nicht den 
Kreis der bevorzugten Personen, wie wir ihn 
im Neuvermietungsgesetz hatten, und be­
rücksichtigt diese in erster Linie bei der Zfu­
weisung dieser Wohnungen ? Denn eine Woh­
nungsverbesserung kann ich mir doch erst 
dann erlauben, wenn genügend Wohn­
raum zur Verfügung steht oder wenn 
ich auch selbst bereit bin, etwas dazu beizu­
tragen, daß eine neue Wohnung geschaffen 
werden kann. Aber dort, wo es darum geht, 
aus öffentlichen Geldern diese Wohnungen zur 
Verfügung zu stellen, müßte entsprechend 
darauf geschaut werden, daß hier auch tat­
sächlich der Kreis der Bedürftigen zum Zuge 
kommt, und selbstverständlich müßten hier 
die Notstandsfälle in erster Linie eine Berück­
sichtigung erfahren. 

Mit dem Ablauf des Neuvermietungsgesetzes 
ist der Mieterschutz absolut nicht in Gefahr. 
Es hat kein Mensch davon gesprochen, und nie­
mand in Österreich denkt daran, irgend wie am 
Mieterschutz zu rühren. Der Mieter soll . . .  
(Abg. Dr. Pi t te r m a n n :  Die Hausherren 
schon 1) Auch die Hausherren nicht, Herr Vize­
kanzler, sie denken nicht daran, am Mieter­
schutz, an den sogenannten Kündigungsbe­
schränkungen zu rütteln. (Abg. M archn e r :  
Das ist doch der Schwindel, Kollege Prinke ! 
Du brauchst nur den Zins so hinaufzusetzen, 
daß er nicht mehr bezahlt werden kann, und die 
Kündigung ist schon da !) Aber nein, daran denkt 
auch niemand, den Zins so hinaufzusetzen, 
daß er unerschwinglich wird, sondern man 
denkt nur daran, eine Mietzinsgerechtigkeit 
herbeizuführen. (Zustimmung bei der Ö V P. -
Abg. M archne r :  Nach dem Kremser Pro­
gramm !) Betrachten Sie es als gerecht - es 
hat der Herr Abgeordnete Koplenig heute 

davon gesprochen -, daß gerade die Leute, 
die in den schlechtesten Häusern wohnen, die 
der größten Reparatur bedürfen, wie 
ich wiederholt festgestellt habe, bis zum Sech­
zehnfachen an Miete bezahlen müssen ? Das 
sind die Obdachlosen, die Rentner, die 
kleinen 'Pensionisten die müssen heraus, aus 
diesen Häusern, weil sie die 400 oder 500 S 
Miete nicht bezahlen können, weil das mehr ist, 
als ihre Rente beträgt. Das ist Ihre Mietzins­
gerechtigkeit ! (Beifall bei der Ö VP.) Gehen 
Sie hier ins Rathausviertel und schauen Sie 
sich die Wohnungen an, die 1 S Friedensmiet­
zins haben. Was kosten diese Wohnungen ? Wer 
bewohnt diese Wohnungen � Sind das Leute, 
die mehr bezahlen könnten 1 Und nehmen 
Sie dann die her, die in diesen alten Keuschen 
wohnen, wo es schade um die Reparatur ist, wo 
es besser wäre, wenn die Gemeinde Wien die 
Häuser aufkaufen, die Leute unterbringen und 
dort bauen würde, weil auch diese Repara­
turen, die so hohe Mieten erfordern, nicht 
mehr gerechtfertigt erscheinen. Es müßte 
also auch darüber ein offenes Wort gesprochen 
werden. (Abg. Marchne r :  Werden wir auch !) 
Also der Mieterschutz ist nicht in Gefahr, 
meine Herren ! Niemand denkt daran, an den 
Kündigungsbeschränkungen, an dem Schutz 
des Mieters zu rühren. (Abg. M archne r :  
Nur nicht verwechseln : Mieterschutz und K ün­
digungsbeschränkungen sind hundert und eins !) 
Ich sagte schon, daß wir unsere Bereitschaft 
jederzeit bekunden, eine gesetzliche Regelung 
zu finden, damit das Leerstehen der Woh­
nungen verhindert wird. Darüber sind wir 
sofort bereit, mit Ihnen in Verhandlungen ein­
zutreten, wie überhaupt über das gesamte 
Problem zu reden. 

Es ist richtig, wenn hier davon die 
Rede war - ich glaube, Kollege Aigner 
hat es gesagt -, daß Hausbesitzer selber an 
die Moral und an das Gewissen der Haus­
besitzer appellieren. (Abg. J onas : Sie haben 
selbst auch den Versuch gemacht, Herr Kollege 1) 
Natürlich, ich habe es auch getan, um die 
Leute aufzurufen, damit es uns endlich einmal 
gelingt, Ordnung in die Verhältnisse hinein­
zubringen und von dem gesetzlosen Zustand 
abzukommen. Aber wollen Sie an Moral 
und Gewissen appellieren bei Menschen, die 
40 Jahre entrechtet sind ? (Widerspruch bei 
den Sozialisten.) Dort natürlich fängt es in 
erster Linie an ! 40 Jahre ist auf diesem Gebiet 
- mit einer einzigen Ausnahme, das war die 
Erhöhung beziehungsweise die Valorisierung 
auf 1 S pro Friedenskrone - nichts getan 
worden. (Abg. M archne r :  Gestatten Sie einen 
Einwand, Kollege Prinke : 700 Millionen Schil­
ling zahlen die Mieter an Instandhaltungszins, 
und wie schauen die Häuser aus ?) Natürlich, 
weil er nicht ausreicht, um auch wirklich die 
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Mittel zu bringen, um die einzelnen Häuser 
auch wirklich so instandzusetzen, daß sie ihrer 
Aufgabe entsprechen. 

Darf ich abschließend zu dem ganzen Kapitel 
sagen : Das Neuvermietungsgesetz hat in vie­
ler Beziehung nicht entsprochen. Ich habe 
schon festgestellt, daß es uns nicht gelungen 
ist, dadurch eine Wohnung mehr zu schaffen, 
daß es uns nicht gelungen ist, die Ablösen zu 
verhindern. Das Problem ist also nach wie 
vor ungelöst. Ja selbst wenn wir das Neuver­
mietungsgesetz verbessert hätten, wäre viel­
leicht nur der eine Zustand weitergeführt wor­
den, daß eine Evidenzhaltung eines bestimmten 
Kreises von Personen gesichert worden wäre, 
aber darüber hinaus wäre wieder nichts ge­
schehen. 

Ich habe Ihnen gesagt : Wir sind bereit, 
über folgende Maßnahmen mit Ihnen zu 
sprechen und Lösungen zu suchen, die uns für 
die Zukunft aus diesem Chaos herausbringen 
könnten. 

Erstens stellen wir uns vor, daß eine 
vollständige Neuordnung des gesamten Wohn­
bauwesens herbeigeführt werden muß. Es 
geht nicht an, daß dort so gebaut wird - nach 
den einen Richtlinien und dort nach den 
anderen Richtlinien, dort wieder nach den Richt­
linien der neun Landeswohnbaufonds und daß 
die Gemeinden wieder nach anderen Gesichts­
punkten bauen. Wir sollen uns bemühen, 
eine Neuordnung auf diesem Gebiete herbei­
zuführen, also eine Vereinheitlichung beim 
Bau und bei der Planung, die uns ermöglicht, 
aber auch erlaubt, wirklich familien­
gerechte Wohnungen zu bauen, von dem 
Bau von Kleinstwohnungen abzugehen und 
Wohnungen zu bauen, die auch der heutigen 
Auffassung von einem gesunden Familienleben 
entsprechen. 

Zweitens mögen Voraussetzungen geschaffen 
werden, die allen Vvohnungsuchenden gleiche 
Möglichkeiten bei der Erlangung einer 
Wohnung geben, wobei selbstverständlich 
der Kreis der Personen, die besonderer Für­
sorge bedürfen - sei es in finanzieller Bezie­
hung oder sei es in bezug auf den Notstand 
hinsichtlich der Wohnung -, dabei eine be­
sondere Berücksichtigung finden soll. 

Drittens eine Mietenreform nach dem Grund­
satz der Gerechtigkeit. Wir haben im Jahre 
1 955 versucht, eine Lösung zu finden, abgehend 
von der Friedenskrone und aufbauend auf 
dem Quadratmeterzins, der sich bestimmen 
soll nach der Lage, Ausstattung und Größe 
der Wohnung. Hier wären Möglichkeiten, 
um zU verhindern, daß bei der Mietzinsbildung 
so große Ungerechtigkeiten bestehen, wie wir 
sie heute haben. Heute haben wir Mieter, die 
in Neubauwohnungen wohnen und monatlich 
eine Miete von 350 bis 450 S bezahlen. Wir 

haben Personen, die 1 S pro Friedenskrone 
bezahlen. Auf der anderen Seite wieder haben 
wir Familien, die ein Vielfaches von dem 
bezahlen müssen, weil sie das Unglück haben, 
in einer Wohnung zu sein, wo das Haus 
große Reparaturkosten zu tragen hat. Wir 
müßten also doch versuchen, hier eine gerechte 
Lösung zu finden. 

Viertens : Ebenso müßten aber auch die 
Betriebskosten irgend wie eine Berücksichti­
gung finden. Die Betriebskosten sind heute 
schon vielfach höher als die Miete. Sie sehen 
also, daß es nicht so ist, wie Sie behaupten ; 
die Wohnung ist doch auch eine Ware ! Die 
Betriebskosten belasten die Wohnung, und 
dadurch wird sie erst zur Ware, da alle ge­
meinsamen Kosten des Hauses im Zuge der 
Entwicklung unserer Preise gestiegen sind 
und daher als eine Ware der Wohnung auf­
gelastet werden. Ich kann also nicht davon 
wegkommen, wenn ich sage, die Wohnung 
bedarf ebenfalls ihres Preises. 

Fünftens : In diesem Zusammenhang könnte 
ich mir auch eine Reform der Mietenzu­
schüsse vorstellen. Was wir heute auf diesem 
Gebiet als ein überbleibsel vom fünften Lohn­
und Preisübereinkommen zu verzeichnen haben, 
die generellen Mietzinszuschüsse von 30 S pro 
arbeitenden Menschen in den einzelnen Be­
trieben, ob jetzt Arbeiter oder Angestellte, 
sind für viele eine harte Ungerechtigkeit. 
Denn wenn nur ein Verdiener in der 
Familie ist - gewöhnlich ist es da, wo mehrere 
Kinder sind, wo die Mutter bei den Kindern 
zu Hause sein muß -, wird der Mietzins­
zuschuß nur einmal gegeben, sind aber mehr 
Verdiener in der Familie, sind es drei oder 
vier, dann erhalten Sie das Drei- oder Vier­
fache. (Ruf bei der 0 V P :  Die Gewerkschaften 
haben es so wollen !) Ich weiß, das hat man 
damals so gemacht, weil man es als reine 
Lohntangente bezeichnet hat (Abg. Rosa J o c h­
m a n n :  Das war es auch !) und die Gewerk­
schaften ausdrücklich diese Form gewählt 
haben. Wir betrachten es daher nicht als einen 
Mietzinszuschuß, sondern wir können höchstens 
sagen, es ist ein Bestandteil des Lohnes oder 
Gehalte's, aber nicht ein Mietzinszuschuß. 
Ich kann mir einen echten Mietzinszuschuß 
nur so vorstellen, daß in erster Linie Rentner, 
Pensionisten und Leute mit kleinen Einkom­
men besonders bedacht werden und darüber 
hinaus kinderreiche Familien. Dies könnte 
geschehen, indem man, auf die Kinderbeihilfe 
aufstockend, Mietzinsbeihilfen gewährt, damit 
diese Familien in die Lage kommen, sich 
familiengerechten Wohnraum zu sichern. (Bei­
fall bei der O VP. - Abg. Zei l l inger: Zu 
spät ! Zu spät ! ) Nur so werden wir dieses Pro b1em 
lösen. Ich predige das seit zehn Jahren, lieber 
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Kollege Mark, nur scheint es nicht an das Ohr gesamte Materie zu geben. Leider Gottes ist 
des Kollegen gelangt zu sein. (Heiterkeit. - es etwas länger geworden, aber es war 110t­
Abg. Ma r k :  Ich habe gar nichts gesagt ! - Abg. wendig, diese Dinge einmal grundsätzlich auf­
Dr. Hofenede r :  So freiheitlich ist der �/Jt1ark zuzeigen. Ich appelliere an Sie : Wenn wir 
nicht !) wirklich Ordnung machen wollen - denn was 

Sechstens stellen wir uns vor, daß neue wir jetzt auf dem Gebiete des Mieten- und 
Finanzierungsmöglichkeiten geschaffen werden Wohnungswesens zu verzeichnen haben, ist 
müßten, um den Wohnbau in stärkerem Maße der Gipfelpunkt der Unordnung -, wenn es 
finanzieren zu können. Wenn auch, sagen uns wirklich darum geht, und ich glaube, 

wir, die Diskrepanz, die wir in den Ziffern daß es unser aller Herzensbedürfnis sein müßte, 
immer wieder zu verzeichnen haben, diesen bedauernswerten Wohnungsuchenden 
wonach angeblich so viele Wohnungen zu helfen, dann nützen wir die Gelegenheit, 
demoliert werden, nicht ganz richtig ist und setzen wir uns zusammen und haben wir auch 
sich der Zustand etwas anders darstellt, wie den Mut, vor dem Volke draußen uns zu 
ich Ihnen heute schon an Hand der statisti- Maßnahmen zu bekennen, die uns aL"l not.vendig 
schen Mitteilungen der Stadt Wien bekannt- erscheinen, um dieses Gebiet endlich einmal end­

geben konnte, ist es doch so, daß wir gültig bereinigen zu können. 
alle Kräfte werden aufbieten müssen, um Ich kann Ihnen namens der Österreichi­
zusätzliche finanzielle Mittel bereitzustellen, sehen Volkspartei zusagen, nicht nur daß wir 
damit der 'Wohnbau in stärkerem Ausmaß der Novelle zum Wohnhaus-Wiederaufbau­
gefördert werden kann. (Abg. Dr. Pit t e t·- gesetz zustimmen, sondern daß wir unsere 
m ann : Sehr gut !) Bereitschaft erklären, über diese Dinge zu 

Siebentens : Dann gehört natürlich auch reden, und so, wie wir vieles in Österreich 
dazu, Maßnahmen zn treffen, die uns eine gemeinsam einer guten Regelung zuführen 
Erhaltung und Modernisierung des Althaus- konnten, uns auch bemühen werden, mit 
besitzes garantieren. Es gibt verschiedene Ihnen gemeinsam einen Weg zu finden, diesen 
Möglichkeiten, zu bauen. Ich kann mir vorstel- einen Notstand, der noch zu beheben übrig­
len, daß man eventuell - es ist oft vom Re- geblieben ist, zu beheben. (Lebhafter Beifall 
paraturausgleichsfonds die Rede - zur Modcr- bei der () VP.) 
ni�ierung d.er Woh�ungen ei�en �onds schafft. Präsident Böhm: Zum Wort gelangt der Herr 
DIe Gememde WIen hat Ja emen solchen Abgeordnete Dr . Pfeifer. (Abg. A l t e n b u'rge r :  
Fonds schon geschaffen und Beträge zur -Ein Wohnung8�tchender! - Abg. Dr. P i t t e r­
Modernisierung von Wohnungen bereitgestellt, mann : Was verlangt ihr Ablöse, wenn er nicht 
ich glaube, auch das Land Niederösterreich redet ? - Lebhafte Heiterkeit.) 
praktiziert das, und auch in anderen Ländern 
sind solche Maßnahmen vorgesehen. Aber 
ich könnte mir vorstellen, daß wir solche 
Maßnahmen vom Bund aus treffen, um so 
die Möglichkeit zu geben, in erhaltungswürdi­
gen Häusern die Wohnungen zu modernisieren, 
sanitäre Anlagen einzurichten und so weiter, 
um, sagen wir, das Streben zur Neubau­
wohnung, weil sie moderner ist, teilweise zu 
lindern, indem diese alten Wohnungen auf ein 
modernes Niveau gebracht werden. 

Achtens : Selbstverständlich sind wir in 
diesem Zusammenhang, wenn Sie bereit sind, 
mit uns weitere Verhandlungen aufzunehmen, 
auch bereit, über das Assanierungs- und 
Grundbeschaffungsgesetz zu sprechen. 

Neuntens sind wir auch bereit, irgendwelche 
Maßnahmen gegen den Bodenwucher zu erwä­
gen .  

Und weiter - ich habe das schon erwähnt ­
werden wir auch Möglichkeiten suchen, um 
den Auswüchsen, die wir teilweise beim Woh­
nungseigentum konstatieren müssen, einen 
Riegel vorzuschieben. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mich 
bemüht, Ihnen einen Überblick über die 

Abgeordneter Dr. Pfeifer : Hohes Haus ! 
Ich werde Sie nur wenige Minuten in Anspruch 
nehmen. Ich will nur zum Ausdruck bringen, 
daß auch meine Fraktion dieser Novelle, die 
zum Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz beschlos­
sen wird, ihre Zustimmung gibt. Aber wir 
müssen doch diesen Augenblick benützen, 
um einiges zu sagen, was wir dabei ver­
missen oder was wir anders gestaltet wissen 
wollten . 

Es wird also - das ist der eine Teil, 
und das war der ursprüngliche Inhalt des 
Antrages Prinke-Marchner - die Haus­
ratsdarlehens-Aktion wieder aufgenommen, 
nachdem die Frist für HI:'-Usratsdarlehen schon 
endgültig vorüber war. Wir begrüßen es 
sicherlich, daß insbesondere diejenigen, die 
keine Hausratsdarlehen bekamen oder nur 
in ganz niedriger Höhe - höchstens 3000 S -, 
nun doch die Möglichkeit haben sollen, Haus­
ratsdarlehen zu bekommen. Das ist ja schon 
deswegen notwendig, weil die Durchführung 
des am 25. Juni beschlossenen Kriegsachschäden -
gesetzes noch einige Zeit in Anspruch nehmen 
wird, bis diese vielen Tausende und Tausende 
von Geschädigten endlich, soweit das Gesetz 
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überhaupt etwas bietet, eine Entschädigung 
bekommen werden. Dazwischen die Zeit mit 
Darlehen zu überbrücken, ist ein durchaus 
richtiger Gedanke. Aber es liegt hier natürlich 
schon eine Konnexität vor zwischen dem 
Wohnhaus-Wiecleraufbaugesetz und den Haus­
mtsdarlehen einerseits und dem Kriegssach­
schädengesetz anderseits. Denn wir wissen 
alle, daß dieses Kriegssachschädengesetz eben 
sehr mangelhaft, sehr dürftig ausgefallen ist, 
die Entschädigungen sehr gering sind, und 
daher ist auch die Höhe der Darlehen irgend wie 
durch die Höhe der Entschädigungen begrenzt. 

Wa.s wir erwartet hätten und was wir hier 
nicht vorfinden, ist, daß man auch auf jene 
in der Novelle Rücksicht nimmt, welche auf 
Grund der früher besta.ndenell Vorschriften 
Hausmtsdarlehen in Anspruch genommen 
ha.ben, aber infolge der Umstände, infolge der 
Not der Zeit und der Rchweren Schäden, die sie 
erlitten haben, für die sie ja bisher keine 
Entschädigung bekommen haben, noch nicht 
in der Lage waren, diese Hausratsdarlehen 
zu den vorgeschriebenen Terminen zurückzu­
zahltm. Die Verbände der Geschädigten führen 
immer wieder an, daß sehr viele noch nicht 
in der Lage sind, die Darlehen zurückzuzahlen. 
Es wäre daher unserer Ansicht nach eine 
Bestimmung in diese Novelle aufzunehmen 
gewesen dahin gehend, daß die Rückzahlungs­
mten auf die Hausratshilfe bis auf weiteres 
zu stunden sind, wenn der Betreffende einen 
Schadensanspruch nach dem eben geschaffenen 
Kriegssachschädengesetz innerhalb einer ge­
wissen Zeit geltend macht und nachweist, 
sodaß ja anzunehmen ist, daß er eine 
Entschädigung bekommen wird, und daß 
man daher sagen kann : bis dahin wird das 
Hausratsdarlehen gestundet. Das ist etwas, 
was wir in dieser Novelle absolut vermissen 
und was ohne weiteres auch gesagt hätte wer­
den können. 

Und da komme ich schon zu einem anderen 
Punkt ; den haben wir auch bei den anderen 
Gesetzen berührt. "ViI' glauben, daß, wenn man 
bei einer so wichtigen Frage eben diejenigen, 
die es angeht, die Betroffenen, zu Rate gezogen 
hätte, bei der Schaffung der Gesetze sie einmal 
angehört hätte, man auf dieses und jenes 
aufmerksam gemacht worden wäre, was eben 
nicht berücksichtigt worden ist . Und vielleicht 
hätte man dann das eine oder das andere 
besser gemacht. 

So haben auch die Bombengeschädigten 
immer wieder den Wunsch geäußert, daß, 
wenn schon eine Kommission da ist nach 
dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, welche 
von . dem Ministerium zu hören ist, wenn 
bestimmte Entscheidungen zu treffen sind, 
in diese Kommission nach dem W ohnhaus­
Wiederaufbaugesetz eben ein Teil der Mit-

glieder auf Vorschlag der Verbände der 
Bombengeschädigten hineingenommen wird, 
sodaß die unmittelbar Betroffenen bei 
der Durchführung des Gesetzes immer 
doch etwas mitreden und auf die Haupt­
fehler hinweisen hätten können. Denn die 
Klage, die man immer wieder hört, daß 
zwar Häuser wiederaufgebaut worden sind, 
daß aber ein großer Teil der Bombenge­
schädigten trotzdem nicht untergekommen ist, 
die ist nun einmal da. Der Herr Kollege 
Prinke ist auf diese Frage eingegangen 
und hat gesagt, das erkläre sich zum Teil 
daraus, daß eben noch nicht alle Häuser 
wiederaufgebaut sind, aber es wird schon 
auch noch andere Ursachen haben, und 
immer auf diese Ursachen hinzuweisen und 
die Zusammenhänge darzustellen, das wäre 
Sache der Vertreter der Bombengeschä­
digten, wenn sie in dieser Kommission vertreten 
wären. 

Nebenbei , glaube ich, kann man auch auf 
etwas hinweisen, was insbesondere im 
Kriegssachschädengesetz, das am 25. Juni 
beschlossen wurde, unberücksichtigt geblieben 
ist. Dort wird nur der Hausrat oder das 
Berufsinventar entschädigt, aber der Fall, daß 
einer die Wohnung verloren hat, daß er dafür, 
daß er sich wieder eine Ersatzwohnung schafft, 
auch eine Hilfe bekommt - also nicht nur 
für den Hausrat, sondern auch für die 
Wiederbeschaffung einer Ersatzwohnung - ist 
überhaupt nicht berücksichtigt worden in 
dem Kriegssachschädengesetz . Wenn man 
dagegen zum Beispiel das deutsche Lasten­
ausgleichsgesetz studiert, so findet man, daß 
für diesen Zweck dort eine Wohnraumhilfe 
vorgesehen ist. Vielleicht berührt sich das 
mit den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Prinke, der früher sagte, daß gewisse Leute 
nicht imstande sind, in die neu geschaffenen 
Wohnungen einzuziehen, weil sie den Zins 
nicht zahlen können - Sie sagten, daß da 
die Bezirksverwaltungsbehörden versagt hät­
ten. (Abg. Pr inke:  Das ist ein Irrtum !) 
Also glaube ich, hier ist etwas, wo die Sache 
nicht in Ordnung ist und wo man den Leuten, 
die eben so finanzschwach sind, daß · sie sich · ­
das neu Geschaffene nicht nutzbar machen 
können, die aus Mangel an Geld nicht in die 
neu geschaffenen Wohnungen einziehen können, 
mit einer Wohnraumhilfe unter die Arme 
greifen müßte. (Abg. Prin ke: Das ist ein 
Irrtum ! Ich habe von dem nicht gesprochen !) 
Bitte, vielleicht habe ich Sie mißverstanden, 
aber Sie sagten schon, daß es auch Sache 
der Fürsorge sei, den Ausgebombten, die 
nicht die nötigen Mittel haben, zu helfen, 
daß sie in eine neu geschaffene Wohnung 
hineinkommen. Das ist der Berührungspunkt, 
den ich gesehen habe. 

229 
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Das ist das, was ich im wesentlichen zu 
dieser Novelle sagen will. 

Aber es sind natürlich auch viele andere Pro­
bleme aufgeworfen worden ; auch hiezu nur 
einige wenige grundsätzliche Gedanken. Zu dem, 
was Herr Kollege Prinke zum Schluß gesagt hat 
und was auch von den Vorrednern erwähnt 
wurde : Es ist jedenfalls äußerst unbefriedigend, 
daß etwa jetzt das Neuvermietungsgesetz abge­
laufen ist, ohne daß das andere, was man 
bis dahin, bis zum Ablauf dieses Termins, 
gewünscht hat, daß nämlich eine große Mieten­
reform und Wohnbaureform geschaffen wird, 
von der jahrelang die Rede ist, erfüllt wurde ; 
das eine ist abgelaufen, aber das Größere, 
das dann dastehen sollte, wurde nicht ge­
schaffen. Und wenn hier davon die Rede 
war, daß man ja bereit war, es zu tun, daß 
es aber daran gescheitert sei, daß mit der 
anderen Seite nicht die Übereinstimmung 
hergestellt werden konnte, so kommen wir 
wieder einmal auf das Problem der Koalition, 
wie es eben besteht. Aber die Öffentlichkeit 
sollte nicht darunter leiden, daß man sich 
innerhalb der Koalition über ein grundsätzliches 
Problem, das seit Jahren besteht, nicht 
einigen kann. Dann muß eben in diesem 
Falle der demokratische Weg gegangen werden, 
daß man in das Haus mit einem Gesetzesplan 
kommt und daß eben dann eine natürliche 
Mehrheit hier auf parlamentarischem Boden 
gefunden wird und entscheidet, was zu ge­
schehen hat, um eine solche dauernde Krise 
zu beseitigen. Denn daß es eine solche ist, 
daß unser 'ganzes Wohn- und Mietensystem, 
das derzeit besteht, schlecht ist, absolut 
ungerecht ist, daß der eine zu äußerst billigen 
Mietzinsen wohnt und der andere, der vielleicht 
viel weniger Einkünfte hat, sehr hohe Miet­
zinse zahlen muß, weil er eben nicht in einem 
alten Haus mit geschützten Altzinsen wohnt, 
das ist eine ganz bekannte Sache. Daß 
man hier, wie Herr Kollege Prinke gesagt 
hat, eine Mietengerechtigkeit herbeiführen 
muß, das weiß eigentlich jedermann innerhalb 
des Volkes. Also daß hier eine brennende 
Frage zu lösen ist, ist gar nicht zweifelhaft. 
Und daß auf der anderen Seite jedes Wohnhaus 
und jede Wohnung ein Wirtschaftsgut ist, 
das denselben Regeln unterliegt wie jedes 
andere Wirtschaftsgut, das jemand erzeugt 
und der Bevölkerung zur Deckung ihres 
Bedarfes zur Verfügung stellt, kann auch 
nicht zweifelhaft sein. 

Aus dieser Überlegung ergibt sich von selbst, 
daß auf die Dauer die Lösung nur darin 
gefunden werden kann, daß für die Bereit­
stellung von Wohnungen der Preis gezahlt 
werden muß, der die Kosten deckt, die dafür auf­
gewendet wurden, und auch eine niedrige�e 
Verzinsung ermöglicht, weil sonst auf dIe 

Dauer eben eine solche Bereitstellung von 
Wohnungen nicht stattfinden wird und die 
vorhandenen allmählich dem Verfalle zugehen. 
Das muß man erkennen, und die Konse­
quenzen, die sich daraus ergeben, sind eben 
die, daß die Einkommen derjenigen, die einer 
allmählichen Anpassung der Mietzinse an kosten­
deckende Mietzinse mit ihren derzeitigen Ein­
künften nicht folgen können, natürlich nach­
gezogen werden müssen, aber nicht so 
linear, daß der, der es ohneweiters heute schon 
könnte, auch eine Erhöhung bekommt, sondern 
eben nach gerechten sozialen Gesichts­
punkten. 

Es ist doch so, daß wir bei anderen Wirt­
schaftsgütern wie etwa, sagen wir, bei den 
Produkten des Landwirtes, die noch preis­
geregelt sind, den Zustand haben, daß etwa 
für die Milch der Produzent einen anderen 
Preis bekommt, als der Konsument zu zahlen 
hat. Hier gibt der Staat eine Beihilfe in 
Form von Subventionen, damit der Konsu­
ment eine verbilligte Milch bekommt. Nur 
bei der ebenso wichtigen Wohnung glaubt 
man, das sei nicht notwendig, glaubt man, 
daß derjenige, der die Wohnung schließlich 
einmal hergestellt hat und sie zu erhalten hat, 
allein diese Subventionskosten selber tragen soll. 

Das ist der Fehler, und hier wird auch ein 
System gefunden werden müssen, auf ganz 
großer Linie gesprochen, das es demjenigen, 
der es mit seinem derzeitigen Einkommen 
nicht kann, ermöglicht, den allmählich ange­
paßten Zins trotzdem zu zahlen. Wenn also 
alle anderen heute, ich möchte sagen, 
mit einem lächerlichen Bagatellbetrag ihren 
Zins zahlen und, sagen wir, ein Geschäfts­
lokal haben in der Kärntnerstraße oder 
irgendwo und glänzende Geschäfte machen, 
so sind das Dinge, die auf die Dauer nicht 
aufrechterhalten werden können. 

Nun, wir sind uns alle darüber im 
klaren, daß hier große Ungerechtigkeiten 
bestehen und daß es höchste Zeit ist, daß 
diese große Reform des Mietenwesens und 
des Wohnbaues überhaupt in Angriff genom­
men wird, und wir sind jedenfalls von unserer 
Seite ebenfalls bereit, zu einer gerechten 
Mietenreform das Unsere beizutragen. Ich 
sage immer wieder : Wenn solche große Re­
formen und Lösungen nur daran scheitern, daß 
die Koalition untereinander sich darüber nicht 
einig werden kann, dann muß der Weg ins 
Parlament gefunden werden und dann muß 
in offener Feldschlacht die Entscheidung 
fallen ! (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Böhm : Zum Worte 
der Herr Abgeordnete Jonas. 

Abgeordneter Jonas : Meine 
Herren ! Als vor zwei Wochen 

gelangt noch 

Damen und 
schon zu er-
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sehen war , daß das Neuvermietungsgesetz nicht 
mehr dem Parlament zur Verlängerung vorge­
legt wird, hat die sozialistische Fraktion im 
Wiener Gemeinderat eine dringliche An­
frage eingebracht. Sie wurde in der gleichen 
Sitzung auch besprochen und verhandelt. 
In der Debatte zu diesem Dringlichkeitsantrag 
hat [-{,uch ein Mitglied der ÖVP-Fraktion des 
Wiener Gemeinderates gesprochen und hat 
nicht nur verblümt, sondern ganz offen zu­
gegeben, daß auch in den Reihen der Öster­
reichischen Volkspartei die Meinungen über 
dieses Problem nicht einheitlich, sondern ge­
teilt sind, und er hat das ganz gut begründet, 
worauf wir ihm gesagt haben, daß natürlich 
diese Meinungsverschiedenheit schon seinerzeit 
wirksam war, als das Wohnungsanforderungs­
gesetz abgelaufen war. 

Nun bitte, daß die Meinungen in der Öster­
reichischen Volkspartei nicht einheitlich sind, 
das haben wir auch schon aus einer Linzer 
Zeitung erfahren. (Abg. Dengle r :  Auch bei 
Ihnen nicht, Herr Bürgermeister !) Als im Linzer 
Gemeindera,t über diese Dinge gesprochen wurde, 
hat die Linzer ÖVP-Zeitung Wert darauf gelegt 
festzustellen, daß die ÖVP-Fraktion des 
Linzer Gemeinderates schon am 2 1 .  April, also 
Wochen vor dem Termin des Ablaufens des 
Gesetzes, an den Herrn Bundeskanzler ge­
schrieben hat und für die Verlängerung des 
Geselzes eingetreten ist. Wir haben auch ge­
hört, daß im Innsbrucker Gemeinderat, in dem 
ja bekanntlich keine SPÖ-Mehrheit besteht, 
ein Mehrheitsantrag angenommen wurde, mit 
dem der Bürgermeister aufgefordert wurde, 
bei der Regierung für eine Verlängerung des 
Neuvermietnngsgesetzes zu intervenieren. 

Meine Damen und Henen ! 'iVarum sage ich 
das ? Weil doch immer wieder versucht wird, 
den Eindruck zu erwecken, als ob diese An­
gelegenheit allein eine Sache der Sozialistischen 
Partei wäre und als ob es eine parteiliche, also 
eine politische Angelegenheit wäre. Ich muß 
diese Ansicht hier wirklich zerstören . Mir ist 
sehr gut bekannt, daß weit in die Kreise der 
Österreichischen Volkspartei Unzufriedenheit 
und Unmut herrscht, weil man die Erfah­
rungen sehr genau in Erinnerung hat, die sich 
damals ergeben haben, als das Wohnungs­
anforderungsgesetz abgelaufen war. 

Wir hören jetzt Appelle und Verprechungen. 
Ich muß daran erinnern, daß nach dem Ablauf 
des Wohnungsanforderungsgesetzes in den 
Zeitungen sehr große Titel erschienen sind : 
Billigere Wohnungen wird es geben, die Ab­
lösen werden geringer sein, und mehr Woh­
nungen -wird es auch geben, wenn das Woh­
nungsanforderungsgesetz abläuft . So hat es 
damals geheißen. Das Erwachen ist sehr rasch 
gekommen ; und es war ein sehr unangenehmes 

Erwachen. Es war eine wirkliche Unzufrieden­
heit in der Bevölkerung, und die Erschei­
nungen haben ja auch dazu geführt, daß die 
Österreichische Volkspartei dann in Verhand­
lungen doch zu bewegen war, dieses Neuver­
mietungsgesetz im Parlament zu beschließen. 

Nun hören wir wieder Appelle, und Herr 
Nationalrat Prinke hat appelliert, die HaUB­
besitzerorganisation hat appelliert, aber wir 
wissen sehr genau, daß das sehr platonische 
Erklärungen sind. Wir wissen sehr genau, 
daß in dem Augenblick , in dem die gesetzliche 
Regelung für die Vermietung, für die Vergabe 
von Wohnungen wegfällt, dann jeder 
ich sage das jetzt sehr ironisch -, jeder pri­
vaten Initiative Tür und Tor geöffnet ist. 
Ich habe im Jahre 1 956 und auch im Jahre 1958 
probeweise einige dieser SonntagsIlummern mit 
besonders frucht baren , ,Inseratenplantagen " 
durchgerechnet. Im Jahre 1956 war der 
Durchschnittspreis für eine Wohnung, aller­
dings schon nach dem Ablaufen des Wohnungs­
anforderungsgesetzes, 26.600 S. Herr National­
rat Prinke hat diese Beträge hier bestätigt. 
Jetzt, heuer, vor dem Ablaufen des Neuver­
mietungsgesetzes, hat eine Durehrechnung er­
geben, daß eine Wohnung durchschnittlich um 
23.500 S in Wien angeboten wird. Wenn ich 
nun rechne, daß rund 8000 Wohnungen, die 
vorher nach dem Wohnungsanforderungsgesetz 
oder nach dem Neuvel'mietungsgesctz der 
gesetzlichen Regelung unterworfen waren, 
mit diesem Preis gehandelt wurden, so ist das 
ein Betrag von 184 Millionen Schilling, den 
die Wiener Wohnungsuchenden jährlich an 
die Hausbesitzer in Form von Ablösen ab­
geben. Ich habe einmal die Äußerung getan, 
ich könnte mich damit noch einverstanden 
erklären, wenn diese Beträge wenigstens für 
Wohnbauzwecke verwendet würden. Aber 
so geht doch nicht ein Kreuzer von diesen Be­
trägen tatsächlich auf die Schaffung von Wohn­
raum auf. 

Nun, meine Damen und Herren, jetzt ist in 
diesem Aufruf der Hausbesitzerorganisation 
auch die Mahnung drinnen, keine Ablösen 
zu nehmen. Ja herrlich ! Wenn die Haus­
besitzer vor Jahren keine Ablösen genommen 
hätten und wenn wir nicht ständig diese bösen 
Erfahrungen gemacht hätten, hätte niemand 
darauf bestanden, eine gesetzliche Regelung zu 
verlangen. Sie ist doch notwendig geworden, 
weil sich diese Mißstände ergeben haben, und 
wir hätten uns das alles ersparen können, 
wenn die Hausbesitzerorganisation schon sei­
nerzeit auf Ordnung in ihren Reihen geschaut 
hätte. Wir hätten auch kein Neuvermietungs. 
gesetz gebraucht. 

Nun sagen die Hausbesitzer in ihrem Aufruf, 
daß sie ihre Wohnungen nur noch an Be-
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dürftige vergeben werden. Sehr schön. Wie 
stellen sie aber fest, wer bedürftig ist ? Es 
fehlen ihnen alle Unterlagen. Ich bin im 
Namen der österreichischen Städte bereit, don 
Hausbesitzerorganisationen all die dringenden 
Fälle, die bei den Wohnungsämtern in den 
Städten gemeldet sind, zu geben, und sie 
mögen diese Leute unterbringen. Und wir 
werden gleich sehen, wie das funktioniert. 
Aber es sind dann dieselben Regeln, 
auch wenn sie nicht in gesetzliche Form_ ge­
gossen sind, die bisher gegolten haben. 

Wiederholt und auch heute sind von der 
Seite der Österreichischen Volkspartei die glei­
chen Argumente gefallen : das Gesetz war 
nichts wert . Ja, wir wären gerne bereit ge­
wesen, mit der Österreichischen Volkspartei 
über ein Gesetz zu verhandeln, das etwas wert 
gewesen wäre. Es waren keine Hindernisse von 
unserer Seite vorhanden. Aber sogar das ist 
nicht richtig, daß es nichts wert war. Es wird 
zwar immer wieder fälschlicherweise behauptet 
- das ist eine wirklich offenkundige Irre­
führung -, daß durch diese Gesetze nicht eine 
einzige Wohnung geschaffen wurde. Nie war 
es Aufgabe dieser Gesetze, Wohnungen zu 
schaffen. Dazu haben wir die Baugesetze. 
Dazu haben wir die Baufonds, den Wiederauf­
baufonds, den Bundes-Wohn- und - Siedlungs­
fonds und die Wohnbauförderungs­
gesetze. Diese Gesetze, das Wohnungsanfor­
derungsgesetz und das Neuvermietungsgesetz 
haben einzig und allein die Aufgabe gehabt, 
den freiwerdenden Wohnraum gerecht zu ver­
teilen. Und das ist auch geschehen. Ich gebe 
zu, nicht in dem Ausmaß, als es wünschenswert 
gewesen wäre. Aber man kann sagen, im 
großen und ganzen haben diese Gesetze in der 
jetzigen Zeit ihren Zweck erfüllt. 

Wie schaute es in der Praxis aus ? Wenn 
ich vorher die Zahl von rund 8000 Wohnungen 
genannt habe, so ist zu bedenken, daß hier 
nicht mehr jene Wohnungen enthalten sind, 
die über drei Zimmer groß sind und daher 
nicht mehr dem Neuvermietungsgesetz unter­
lagen. Im Jahre 1 955 hat noch das Wohnungs­
anforderungsgesetz gegolten, damals sind 
schon nicht mehr alle Wohnungen, aber rund 
8000 Wohnungen an Wohnungswerber ver­
geben worden, deren Wohnungsbedürftigkeit 
nach den gesetzlichen Bestimmungen amtlich 
festgestellt wurde. Im Jahre 1956 hat es kein 
Wohnungsanforderungsgesetz gegeben. Es sind 
durch das Wohnungsamt nur mehr 547 'Voh­
nungswerber in Privathäuser eingewiesen 
worden. (Abg. Prin k e :  Das erste halbe Jahr 
hatten wir das Gesetz noch !) Nein, meines 
Wissens ist das Gesetz im Dezember abgelaufen. 
Es würde sonst diese niedrige Zahl 547 nicht 
zu verstehen sein. Sie werden mir sagen : 

warum ? Weil wir mit manchen Hausbesitzerll 
damals noch die Vereinbarung treffen kon nten, 
daß, wenn wir a,us Privathäusern Mieter 
hernusnehmen und sie in Gemeindewohllungen 
setzen, wir noch in diese privaten Wohnungen 
Wohnungswerber einweisen können. Ich sa,ge 
ausdrücklich : Rund 8000 Wohnungen wurden 
an anerkannt bedürftige 'V"ohnungsworber 
verge ben. Sie sagen : Ja, das war nur eine 
Dnrchlauferpost im Wohnungsamt. Schön, 
seien wir froh, da,ß wir schon zu solchen 
Lockerungen gekommen sind, und Herr N atio­
nalrat Prinke hat ja selber zugegeben, daß 
kein Zwang ausgeübt wurde, obwohl man 
immer wieder sagt" es ist eine Zwangsbewirt­
schaftung, eine Zwallgsgesetzgebung. Es ist 
kein Zwang ausgeübt worden, die Hausbesitzer 
haben die Möglichkeit der Auswahl unter den 
Bewerbern gehabt, allerdings unter jenen 
Bewerbern, die den gesetzlichen Bedingungen 
entsprochen haben. 

Aber nun hören wir, daß Bedenken gegen 
eine Verlängerung bestehen, gleichzeitig hören 
wir aber auch, daß die Österreichische Volks­
partei dafür sei, daß keine Wohnung leersteht, 
sondern daß sie bezogen wird. Sie ist dafür, 
daß die Bedürftigen in die Wohnungen hinein­
kommen. Ja, meine Damen und Herren, 
was hindert uns denn, die Regelungen dafür 
zu treffen, daß es wirklich so geht ? Ich frage 
mich : Wozu haben wir überhaupt die privaten 
Wohnungen, wenn sie nicht gleich bezogen 
werden sollen und wenn nicht die Bedürftigen 
hineinkommen ? Das ist doch der Sinn und 
Zweck der Wohnungen, daß sie bewohnt 
werden, und nicht, daß sie leerstehen. 

Nun ist hier auch über die Verhältnisse 
hinsichtlich der Ausgebombten, die nicht nur 
Wien, sondern auch die anderen Gemeinden 
bet!effen, gesprochen worden. Es wird immer 
wieder verlangt, daß die Gemeinden die Aus­
gebombten unterbringen sollen. Ich stelle fest, 
das haben die Gemeinden getan. (Abg. 
Pri n k e :  Vom Wiederaufbau !) Ja, das haben 
die Ge-meinden getan. Es gibt Gemeindon, 
deren Wohnhäuser auch bombenzerstört 
waren und die deshalb mit gleichem Recht 
die Mittel des Fonds in Anspruch genommen 
haben. Aber die Gemeinden haben viel mehr 
Bombengeschädigte untergebracht, als es ihren 
bombenbeschädigten Wohnungen entsprochen 
hat. 

Und der Herr Nationalrat Prinke hat in 
Offenheit - es is t das erste Mal, daß der 
Nationalrat diese Zahlen hört heute 
bekanntgegeben, wie das tatsächlich beim 
Wohnungseigentum ausschaut. Er sagt, in 
ganz Österreich gibt es ungefähr 20.000 
Eigentumswohnungen und in diesen 20.000 
Wohnungen sind ungefähr 20 Prozent Ausge-
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bombte, also 80 Prozent Mieter, die nicht ausge- Meine Damen und Herren 1 Sie müssen ver­
bombt sind. Von 20.000 sind 20 Prozent 4000. stehen, daß das ein unnatürlicher Zustand 
Somit sind von 20.000 Inhabern von Eigentums- ist und daß sich natürlich die Menschen 
wohnungen 4000 Ausgebombte und 16.000 dagegen auflehnen, (laß eine solche ungerechte 
solche, (lie nicht ausgebombt wurden. (Abg. Regelung getroffen wird. 
Pr i n k e :  Bei der Gemeinde Wien sind e8 nur 
'l Prozent I) Augenblick ! Aber wir haben 
viel mehr als 7 Prozent untergebracht. Nein, 
nein, Herr Nationalrat ! Sie kennen gen au die 
Schlüsselzahlen. In Wien haben wir ungefähr 
60 Prozent der österreichischen Kriegsschäden. 
Im Wohnhaus-Wiederaufbaufonds gilt auch 
dieser Schlüssel. Ich nehme an, daß er nicht 
verändert wurde. Es sind also darunter in 
ganz Österreich 1 6.000 Nichtausgebombte. 
Wenn ich von diesen 1 6.000 den 'Viener Anteil 
nehme, also 60 Prozent, so heißt das, daß 
9600 Ausgebombte in den Eigentumswohnun­
gen nicht untergekommen sind, und die Last 
dieser 9600 Ausgebombten liegt auf der 
öffentlichen Hand, auf der Gemeinde Wien, 
obwohl sie für diese Wohnungsbedürfnisse aus 
dem Fonds keinen Groschen bekommen hat. 
( A bg. Pr i n k e : Das ist vollkommen falsch I) 
Ja, dann hätten Sie diese Zahl nicht sagen 
dürfen, Herr Nationalrat ; die kann man 
berechnen. (Abg. D e n g l e ?· :  Er hat aber 
dazugesctgt, Herr Bürgermeister, daß die Aus­
gebombten befriedigt wurden 1 ) Ja, aber von wem 
denn � Der Herr Nationalrat Prinke hat ja 
selber gesagt, daß sie von den Gemeinden 
befriedigt wurden ! (Abg. P r i n k e :  Das ist 
ja nicht wahr I) Selbstverständlich ! Es wird 
im stenographischen Protokoll drinnen­
stehen. 

Ich möchte aber nun, meine Damen und 
Herren, weil das also einen Zweifel erwecken 
kÖi1llte, einen Fall aus der letzten Zeit heraus­
greifen : Schenkendorfstraße 35, im 2 1 .  Bezirk, 
in meinem Heimatbezirk. Dort ist ein Wohnhaus 
gestanden mit 20 Parteien. Es war bomben­
beschädigt. Da 13 Jahre seit Kriegsende 
vergangen sind, kommt zu dem Bombenscha­
den der Zeitschaden dazu. Natürlich ist das 
Haus baufällig geworden und mußte goräumt 
werden . Von diesen 20 Pe,rteien sind 17 schon 
VOll der Gemeinde Wien untergebracht wor­
den, und es ist begreiflich, daß die restlichen 
drei mit absoluter Sicherheit damit rechnen, 
daß sie auch von der Gemeinde Wien unter­
gebracht werden. 

Herr Nationalrat Prinke hat auch wieder 
einige Ziffern gebracht. Ich kann sie ja  
schwer kontrollieren. Er hat dabei ausgerech­
net, daß die Gemeinde Wien ganz leicht 
in der Lage wäre, diese Obdachlosen unter­
zubringen. Ich glaube, Sie haben die Zahl 
8000 genannt. (Abg. P d n k e :  7000 I) Die 
könnten wir ja ganz leicht unterbringen. 
Ja, ich gebe zu, die Aufgabe wäre zu lösen, 
wenn diese Rate eine einmalige Rate wäre. 
(Abg. Prinke : Im Jahr fallen 2000 Obdach­
lose an I) Aber diese Fälle wachsen ja ständig 
nach, und Sie wissen sehr genau, daß wir 
heute nicht nur die sogenannte quantitative , 
sondern auch die qualitative Wohnungsmisere 
haben, und die Gesundheitsbehörden sind 
natürlich bereit, den hygienischen Bedingungen 
und Forderungen stärker nachzugeben, als 
sie das in der Vergangenheit getan haben. 
Ja, aber diese Fälle fallen der Gemeinde 
zur Last ! 

Man spricht nicht davon, daß es in Wien 
beispielsweise jährlich 600 bis 700 Hauswarte 
gibt, die von ihrem Dienstgeber gekündigt 
werden, weil sie alt sind. Sie gehen in die 
Rente, sie können die Arbeit nicht mehr 
machen. Nun sollte man annehmen, daß ein 
Hauswart, wenn er seinem Herrn und Gebieter 
20, 30 oder 40 Jahre treu gedient hat, dort eine 
Art Ausgedinge bekommen könnte. Nein ! 
Die Dienstwohnung unterliegt nicht dem 
Mietengesetz . Er wird gekündigt, und 
die Gemeinde Wien soll dann diese Hauswarte 
unterbringen. (Abg. Prin k e :  Wo soll denn 
der Hausbesorger hin ? Es ist ja nur e i n  e 
Wohnung dafür da I) Aber entschuldigen Sie, 
wieso kommt dann die Gemeinde dazu � Sie 
reden ja von diesen Dingen nicht ! Sie könnten 
hier höchstens sagen, Sie haben es bisher nicht 
gewußt. Aber diese Aufgaben sind da ! Ja 
wer bringt denn die Kranken unter und die 
Tbc-Fälle, wer bringt die alten Leute unter, 
die nicht mehr Stiegen steigen können � 
(Abg. P r i n k e :  Dafür soll ja der soziale 
Wohnbau da sein !) Einen Augenblick, meine 
Damen und Herren, dann beschränken Sie das, 
dann verlangen Sie nicht, daß die Gemeinde 
Wien alles macht. 

Ja, aber was geschieht dann ? Es steht schon 
die Tafel dort : "Eigentumswohnungen werden 

. vergeben" .  Das heißt, die Gemeinde Wien Als ich anläßlich des Ablaufens des Neu-
hat die Aufgabe zu übernehmen, Ausgebombte vermietungsgesetzes erklärt habe, daß ich 
unterzubringen, obwohl sie die für diesen Zweck für die Gemeinde Wien die Verantwortung 
vorgesehenen Mittel aus dem Wohnhaus- für die Folgen dieses Ablaufens ablehnen muß, 
Wiederaufbaufonds nicht bekommt. Und jene, hat man mir den Vorwurf gemacht, die 
die die Mittel in Anspruch nehmen, nehmen 

I 
Gemeinde gebe damit zu; daß sie versagt habe. 

keine Ausgebombten hinein ! (Abg. P r i n k e :  Ja, natürlich I) Bedenken Sie, 
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meine Damen und Herren, daß in Wien 
jährlich ungefähr allein 15.000 Eheschließungen 
sind. (Abg. Prin k e :  Die das Wohnungs­
eigentum unterbringen muß 1 - Heiterkeit 
bei der 8P(). - Abg. M a r k :  15.000 jährlich l ­
Weitere Zwischenrufe.) Wenn die Gemeinde 
Wien unter sehr großen Anstrengungen und 
unter Ausnützung der gesamten Baukapazität 
im Jahre ungefähr 6000 Wohnungen baut, 
so sehen Sie schon aus der Gegenüberstellung 
dieser zwei Zahlen, 6000 zu 15.000, daß 
es einfach unsinnig ist, von der Gemeinde 
Wien zu verlangen, daß sie alles befriedigt. 
Das ist nicht menschenmöglich. 

Sie sagen, ich hätte die Verantwortung 
abgelehnt. Ja, so geht das nicht, daß man eine 
Tat setzt und, wie ich gelesen habe, den Dank 
der Hausbesitzerorganisation einheimst 
und dann aber die Folgen den anderen zu 
tragen überläßt. Die Damen und Herren 
wissen sehr genau, daß die Sozialisten nie die 
Verantwortung gescheut haben und auch den 
Mut haben, etwas zu tragen. Aber wenn die 
Österreichische Volkspartei eine Handlung 
setzt, kann sie nicht verlangen, daß dann die 
Sozialistische Partei die Verantwortung dafür 
übernimmt. Das gibt es in der ganzen Welt 
nicht, und die OVP wäre selber sehr erstaunt, 
wenn wir einmal bei einem anderen Fall die 
gleiche Methode anwenden würden. 

Nun, ich habe also von den Hauswarten ge­
sprochen, von den Tbc-Kranken, von den 
überbelegten Wohnungen, die glücklicher­
weise auch dadurch entstehen, daß wir stei­
gende Geburtenziffern haben. Es wird nicht 
gesprochen von den Delogierten, es wurde nicht 
gesprochen von Zweckentfremdungen, wodurch 
auch Wohnraum verlorengeht und die Ge­
meinde Wien wieder neue Aufgaben bekommt. 
Und schließlich und endlich muß die Stadt 
Wien auch einen gewissen Zuzug an Bevöl­
kerung verdauen. Den haben wir glücklicher­
weise. Es wirkt sich nur etwas grotesk aus : 
Wenn von der Wiener Bevölkerung jemand 
abwandert, so wird in der Regel dadurch keine 
Wohnung frei, weil irgendein Familienmitglied 
weggeht. Aber jeder Zuzug, wenn er auch 
nur aus einer Person besteht, bedeutet eine 
Vermehrung des Wohnbedarfes. 

Und nun hat der Herr Nationalrat Prinke 
auch von den familiengerechteren Wohnungen 
gesprochen und vom Bau von Kleinstwoh­
nungen. Ich möchte nicht über das ganze 
Problem sprechen, sondern nur einen Gedan­
kengang richtigstelIen. Es stimmt, daß die 
Gemeinde Wien sehr kleine Wohnungen baut, 
-aber nur für alleinstehende Personen. (Abg. 
Pri n k e :  Das stimmt nicht, Herr Bürger-
meister I) Nur für alleinstehende Personen, 
und ich glaube nicht, daß wir von der Öster-

reichischen Volkspartei den Rat bekommen 
würden, wir sollten auch für alleinstehende 
Personen große "Vohnungen bauen. (Abg. 
Pri n k e :  Nein !) Diese Bedürfnisse der allein­
stehenden Personen sind vorhanden. Die 
Struktur unserer Bevölkerung ist so , daß dieser 
Bedarf vorhanden ist. (Abg. Prinke : Dagegen 
ist gar nichts einzuwenden I) Und wenn wir 
dem Untermieterelend beikommen wollen, 
dann geht es nur so, daß wir auch für allein­
stehende Personen Wohnungen bauen. Eine 
ähnliche Erscheinung haben wir, wenn wir 
für die alten Eheleute Wohnungen bauen 
und ihnen dadurch die Bewirtschaftung der 
bisherigen Wohnungen ersparen, ihnen aber 
auch ersparen, daß sie in der alten Form der 
Altersheime unterkommen müssen. 

Meine Damen und Herren ! Damit 
wollte ich Ihnen gezeigt haben, daß diese 
Probleme nicht so einfach sind, wie sie immer 
dargestellt wurden. Nun muß ich noch einmal 
auf dieses Neuvermietungsgesetz zurück­
kommen. Ich sage nochmals : So, die Mieter 
haben Ablösen verlangt ? Die Mieter sind also 
jene, die hohe Beträge verlangen ? (Abg. 
Prin k e :  Sogar die 8PÖ hat 80.000 8 verlangt !) 
Ja, diesen Fall kenne ich. Diesen einen Fall 
werden Sie immer im Kamin einschreiben. 
Das ist Ihr Paradefall ! Aber die anderen Fälle 
haben Sie noch nie nachgewiesen. Wenn ein 
Mieter stirbt und die Woh,nung dadurch frei 
wird, scheidet er schon als Fordernder aus. 
Meine Damen und Herren ! Wenn eine 
Wohnung zu vergeben ist, so vergibt sie ja 
nicht der weichende Mieter, sondern der Haus­
besitzer vergibt sie, und der ist überhaupt 
nicht gebunden an eine eventuelle Abmachung 
des früheren Mieters mit einem kommenden 
neuen. Und wenn behauptet wird, daß die Mieter 
die Ablöse verlangen, so ist das nur eine Be­
hauptung, für die bisher jeder Beweis schuldig 
geblieben ist. (Abg. A l t enb urger :  80 welt­
fremd sind Sie nicht, Herr Bürgermeiste1' ! -
Abg. Mark :  Da8 weißt du genau : Wenn der 
Hausbesitzer nicht will, kann der Mieter nichts 
machen !) 

Meine Damen und Herren ! Ich habe schon 
gesagt : Wenn die Österreichische Volkspartei 
gleich uns der Meinung ist, daß freiwerdende 
Wohnungen nicht leerstehen sollen, und wenn 
sie gleich uns der Meinung ist, daß in die freien 
Wohnungen die Bedürftigsten hineinkommen 
sollen, so glaube ich, dann ist der Weg (Abg. 
Grete Rehor :  Auch in die Gemeindewohnungen, 
Herr Bürgermeister !) - das gilt schon seit 
Jahrzehnten für die Gemeindewohnungen -, 
dann ist der Weg für eine neue gesetzliche 
Regelung offen. Meine Damen und Herren ! 
Was am 30. Juni beziehungsweise am 1 .  Juli 
eingetreten istl war ein schwerer Schlag 
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gegen die Interessen der Wohnungsuchenden, 
aber es war eine Aufmunterung für die Woh­
llungswucherer. (Anhaltender Beifall bei der 
8PÖ.) 

Präsident Böhm : Zum Wort gelangt noch 
der Herr Abgeordnete Prinke . 

Abgeordneter Prinke : Hohes Haus ! Die 
Ausführungen des Herrn Bürgermeisters zwin­
gen mich doch noch zu einigen Feststellungen. 
Er hat einleitend gesagt, daß das Ablaufen 
des Wohnungsanforderungsgesetzes seinerzeit 
tiefe Unzufriedenheit und Mißstimmung in 
der Bevölkerung hervorgerufen hat. Ich kann 
ihm sagen und versichern : Nicht nur das Ab­
laufen des Wohnungsanforderungsgesetzes hat 
in Teilen der Bevölkerung diese Zustände aus­
gelöst, sondern dieser Zustand der Unzufrieden­
heit und Mißstimmung herrscht in der ganzen 
Bevölkerung, die nach 'Wohnungen sucht. 
An den derzeitigen Zuständen, wie wir sie 
haben, trägt aber einzig und allein und 
ausschließlich die Sozialistische Partei die 
Schuld und auch die Verantwortung dafür. 
(Zustimmung bei der Ö V P. - Abg. March ­
ne r ,'  Und das Wohnungseigentum !) Ich 
komme auf das Wohnungseigentum auch 
zu sprechen. 

'Venn Sie gemeint haben, Ende 1956 sei 
das Erwachen bei der ÖVP gekommen, dann 
darf ich Ihnen sagen, es war kein Erwache�, 
sondern es war eine Erpressung, die die SPÖ 
an der ÖVP begangen hat. Weil sie ihre Zu­
stimmung zur Verlängerung der Wirtschafts­
gesetze nicht gegeben hat, die unbedingt 
notwendig waren, hat man uns damals das 
Wohnungsanforderullgsgesetz abgepreßt. (Abg. 
J 0 n a s " Ihre Redner haben dieses Gesetz sehr 
begrüßt !) Wir sind damals schon, Herr 
Bürgermeister, auf dem Standpunkt gestanden : 
Nur wenn eine Gesamtregelung stattfindet ! 
Wir lassen uns schon dreieinhalb Jahre von 
Ihnen mit dem Versprechen hinhalten, daß 
Sie bereit sind, über die Dinge generell zu 
reden, und bisher haben Sie Ihr Wort nicht 
gehalten. (Abg. J onas ,'  Dann wäre auch 
die Feststellung erlaubt, daß Ihr Vorgehen im 
Jahre 1958 auch eine Erpressung wa,r I) Bitte, 
schön, wenn Sie es so nehmen wollen (Abg. 
Jonas : Ja !) , dann können Sie es auch so 
nehmen. Wir wollen jedenfalls generelle Ver­
handlungen, meine Herren, wir wollen dieses 
Chaos, wie wir es heute vorfinden, nicht noch 
Jahre hinschleppen und dafür auch noch die 
Verantwortung tragen. Wir lassen uns in 
dieser Beziehung, so wie Sie es gerne ver­
suchen, den Schwarzen Peter nicht in die Hand 
drücken. 

Es könnten wohl Zweifel bestehen in bezug 
auf die 7000 Wohnungen, die durch das Neu­
vermietungsgesetz durch die Gemeinde Wien 

vergeben wurden. (Abg. Jonas :  Rund 8000 !) 
Herr Bürgermeister ! Das ist schon die dritte 
Zahl, die ich höre. Der Herr Staatssekretär 
Weikhal't sprach von 4000, der Herr Stadtrat 
GlasereI' von 7000 und Sie, Herr Bürgermeister, 
sprechen von 8000. (Abg. Jonas :  Genau 
7919 !) Aber, Herr Bürgermeister, Sie zählen 
ja hier nur die zurückgegebenen Scheine, Sie 
haben ja nicht die Wohnungen gezählt. (Abg. 
Kyse la ,' Das war 1956 !) Nein, es war die 
Rede vom Jahre 1957 im Wiener Rathaus. 
Ja, ich spreche aber vom Jahre 1957. Im 
Wiener Rathaus war von 7000 Wohnungen die 
Rede. Man hat nicht Wohnungen gezählt, die 
tatsächlich vergeben wurden, sondern die 
zurückgegebenen Vormerkscheine, und darin 
sind also alle anderen Wohnungen, die die 
Genossenschaften gebaut haben, die im Woh­
nungseigentum gebaut wurden, enthalten, wo 
die Leute Vormerkscheine hatten und die 
Scheine bei der Gemeinde abgegeben haben. 
(Abg. Jonas ,' Nein, nein ! Dann wären es 
viel mehr ! - Abg. Mar k :  Das sind doch mehr 
Wohnungen ! ) Nein, das sind die Scheine, 
die ausgegeben wurden, die sind gezählt worden. 

Ich möchte aber hier noch einen Irrtum 
richtigstellen. Wenn ich sagte : in den Häusern 
des Wohnungseigentums sind 20 Prozent Alt­
mieter, so ist das, Herr Bürgermeister, ein sehr 
hoher Prozentsatz, weil ich schon sagte, daß 
vielfach durch die Volumensvergrößerungen 
mehr Wohnungen enstanden sind. Es waren 
also gar nicht mehr Altmieter vorhanden. 
Bei uns, in meiner Vereinigung, kann ich Ihnen 
sagen, daß die Altmieter bis zu 90 Prozent 
befriedigt wurden ; nur wenn sie nicht wollten 
und keinen Anspruch darauf erhoben haben, 
sind sie nicht befriedigt worden. (Abg. J onas ,'  
Herr Nationalrat, dann hätten Sie die anderen 
auch nehmen können !) Es können also in den 
Häusern, auf die es ankommt, nicht mehr be­
friedigt werden. Aber darf ich Ihnen sagen : 
Beim Wohnungseigentum sind es wenigstens 
20 Prozent, aber die Gemeinde Wien hat mit 
Mitteln des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds in 
Wien 5000 Wohnungen gebaut, und in diesen 
5000 Wohnungen sind nur 7 Prozent Alt­
mieter, Herr Bürgermeister ! Also jetzt er­
klären Sie mir hier den Unterschied zwischen 
20 Prozent und 7 Prozent. (Abg. A l ten burger " 
Das ist der soziale Wohnungsbau ! - Abg. 
Jonas ,' Ja, ein sozia.ler Wohnhausbau ! Wir 
haben nicht mtr unsere alten Miete-r unter­
gebracht, sondern, wie Herr Nationalrat Prinke 
gesagt hat, a'ltch die anderen !) Das ist Ihre 
Pflicht, Herr Bürgermeister ! Das verlangt ja 
das Gesetz, daß die Altrnieter, wenn sie nicht 
untergebracht werden konnten, eben in anderen 
Häusern, die mit dem Wohnhaus-Wiederauf­
baufonds errichtet wurden (Abg. M archne r ,'  
Für W ohnungseigentumsjabrikanten, die die 
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Wohnungen verkaufen können !) , unterzubrin­
gen sind. (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
J o nas.) Ich habe Ihnen schon gesagt, worum 
es geht. Da sind wir aber nicht dazugekommen, 
diese Regelung zu treffen. (Abg. Rosa J 0 c h­
man n :  Ich könnte Ihnen von Simmering einige 
Parteien sagen, die in ihre W ohmmg nicht ein­
ziehen konnten ! - Zwischenruf de8 Abg. 
J o nas. - Präsident Böhm gibt das Glocken­
zeichen.) Die Gemeinde hat nach dem Wohn­
haus-Wiederaufbaugesetz die gesetzliche Ver­
pflichtung - ich wiederhole und unter­
streiche das -, die nichtbefriedigten Altmieter 
in den Häusern unterzubringen, die mit Mit­
teln des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds aufge­
baut werden . Das hat die Gemeinde versäumt 
und nicht getan, Herr Bürgermeister ! 

Und wenn auch von der Zweckentfremdung 
die Rede war, Herr Bürgermeister . . .  ( N euer­
licher Zwischenruf des Abg. J onas.) Das weiß 
ich ja, ich spreche .von den 20.000, sie sind alle 
gemeint. Nicht nur der Verein allein. 

Wenn der Herr Bürgermeister von der 
Zweckentfremdung der Wohnungen gespro­
chen hat - nach dem W ohnungsanforderungs­
gesetz und nach dem Neuvermietungsgesetz 
war ja eine Zweckentfremdung der Wohnungen 
untersagt. Es konnte eine Wohnung nur umge­
wandelt werden, wenn die Gemeinde die Zu­
stimmung gegeben hat. Hat die Gemeinde 
Wien solche Zustimmungen gegeben ? Wenn 
nein, dann kann auch keine Zweckentfremdung 
stattgefunden haben, weil es das Gesetz ver­
boten hat. (Abg. Jonas : Trotzdem ! Sie 
wissen es ja genau !) Oder es kann sich um 
Wohnungen handeln, die für Wohnzwecke 
nicht mehr geeignet sind, aber eine andere 
Zweckentfremdung war nicht möglich. 

Wenn Sie weiter sagen, daß die jungen Ehe­
paare untergebracht werden müssen - Herr 
Bürgermeister, ich lade Sie ein, trotz Ihrer 
Gegnerschaft zum Wohnungseigentum : Be­
suchen Sie einmal die Eigentumswohnungen ! 
(Abg. Rosa Jochmann : Besuchen Sie die 
unseren !) Ich führe Sie gern in diese Woh­
nungen und werde Ihnen diese jungen Ehe­
paare und auch das Glück zeigen (Abg. Rosa 
Jochman n :  Das können wir genauso zeigen I), 
das in diesen Familien wohnt, weil es ge­
lungen ist, wirklich Familien zu gründen, 
wo auch schon viele Kinder zur Welt ge­
kommen sind ; Familien, die eine wirkliche 
Freiheit in diesen Eigentumswohnungen kennen­
gelernt haben (Bei fall bei der (J V P), Freiheit 
deshalb, weil sie nicht gezwungen waren, die 
Protektion eines politischen Vertrauensmannes 
in Anspruch zu nehmen, wie wir es heute in 
Gemeindehäusern konstatieren müssen, wo 
nicht die Bedürftigen untergebracht werden, 
sondern wo nach dem Parteibuch die Größe 

und Lage der Wohnung bemessen wird. 
(Abg. Rosa Jochm ann : Jetzt zeigen Sie Ihr 
wahres Gesicht I) Und wenn Sie also sagen . . .  

(N e1lerliche Zwischenrufe bei den Sozialisten.) 
Ja, jawohl ! Auf diese Rede gehört auch die 
entsprechende Antwort. Und 'wenn also ge ­

sagt wird, Kleinstwohnungen müssen gebaut 
werden für Alleinstehende, für alte ]�eute : 
Selbstverständlich werden wir Sie jedenmit 
dabei unterstützen. Aber, Herr Bürgerm('ister, 
Kleinstwohnungen für drei Personen, mit 
einem Kind, mit 35 Quadratmetern . . . (Abg. 
J 0 na,s : Aber das ist falsch !) Wie viele solcher 
Gemeindemieter soll ich Ihnen bringen � (Abg. 
Jonas : Aber das 1:st falsch !) \Vas ist falsch 1 
(Abg. J onas : Was Sie da jetzt sagen I) So ? 
Dann gehen Sie -hinaus in den 10.  Bezirk, da 
werden Sie hunderte Wohnungen finden, die 
35 Quadratmeter haben und Ehepaare mit 
Kindern beherbergen. Dann darf man nicht 
sagen : Die Wohnungen sind, nur gebaut wor­
den für alte, alleinstehende Leute ! (Zwischen­
rufe bei der SPÖ. - Abg. Pölz e r :  Das war 
das Schnellbauprogramm !) Das Schnellbau­
programm, wo Sie den Leuten versprochen 
haben, wenn sich die Familie vergrößert, 
wird sich die Wohnung mitvergrößern ! Die 
Familie hat sich vergrößert, aber die Wohnung 
ist gleich klein geblieben ! Man kann also, 
Herr Bürgermeister, mit diesen Argumenten 
nicht gegcn sachliche Argumente polemisieren. 
Ich stelle fest, nicht die ÖVP hat cine Hand­
lung gesetzt . . .  (Abg. Rosa Jochman n :  
Das sind keine sachlichen Arg'ltmente I) 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Hören wir den Redner an ! (Abg. Rosa J o ch­
mann: Aber das ist wirklich schwer ! - Heiter­
keit. - Abg. Rosa Jochmann: Das ist wirk­
lich schwer, weil das nicht stimmt ! Man 
kann nicht zuhören !) 

Abgeordneter Prinke (fortsetzend) : Dann 
gehen Sie hinaus, gnädige Frau, es steht 
Ihnen frei ! (Abg. Rosa Jochmann: Wenn man 
hinausgeht, hört man die Rede nicht !) 

Der Herr Bürgermeister hat gemeint, die ÖVP 
habe eine Handlung gesetzt mit dem Ablaufen­
lassen des Neuvermietungsgesetzes, und sie sei 
dafür verantwortlich. So leicht kommen Sie 
nicht aus dem Spiel, Herr Bürgermeister ! (Abg . 
J onas: Ich bin gar nicht drinnen im Spiel, 
Sie sind drinnen !) Ja, Sie haben sich heraus­
gehalten, um sagen zu können : ich war 
nicht dabei ! Aber wir werden es nicht ver­
antworten. Sie werden es mit uns verant. 
worten, meine Damen und Herren, weil 
wir eine Koalition haben und der Koalitions­
ausschuß beschlossen hat, das Neuvermietungs­
gesetz nicht mehr zu verlängern ! Wir haben 
also die Handlungen nicht gesetzt . . .  (A bg. 
Ol ah: Das, Kollege Prinke, stimmt nicht ! 
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Lebhafte Zwischenrufe bei der SpD.) Ge­
meinsam wer<;len wir die Verantwortung tragen, 
und wir scheuen uns nicht, die Verantwortung 
zu tragen ! Wir wollen Sie an den Verhandlungs­
tisch bringen ! Ich habe es offen gesagt, was 
wir anstreben. Sind Sie bereit, mit uns das 
Reformprogramm zu machen, dann werden 
wir uns den Sommer hindurch mit Ihnen 
hinsetzen, werden auf jeden Urlaub verzichten 
und diese Arbeit leisten ! (Beifall bei der 
Ö V  P.) Aber von hintenherum so zu tun, 
als sei man der Unschuldsengel, das geht 
nicht an, denn wenn man sich die Politik 
gerade in Wien ansieht, muß man feststellen, 
daß sie weit davon entfernt ist, den Be­
dürftigen zu dienen, aber den Bedürfnissen 
der Sozialistischen Partei ! (Beifall bei der 
Ö VP.) 

Präsident Böhm: Zum Wort gemeldet ist 
noch der Herr Abgeordnete Olah. 

Abgeordneter Olah : Hohes Haus ! Ich habe 
nur eine Feststellung zu machen. Der Herr 
Abgeordnete Prinke hat hier behauptet, der 
Koalitionsausschuß hätte beschlossen, das Neu­
vermietungsgesetz nicht mehr zu verlängern. 
Ich stelle dazu fest, daß im Koalitionsausschuß 
bei einigen Verhandlungen - ich glaube, es 

waren bis zu sechs Gelegenheiten über die 
Frage des Neuvermietungsgesetzes gesprochen 
worden ist. Es ist dazu festzustellen, daß die 
sozialistischen Vertreter im Koalitionsaus­
schuß die Verlängerung des Neuvermietungs­
gesetzes verlangt haben und daß die Ver­
treter der Österreichischen Volkspartei es 
abgelehnt haben. (Hört ! Hört !-Rufe bei der 
SPÖ. - Abg. M archner: So schaut die "objek­
tive" Darstellung aus ! - Abg. Mark: So 
ungefähr ist auch der Wahrheitsgehalt seiner 
anderen Ausführungen !) 

Präsident Böhm: Zum Wort ' ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A bs timm'tl ng  wird der Gesetz­
entwurf in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung in zwei t er  und dri t t er  Lesung 
e ins timmig zum Beschluß erhoben. 

Präsident Böhm: Die Tagesordnung ist 
damit ers c h öp ft .  (Abg. Dengler: Wir auch !) 
Geschieht euch recht ! (Heiterkeit.) 

Die nächste Sitzung ist für morgen, Donners­
tag, 10. Juli, 9 Uhr vormittag, einberufen. Die 
Tagesordnung ist bereits verteilt. 

Die Sitzung ist g e s c hl o s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 20 lThr 20 Minuten 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 8362 58 
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